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Drucksache 2751 


Der Bundesminister der Finanzen 

II a/6 — A 0265 — B — 105/57 


Bonn, den 15. Mai 1961 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Entlastung der Bundesregierung wegen der 
Bundeshaushaltsrechnungen für die Rechnungs- 
jahre 1957 und 1958 auf Grund der Bemerkun- 
gen des Bundesrechnungshofes 


Gemäß § 108 Abs. 1 der Reichshaushaltsordnung übermittle ich 
hiermit die Bemerkungen des Bundesrechnungshofes zu den 
Bundeshaushaltsrechnungen für die Rechnungsjahre 1957 (An- 
lage A) und 1958 (Anlage B) (einschließlich Vermögensrech- 
nung) mit der Bitte, die Entlastung der Bundesregierung wegen 
der Bundeshaushaltsrechnungen 1957 und 1958 herbeizuführen. 

Ferner ist 

ein Bericht des Bundesrechnungshofes über die Prüfung von 
Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit (Anlage C) 
sowie 

die Denkschrift des Präsidenten des Bundesrechnungshofes 
vom 5. April 1961 (Anlage D) 

beigefügt. 

Gleichzeitig übersende ich als Grundlage für die Entlastung der 
Bundesregierung (Anlage E) 

beglaubigte Abschriften der Erklärungen des Unteraus- 
schusses des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundes- 
tages und des ‘Präsidenten des Bundesrechnungshofes über 
die Prüfung der Jahresrechnungen für die Rechnungsjahre 
1957 und 1958 über Einnahmen und Ausgaben des Bundes- 
nachrichtendienstes gemäß § 89 der Reichshaushaltsordnung 
sowie 

beglaubigte Abschriften der Erklärungen des Präsidenten 
des Bundesrechnungshofes über die Prüfung der Jahresrech- 
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nungen für die Rechnungsjahre 1957 und 1958 gemäß § 89 

a, a. O. betreffend die Ausgaben bei 

Kap. 04 01 Tit. 300 — Zur Verfügung des Bundeskanzlers 

zu allgemeinen Zwecken, 

Kap. 04 03 Tit. 300 — Zur Verfügung des Bundeskanzlers 

zur Förderung des Informations- 
wesens, 

Kap. 14 01 Tit. 302 — Zur Verfügung des Bundesministers 

für Verteidigung für Zwecke des 
militärischen Abschirmdienstes, 

Kap. 06 09 Tit. 300 — Für Zwecke des Verfassungsschutzes. 

Den gleichen Antrag habe ich an den Herrn Präsidenten des 
Bundesrates gerichtet. 

Etzel 
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Bemerkungen 

des Bundesrechnungshofes zu der Bundeshaushalts- 
rechnung für das Rechnungsjahr 1957 
(einschließlich Bundesvermögensrechnung) 
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Allgemeines 


1. Der Bundesrechnungshof legt seine Bemer- 
kungen zur Bundeshaushaltsrechnung und zur 
Bundesvermögensrechnung für das Rechnungs- 
jahr 1957 hiermit vor. Sie bilden die Grundlage 
für die Beschlüsse des Bundestages und des 
Bundesrates über die Entlastung der Bundes- 
regierung (Artikel 114 Abs. 2 Satz 2 GG). 


* 


Stand der Entlastung 
für das Rechnungsjahr 1955 

2. Der Bundestag hat am 27. Januar 1960 auf 
Grund des Mündlichen Berichts des Haushalts- 
ausschusses beschlossen, 

a) die in der Bundeshaushaltsrechnung fest- 

gestellten über- und außerplanmäßigen Aus- 
gaben nach § 83 RHO nachträglich zu ge- : 
nehmigen, | 

b) die vom Bundesrechnungshof in seinen Be- | 
merkungen zur Bundeshaushaltsrechnung 
festgestellten über- und außerplanmäßigen 
Ausgaben nachträglich zu genehmigen und 
die Bemerkungen des Bundesrechnungshofes 
bis auf die Vorbehalte (§ 107 Abs. 4, § 108 . 
Abs. 2 RHO) für erledigt zu erklären, 

c) die Bundesregierung wegen der Bundes- 
haushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 
1955 — einschließlich Vermögensrechnung — 
zu entlasten (Artikel 114 Abs. 2 Satz 2 GG, 

§ 108 Abs. 1 und 2 RHO). 

Der Bundesrat hat bereits am 7. Juni 1957 die 
in der Bundeshaushaltsrechnung für das Rech- 
nungsjahr 1955 festgestellten über- und außer- 
planmäßigen Ausgaben nachträglich genehmigt 
und die Bundesregierung am 14. November 1958 
entlastet. 

Die Entlastung für das Rechnungsjahr 1955 ist 
abgeschlossen. 


Stand der Entlastung 
für das Rechnungsjahr 1956 

3. Der Bundestag hat am 20. Januar 1961 auf 
Grund des Mündlichen Berichts des Haushalts- 
ausschusses beschlossen, 

a) die vom Bundesrechnungshof in seinen Be- 
merkungen zu der Bundeshaushaltsrechnung 
für das Rechnungsjahr 1956 — Anlage A der 
Drucksache 1518 — - festgestellten über- und 
außerplanmäßigen Ausgaben nachträglich zu 
genehmigen und die Bemerkungen des 
Bundesrechnungshofes zu der Bundeshaus- 
haltsrechnung für das Rechnungsjahr 1956 
bis auf die Vorbehalte (§ 107 Abs. 4, § 108 
Abs. 2 RHO) für erledigt zu erklären; 

b) die Bundesregierung wegen der Bundeshaus- 
haltsrechnung für das Rechnungsjahr 1956 
(einschließlich Vermögensrechnung) gemäß 
Artikel 114 Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes 
und § 108 Abs. 1 und 2 RHO zu entlasten. 

Der Bundesrat hatte die Entlastung bereits er- 
teilt und — ebenso wie der Bundestag — die in 
der Bundeshaushaltsrechnung 1956 festgestell- 
ten über- und außerplanmäßigen Ausgaben 
nachträglich genehmigt (§ 83 RHO). 

Die Entlastung für das Rechnungsjahr 1956 ist 
damit abgeschlossen. 




Genehmigung der in der Bundeshaushalts- 
rechnung für das Rechnungsjahr 1957 
festgestellten über- und außerplanmäßigen 
Ausgaben 

4. Der Bundesrat hat am 23. Oktober 1959, der 
Bundestag am 27. Januar 1960 nach § 83 RHO 
die Genehmigung beschlossen. 
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Bemerkungen nach § 107 Abs. 1 Nr. 1 RHO 



Rechnungsergebnis des ordentlichen Haushalts für 

das Rechnungsjahr 

1957 



Einnahme 

Ausgabe 



DM 

DM 

5. d) 

Nach dem Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1957 
beträgt das Haushaltssoll 

35 448 402 900,— 

35 448 402 900,— 

b) 

Hinzu treten die aus dem Rechnungsjahr 1956 übernom- 
menen Haushaltsreste (vgl. Abschn. II A/4 des Vorberichts 
zur Bundeshaushaltsrechnung S. XXIII/XXIV) mit . . . 


5 082 551 311,91 

C) 

Summe der Sollbeträge und der aus dem Rechnungsjahr 
1956 übernommenen Haushaltsreste 

35 448 402 900,— 

40 530 954 211,91 

d) 

Nach der Bundeshaushaltsrechnung 1957 betragen die Ist- 

Einnahmen und die Ist-Ausgaben 

(mithin kassenmäßige Mehreinnahme: 744 237 422,78 DM) 

35 326 195 155,25 

34 581 957 732,47 

e) 

Flinzu treten die am Schluß des Rechnungsjahres 1957 ver- 
bliebenen Haushaltsreste, die auf das Rechnungsjahr 1958 
übertragen sind und das Rechnungsjahr 1957 wie wirklich 
entstandene Ausgaben belasten, mit 


7 274 992 942,14 

f) 

Summe der Ist-Beträge und der am Schluß des Rechnungs- 
jahres 1957 verbliebenen Haushaltsreste 

35 326 195 155,25 

41 856 950 674,61 

g) 

Gegenüber der Summe der Sollbeträge und der aus dem 
Rechnungsjahr 1956 übernommenen Haushaltsreste (c) be- 
trägt die Mindereinnahme/Mehrausgabe 

122 207 744,75 

1 325 996 462,70 

h) 

Mithin Fehlbetrag des Rechnungsjahres 1957 (§§ 75, 77 RHO) 

1 448 204 207,45 DM ') 


Der Fehlbetrag hätte nach § 75 Satz 1 RHO spätestens in den Bundeshaus- 
haltsplan für das Rechnungsjahr 1959 als ordentliche Ausgabe eingestellt 
werden müssen. Nach § 6 des Haushaltsgesetzes 1959 war jedoch § 75 Satz 1 
RHO im Rechnungsjahr 1959 nicht anzuwenden. 

Dem Fehlbetrag ist ein Betrag von 2 980 872 705,66 DM 

zuzurechnen, den der Bundesminister der Finanzen zur Deckung von Aus- 
gaben des ordentlichen Haushalts 1957 aus der kassenmäßigen Mehrein- 
nahme des ordentlichen Haushalts 1955 entnommen hat. “) 

Der Betrag ist auf dem Bestandskonto „Kassenminderausgabe aus dem Rech- 
nungsjahr 1955^^ der Bundeshauptkasse verausgabt und im ordentlichen 
Haushalt bei Kap. 60 02 Tit. apl. 99 vereinnahmt worden (vgl. die Begrün- 
dung zu Kap. 60 02 Tit. apl. 99 der Bundeshaushaltsrechnung 1957, S. 2173). 

Andererseits hat der Bundesminister der Finanzen die kassenmäßige Mehr- 
ausgabe des außerordentlichen Haushalts 1957 unmittelbar vor dem Ab- 
schluß durch einen Zuschuß aus dem ordentlichen Haushalt 1957 in Höhe 

von 1 506 378 754,76 DM 

abgedeckt. 

Der Betrag ist im ordentlichen Haushalt bei Kap. 6002 Tit. apl. 998 veraus- 
gabt und im außerordentlichen Haushalt bei Kap^ A 60 02 Tit. apl. 98 
vereinnahmt worden (vgl. die Begründung in der Anlage I zur Bundeshaus- 
haltsrechnung 1957, S. 2436) 

Ohne diese Buchungen hätte sich beim ordentlichen Haushalt für das Rech- 


nungsjahr 1957 ein Fehlbetrag in Höhe von 2 922 698 158, 35 DM 

ergeben. 

Anmerkung 

0 Das sind die am Schluß des Rechnungsjahres 1957 verbliebenen Haushaltsreste nach e) . . 7 274 992 942,14 DM 
vermindert um die aus dem Rechnungsjahr 1956 übernommenen Haushaltsreste nach b) . . 5 082 551 311,91 DM 

2 192 441 630,23 DM 

vermindert um die kassenmäßige Mehreinnahme nach d) 744 237 422,78 DM 

1 448 204 207,45 DM 


-) Ein Teilbetrag von 91 273 879,07 DM der kassenmäßigen Mehreinnahme des Rechnungsjahres 1955 ist bereits im 
Rechnungsjahr 1956 zum Ausgleich der kassenmäßigen Mehrausgabe des ordentlichen Haushalts 1956 bei Kap. 6002 
Tit. apl. 98 a als Einnahme gebucht worden. 
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Nach diesem Ergebnis war für die Zuweisung 
der 1 506 378 754,76 DM an den außerordent- 
lichen Haushalt kein Raum. Der Bundesrech- 
nungshof hat bereits in seinen Bemerkungen zu 
den Bundeshaushaltsrechnungen für die Rech- j 
nungsjahre 1951 (S. 7 Nr. 8) und 1955 (S. 7 Nr. 5) | 
dargelegt, daß derartige außerplanmäßige über- : 
Weisungen an den außerordentlichen Haushalt I 
nur bis zur Höhe eines Überschusses im Sinne ' 
des § 75 RHO durchgeführt werden dürfen. ! 
Durch den Zuschuß des ordentlichen Haushalts : 
an den außerordentlichen Haushalt scheint das | 
Ergebnis der Rechnung des ordentlichen Haus- 
halts erheblich ungünstiger, als es tatsächlich 
ist. Das Gesamtergebnis der Bundeshaushalts- 
rechnung 1957 (ordentlicher Haushalt und außer- 
ordentlicher Haushalt zusammengerechnet) ist 
jedoch nicht beeinflußt worden. 


* 


6. Zur Deckung von Ausgaben des ordentlichen | 
Haushalts für das Rechnungsjahr 1957 hat der 
Bundesminister der Finanzen dem Bestands- 
konto bei der Bundeshauptkasse „Kassenmin- 
derausgabe aus dem Rechnungsjahr 1955" einen 
Betrag von rd. 2 980,9 Mio DM entnommen. Das 
Bestandskonto von ursprünglich rd. 3 072,2 Mio 
DM ist nunmehr aufgelöst (vgl. auch S. 6 Nr. 5, | 


Anmerkung 2). Der Bundesminister hat damit 
im Rechnungsjahr 1957 das gleiche Verfahren 
wie im Rechnungsjahr 1956 angewandt. Der 
Bundesrechnungshof hat in seinen Bemerkungen 
zur Bundeshaushaltsrechnung 1956 — Druck- 
sache 1518 der 3. Wahlperiode, S. 6/7 Nr. 5 — 
dargelegt, daß dieses Verfahren unzulässig ist. 
Der Deutsche Bundestag ist dieser Beanstan- 
dung im Rahmen der Entlastung der Bundes- 
regierung grundsätzlich beigetreten. 


* 


7. Die Ausgabereste, die am Schluß des Rech- 
nungsjahres 1956 rd. 4 993,8 Mio DM betrugen, 
wurden bei der Übernahme in das Rechnungs- 
jahr 1957 infolge Übertragung von Ausgabe- 
ansätzen aus dem außerordentlichen Haushalt 
in den ordentlichen Haushalt mit einem um rd. 
88,7 Mio DM höheren Betrage, also mit rd. 
5 082,5 Mio DM ausgewiesen [vgl. S. 6 Nr. 5 b)]; 
sie haben sich auf rd. 7 275 Mio DM am Schluß 
des Rechnungsjahres 1957 erhöht [vgl. S. 6 
Nr. 5 e)]. Die Ausgabereste machen damit rd. 
21 V. H. der Ist-Ausgaben aus. Von den am 
Schluß des Rechnungsjahres 1957 verbliebenen 
Ausgaberesten entfallen allein rd. 5 166 Mio DM 
rd. 15 V. H. der Ist-Ausgaben) auf den Epl. 14 
(Bundesminister für Verteidigung). 
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Rechnungsergebnis des außerordentlichen Haushalts für das Rechnungsjahr 1957 


Einnahme Ausgabe 

DM DM 


8. a) Nach dem Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1957 

beträgt das Haushaltssoll 1 945 365 700, — 1 945 365 700, — 

b) Hinzu treten die aus dem Rechnungsjahr 1956 übernomme- 
nen Haushaltsreste (vgl. Abschn. II A/4 des Vorberichts 

zur Bundeshaushaltsrechnung S. XXIII/XXIV) mit ... — 1 004 103 338,69 

c) Summe der Sollbeträge und der aus dem Rechnungsjahr 

1956 übernommenen Haushaltsreste 1 945 365 700, — 2 949 469 038,69 


d) Nach der Bundeshaushaltsrechnung 1957 betragen die Ist- 

Einnahmen und die Ist-Ausgaben 1 706 477 222,12'^) 1 706 477 222,12 


e) Hinzu treten die am Schluß des Rechnungsjahres 1957 ver- 
bliebenen Haushaltsreste, die auf das Rechnungsjahr 1958 
übertragen sind und das Rechnungsjahr 1957 wie wirklich 

entstandene Ausgaben belasten, mit — 835 667 187,68 


f) Summe der Ist-Beträge und der am Schluß des Rechnungs- 
jahres 1957 verbliebenen Haushaltsreste 1 706 477 222,12 2 542 144 409,80 

g) Gegenüber der Summe der Sollbeträge und der aus dem 

Rechnungsjahr 1956 übernommenen Haushaltsreste (c) be- 
trägt die Mindereinnahme/Minderausgabe 238 888 477,88 407 324 628,89 


h) Mithin Überschuß des Rechnungsjahres 1957 (§§ 75, 77 RHO) 168 436 151,01 ^) 


Ohne den Beitrag des ordentlichen Haushalts an den außerordentlichen Haushalt (vgl. S. 6 Nr. 5) 
hätte sich beim außerordentlichen Haushalt ein Fehlbetrag von 1 506 378 754,76 DM -- 168 436 151,01 
DM - 1 337 942 603,75 DM ergeben. 

Mit Rücksicht auf die Kassenlage des Bundes hat der Bundesminister der Finanzen von der ihm er- 
teilten Ermächtigung zur Beschaffung von Geldmitteln im Wege des Kredits zur Deckung von Aus- 
gaben des außerordentlichen Haushalts keinen Gebrauch gemacht. 


* 


Anmerkung 

•3 In dem Betrag sind die aus der Rechnung des ordentlichen Haushalts in die Rechnung des außerordentlichen Haus- 
halts übertragenen 1 506 378 754,76 DM enthalten (vgl. S, 6 Nr. 5). 


') Das ist der Unterschied zwischen den aus dem Rechnungsjahr 1956 übernommenen Haushalts- 


resten nach b) mit 1 004 103 388,69 DM 

und den am Schluß des Rechnungsjahres 1957 verbliebenen Haushaltsresten nach e) mit . . 835 667 187,68 DM 

168 436 151,01 DM 
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9. An ungedeckten Fehlbeträgen waren am Ende des Rechnungsjahres 1957 vorhanden: 


aus dem Rechnungsjahr 1949 (vgl. S. 5 Nr. 2 der Bemerkungen 1949/50) . . 130 208 317,90 DM 

aus dem Rechnungsjahr 1950 (vgl. S. 8 Nr. 3 der Bemerkungen 1949/50) . . 188 571 948,52 DM 

Der Unterschied zu dem dort genannten Betrag von 188 571 934,18 DM ist 
durch Abrundung entstanden. 

aus dem Rechnungsjahr 1951 (vgl. S. 10 Nr. 11 der Bemerkungen 1951) . . 340 488 722,87 DM 

aus dem Rechnungsjahr 1952 (vgl. S. 9 Nr. 12 der Bemerkungen 1952) . . 258 732 287,98 DM 

aus dem Rechnungsjahr 1953 (vgl. S. 11 Nr. 9 der Bemerkungen 1953) . . 508 800 412,46 DM 

aus dem Rechnungsjahr 1954 (vgl. S. 8 Nr. 9 der Bemerkungen 1954) . . . 697 312 559,66 DM 

aus dem Rechnungsjahr 1955 (vgl. S. 8 Nr. 7 der Bemerkungen 1955) ... 1 132 634 571,95 DM 

aus dem Rechnungsjahr 1956 — außerordentlicher Haushalt — [vgl. S. 8 

Nr. 7h) der Bemerkungen 1956] 590 526 217,88 DM 

aus dem Rechnungsjahr 1957 — ordentlicher Haus- 
halt — [vgl. S. 6 Nr. 5 h)] 1 448 204 207,45 

— außerordentlicher Haushalt — [vgl. S. 8 Nr. 8 h)] “ 168 436 151,01 -- 1 279 768 056,44 DM 


Die Aufrechnung des Überschusses im außerordentlichen Haushalt gegen 
den Fehlbetrag im ordentlichen Haushalt erscheint gerechtfertigt, weil der 
Uberschuß im außerordentlichen Haushalt durch den Zuschuß des ordent- 
lichen Haushalts entstanden ist (vgl. S. 7 Nr. 5). 

Außerdem sind für die aus der kassenmäßigen Mehr- 
einnahme 1955 verwendeten Beträge, und zwar im 
Rechnungsjahr 1956 (vgl. S. 7 Nr. 4 der Bemerkungen 
1956) von 91 273 879,07 


und im Rechnungsjahr 1957 (vgl. S. 6 Nr. 5) von . . 2 980 872 705,66 — 3 072 146 584,73 DM 

haushaltsmäßig Deckungsmittel zu beschaffen. 

Der ordentliche Haushalt für das Rechnungsjahr 1956 hat mit einem Uber- 
schuß von 832 766 973,35 DM 

abgeschlossen [vgl. S. 6 Nr. 4. h) der Bemerkungen 1956). Dieser Überschuß 
ist mit ungedeckten Fehlbeträgen verrechnet worden. 

Insgesamt sind aus den Rechnungsjahren 1949 bis 1957 noch zu decken . . 7 366 422 707,04 DM 


Die Bundeshaushaltspläne für die Rechnungsjahre 1958 und 1959 sehen Mittel „zur Deckung von Fehl- 
beträgen'' nicht vor; nach den Haushaltsgesetzen für diese Rechnungsjahre war § 75 Satz 1 der Reichs- 
haushaltsordnung jeweils nicht anzuwenden. Statt dessen sind im Einzelplan 14 der Bundeshaushalts- 
pläne für die Rechnungsjahre 1959 und 1960 Haushaltsmittel „zur Neudeckung von Ausgaberesten 
aus Vorjahren, deren Deckungsmittel für andere Zwecke verwendet worden sind," veranschlagt 
worden. 


* 
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10. Zur vorübergehenden Verstärkung der Betriebs- 
mittel der Bundeshauptkasse (vgl. § 78 RHO) 
sind im Rechnungsjahr 1957 keine Mittel auf- 
genommen worden. Die Betriebsmittelrücklage i 
von 7,3 Mio DM ist in der Anlage Xll zur 
Bundeshaushaltsrechnung 1957 nachgewiesen ! 
(S. 2776). : 


11. Die Haushaltsüberschreitungen (über- und j 
außerplanmäßige Ausgaben) des ordentlichen | 
Haushalts für das Rechnungsjahr 1957 sind in ! 
der Anlage I zur Bundeshaushaltsrechnung 1957 
nachgewiesen (S. 2223 bis 2441). Sie betragen | 
insgesamt 3 785 154 436,91 DM, das sind etwa | 
10,7 V. H. des Haushaltssolls von rd. 35 448 Mio ’ 
DM. Die größeren Posten sind im Vorbericht : 
zur Bundeshaushaltsrechnung dargestellt (S. | 
XLIV bis XLVll). Es sind allein rd. 1506 Mio DM i 
verwendet worden, um die kassenmäßige Mehr- : 
ausgabe des außerordentlichen Haushalts 1957 
(Kapitel 60 02 Titel apL 998, Anlage I S. 2436; 
vgl. S. 6 Nr. 5) abzudecken. Die restlichen Über- 
schreitungen betragen rd. 2279 Mio DM, das 
sind etwa 6,4 v. H. des Haushaltssolls; im Rech- 
nungsjahr 1956 waren es 7,6 v. H. des Haus- 
haltssolls. 

In den Überschreitungen sind rd. 441,6 Mio DM 
Vorgriffe enthalten, die aus der nächsten Bewil- 
ligung für den gleichen Zweck vorweg zu 
decken sind (§ 30 Abs. 3, § 73 Abs. 1 RHO). Die 
Ausgaben sind im Rechnungsjahr 1957 geleistet 
worden; sie belasten jedoch nicht den Rech- 
nungsabschluß dieses Rechnungsjahres, sondern 
den des Rechnungsjahres 1958. 

Der Bundesrechnungshof hat eine Bemerkung 
zu über- und außerplanmäßigen Hauslialtsaiis- j 
gaben aufgestellt (vgl. S. 14 Nr. 21). 


* 


12. Die in der Bundeshaushaltsrechnung 1957 I 
— ordentlicher und außerordentlicher Haus- | 
halt — aufgeführten Beträge stimmen mit den- | 
jenigen überein, die in den Kassenrechnungen 
für das Rechnungsjahr 1957 als Einnahmen und 
Ausgaben nachgewiesen sind; der Bundesrech- 
nungshof hat — von unwesentlichen Einzel- 
fällen abgesehen — keine Beträge festgestellt, j 
die nicht ordnungsmäßig belegt waren. Das gilt I 
entsprechend für die Hauptrechnung der Zen- : 
tralkasse beim Bundesausgleichsamt über die i 
Einnahmen und Ausgaben des Ausgleichsfonds ' 
für das Rechnungsjahr 1957 und die Jahresrech- j 
nung über die Einnahmen und Ausgaben des 
ERP-Sondervcrmögens für das Rechnungsjahr 
1957. 


13. Die Kassenrechnung des Bundesrechnungshofes 
(Einzelplan 20) ist von seinem Präsidenten ge- 
prüft worden (§ 88 Abs. 4 RHO). Er hat festge- 
gestellt, daß die bei Einzelplan 20 der Bundes- 
haushaltsrechnung 1957 aufgeführten Beträge 
mit denjenigen übereinstimmen, die in der Kas- 
senrechnung für das Rechnungsjahr 1957 als 
Einnahmen und Ausgaben nachgewiesen sind. 
Sie sind ordnungsmäßig belegt. 


Druck- und Darstellungsfehler 

14. Der Bundesrechnungshof hat in der Biindes- 
haushaltsrechnung 1957 die in der Anlage 1 
(S. 25) zusammengestellten wesentlichen Druck- 
und Darstellungsfehler festgestellt. Diese haben 
das Rechnungsergebnis nicht beeinflußt. 


Bemerkungen 

nach § 107 Abs. 1 Nr. 2 und 3 RHO 

15, Auf Grund der Prüfung des Jahresabschlusses 
der Bundeshauptkasse für das Rechnungsjahr 
1957 wird folgende Bemerkung aufgestellt: 

Die Bundesrepublik Deutschland war mit einer 
Quote von 330 Mio Dollar an der Weltbank be- 
teiligt. Ein Anteil von 18 v. H. war in Landes- 
währung einzuzahlen; dieser betrug 247 Mio 
DM. Die Bundesrepublik hatte sich verpilichtet, 
den Betrag in Raten, die letzte Rate im Rech- 
nungsjahr 1962 zu zahlen. Die im Rechnungs- 
jahr 1958 fällige Rate in Höhe von 22,66 Mio 
DM wurde zur Beseitigung eines DM-Engpasses 
der Weltbank bereits im Rechnungsjahr 1957 
außerplanmäßig gezahlt. Darüber hinaus sind 
im Rechnungsjahr 1957 auf Anordnung des 
Bundesministers der Finanzen die in den Rech- 
nungsjahren 1959 bis 1962 fällig werdenden 
Raten in Höhe von 90,64 Mio DM gezahlt und 
als Vorschuß gebucht worden. Der Vorschuß 
wurde im Rechnungsjahr 1958 abgewickelt. In 
diesem Rechnungsjahr waren Mittel für die 
Zahlung dieses Betrages veranschlagt. Die vor- 
zeitige Zahlung ist nach Ansicht des Bundes- 
ministers angesichts der Entwicklung der 
Devisensituation der Bundesrepublik und der 
dringenden Empfehlungen internationaler Gre- 
mien zur Vermeidung nachteiliger politischer 
und wirtschaftlicher Folgen unabweisbar ge- 
wesen. 

Der Bundesrechiiiingshof hat gegen die vor- 
zeitige Zahlung des Betrages von 90,64 Mio DM 
keine Bedenken erhoben, aber die Buchung des 
Betrages als Vorschuß beanstandet. Darauf hat 
der Bundesminister erwidert, für die Buchung 
als Vorschuß sei maßgebend gewesen, daß eine 
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haushaltsplcinmäßigc Deckung ini Rechnungs- 
jahr 1957 nicht vorhanden gewesen sei. Diese 
habe frühestens im Rechnungsjahr 1958 be- 
schafft werden können. 

Diesem Begründung ist nicht stichhaltig. Als Vor- 
schuß darf eine Ausgabe nur dann gebucht wor- 
den, wenn sie noch nicht endgültig verrechnet 
werden kann (§ 27 RHO). Der Umstand, daß zur 
Deckung der Ausgabe keine Mittel vorhanden 
waren, diese Mittel vielmehr erst im Haushalt 
des folgenden Rechnungsjahres bereitgestellt 
werden sollten, berechtigte nicht dazu, die Aus- 
gaben als Vorschuß zu behandeln. Die Zahlung 
der 90,64 Mio DM mußte wie die vorweg- 
genommene Ratenzahlung für 1958 als außer- 
planmäßige Ausgabe gebucht und in der Rech- 
nung für das Rechnungsjahr 1957 nachgewiesen 
werden. Durch die unrichtige Buchung sind die 
außerplanmäßigen Ausgaben des Rechnungs- 
jahres 1957 um 90,64 Mio DM zu niedrig aus- 
gewiesen worden. 

Es liegen Verstöße gegen §§ 27, 68 Abs. 1 und 
§ 74 RHO vor. Sie haben zur Folge gehabt, daß 
in der Bundeshaushaltsrechnung das wirtschaft- 
liche Ergebnis des Rechnungsjahres 1957 un- 
richtig dargestellt ist. Der Bundesminister wird 
künftig den haushaltsrechtlichen Bestimmungen 
entsprechend zu verfahren haben. 

* 


Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 06 02 — Allgemeine Bewilligungen 

Fortdauernde Ausgaben 

Titel 662 a ■ — Für zentrale Maßnahmen auf 

dem Gebiet des Sports und 
der Leibesübungen 

16. Der Bundesminister des Innern hat der Deut- 
schen Olympischen Gesellschaft eine Zuwen- 
dung in Höhe von 30 000 DM „für die Voll- 
endung der deutschen Ausgrabungen in Olym- 
pia, I. Bauabschnitt, im Rahmen der Carl-Diem- 
Spende" gewährt. 

Der Bundesrechnungshof hat die Buchung der 
Ausgabe bei Einzelplan 06 Kapitel 06 02 Titel 
662 a beanstandet, weil die bei diesem Titel 
veranschlagten Mittel nach der Zweckbestim- 
mung zur Finanzierung von Maßnahmen be- 
stimmt sind, die unmittelbar der Förderung des 
Sports und der Leibesübungen dienen, nicht 
aber für Ausgrabungen, die an historischen 
Sportstätten vorgenommen werden. 

Der Bundesminister des Innern hat erwidert, 
die Ausgrabungsarbeiten hätten der Erfor- 
schung der Historie des Sports gedient; sie 
seien daher als sportwissenschaftliche Arbeit 
zu werten, deren Förderung aus Titel 662 a zu- 
lässig sei. Das Deutsche Archäologische Institut, 


das bis dahin die Ausgrabungen an den histo- 
rischen Sportstätten in Olympia ausgeluhrt 
hatte, habe ihre Weiterführung mit eigenen 
Mitteln abgelehnt; ihre Fortsetzung sei jedoch 
dringend erforderlich gewesen, weil Olympia 
seit der Jahrhundertwende als deutsches Aus- 
grabungsgebiet gelte und der Wiederherstel- 
lung des Olympiastadions auch international 
erhebliche Bedeutung beigemessen werde. 

Der Bundesrechnungshof ist der Auffassung, 
daß die Ausführungen des Bundesministers des 
Innern nicht geeignet sind, eine Zuwendung 
aus Titel 662 a zu begründen, denn die Zweck- 
bestimmung dieses Titels setzt eine unmittel- 
bare Förderung des Sports und der Leibes- 
übungen voraus. Ausgrabungsarbeiten fallen 
grundsätzlich in den Aufgabenbereich des Deut- 
schen Archäologischen Instituts, dem für die 
Arbeiten in Olympia im Rechnungsjahr 1956 
bei Kapitel 06 29 Titel 300 ein Betrag in Höhe 
von 65 000 DM zur Verfügung gestanden hatte. 
Da das Deutsche Archäologische Institut die 
Weiterführung der Arbeiten über das Rech- 
nungsjahr 1956 hinaus nicht beabsichtigte, sah 
der Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 
1957 entsprechende Mittel nicht vor. Der Bun- 
desminister des Innern hätte daher die be- 
anstandete Ausgabe nur außerplanmäßig nach 
vorheriger Zustimmung des Bundesministers 
der Finanzen leisten dürfen. 

Es liegt ein Verstoß gegen § 30 Abs. 1 Satz 1, 
§ 33 Abs. 1 Satz 1, § 42 Abs. 2, § 74 RHO vor. 

Der Bundesminister des Innern hat im Hinblick 
auf die Beanstandung des Bundesrechnungs- 
hofes der Deutschen Olympischen Gesellschaft 
zur Weiterführung der Ausgrabungsarbeiten in 
den Rechnungsjahren 1958 und 1959 aus den 
Mitteln des Kapitels 06 02 Titel 662 a keine Bei- 
hilfen mehr zur Verfügung gestellt. 

* 

Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 06 20 — Allgemeine Bewilligungen für 

Zwecke des zivilen Luft- 
schutzes 

Fortdauernde Ausgaben 

Titel 601 — Zuschüsse an zentrale Hilfs- 

organisationen für Mitwir- 
kung im zivilen Luftschutz 
und zur Vorbereitung all- 
gemeiner Hilfsmaßnahmen bei 
Katastrophen 

Die Mittel sind übertragbar. 

17. Der Bundesminister des Innern hat dem Deut- 
schen Roten Kreuz (DRK), das in seinem Auf- 
trag im zivilen Luftschutz und an der Vorberei- 
tung allgemeiner Hilfsmaßnahmen bei Kata- 
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Strophen mitwirkt, im Laufe des Rechnungs- I 
Jahres 1957 einen Zuschuß von insgesamt 
4 203 000 DM bewilligt. Hiervon waren für ! 
Zwecke des Katastrophenschutz-Programms des ; 
DRK 3 453 000 DM und für Zwecke des ^ 
Zentralen Ausbildungsprogrammms des DRK 1 
750 000 DM bestimmt. Der Bundesminister hat 
die bewilligten Beträge jeweils auf Anfordern | 
des DRK in Raten auszahlen lassen, ohne daß | 
geprüft worden wäre, ob das DRK einen ent- | 
sprechenden Mittelbedarf hatte und die Zuwen- ! 
düngen im Laufe des Rechnungsjahres ver- | 
brauchen konnte. Noch im Februar und März ' 
1958 hat das DRK 1 401 300 DM aus Bundes- ■ 
mitteln erhalten. Von dem Gesamtbetrag der i 
Zuwendungen für das Rechnungsjahr 1957 
(4 203 000 DM) hatte das DRK am 31. März 1958 
fast die Hälfte — nämlich 2 045 600 DM — nicht ; 
verwendet; davon waren 499 455,85 DM sogar : 
am Schluß des Rechnungsjahres 1958 noch nicht 
verbraucht. ■ 

Der Bundesrechnungshof hatte bereits bei der 
Prüfung der Rechnungen früherer Rechnungs- j 
Jahre beanstandet, daß Beträge ausgezahlt wor- | 
den sind, die vom Zuwendungsempfänger in | 
den betreffenden Rechnungsjahren nicht ver- 
wendet werden konnten. Der Bundesminister 
hatte daraufhin im Frühjahr 1957 erklärt, das 
DRK würde seit dem Rechnungsjahr 1955 bei 
allen Zuwendungen die benötigten Einzel- 
beträge nach Bedarf abrufen, so daß § 26 RHO 
und Nr. 8 und 15 der Bundesrichtlinien 1953 zu 
§ 64 a RHO beachtet würden. Das ist aber, wie j 
der Sachverhalt zeigt, im Rechnungsjahr 1957 [ 
nicht geschehen. j 

Der Bundesminister hat hierzu geltend gemacht, i 
der überwiegende Teil der demDRK gewährten jg 
Zuwendungen habe der Beschaffung von Fahr- 
zeugen, Gerät und sonstigem Material dienen 
sollen. Die Beschaffungsanweisungen seien 
seiner Beschaffungsstelle im wesentlichen so 
rechtzeitig erteilt worden, daß mit den Liefe- 
rungen noch vor Ende des Haushaltsjahres 
hätte gerechnet werden können. Das DRK habe 
seine Anforderungen auf die zunächst in Aus- 
sicht gestellten oder nach früheren Erfahrungen 
zu erwartenden Lieferfristen abgestellt; dem- 
entsprechend habe es die Zuwendungen in 
16 Teilbeträgen erhalten. Wenn auch infolge 
der Überlastung der Beschaffungsstelle und der 
allgemeinen Verlängerung der Lieferfristen die 
für das DRK in Auftrag gegebenen Fahrzeuge 
und Geräte bis zum Schluß des Rechnungs- 
jahres 1957 nicht mehr vollständig ausgeliefert 
worden seien, so hätten doch in Höhe des am 
31. März 1958 verbliebenen Restbetrages von 
2 045 600 DM Beschaffungsanweisungen und 
Aufträge Vorgelegen. 

Diese Darlegungen können die Beanstandung 
des Bundesrechnungshofes nicht entkräften. 

Auch wenn Beschaffungsanweisungen und Auf- 
träge Vorgelegen haben, war eine vorzeitige 
Zahlung nicht gerechtfertigt. Das Deutsche Rote 
Kreuz durfte die Mittel erst dann erhalten, , 


wenn Zahlungen zu leisten waren. Der Bundes- 
minister war bereits durch die früheren Be- 
anstandungen unterrichtet, daß die dem DRK 
bewilligten Bundeszuwendungen regelmäßig 
vorzeitig überwiesen worden sind. Spätestens 
im Rechnungsjahr 1957 hätte er die für eine 
ordnungsgemäße Mittelbewirtschaftung erfor- 
derlichen Folgerungen ziehen müssen, ln Zwei- 
felsfällen konnte er seine Beschaffungsstelle 
befragen. 

Es liegen Verstöße gegen § 26 Abs. 1 RHO so- 
wie gegen Nr. 8 und 15 der Bundesrichtlinien 
1953 zu § 64 a RHO vor. 

Erst seit dem 1. Oktober 1958 wird dem Ver- 
langen des Bundesrechnungshofes nach zeit- 
gerechter Auszahlung der Bundeszuwendungen 
dadurch Rechnung getragen, daß das Deutsche 
Rote Kreuz in das Abrufverfahren nach den 
Richtlinien des Bundesministers der Finanzen 
vom 31. August 1958 einbezogen worden ist. 

Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 06 35 — Bundeszentrale für Heimat- 
dienst in Bonn 

Allgemeine Ausgaben 

Titel 300 — Für die Sacharbeit der Bundes- 

zentrale für Heimatdienst 

Die Mittel sind übertragbar. 

Die Bundeszentrale für Heimatdienst (BZH) hat 
im Januar 1958 einen Personenkraftwagen 
(Ford-Taunus M 12 — Kombi) für ein ihr ver- 
waltungsmäßig eingegliedertes Kolleg in Köln 
beschafft. Auf Grund des als Mietvertrag be- 
zeichneten Vertrages hat sie dem Händler 
e^inen Idem Kaufpreis entsprechenden Betrag 
von 5685,10 DM als „Sicherheit" gezahlt, und 
zwar zu Lasten der für die Sacharbeit der BZH 
bei Titel 300 — Unterteil 15 — ausgebrachten 
Mittel. Nach den Erläuterungen zu Kapitel 06 35 
Titel 850 war ein Kraftwagen für das Kolleg im 
Rechnungsjahr 1957 nicht vorgesehen. Erst im 
Bundeshaushalt für das Rechnungsjahr 1958 
sind Mittel hierfür bei Titel 850 bereitgestellt 
worden. Die BZH hat im September 1958 den 
Wagen unter Anrechnung des als Sicherheit ge- 
zahlten Betrages formell gekauft. Der Betrag 
ist bei Titel 850 verausgabt und in voller Höhe 
den Mitteln des Titels 300 für das Rechnungs- 
jahr 1958 zugeführt worden. Der Kraftwagen ist 
im Rechnungsjahr 1958 rd. 21 000 km und im 
Rechnungsjahr 1959 rd. 15 000 km gelaufen. 

Vor Abschluß des Vertrages hatte die BZH den 
Bundesminister des Innern von der beabsichtig- 
ten Maßnahme unterrichtet und um stillschwei- 
gendes Einverständnis gebeten; eine Weisung 
an die BZH ist nicht ergangen. 
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Der Bundesrechnungshof hat den verschleierten 
Erwerb des Kraftfahrzeugs im Rechnungsjahr 
1957 als haushaltsrechtlich unzulässig be- 
anstandet und auch die Notwendigkeit der Be- 
schaffung in Zweifel gezogen. Die BZH hat 
zwar ihr Verfahren als ungewöhnlich und nur 
schwer mit den haushaltsrechtlichen Vorschrif- 
ten vereinbar bezeichnet. Zu ihrer Entlastung 
führt sie aber an, sie habe keine andere Mög- 
lichkeit gesehen, die notwendigen Fahrten aus- 
zuführen. Die Notwendigkeit der Beschaffung 
des Fahrzeugs müsse weiterhin bejaht werden. 
Es sei auch zweifelhaft, ob dem Bund durch ihr 
Vorgehen ein Schaden entstanden sei. Der 
Bundesminister ist den Ausführungen der BZH 
im wesentlichen beigetreten. 

Das Vorbringen der Verwaltung ist nicht stich- 
haltig. Die Mittel des Tdtels 300 — > Unter- 
teil 15 — ’ sind nach der Zweckbestimmung im 
Bundeshaushaltsplan allein für die Sacharbeit 
der BZH bestimmt. Sie durften daher nicht für 
die Beschaffung eines Kraftfahrzeugs verwendet 
werden. Wenn die Verwaltung die Anschaffung 
eines Kraftwagens im Rechnungsjahr 1957 für 
unabweisbar hielt, hätte sie nach § 33 RHO die 
vorherige Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen zu der Mehrausgabe herbei führen 
müssen. Im übrigen war die Beschaffung wirt- 
schaftlich nicht gerechtfertigt. Das Fahrzeug hat 
in den Rechnungsjahren 1958 und 1959 nur ver- 
hältnismäßig geringe Fahrleistungen aufzu- 
weisen. Ein erheblicher Teil der Fahrten hätte 
zudem vermieden oder mit öffentlichen Ver- 
kehrsmitteln durchgeführt werden können. Ein 
weiteres Absinken der Fahrleistung ist zu er- 
warten, da das Kolleg einen eigenen Küchen- 
betrieb erhalten hat und damit der Einsatz des 
Wagens für Wirtschaftsfahrten entfällt. 

Es liegen Verstöße gegen § 30 Abs. 1, § 33 Abs. 1 
und § 26 Abs. 1 RHO vor. 

Auf Veranlassung des Bundesredinimgshofes 
wird der Bundesminister prüfen, ob das Fahr- 
zeug durch gleichzeitige Verwendung bei dem 
geplanten Institut für Ost-West-Forschung wirt- 
schaftlicher genutzt werden und die nach dem 
Bundeshaushaltsplan 1960 für dieses Institut 
vorgesehene Ausstattung mit einem beson- 
deren Kraftfahrzeug dann unterbleiben kann. 

* 

Einzelplan 09 — Bundesminister für Wirt- 
schaft — 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 09 02 — Allgemeine Bewilligungen 

Titel 607 — Zuschuß an den hydrogeolo- 

gischen Arbeitskreis in Ko- 
blenz 

19. Die zum Geschäftsbereich des Bundesministers 
des Innern gehörende Bundesanstalt für Landes- 
kunde hat auf Veranlassung des Bundesmini- 


sters für Wirtschaft den Forschungsauftrag 
„Das Wasserdargebot in der Bundesrepublik 
Deutschland" ausgeführt und das Ergebnis in 
drei Teilen veröffentlicht. Die Kosten für den 
Teil I hat die Bundesanstalt bestritten; die Aus- 
gaben für die Teile II und III hat der Bundes- 
minister für Wirtschaft der Anstalt aus den ihm 
für die hydrogeologische Forschung zur Verfü- 
gung stehenden, nicht übertragbaren Mitteln 
bei Kapitel 09 02 Titel 607 erstattet. Die Rech- 
nungen für den Druck der Karten hat der Bun- 
desminister für Wirtschaft unmittelbar bezahlt, 
nachdem die Bundesanstalt die sachliche Rich- 
tigkeit bescheinigt hatte. 

Der Auftrag konnte im Rechnungsjahr 1957 
nicht vollständig durchgeführt werden. Um die 
Mittel bei Kapitel 09 02 Titel 607 nicht verfal- 
len zu lassen, hat die Bundesanstalt nach fern- 
mündlicher Rücksprache mit dem Bundesmini- 
sterium für Wirtschaft vor Ausführung der Auf- 
träge von ihren Lieferanten Rechnungen für 
Druckkosten angefordert. Diese Rechnungen 
über 5081,50 DM und 931, — DM hat sie am 
14. März 1958 festgestellt; die Amtskasse des 
Bundesministers für Wirtschaft hat sie am 24. 
März 1958 bezahlt. Die Druckstücke sind erst 
am 27. März und 30. April 1958 bei der Bun- 
desanstalt eingegangen. 

Außerdem hat der Bundesminister für Wirt- 
schaft kurz vor Schluß des Rechnungsjahres 
einen bei dem Titel noch verfügbaren Betrag in 
Höhe von 1350, — DM für Ausgaben zur Fertig- 
stellung des Druckwerks der Bundesanstalt 
überwiesen. Diese hat den Betrag zunächst als 
Verwahrung gebucht und ihn erst im Rech- 
nungsjahr 1958 verwendet, nachdem die ent- 
sprechenden Leistungen erbracht waren. 

Der Bundesrechnungshof hat die unrichtige Fest- 
stellung der Rechnungen, die vorzeitige Be- 
zahlung der Rechnungsbeträge und die Über- 
weisung des Betrages von 1350, — DM an die 
Bundesanstalt beanstandet. Die Bundesmittel 
für die im Rechnungsjahr 1958 ausgeführten 
Aufträge sind im Rechnungsjahr 1957 zu Un- 
recht in Anspruch genommen worden. Wenn 
der Auftrag nicht bis zum Ablauf des Rech- 
nungsjahres 1957 durchgeführt werden konnte, 
hätten die Beträge im Rechnungsjahr 1958 ge- 
zahlt und als außerplanmäßige Ausgaben ge- 
bucht werden müssen. 

Es liegen Verstöße gegen § 26 Abs. 1 und § 28 
Abs. 1 RHO sowie gegen § 78 Abs. 1 RRO vor. 
Diese wiegen um so schwerer, als eine oberste 
Bundesbehörde hierbei wesentlich beteiligt war. 

Auf Grund der Beanstandungen des Bundes- 
rechnungshofes haben die beteiligten Stellen 
Vorsorge getroffen, daß künftig die haushalts- 
rechtlichen Vorschriften beachtet werden. 

Der Bundesrechnungshof hat deshalb von Wei- 
terem abgesehen. 

* 
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Einzelplan 14 — Bundesminister für Verteidi- 
gung — 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 14 04 — Bundeswehrverwaltung 

Fortdauernde Ausgaben | 

Titel 101 — Dienstbezüge der planmäßi- ! 

gen Beamten (einschließlich 1 
der in Planstellen angestellten 
Beamten auf Probe) 

20. Der Bundesminister für Verteidigung hat im 
Mai 1956 einen schon damals über 50 Jahre 
alten Rechtsanwalt als Angestellten der Ver- 
gütungsgruppe III TO.A bei einer Wehrbereichs- 
verwaltung eingestellt. Dieser war seit Ab- 
legung der 2. juristischen Prüfung im Jahre 1935 
bis zum Mai 1956 als Rechtsanwalt und Fach- 
anwalt für Steuerrecht in Köln tätig. Von März 
1941 bis zum September 1949 befand er sich im 
Kriegsdienst und in Kriegsgefangenschaft. 

Der Bundesminister für Verteidigung hat im 
Januar 1957 zur Übernahme des Angestellten in 
das Bundesbeamtenverhältnis die Zustimmung 
des Bundesministers der Finanzen beantragt, 
die nach § 36 a RHO in Verbindung mit den 
Richtlinien des Bundesministers der Finanzen 
vom 25. Januar 1955 (MinBlFin. S. 84) für Be- 
werber über 50 Jahre erforderlich ist. Der Bun- 
desminister der Finanzen hat seine Zustimmung 
versagt, weil es sich bei dem Angestellten nicht 
um eine schwer zu erlangende Spezialkraft 
handele und die zu erwartende Versorgungs- 
last in keinem angemessenen Verhältnis zur 
Dauer der Beamtendienstzeit stehe. 

Gleichwohl hat der Bundesminister für Vertei- 
digung die Ernennung des Angestellten zum 
Regierungsrat am 26. Juli 1957 veranlaßt, ohne 
den Bundesminister der Finanzen nochmals mit 
der Angelegenheit zu befassen oder eine Ent- 
scheidung der Bundesregierung nach § 128 RHO 
in Verbindung mit Artikel 65 Satz 3 GG herbei- 
zuführen. Dabei hat er zur Begründung seiner 
alleinigen Zuständigkeit Vorschriften des Heim- 
kehrergesetzes herangezogen, deren Anwend- 
barkeit bereits der Bundesminister der Finanzen ^ 
und im weiteren Verlauf der für das Heim- 
kehrergesetz zuständige Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung verneint hatten. 

Der Bundesrechnungshof hat das vom Bundes- | 
minister für Verteidigung angewandte Verfah- 
ren nicht billigen können und als Verstoß gegen 
§ 36 a Abs. 2 Satz 1 RHO in Verbindung mit den 
Richtlinien des Bundesministers der Finanzen | 
vom 25. Januar 1955 beanstandet. 

Die Auffassung des Bundesministers für Vertei- 
digung, daß ein Schaden nicht in Betracht 
komme, wird vom Bundesrechnungshof nicht ! 
geteilt. Bei dem Beamten sind schon bei Über- ' 
nähme in das Beamtenverhältnis infolge An- ! 
rechnung von Vordienstzeiten weit mehr ruhe- 
gehaltfähige Dienstjahre zu berücksichtigen, 
als er im Dienst des Bundes noch leisten kann. 


Dem Bund wird also eine Versorgungslast ent- 
stehen, die selbst bei der längsten noch mög- 
lichen Dienstzeit des Beamten von rund 13 Jah- 
ren und auch bei Berücksichtigung des gesetz- 
lichen Arbeitgcberanteils zur Sozialversicherung 
bei der Weiterbeschäftigung als Angestellter in 
keinem angemessenen Verhältnis zur Dauer der 
Beamtendienstzeit stehen wird. 

In den Erörterungen zwischen den beteiligten 
Ministerien hat der Bundesminister für Vertei- 
digung zugesagt, in solchen Fällen künftig die 
Bestimmungen zu beachten. 


* 


Bemerkung zu über- und außer- 
planmäßigen Haushaltsausgaben 

Zu Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 

Kapitel 05 01 — Ausv/ärtiges Amt 

Titel apl. 976 — Kosten des Austausches von 
Delegationen zum Studium des 
Wohnungsbaues zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland 
und der UdSSR 

Bundeshaushaltsrechnungl957, 
Seite 2241 

21. Das Auswärtige Amt hat im Rechnungsjahr 1957 
für den Besuch einer Delegation der UdSSR zum 
Studium des Wohnungsbaues in der Bundes- 
republik eine außerplanmäßige Ausgabe von 
15 571,29 DM geleistet, zu der der Bundes- 
minister der Finanzen seine vorherige Zustim- 
mung nicht erteilt hat. 

Der Wunsch der Sowjet-Union, eine Delegation 
zum Studium des deutschen Wohnungsbaues zu 
entsenden, war dem Bundesminister für Woh- 
nungsbau bereits im August 1956 anläßlich 
eines Besuches von Vertretern der russischen 
Botschaft bekanntgeworden. Der Bundesmini- 
ster für Wohnungsbau will das Auswärtige Amt 
hiervon umgehend fernmündlich unterrichtet 
haben. Das Auswärtige Amt hat nach seiner 
Darstellung dagegen erst am 1. Juni 1957 durch 
einen Bericht der Deutschen Auslandsvertretung 
in Moskau, mit dem Sichtvermerkanträge für 
die Teilnehmer der Delegation übermittelt wor- 
den waren, Kenntnis von dem bevorstehenden 
Besuch erhalten. Es hat nach Empfang dieses 
Berichts auf Grund von Angaben des Bundes- 
ministers für Wohnungsbau beim Bundesmini- 
ster der Finanzen die Zustimmung zu einer 
außerplanmäßigen Ausgabe von 35 000 DM be- 
antragt und ausgeführt, es sei politisch nicht 
vertretbar, die Reise der Delegation abzusagen 
oder zu verschieben, bis geklärt sei, wer die 
Kosten des Besuchs tragen werde und ob ins- 
besondere Verbände der Wirtschaft sich an den 
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Kosten beteiligen würden. Der Bundesminister ; 
der Finanzen hat sich außerstande erklärt, der i 
außerplanmäßigen Ausgabe zuzustimmen, weil i 
im Zeitpunkt seiner Beteiligung bereits alle j 
Maßnahmen zu Lasten des Bundes verbindlich | 
abgesprochen waren. 

Es kann nicht mehr festgestellt werden, ob der , 
Bundesminister für Wohnungsbau oder das 
Auswärtige Amt dafür verantwortlich ist, daß 
die Zustimmung des Bundesministers der Finan- 
zen zu der außerplanmäßigen Ausgabe erst zu 
einem Zeitpunkt erbeten wurde, in dem der 
Bundesminister der Finanzen sie nach § 33 
Abs. 1 RHO nicht mehr erteilen konnte. Jeden- 
falls hat eine der beteiligten Stellen den Um- 
stand, daß für den Besuch der Delegation Mittel 
im Haushaltsplan nicht bewilligt waren, nicht 
genügend beachtet. Eine solche Sachbehaiidlung 
steht mit einer ordnungsmäßigen Haushalts- 
führung nicht in Einklang. 


Es liegt ein Verstoß gegen § 33 Abs. 1 RHO vor. 
Gegen die nachträgliche Genehmigung der Aus- 
gabe durch die gesetzgebenden Körperschaften 
bestehen keine Bedenken. 

* 

Buchungen an unrichtiger Stelle 

22. Die in der Nachweisung (S. 16 Nr. 23) aufge- 
führten Beträge sind nicht bei den richtigen 
Haushaltsstellen gebucht worden (Titelver- 
wechslungen). Der Bundesrechnungshof hat 
Titelverwechslungen nur aufgenommen, wenn 
durch sie die wesentliche Überschreitung eines 
Ansatzes vermieden oder verursacht worden 
ist, oder wenn sie eine grundsätzliche oder sonst 
erhebliche Bedeutung haben (§ 107 Abs. 3 Satz 1 
RHO). 
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23. Nachweisung der Buchungen an unrichtiger Stelle 

(Erläuterungen S. 17 Nr. 24) 




Es sind anhiirht 



Bei richtiger Buchung der Beträge wären 







als Haushalts- 
überschreitung, 
ggf. als Haus- 
haltsvorgriff 
(V) oder als 
außerplan- 
mäßige Aus- 
gabe nachzu- 
weisen 

die Haushaltsüberschreitungen, 

Lfd. 


bei 

statt bei 

Betrag 

ggf. die Haushaltsvorgriffe 
(V) oder die außenplan- 
mäßigen Ausgaben 

Nr. 






höher 

niedriger 


Kapitel 

Titel 

Kapitel 

Titel 


nachzuweisen gewesen 



gewesen 

um 

um 






DM 

DM 

DM 

DM 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

1 

10 11 

63 

10 11 

4 

51 959,— 

— 

— 

— 

2 

10 11 

300 

10 11 

400 

2 634.64 

2 259,43 
(Tit. 400) 

— 

— 





401 

2 279,13 

1 970,56 
(Tit. 401) 

— 

— 

3 

1018 

208 

10 18 

apl. 

850 

2 550,— 

2 550,— 

(Tit. apl. 850) 

— 

— 

4 

11 04 

871 

11 04 

204 

948,48 

733,84 
(Tit. 204) 

— 

— 

5 

11 10 

69 

11 10 

303 

(Absetzung) 

29 321,67 

— 

— 

29 321,67 
(Tit. 303) 


11 10 

303 

i 

11 10 

306 

4411,31 

— 

4 411,31 
(Tit. 306) 

4 411,31 
(Tit. 303) 

7 ; 

11 10 

306 

11 10 

303 

1 534,05 

— 

1 534,05 
(Tit. 303) 

1 534,05 
(Tit. 306) 

8 ! 

j 

11 10 

306 

11 13 

606 

247 453,23 

— 

247 453,23 
(Tit. 606) 

247 453,23 
: (Tit. 306) 

9 

11 13 

606 

11 10 

303 

4 257,22 


4 257,22 
(Tit. 303) 

4 257,22 
(Tit. 606) 

10 

11 13 

606 

11 10 

306 

12 973,42 


12 973,42 
(Tit. 306) 

12 973,42 
(Tit. 606) 

11 1 

1 

12 02 

952 

09 02 

952 

22 040,11 

— 

— 

22 040,11 
(Kap. 12 02 
Tit. 952) 

12 

14 18 

301 

14 18 

976 

32 500,— 

— 

— 

— 

13 

14 18 

302 

(Absetzung) 

14 18 

apl. 

76 

100 539,20 


100 539,20 
(Tit. 302) 
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24. 


Erläuterungen 

der Buchungen an unrichtiger Stelle 

(S. 16 Nr. 23) 

Soweit nicht anderes vermerkt ist, war ein Aus- 
gleich nach § 67 Abs. 2 RHO nicht erforderlich. 

Zu lfd. Nr. 1 

Einnahmen, die als Entgelte für Untersuchun- 
gen nachzuweisen waren, sind als Zuweisungen 
Dritter für Forschungen und Versuche gebucht 
worden. 

Zu lfd. Nr. 2 

Kosten für die Beschaffung von Kunstdünger für 
die Versuchsgüter Schaedtbek und Lentföhrden 
sind bei Titel 300 gebucht worden. 

Zu lfd. Nr. 3 

Anschaffungskosten für einen Personenkraft- 
wagen-Anhänger sind bei Titel 208 gebucht 
worden. 

Zu lfd. Nr. 4 

Kosten für elektrische und sanitäre Installation 
des chemischen Laboratoriums im Bundesinstitut 
für Arbeitsschutz in Koblenz sind bei Titel 871 
gebucht worden. 

Zu lfd. Nr. 5 

Eingezahlte Kostenanteile sind entgegen dem 
Haushaltsvermerk bei Titel 69 vereinnahmt 
worden. 

Zu lfd. Nr. 6 

Kosten der Heilbehandlung für Berechtigte nach 
dem Häftlingshilfegesetz sind bei Titel 303 ge- 
bucht worden. 

Zu lfd. Nr. 7 

Kosten der Heilbehandlung nach dem Bundes- 
versorgungsgesetz sind bei Titel 306 gebucht 
worden. 

Zu lfd. Nr. 8 

In zwei Ländern ist die Erstattung der Aufwen- 
dungen für die Krankenhilfe an Heimkehrer bei 
Kapitel 11 10 Titel 306 gebucht worden. 

Zu lfd. Nr. 9 

Summe mehrerer Einzelbeträge. Kosten für 
Heilbehandlung nach dem BVG sind bei Kapitel 
11 13 Titel 606 gebucht worden. 


Zu lfd. Nr. 10 

Summe mehrerer Einzelbeträge. Leistungen 
nach dem Bundesversorgungsgesetz auf Grund 
des Häftlingshilf eges-etzes sind bei Kapitel 11 13 
Titel 606 gebucht worden. 


Zu Ud. Nr. 11 

Betriebäbeihilfen für versteuertes Gasöl an ge- 
werbliche und sonstige Betriebe der allgemei- 
nen Wirtschaft auf Grund des Verkehrsfinanz- 
gesetzes vom 6. April 1955 sind bei Kapitel 
12 02 Titel 952 gebucht worden. 


Zu lfd. Nr. 12 

Die Anschaffungskoisten eines Motorbootes sind 
bei Titel 301 gebucht worden. Der Bundesrech- 
nungshof hat den Ausgleich nach § 67 Abs. 2 
RHO veranlaßt. 


Zu lfd. Nr. 13 

Die Erlöse aus dem Verkauf von unbrauchbaren 
Mqtorteilen und von sonstigem Altmaterial sind 
bei Titel 302 durch Absetzung von den Aus- 
gaben vereinnahmt worden. Der Bundesrech- 
nungshof hat den Ausgleich nach § 67 Abs. 2 
RHO veranlaßt. 


25. Der Bundesrechnungshof erkennt an, daß für 
die Haushaltsüberschreitungen und die außer- 
planmäßigen Ausgaben nach den Spalten 7 und 
8 der Nachweisung (S. 16 Nr. 23) ein unvor- 
hergesehenes und unabweisbares Bedürfnis 
vorlag (Artikel 112 Satz 2 GG). 


Buchungen 

in einem unrichtigen Rechnungsjahr 

26. Die in der Nachweisung (S. 18 Nr. 27) aufge- 
führten Ausgaben sind nicht in der Rechnung 
des Jahres nachgewiesen, in dem sie geleistet 
sind oder in das sie nach ihrem Entstehungs- 
grund gehören (Verstöße gegen § 68 RHO). Der 
Bundesrechnungshof hat die Nachweisung ent- 
sprechend dem Grundsatz aufgestellt, der für 
Titelverwechslungen gilt (§ 107 Abs. 3 Satz 1 
RHO; vgl. S. 15 Nr. 22). 
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27. Nachweisung der Buchungen in einem unrichtigen Rechnungsjahr 






Ist 

gebucht 

War zu 
buchen 

Bei richtiger Buchung 

wäre 

Lfd. 

Nr. 

Kapitel 

Titel 

Betrag 



eine Haushalts- 

die nachgewiesene 
Haushaltsüberschreitung 





im Rechnungsjahr 

Überschreitung 
entstanden von 

höher 

geringer 




DM 



DM 

gewesen um 

DM DM 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 


9 

1 

07 01 

206 

1 458,56 

1957 

1956 

— 

1 458,56 

— 

2 

10 11 

298 

606,20 

1957 

1956 

586,20 

— 

606,20 

3 

10 12 

206 j 

640,— 

1957 

1956 

618,32 

— 

— 

4 

1901 

202 

1 035,40 

1957 

1956 

1 033,94 



5 

60 02 

53 a 

j 

2 299 305.56 

i 

i 

1957 

j 

i 

1958 


— 

— 


28. Erläuterungen 

der Buchungen in einem unrichtigen 
Rechnungsjahr 

Zu lfd. Nr. 1 

Die vor Abschluß der Kassenbücher eingegan- 
gene Rechnung vom 22. Marz 1957 für Strom- 
verbrauch ist entgegen § 68 RHO aus Mitteln 
des Rechnungsjahres 1957 beglichen worden. 
Dadurch ist eine weitere I laushaltsüborschrei- 
tung im Rechnungsjahr 1956 verdeckt worden. 

Zu lfd. Nr. 2 

.Zuschüsse zur Gemeinschaftsverpflegung sind 
zunächst als Vorschüsse gebucht und später auf 
das Rechnungsjahr 1957 übernommen worden. 
Dadurch ist eine Haushaltsüberschreitung im 
Rechnungsjahr 1956 verdeckt worden. 

Zu lfd. Nr. 3 

Reinigungskosten, die wirtschaftlich in das 
Rechnungsjahr 1956 gehörten, sind auf das 
Rechnungsjahr 1957 übernommen worden. Da- 


durch ist eine Haushaltsüberschreitung nicht in 
Erscheinung getreten. 

Zu lfd. Nr. 4 

Summe mehrerer Einzelbeträge. Die im März 
1957 eingegangenen Rechnungen für Bücher 
und Zeitschriften, die wirtschaftlich in das Rech- 
nungsjahr 1956 gehörten, sind aus Mitteln des 
Rechnungsjahres 1957 beglichen worden. Da- 
durch ist eine Haushaltsüberschreitung im Rech- 
nungsjahr 1956 verdeckt worden. 

Zu lfd. Nr. 5 

Am 1. April 1958 fällige Diskonterträge für un- 
verzinsliche Schatzanweisungen der Deutschen 
Bundespost sind irrtümlich den Einnahmen des 
Rechnungsjahres 1957 zugeführt worden. 


29. Der Bundesrechnungshof erkennt an, daß für 
die Haiishaltsüberschreitungen in den Spalten 7 
und 8 der Nachweisung (Nr. 27) ein unvorher- 
gesehenes und unabweisbares Bedürfnis vor- 
lag (Artikel 112 Satz 2 GG). 
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Vorbehalte 

(§ 107 Abs. 4, § 108 Abs. 2 RHO) 

Allgemeine Vorbehalte 
aus früheren Rechnungsjahren 

30. a) Zu der Bundeshaushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1954 (Bemerkungen 1954 
S. 33 Nr. 41 und S. 47): 

Der Vorbehalt Nr, 1 

wegen der Ausgaben, über die für einen 
längeren Zeitraum als ein Rechnungsjahr 
oder über die noch durch besondere Rech- 
nungen Rechnung zu legen ist, 

der Vorbehalt Nr. 2 

wegen der Haushaltsmittel, die außerhalb 
der Bundesverwaltung stehenden Stellen . 
zur Erfüllung bestimmter Zwecke zur Ver- ' 
fügung gestellt worden sind (§ 64 a RHO), | 
und 

der Vorbehalt Nr. 3 

zu den Rechnungen, deren Prüfung der 
Bundesrechnungshof den Verwaltungsbe- 
hörden überlassen hat und die er nur von 
Zeit zu Zeit anfordert (§ 93 RHO), 

werden aufgehoben. 

Damit sind alle allgemeinen Vorbehalte zu 
der Bundeshaushaltsrechnung für das Rech- 
nungsjahr 1954 aufgehoben. 

b) Zu der Bundeshaushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1955 (Bemerkungen 1955 
S. 27 Nr. 36 und S. 39): 

Der Vorbehalt Nr. 3 

zu den Rechnungen, deren Prüfung der 
Bundesrechnungshof den Verwaltungs- 
behörden überlassen hat und die er nur 
von Zeit zu Zeit anfordert (§ 93 RHO), 
und 

der Vorbehalt Nr. 4 

zu den Einnahmen und Ausgaben, die in 
Büchern und Rechnungsunterlagen der Be- 
triebe im Sinne des § 15 RHO nachgewie- | 
sen werden, | 

werden aufgehoben. i 


c) Zu der Bundeshaushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1956 (Bemerkungen 1956 
S. 33 Nr. 36 und S. 42): 

Der Vorbehalt Nr. 3 

zu den Rechnungen, deren Prüfung der 
Bundesrechnungshof den Verwaltungsbe- 
hörden überlassen hat und die er nur von 
Zeit zu Zeit anfordert (§ 93 RHO), und 

der Vorbehalt Nr. 4 

zu den Einnahmen und Ausgaben, die in 
Büchern und Rechnungsunterlagen der Be- 
triebe im Sinne des § 15 RHO nachgewie- 
sen werden, 

werden aufgehoben. 




Einzelvorbehalte aus früheren 
Rechnungsjahren 

1 31. Der Bundesrechnungshof hat in seinen Bemer- 
kungen zu den Bundeshaushaltsrechnungen 
1953 bis 1956 Einzelvorbehalte aufgestellt. Sie 
werden bis auf die in der Anlage 2 (S. 30) an- 
geführten Vorbehalte aufgehoben. 


* 


Vorbehalte 

zu der Bundeshaushaltsrechnung 1957 

32. Der Bundesrechnungshof behält sich vor, zu den 
in der Anlage 3 (S. 31) auf geführten Haushalts- 
stellen Bemerkungen aufzustellen. Er hat die 
Prüfung der bei diesen Haushaltsstellen nachge- 
wiesenen Einnahmen und Ausgaben noch nicht 
abschließen können. 

* 
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V ermögensrechnung 

33. Ergebnis der Vermögensrechnung für das Redinungsjahr 1957 

(ohne ERP-Sondervermögen, Ausgleichsfonds, Bundespost, Bundesbahn) 


Kenn- 

ziffer 

VERMÖGEN 

Bestand 
am Beginn des 
Rechnungs j ahres 

Zugang 

mit ohne 

haushaltsmäßige(r) Zahlung 



1 

2 

3 



DM 

DM 

DM 

0 

Allgemeines Verwaltungs vermögen 




00 

Unbewegliche Sachen 

9 556 341 275,47 

576 789 253,23 

2 588 345 787,86 

03 

Geldwerte Rechte 

4 027 300 000,— 

— 

— 


Summe 0 . . . 

13 583 641 275,47 

576 789 253,23 

2 588 345 787,86 

1 

Sadien im Gemeingebraudi 

— 

404 792 337,78 

22 107 461,07 

2 

Vermögen der Bundesanstalten und 





-einriditungen 




20 

Unbewegliche Sachen 

45 469 895,55 

8 720 327,12 

3 034 243,75 

22 

Wirtschaftsbetriebe 

2 341 993,— 

26 261,50 

— . 

23 

Geldwerte Rechte 

100 962,75 

17 850,— 

1 470,— 


Summe 2 , . . 

47 912 851,30 

8 764 438,62 

3 035 713,75 

3 

Betriebsvermögen 




32 

Wirtschaftsbetriebe 

222 632 589,27 

1 081 523,— 

17 504 104,27 

330 

Beteiligungen 

1 862 409 832,19 

29 969 600,— 

598 201 730,25 


Summe 3 . . . 

2 085 042 421,46 

31 051 123,— 

615 705 834,52 

4 

Allgemeines Kapital- und Sachvermögen 




40 

Unbewegliche Sachen 

3 460 437 034,86 

101 514 338,52 

353 013 742,70 

43 

Geldwerte Rechte 

13 409 096 162,13 

3 577 382 499,70 

3 651 337 994,20 


Summe 4 . . . 

16 869 533 196,99 

3 678 896 838,22 

4 004 351 736,90 

5 

T r euhand ve rmö gen 

825 689 706,69 

303 928 837,17 

26 437 430,67 


Summe 4 und 5 . . . 

17 695 222 903,68 

3 982 825 675,39 

4 030 789 167,57 


Vermögen zusammen 

33 411 819 451,91 

5 004 222 828,02 

7 259 983 964,77 


Vermögen zu Beginn des Rechnungsjahres .... 33411 819451,91 DM 

Vermögen am Ende des Rechnungsjahres .... 36879473242,25 DM 

Mithin Vermögensmehrung 3 467 653 790,34 DM 


Vermögen zu Beginn des Rechnungsjahres .... 33411 819451,91 DM 

Vermögen am Ende des Rechnungsjahres .... 36879473242,25 DM 

Mithin Vermögensmehrung 3 467 653 790,34 DM 


SCHULDEN 


9 96 

Fundierte Schuld 1 

20 520 197 791,49 

168 930 612,— 

2 890 356 262,42 

97 

Schwebende Schuld 

4 500 000,— 

— 

— 

99 

Andere Schulden 

4 807 934 189,07 

87 203,19 

81 457 286,05 


Summe der Schulden 

25 332 631 980,56 

169 017 815,19 j 

2 971 813 548,47 


Schulden zu Beginn des Rechnungsjahres .... 25332631 980,56 DM 

Schulden am Ende des Rechnungsjahres 25 660 725 202,30 DM 

Mithin Schuldenmehrung 328 093 221,74 DM 


Schulden zu Beginn des Rechnungsjahres .... 25332631 980,56 DM 

Schulden am Ende des Rechnungsjahres 25 660 725 202,30 DM 

Mithin Schuldenmehrung 328 093 221,74 DM 

Die Verpflichtungen des Bundes aus Bürgschafts-, Gewähr- oder anderen ähn- 
lichen wirtschaftlichen Zwecken dienenden Verträgen betrugen am Ende des 

Rechnungsjahres 10 327 799 638,68 DM 

gegenüber 8 420 146 187,94 DM 

im Vorjahre. 

Außerdem sind die Zinsen auf einen Kapitalbetrag in Höhe von 383000000,— DM 
verbürgt. 
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Abgang 


Bestand am Ende 

Veränderungen 

des 

mit 

ohne 1 

Abschreibungen 

des 

haushaltsmäßige(r) Zahlung 


Redinungsj ahres 

Bundesvermögens 

4 

5 

6 

7 

8 


DM 

DM 

DM 

DM 

3 269 275,08 

1 020 000 000,— 

2 020 509 754,88 

106 175 006,33 

10 591 522 280,27 

3 007 300 000,— 

+ 1 035 181 004,80 
- 1 020 000 000,— 

1 023 269 275,08 

2 020 509 754,88 

106 175 006,33 

13 598 822 280,27 

+ 15 181 004,80 

2 559 755,36 

15 085 788,43 

409 254 255,06 

— 


' 20 279,10 

69 725,35 

2 622 224,28 

56 135,61 

477 261,16 

69 341,68 

54 104 701,88 

2 242 777,21 

50 557,40 

+ 8 634 806,33 

- 99 215,79 

- 50 405,35 

90 004,45 

2 678 359,89 

546 602,84 

56 398 03Mi 

+ 8 485185,19 

34 320,92 

1 451 953,35 

661 649,94 

14 970 772,41 

33 741,— 

240 488 504,68 1 

2 474 158 436,68 

+ 17 855 915,41 

+ 611 748 604,49 

1 486 274,27 

15 632 422,35 

33 741,— 

2 714 646 941,36 

-f 629 604 519.90 

24 955 139,02 
247 787 465,07 

568 801 433,65 

4 306 392 511,14 

31 295 151,68 

3 289 913 391,73 

16 083 636 679,82 

- 170 523 643,13 

+ 2 674 540 517,69 

272 742 604,09 

4 875 193 944,79 

31 295 151,68 

19 373 550 071,55 

+ 2 504 016 874,56 

— 

20 000 061,95 

— 

1 136 055 912,58 

+ 310 366 205,89 

272 742 604,09 

4 895 194 006,74 

31 295 151,68 

20 509 605 984,13 

+ 2 814 383 080,45 

1 300 147 913,25 

6 949 100 332,29 

547 304 756,91 

36 879 473 242,25 

+ 3 467 653 790,34 


616 297 534,12 

909 735 974,24 

— 

22 053 451 157,55 

+ 

1 533 253 366,06 

— 

— 

— 

4 500 000,— 


— 

188 526 625,28 

1 098 178 008,28 

— 

3 602 774 044,75 

— 

1 205 160 144,32 

804 824 159,40 

1 2 007 913 982,52"^ 

— 

25 660 725 202,30 

+ 

328 093 221,74 
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34. Die Vermögensrechnung und die Geldrechnung 
stimmen im Rechnungsjahr 1957 noch nicht voll- 
ständig überein. Die Abweichungen beschrän- 
ken sich auf wenige Fälle. Ein Landesversor- 
gungsamt weist zwar in der Geldrechnung 
vermögenswirksame Haushaltsausgaben der 
Kriegsopferversorgung aus, der zuständige Lan- j 
desminister hat es jedoch abgelehnt, die mit | 
diesen Ausgaben geschaffenen Vermögens- 
werte in die Vermögensrechnung des Bundes 
aufzunehmen, weil noch nicht entschieden sei, 
ob es sich um Bundes- oder Landesvermögen 
handelt. Der Bundesrechnungshof hat diese An- 
gelegenheit bereits in seinen Bemerkungen i 
1955 S. 30 Nr. 40 und 1956 S. 36 Nr. 39 behan- 
delt. Der Rechnungsprüfungsausschuß des Bun- 
destages hat auf die Bemerkung für das Rech- 
nungsjahr 1956 den Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung ersucht, die Angelegenheit 
nunmehr zu bereinigen (Kurzprotokoll Nr. 13, 

3. Wahlperiode). 

Weitere Unstimmigkeiten sind bei verschiede- 
nen Straßenbauämtern eines Landes bei der 
Verwaltung der Bundesfernstraßen entstanden. 

In der Vermögensrechnung sind als Zugang mit 
haushaltsmäßiger Zahlung 8644,80 DM und 
als Abgang mit haushaltsmäßiger Zahlung 
1511313,30 DM mehr ausgewiesen als in der 
Geldrechnung. Diese Unterschiede sind auf 
mangelnde Abstimmung zwischen der Vermö- 
gensrechnung der Straßenbauämter und der 
Geldrechnung der zuständigen Kasse zurückzu- 
führen. 


35. Das Vermögen des Bundes (S. 20 Nr. 33) hat ; 
sich im Rechnungsjahr 1957 um 3467 Mio DM 1 
(Spalte 8) auf 36 879 Mio DM (Spalte 7) ver- i 
mehrt. Bei dem Liegenschaftsvermögen ist ein ' 
Wertzuwachs von zusammen 873,2 Mio DM zu | 
verzeichnen. Wie in den Vorjahren ist ein Zu- j 
gang ohne haushaltsmäßige Zahlung, im Jahre i 
1957 von 214 Mio DM, in erster Linie auf die | 
Erfassung von Liegenschaften zurückzuführen, 
die bisher von den stationierten fremden Streit- | 
kräften benutzt und jetzt deutschen Stellen frei- ; 
gegeben worden sind. Der restliche Zuwachs ist | 
durch Ankauf von Grundstücken und durch | 
Neu-, Um- und Erweiterungsbauten entstanden. | 
In der Vermögensrechnung sind die Liegen- ' 
schäften im Gemeingebrauch (Kennziffer 1) nicht 
bewertet. Die im Rechnungsjahr 1957 auf 404 
Mio DM (Spalte 2, Kennziffer 1) angestiegenen 
Ausgaben für Bundesautobahnen, Bundesstra- 
ßen, Kanäle und andere Schiffahrtswege (Sa- 
chen im Gemeingebrauch) berühren das Ergeb- 
nis der Vermögensrechnung nicht, weil die Be- 
träge für die Investitionen in die Vermögens- 
rechnung als Wertzugang mit haushaltsmäßiger 
Zahlung aufgenommen und sogleich wieder ab- 
geschrieben werden. 

Das Reinvermögen der 47 Wirtschaftsbetriebe 
des Bundes (§ 15 RHO) ist im Rechnungsjahr 
1957 von 224,9 Mio DM auf 242,6 Mio DM um 


17,7 Mio DM angewachsen. Davon entfallen al- 
lein auf die 

Bundesmonopol Verwaltung 

für Branntwein 5 Mio DM und 

die Monopolverwaltung für 
Branntwein, Berlin, 3 Mio DM 

(vgl. Bundeshaushaltsrechnung 1957, S. 2570/71, 
Vermögensgruppe 3270). 

Die Zunahme des Rechnungswertes der Betei- 
ligungen in Höhe von 612 Mio DM (Spalte 8, 
Kennziffer 330) beruht größtenteils auf der erst- 
maligen Aufnahme von Gesellschaften (Saar- 
bergwerke AG mit 519,9 Mio DM und Reichs- 
rundfunkgesellschaft mbH i. L. mit 4,1 Mio DM) 
in die Vermögensrechnung und auf Werterhö- 
hungen durch bilanzmäßige Veränderungen, 
insbesondere durch Erhöhung der Rücklagen 
und Gewinnvorträge in Höhe von 69 Mio DM. 
Die Beteiligung an der Volkswagen GmbH ist 
wegen Unklarheit der Rechtsverhältnisse nicht 
in der Vermögensrechnung 1957 enthalten. 

Durch Kapitaleinzahlungen bei der Euro- 
päischen Investitionsbank und dem Wiederein- 
gliederungsfonds des Europarats sind die An- 
teile des Bundes am Kapital internationaler Ein- 
richtungen um 39 Mio DM gestiegen. 

Die Forderungen des Bundes aus Darlehen ^) 
haben sich im Rechnungsjahr 1957 weiter um 
3100 Mio DM vermehrt, davon um 1640 Mio DM 
durch Gewährung von Darlehen für Wohnungs- 
bau und Siedlungswesen. Uber ein Drittel des 
gesamten am Ende des Rechnungsjahres 1957 
ausgewiesenen Bundesvermögens besteht in 
Darlehnsforderungen. 

Hiervon entfallen nach der Vermögenshaupt- 
rechnung in den Vermögensgruppen 4310 bis 
4313 (Bundeshaushaltsrechnung S. 2574 bis 2576) 
auf Darlehen in Mio DM für: 


Wohnungsbau und Siedlungs wesen . 

rd. 

6 676 

Kasernen- und Besatzungsverdrängte 

rd. 

63 

Bau und Unterhaltung von Straßen 
und Brücken 

rd. 

126 

Bau und Unterhaltung von 
Schiffahrtswegen und Häfen . . . 

rd. 

36 

Bau, Umbau, Wiederherstellung und 
Ankauf von Schiffen 

rd. 

442 


Anmerkung 

9 Der Bestand an geldwerten Rechten des Kapitalver- 
mögens (Spalte 7, Kennziffer 43) setzt sich zusammen 
aus 


Anteilen am Kapital internationaler 


Einrichtungen 

mit 

1 

632 

Mio 

DM 

Darlehnsforderungen 

mit 

13 

418 

Mio 

DM 

Wertpapieren 

mit 


697 

Mio 

DM 

Sonstigen Geldforderungen 

mit 


336 

Mio 

DM 



16 

083 

Mio 

DM 
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Sonstige Darlehen, 

davon für 

. . ] 

das Sondervermögen 

Deutsche Bundesbahn . . 

. 2 373 

das Sondervermögen 
Ausgleichsfonds 

300 

die Landwirtschaft 
(Grüner Plan) 

289 

regionale Förderungs- 
programme zur Steigerung 
der Wirtschaftskraft . . . , 

285 

Finanzhilfe und Finanzierung 
Saarbergbau 

175 

Sanierung von 

Notstandsgebieten 

95 

verschiedene Zwecke . . . . 

, 2 550 


Der Bestand der sonstigen Geldforderungen des 
Bundes betrug zu Beginn des Rechnungsjahres 
1957 4162 Mio DM, am Ende dagegen nur 
3343 Mio DM; er hat sich also um 819 Mio DM 
verringert. Die Veränderung beruht auf der Ent- i 
nähme eines Betrages von 1020 Mio DM j 
(Spalte 4, Kennziffer 03) aus Rücklagen des | 
Bundes, der im Bundeshaushalt vereinnahmt ; 
worden ist, sowie auf anderen Zu- und Abgän- 
gen mit und ohne haushaltsmäßige Zahlung. 

Das Treuhandvermögen hat um 310 Mio DM 
(Spalte 8, Kennziffer 5) zugenommen. Diese Zu- 


nahme ist im wesentlichen auf Zugänge bei dem 
Treuhandvermögen für den Bergarbeiterwoh- 
nungsbau zurückzuführen. 

Die vermögenswirksamen Haushaltsausgaben 
waren im Rechnungsjahr 1957 um 1009 Mio DM 
höher als im Vorjahr. Sie haben bei 36 288 Mio 
DM Gesamtausgaben 5792 Mio DM betragen; 
dagegen waren im Rechnungsjahr 1956 von 
33 281 Mio DM Gesamtausgaben 4783 Mio DM 
vermögenswirksam. 

Damit die Wirkung der Haushaltswirtschaft auf 
die Vermögensbildung sachlich richtig beurteilt 
werden kann, müssen von den Gesamtausgaben 
einige Posten abgesetzt werden. Es handelt sich 
im Rechnungsjahr 1957 um den Beitrag des 
ordentlichen Haushalts an den außerordent- 
lichen Haushalt (1506 Mio DM), um die Ab- 
führung an den Lastenausgleichsfonds und um 
durchlaufende Mittel (zusammen 2360 Mio DM) ; 
von den dann noch verbleibenden 32 422 Mio 
DM waren 17,9 v. H. vermögenswirksam. In den 
zwei vorhergehenden Rechnungsjahren 1955 
und 1956 waren nur 16,9 v. H., im Rechnungs- 
jahr 1954 dagegen 27,5 v. H. der Gesamtaus- 
gaben vermögenswirksam. Von den vermögens- 
wirksamen Ausgaben im Rechnungsjahr 1957 
haben 5004 Mio DM (Spalte 2) zur Mehrung 
des Vermögens beigetragen gegenüber 4290 Mio 
DM im Vorjahr. 

Von den vermögenswirksamen Aufwendungen 
(Spalte 2) entfallen auf: 


V erwaltungsvermögen 

a) Investitionen für unbewegliche Sachen beim 
Allgemeinen Verwaltungsvermögen . . . 

bei den Sachen im Gemeingebrauch . . . . 

und bei dem Vermögen der Bundesanstalten 


Kenn- 

Mio 

Mio 

Mio 

ziffer 

DM 

DM 

DM 


00 

576,7 


1 

404,7 


20 

8,7 

rd. 9c 


Finanzvermögen 

b) Investitionen für unbewegliche Sachen beim 


Allgemeinen Kapital- und Sachvermögen . . 40 

c) Beteiligungsvermögen 330 

geldwerte Rechte des Allgemeinen Kapital- 
und Sachvermögens, davon auf 

d) Anteile an internationalen Einrichtungen . 

e) Darlehnsforderungen 43 

f) Wertpapiere, sonstige Forderungen ... 


rd. 102 
rd. 30 


rd. 67 
rd. 3 417 

rd. 94 rd. 3 578 rd. 3 710 


Treuhandvermögen 

g) Förderung des Bergarbeiterwohnungsbaues . 


rd. 304 


5 


rd. 5 004 
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37. Der Anteil der vermögenswirksamen Haushalts- 
einnahmen an den Gesamteinnahmen hat sich 
gegenüber den Vorjahren weiter vermindert. 
Von den Haushaltseinahmen des Rechnungsjah- 
res 1957 (37 032 Mio DM abzüglich des Beitra- 
ges zum außerordentlichen Haushalt aus Mit- 
teln des ordentlichen Haushalts und der durch- 
laufenden Mittel von zusammen 3866 Mio DM, 
d. h. 33 166 Mio DM) sind nach Abzug eines 
Betrages von 1020 Mio DM aus der Rücklage 
für die Erfüllung vertraglich eingegangener 
Verpflichtungen im Wehrhaushalt 431,5 Mio 
DM vermögenswiiiksam gewesen, das sind 
1,03 V. H. Dagegen wirkten sich im Rechnungs- 
jahr 1956 1,07 V. H, im Rechnungsjahr 1955 
1,31 V. H. und im Rechnungsjahr 1954 3,17 v. H. 
auf das Vermögen des Bundes aus. 

Die vermögenswirksamen Einnahmen im Rech- 
nungsjahr 1957 sind im wesentlichen durch den 
Verkauf von Vermögenswerten sowie durch die 
Tilgung und die Rückzahlung von Forderungen 
des Bundes entstanden. Diesen Einnahmen ste- 
hen entsprechende Vermögensabgänge gegen- 
über. Außerdem ist eine Anleihe von 168,9 Mio 
DM (Seite 20 Spalte 2, Kennziffer 96) als vermö- 
genswirksame Einnahme nachgewiesen. 


38. Die Schulden des Bundes (Kennziffer 9) sind 
im Rechnungsjahr 1957 um 328 Mio DM (Spalte 
8) auf 25 660 Mio DM (Spalte 7) gestiegen. Die 
Zugänge mit haushaltsmäßiger Zahlung (Anlei- 
hen, Schatzanweiisungen, Darlehen, Ablösungs- 
verpflichtungen für Wertzuwachs) betragen 
169 Mio DM (Spalte 2), die Zugänge ohne haus- 
haltsmäßige Zahlung (Ausgleichsforderungen, 
Anleihen, Schatzanweisungen, Hypotheken, 
Grund- und Rentenschulden sowie sonstige 
Schulden) 2 971 Mio DM (Spalte 3). Ihnen ste- 
hen Abgänge mit haushaltsmäßiger Zahlung 
von 804 Mio DM (Schuldentilgung Spalte 4) und 
ohne haushaltsmäßige Zahlung in Höhe von 
2007 Mio DM (Spalte 5, darunter der Gegen- 
posten für die Entnahme aus der Rücklage von 
1020 Mio DM und Abgang infolge Kursdiffe- 
renz) gegenüber. 

* 


Scklußbemerkungen 

Bericht über die Prüfung von Unternehmen 
mit eigener Rechtspersönlichkeit 

39. Mit den Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes zur Bundeshaushaltsrechnung ist ein Be- 
richt darüber zu verbinden, welche wesentlichen 
Anstände sich aus der Prüfung von Unterneh- 
men mit eigener Rechtspersönlichkeit ergeben 
haben (§ 107 Abs. 2 RHO). Der mit den Bemer- 
kungen zu der Bundeshaushaltsrechnung für 
das Rechnungsjahr 1956 veilbundene Bericht 
vom 24. Oktober 1959 enthielt bereits die bis 
Enide März 1959 festgestellten wesentlichen 
Mängel (vgl. Drucksache 1518 der 3. Wahlpe- 
riode, S. 45/65), Den Bericht über das Ergebnis 
der seither vorgenommenen Prüfungen hat der 
Bundes rechnungshof mit den Bemerkungen zu 
der Bundeshaushaltsrechnung 1958 verbunden. 

* 

Denkschrift des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes 

40. Den Bemerkungen des Bundesrechnungshofes 
zur Bundeshaushaltsrechnung ist eine Denk- 
schrift des Präsidenten des Bundesrechnungs- 
hofes beizufügen, in der die hauptsächlichsten 
Prüfungsergebnisse zusammengefaßt werden 
(§ 107 Abs. 6 RHO). In der Denkschrift vom 
24. Oktober 1959, die mit den Bemerkungen zu 
der Bundeshaushaltsrechnunig 1956 verbunden 
worden ist, sind schon Prüfungsergebnisse der 
Rechnungsjahre 1957 und 1958 behandelt wor- 
den (vgl. Drucksache 1518 der 3. Wahlperiode, 
S. 67 bis 117). Der Bericht über die seither fest- 
gestellten Prüfungsergebnisse ist den Bemer- 
kungen zu der Bundeshaushaltsrechnung 1958 
beigefügt worden. 

Frankfurt am Main, den 13. April 1961 

Bundesrechnungshof 

Dn Hertel 
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Anlage 1 

(zu S. 10 Nr. 14) 


Druck- und Darstellungsfehler 


In der Bundeshaushaltsrechnung 1957 hat der Bundes re dinungshof — 
von bedeutungslosen Schreibfehlern abgesehen — folgende Drudc- 
und Darstellungsfehler festgestellt: 


Seite 

Haushaltsstelle 

Spalte 

unrichtig 

richtig 


Vorberidit 




XXXI 

Kap. 14 02 

5. Zeile 
von oben 

Kap. 14 01 

Kap. 14 02 

XLV 

Nr. 25 


Kap. 10 10 

Kap. 11 10 

LXXIV 

Kap. 35 11 a Tit. 61 

5 

0,794 

0,784 

LXXXIV 

Kap. 14 02 

2 

798 

998 

CVII 

Kap. 25 04 

2 

573 

575 

CIX 

Kap. 40 03 Tit. 951 

3 

Neubau eines 
Sammellagers für 
heimatlose Aus- 
länder (Ersatz für 
Valka^Lager) 

Darlehen zur Errich- 
tung von Wohnim- 
gen und zum 
Existenzaufbau 
für heimatlose 
Ausländer 


Funktionenrechnung 




24 

Kennziffer C 1 

6 

5 165 585 

5 164 950 

33 

Kennziffer C 19 

! 




Nato-Beitrag 

7 

1 402 601 

1 402 600 


Nato-Infrastruktur 

i 

7 

1 402 600 

1 402 601 

66 

Erstattungen 

Kennziffer NS 5il 

6 

635 

einschließlich der 
sich hieraus 
ergebenden 
Aufrechnungen 


Beihilfen und Zuschüsse 

7 

1002.571 b 1 

A 1002.571 b 1 


Einzelplan 06 




309 

Kap. 06 02 

12 

91 171 571,95 

19 ITil 571,95 


Summe Allgemeine Aus- 
gaben 
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Seile 

Haushaltsstelle 

Spalte 

unrichtig 

richtig 

310 

Kap. 06 02 

Summe Einmalige Ausgaben 

5 

1 548 700,^ 

1 584 700,— 

331 

Kap. 06 05 

Summe Sachausgaben 

12 

114 961,25 

114916,25 

339 

Kap. 06 06 

Summe Sachausgaben 

11 

15 769,80 

15 760,89 

352 

Kap. 06 08 Tit. 205 

7 


799,99 

359 

Kap. 06 08 

Summe Einmalige Ausgaben 

9 

2 227 227,54 

2 277 227,54 

361 

Kap. 06 09 

Summe Fortdauernde Ein- 
nahmen 

11 

63 504,49 

63 504,09 

365 

Kap. 06 09 Tit. 300 

9 

4 300 000,— 

— 

367 

Kap. 06 09 

Gesamteinnahmen 

11 

63 504,99 

63 504,09 


Zuschuß Kap. 06 09 

12 

1 037 911,31 

1 037 911,71 

407 

Kap. 06 14 

Summe Sachausgaben 

12 

! 

26 704,83 

25 704,83 

425 

Kap. 06 16 

Summe Sachausgaben 

! 11 

34 358,09 

34 328,09 

491 

Kap. 06 25 

Summe Sachausgaben 

8 

! 12 307 100,— 

11 307 100,— 

520 

Kap. 06 29 

Summe Fortdauernde 
Ausgaben 

7 

— 

7 212,53 

572 

Beilage zu Epl. 06 

Kap. 06 07 Tit. 250 

6 

7 723,95 

10 723,95 

599 

Zusammenstellung 

zu Spalte 9 

Einzelplan 08 


(06 07) 06 07/ 

240 üpl. 

(06 07) 06 07/ 

204 üpl. 

666 

Kap. 08 01 Tit. 261 

6 

13 154,85 

31 154,85 

773 

Kap. 08 07 

Summe Sachausgaben 

12 

199 589,38 

240 658,47 
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Seite 

! 

! Haushallssteile 

i 

Spalte 

unrichtig 

richtig 


Einzelplan 09 

1 


1 

856 

Kap. 09 03 Tit. 873 

2 

387 

873 

00 

00 

Kap. 09 06 Tit. 301 

6 

72 373,30 

72 373,03 


Einzelplan 10 




955 

Kap. 10 02 Tit. 621 

13 

59 268 525,12 | 
12 341 268,— 1 

48 970 000,— 

1146 

Kap. 10 11 Tit. 710 

3 

14 499,38 

20 049,38 



6 

12 483,38 

18 033,38 


Einzelplan 11 




1164 

Vorwort zu Kap. 11 13 

15. Zeile 

1,86 Mio DM 

1,82 Mio DM 


Tit. 606 

von oben 



1215 

Kap. 1 1 07 Tit. 299 

12 

2 593,85 

1 593,85 


Einzelplan 12 




1376 

jKap. 12 07 

1 Summe Sachausgaben 

1 7 

! i 

6 970,95 

1385 

Kap. 12 08 

Gesamtausgaben 

11 

22 973,57 

22 973,27 

1437 

Kap. 12 12 

12 

85 447,73 

85 447,83 


Summe Einmalige Ausgaben 





Einzelplan 13 




1543 

Kap. 13 03 Tit. 901 

12 

86 441,37 

86 441,36 


Einzelplan 14 




1558 

Kap. 14 01 Tit. 299 

6 

104 962,81 

104 962,91 

1665 

Kap. 14 12 Tit. 743 

8 

2 000 000,— 

2 400 000,— 


Einzelplan 27 




1918 

Kap. 27 01 

Gesamtausgaben 

4 

122 475 056,91 

122 475 056,81 
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Seite 

Haushaltsstelle 

Spalte 

unrichtig 

richtig 


Einzelplan 35 




2093 

Kap. A 35 05 

Einzelplan 40 

13 


Der Vermerk betrifft 
Ausgaben und 
gehört 

auf Seite 2095 

2117 

Kap. 40 03 

13 

43 115 027,46 

41 315 027,46 


Summe Allgemeine 
Ausgaben, zugleddi Summe 
Fortdauernde Ausgaben 





Anlage I 




2346 

Kap. 12 02 Tit. 530 

3 

2 000 000,— 

200 000 OOO,— 

2350 

Kap. 12 03 Tit. 109 

3 

. 10 000,— 

10 500,— 

2363 

Kap. 12 12 Tit. 299 

3 

2 500,— 

2 000,— 

2427 

Kap. hinter 40 10 

5 

3. Zeile 
von unten 

Besatzungs- 

zeitraumes 

Bezugszeitraumes 


Anlage III 




2451 

Ifd. Nr. 13 





Kap. 06 05 Tit. 2 

7 

2 596,60 

3 596,60 


lfd. Nr. 23 Kap. 06 13 

3 

2 

3 


Beilage zu Anlage III 




2461 

lfd. Nr. 16 

Erlös 

1 800 000,— 

900 000,— 


lfd. Nr. 24 

ßrlös 

2 920 681,03 

1 420 681.03 

2464 

lfd. Nr. 63 

Erlös 

51 985,— 

18 985,— 


lfd. Nr. 64 

Erlös 

27 210,— 

15 700,— 



Verkaufsgrund 

— 

(Restkaufgeld 

11 510,—) 


lfd. Nr. 66 

Verkaufsgrund 

(Restkaufgeld 

200 000,—) 

(Restkaufgeld 

300 000,—) 

2466 

lfd. Nr. 85 

Verkaufsgrund 

Erläuterung 

fehlt 

Erlöse aus 
Verkäufen 
= 1 936 050 
ab 
für 

An- 
käufe = 911 447 





Netto- 1 024 603 

erlöse 
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Seite 

i 

j Hdushaltsstelle 

Spalte 

unrichtig 

richtig 

24 60 
bis 
24 69 



In der Aufstellung sind die Grundstücks- 
veräußerungen in den Bereichen der 
Oberfinanzdirektionen Bremen, Karls- 
ruhe, Koblenz, München und Nürnberg 
nicht erfaßt. Die Angaben aus den Be- 
reichen der Oberfinanzdirektionen 

Hannover und Münster sind unvollstän- 
dig. 




Die Aufteilung des Gesamterlöses in 
Höhe von 29 819 261,64 DM in 




20 372 979,56 DM 

für Erlöse aus 
Grundstücksver- 
äußerungen im 
Einzelbetrag über 
10 000 DM und 




9 446 282,08 DM 

für Erlöse aus 
Grundstücksver- 
äußerungen im 
Einzelbetrag unter 
10 000 DM 




ist daher nicht richtig. 

24 69 

1 

! 

nach lfd. Nr. 124 

Grundstücks- 

bezeichnung 

Grundstücks- 
veräußerungen 
im Einzelbetrag 
unter 10 000 DM 

Grundstücksver- 
äußerungen im 
Einzelbetrag unter 
10 000 DM sowie 
Spitzenbeträge aus 
Tauschgeschäften 
und Restkaufgelder 
aus 

Grundstücksver- 
äußerungen der 
Vorjahre 


Zu Anlage V und VI 





Beilage 2 zum 
Vermögensnachweds 




25 82 

Vermögensgruppe 00 00 

Epl. 12 

7 

5 021,40 

5 031,40 


Anlage VII 

Beilage 1 




2676 

Hamburg c) 

Zugang im Rj. 1957 

Kap., Tit. 

4 

611,69 

611,60 


Zu Anlage VIII 




2704 

ERP-SV 

Jahresrechnung 1957 

Kap. 2 Tit. 9 

5 

9 648 846,09 

9 846 468,09 
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(Zu S. 19 Nr. 31) 


Einzelvorbehalte aus früheren Rechnungsjahren 

Die vom Bundesrechnungshof aufgestellten Vorbehalte aus früheren 
Rechnungsjahren werden bis auf folgende aufgehoben: 


Lfd. 

Nr. 

Kapitel 

Titel 

Zweckbestimmung 

Begründung 


08 01 


Rechnungsjahr 1954 

Bundesminister der Finanzen 

Bundesministerium der Finanzen 


1 


215 

Reisekostenvergütungen 

i 

Es kann noch nicht entschieden 
werden, ob Bemerkungen aufge- 
stellt werden. 


Rechnungsjahr 1956 


2 




Bundesminister für Ernährungr 
Landwirtschaft und Forsten 

1001 


Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


952 

Kosten für die innere Einrich- 
tung eines Ersatzbaues für das 
Fischereischutzboot „Frithjof“ 


Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten hat 
wegen einer noch ausstehenden 
fachlichen Beurteilung nicht ab- 
schließend Stellung nehmen kön- 
nen. 
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Anlage 3 

(Zu S. 19 Nr. 32) 


Vorbehalte zu der Bundeshaushaltsrechnung 1957 

(§ 107 Abs. 4 RHO) 

a) Allgemeine Vorbehalte 

Der Bundesrechnungshof behält sich allgemein vor, Bemerkungen auf- 
zustellen, 

1. zu den Ausgaben, über die für einen längeren Zeitraum als ein 
Rechnungsjahr oder über die noch durch besondere Rechnungen 
Rechnung zu legen ist, 

2. zu den Haushaltsmitteln, die Stellen außerhalb der Bundesverwal- 
tung zur Erfüllung bestimmter Zwecke zur Verfügung gestellt wor- 
den sind und deren Verwendung er noch zu prüfen hat (§ 64 a 
RHO), 

3. zu den Rechnungen, deren Prüfung er den Verwaltungsbehörden 
überlassen hat und die er nur von Zeit zu Zeit anfordert (§ 93 
RHO), 

4. zu den Einnahmen und Ausgaben, die in Büchern und Rechnungs- 
unterlagen der Betriebe im Sinne des § 15 RHO nachgewiesen 
werden. 


b) Einzelvorbehalte 


Lfd. Nr. 

Kapitel 

Titel 

Zweckbestimmung 

Begründung 




Auswärtiges Amt 



05 02 


Allgemeine Bewilligungen 


1 


300 bis 

Allgemeine Ausgaben 

Der Prüfungsschriftwechsel ist noch 



679 


nicht abgeschlossen. In einigen 



außer 


grundsätzlichen Fragen konnte 



301 

Bundesminister des Innern 

noch keine endgültige Entschei- 
dung getroffen werden. 


06 01 


Bundesministerium des Innern 


2 


215 b 

Reisekostenvergütungen, 

Der Schriftwechsel ist noch nicht 




Auslandsreisen 

abgeschlossen. Die Aufstellung 
einer Einzelbemerkung ist in Aus- 
sicht genommen. 




Allgemeine Finanzverwaltung 



60 04 


Sonderleistungen des Bundes 


3 


951 

Zahlungen auf Grund des Ab- 

über die Abrechnung ist ein be- 

1 



kommens über die Liquidation 

sonderes Verfahren festgelegt wor- 




des früheren deutsch-schweize- 

den. Die Rechnungslegung erfolgt 




rischen Verrechnungsverkehrs 

nach Abschluß der Aktion (voraus- 




vom 16. Juli 1956 

sichtlich im Rechnungsjahr 1960). 
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Anlage B 


Bemerkungen 

des Bundesrechnungshofes zu der Bundeshaushalts- 
rechnung für das Rechnungsjahr 1958 
(einschließlich Bundesvermögensrechnung) 
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Allgemeines 


1. Der Bundesrechnungshof legt seine Bemerkun- 
gen zur Bundeshaushaltsrechnung und zur Bun- 
desvermögensrechnung für das Rechnungsjahr 
1958 hiermit vor. Sie bilden die Grundlage für 
die Beschlüsse des Bundestages und des Bun- 
desrates über die Entlastung der Bundesregie- 
rung (Artikel 114 Abs. 2 Satz 2 GG). 


* 


Stand der Entlastung 

für die vorausgegangenen Rechnungsjahre 

2. Der Bundesrechnungshof hat über den Stand der 
Entlastung in den dem Bundesminister der 
Finanzen gleichzeitig übermittelten Bemerkun- 
gen zu der Bundeshaushaltsrechnung 1957 
(Anlage A) näher berichtet. Danach ist die Ent- 
lastung für das Rechnungsjahr 1956 abgeschlos- 
sen. 


Die Beschlüsse des Bundestages und des Bun- 
desrates nach § 108 RHO für das Rechnungsjahr 
1957 stehen noch aus. 


* 


Genehmigung 

der in der Bundeshaushaltsrechnung 1958 
festgestellten über- und außerplanmäßigen 
Ausgaben 

3. Der Bundesrat hat die Genehmigung nach § 83 
RHO am 23. September 1960 beschlossen. Der 
Beschluß des Bundestages steht noch aus. 


* 
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Bemerkungen nach § 107 Abs. 1 Nr. 1 RHO 

Rechnungsergebnis des ordentlichen Haushalts für das Rechnungsjahr 1958 

Einnahme Ausgabe 

DM DM 

4. a) Nach dem Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 

1958 beträgt das Haushaltssoll 36 831 056 100, — 36 831 056 100, — 

b) Hinzu treten die aus dem Rechnungsjahr 1957 übernomme- 
nen Haushaltsreste (vgl. Abschn. II A/4 des Vorberichts zur 

Bundeshaushaltsrechnung S. XXI ff.) mit — 7 419 411 645,08 

c) Summe der Sollbeträge und der aus dem Rechnungsjahr 

1957 übernommenen Haushaltsreste 36 831 056 100, — 44 250 467 745,08 

d) Nach der Bundeshaushaltsrechnung 1958 betragen die Ist- 

einnahmen und die Istausgaben 38 670 566 587,68 38 670 566 587,68 

e) Hinzu treten die am Schluß des Rechnungsjahres 1958 ver- 
bliebenen Haushaltsreste, die auf das Rechnungsjahr 1959 
übertragen sind und das Rechnungsjahr 1958 wie wirklich 

entstandene Ausgaben belasten, mit — 9 567 733 529,83 

f) Summe der Istbeträge und der am Schluß des Rechnungs- 
jahres 1958 verbliebenen Haushaltsreste 38 670 566 587,68 48 238 300 117,51 

g) Gegenüber der Summe der Sollbeträge und der aus dem 

Rechnungsjahr 1957 übernommenen Haushaltsreste (c) be- 
trägt die Mehreinnahme/Mehrausgabe 1 839 510 487,68 3 987 832 372,43 


h) Mithin Fehlbetrag des Rechnungsjahres 1958 (§§ 75, 77 RHO) 2 148 321 884,75 DM 

Dem so errechneten Fehlbetrag ist ein Betrag von 744 237 422,78 DM 


zuzurechnen, weil der Bundesminister der Finanzen die kassenmäßige Mehr- 
einnahme des ordentlichen Haushalts 1957 zur Deckung von Ausgaben des 
ordentlichen Haushalts 1958 verwendet hat, obwohl das Rechnungsjahr 1957 
mit einem Fehlbetrag abschloß. 

Die Unzulässigkeit dieses Verfahrens hat der Bundesrechnungshof in seinen 
Bemerkungen zu den Bundeshaushaltsrechnungen 1956 — S. 6/7 Nr. 5 — 
und 1957 — S. 7 Nr. 6 — dargestellt. Der Deutsche Bundestag ist dieser 
Beanstandung im Rahmen der Entlastung der Bundesregierung für das Rech- 
nungsjahr 1956 grundsätzlich beigetreten. 

Der Betrag ist auf dem Bestandskonto der Bundeshauptkasse verausgabt und 
im ordentlichen Haushalt bei Kapitel 60 02 Titel apl. 99 vereinnahmt worden 
(vgl. die Begründung zu Kapitel 60 02 Titel apl. 99 der Bundeshaushaltsrech- 
nung 1958, S. 2019). 

Der Bundesminister der Finanzen hat ferner die kassenmäßige Mehrausgabe 
des außerordentlichen Haushalts 1958 unmittelbar vor dem Abschluß durch 

einen Zuschuß aus dem ordentlichen Haushalt 1958 in Höhe von 1 597 355 090,43 DM 

abgedeckt. 

Die außerplanmäßige Überweisung des ordentlichen Haushalts an den außer- 
ordentlichen Haushalt war unzulässig, weil der ordentliche Haushalt 1958 
mit einem Fehlbetrag abschloß. Derartige Zuweisungen aus dem ordent- 
lichen Haushalt setzen einen entsprechenden Überschuß im Sinne von § 75 
RHO voraus (vgl, die Bemerkungen zu den Bundeshaushaltsrechnungen 1951 
— S. 7 Nr. 8 — , 1955 — S. 7 Nr. 5 — und 1957 — S. 6 Nr. 5). Infolge 
der Zuweisung erscheint das Ergebnis der Rechnung des ordentlichen Haus- 
halts 1958 erheblich ungünstiger als es tatsächlich ist. Das Gesamtergebnis 
der Bundeshaushaltsrechnung 1958 (ordentlicher Haushalt und außerordent- 
licher Haushalt zusammengerechnet) ist jedoch nicht beeinflußt worden. 

Der Betrag ist im ordentlichen Haushalt bei Kapitel 60 02 Titel apl. 998 ver- 
ausgabt und im außerordentlichen Haushalt bei Kapitel 60 02 Titel apl. 98 
vereinnahmt worden (vgl. die Begründung in der Anlage I zur Bundeshaus- 
haltsrechnung 1958, S. 2211). 

Ohne diese Buchungen hätte sich beim ordentlichen Haushalt für das Rech- 


nungsjahr 1958 ein Fehlbetrag in Höhe von 1 295 204 217,10 DM 

ergeben. 

Anmerkung 

0 Das sind die am Schluß des Rechnungsjahres 1958 verbliebenen Haushaltsreste nach e) 9 567 733 529,83 DM 

vermindert um die aus dem Rechnungsjahr 1957 übernommenen Haushaltsreste nach b) 7 419 411 645,08 DM 

2 148321 884,75 DM 
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5. Die Ausgabereste, die am Schluß des Rech- 
nungsjahres 1957 rd. 7275 Mio DM betrugen, 
wurden bei der Übernahme in das Rechnungs- 
jahr 1958 infolge Übertragung von Ausgabe- 
ansätzen aus dem außerordentlichen Haushalt 
in den ordentlichen Haushalt mit einem um rd. 

144.4 Mio DM höheren Betrage, also mit rd. 

7419.4 Mio DM ausgewiesen (vgl. S. 36 
Nr. 4.b); sie haben sich auf rd. 9567,7 Mio DM 
am Schluß des Rechnungsjahres 1958 erhöht 
(vgl. S. 36 Nr. 4. e). Die Ausgabereste machen 
damit rd. 24,7 v. H. der Istausgaben aus. Von 
den am Schluß des Rechnungsjahres 1958 
verbliebenen Ausgaberesten entfallen rd. 

7136.5 Mio DM (= rd. 18 v. H. der Istausgaben) 
auf den Einzelplan 14 (Bundesminister für Ver- 
teidigung). 
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Rechnungsergebnis des außerordentlichen Haushalts für das Rechnungsjahr 1958 


6. a) 


b) 


c) 


d) 


f) 

g) 



Einnahme 

DM 

Ausgabe 

DM 

Nach dem Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1958 
beträgt das Haushaltssoll 

1 892 686 800,— 

1 892 686 800,— 

Hinzu treten die aus dem Rechnungsjahr 1957 übernom- 
menen Haushaltsreste (vgl. Absdin. II A/4 des Vorberichts 
zur Bundeshaushaltsrechnung S. XXI ff.) mit 


691 248 484,74 

Summe der Sollbeträge und der aus dem Rechnungsjahr 
1957 übernommenen Haushaltsreste 

1 892 686 800,— 

2 583 935 284,74 

Nach der Bundeshaushaltsrechnung 1958 betragen die Ist- 
einnahmen und die Istausgaben 

1 775 862 968,80 

1 775 862 988,80 

Hinzu treten die am Schluß des Rechnungsjahres 1958 ver- 
bliebenen Haushaltsreste, die auf das Rechnungsjahr 1959 
übertragen sind und das Rechnungsjahr 1958 wie wirk- 
lich entstandene Ausgaben belasten, mit 


567 519 433,33 

Summe der Istbeträge und der am Schluß des Rechnungs- 
jahres 1958 verbliebenen Haushaltsreste 

1 775 862 988,80 

2 343 382 422,13 

Gegenüber der Summe der Sollbeträge und der aus dem 
Rechnungsjahr 1957 übernommenen Haushaltsreste (c) be- 
trägt die Mindereinnahme/Minderausgabe 

116 823 811,20 

240 552 862,61 


h) Mithin Überschuß des Rechnungsjahres 1958 (§§ 75, 77 RHO) 123 729 051,41 DM 


Ohne den Beitrag des ordentlichen Haushalts an den außerordentlichen Haushalt (vgl. S. 36 Nr. 4) 
hätte sich beim außerordentlichen Haushalt ein Fehlbetrag von 
1 597 355 090,43 DM — 123 729 051,41 DM - 1 473 626 039,02 DM ergeben. 

Der Bundesminister der Finanzen hat von der ihm erteilten Ermächtigung zur Beschaffung von Geld- 
mitteln im Wege des Kredits zur Deckung von Ausgaben des außerordentlichen Haushalts mit Rück- 
sicht auf die Kassenlage des Bundes keinen Gebrauch gemacht. 


* 


Anmerkung 

-) In dem Betrag sind die aus der Rechnung des ordentlichen Haushalts in die Rechnung des außerordentlichen Haus- 
halts übertragenen 1 597 355 090,43 DM enthalten (vgl. S. 36 Nr. 4.). 

•^) Das ist der Unterschied zwischen den aus dem Rechnungsjahr 1957 übernommenen 

Haushaltsresten nach b) mit 691 248 484,74 DM 

und den am Schluß des Rechnungsjahres 1958 verbliebenen Haushaltsresten nach e) mit 567 519 433,33 DM 

123 729 051,41 DM 
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7. An ungedeckten Fehlbeträgen waren am Ende des Rechnungsjahres 1957 

vorhanden 7 366 422 707,04 DM 

(vgl. S. 9 Nr. 9 der Bemerkungen 1957) 

Die Bundeshaushaltsrechnung 1958 DM 

schließt wie folgt ab: 

ordentlicher Haushalt — Fehlbetrag — 2 148 321 884,75 

außerordentlicher Haushalt — Überschuß — .... 123 729 051,41 = 2 024 592 833,34 DM 

Die Aufrechnung des Überschusses im außerordentlichen Haushalt gegen 
den Fehlbetrag im ordentlichen Haushalt erscheint gerechtfertigt, weil der 
Überschuß im außerordentlichen Haushalt durch den Zuschuß des ordent- 
lichen Haushalts entstanden ist. 

Außerdem sind für die zur Deckung von Ausgaben des ordentlichen Haus- 
halts 1958 verwendete kassenmäßige Mehreinnahme 1957 haushaltsmäßig 


Deckungsmittel in Höhe von 744 237 422,78 DM 

zu beschaffen. 

Insgesamt sind aus den Rechnungsjahren 1949 bis 1958 noch zu decken . . 10 135 252 963,16 DM 


In den Bundeshaushaltsplänen für die Rech- 
nungsjahre 1959 und 1960 sind Mittel „zur Dek- 
kung von Fehlbeträgen" nicht vorgesehen. Nach 
dem Haushaltsgesetz für das Rechnungsjahr 
1959 war § 75 Satz 1 der Reichshaushaltsord- 
nung im Rechnungsjahr 1959 nicht anzuwenden. 
Nach § 6 des Haushaltsgesetzes 1960 ist zwar 
§ 75 Satz 1 der Reichshaushaltsordnung im 
Rechnungsjahr 1960 in der Weise anzuwenden, 
daß bei Feststellung des Jahresergebnisses nur 
die tatsächlich eingegangenen Einnahmen (Ist- 
einnahme) und die tatsächlich geleisteten Aus- 
gaben (Istausgabe) berücksichtigt werden. Diese 
Bestimmung konnte aber nicht zur Anwendung 
kommen, weil der ordentliche Haushalt wie der 
außerordentliche Haushalt 1958 kassenmäßig 
ausgeglichen waren. Andererseits sind aber — 
wie im Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 
1959 — im Einzelplan 14 des Bundeshauhalts- 
plan ‘5 für das Rechnungsjahr 1960 Haushalts- 
mittel „zur Neudeckung von Ausgaberesten 
aus Vorjahren, deren Deckungsmittel für an- 
dere Zwecke verwendet worden sind", veran- 
schlagt worden^). 


Anmerkung 

Der Gesamtfehlbetrag von rd. 10,1 Mrd. DM hat sich 
nach der Erklärung des Bundesministers der Finanzen 
vom 30. September 1960 vor dem Deutschen Bundestag 
am Schluß des Rechnungsjahres 1959 auf etwa 7 Mrd. 
DM verringert. 
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8. Zur vorübergehenden Verstärkung der Be- 
triebsmittel der Bundeshauptkasse (vgl. § 78 
der Reichshaushaltsordnung) sind im Rech- 
nungsjahr 1958 keine Mittel aufgenommen wor- 
den. Die Betriebsmittelrücklage von 7,3 Mio DM 
ist in der Anlage VII zur Bundeshaushaltsrech- 
nung 1958 nadigewiesen (S. 2290). 


* 


9. Die Haushaltsüberschreitungen (über- und i 
außerplanmäßige Ausgaben) des ordentlichen j 
Haushalts für das Rechnungsjahr 1958 sind in | 
der Anlage I zur Bundeshaushaltsredinung 1958 : 
nachgewiesen (S. 2069 bis 2218). Sie betragen ' 
insgesamt 5 628 906 122,73 DM, das sind etwa | 
15,3 V. H. des Haushaltssolls von rd. 36 831 Mio j 
DM. Die größeren Posten sind im Vorbericht ■ 
zur Bundeshaushaltsrechnung dargestellt (S. | 
XLII bis XLIV). Es sind allein rd. 1597 Mio DM j 
verwendet worden, um die kassenmäßige Mehr- ■ 
ausgabe des außerordentlichen Haushalts 1958 
(Kapitel 60 02 Titel apL 998, Anlage I S. 2211; 
vgl. S. 36 Nr. 4.) abzudecken. Daneben sind rd. 
1972 Mio DM überplanmäßig verausgabt wor- 
den, um den bis zum 31. Dezember 1956 ent- 
standenen Gesamtverlust der Deutschen Bun- 
desbahn aus den Abschlüssen für den DM-Ab- 
schnitt des Geschäftsjahres 1948 und für die 
Geschäftsjahre 1949 bis 1956 durch Verrech- 
nung mit Forderungen des Bundes an die 
Deutsche Bundesbahn in gleicher Höhe zu dek- 
ken (Kapitel 12 02 Titel 511, Anlage I S. 2140). 
Die restlichen Überschreitungen betragen rd. 
2060 Mio DM, das sind etwa 5,6 v. H. des Haus- 
haltssolls. 

In den Überschreitungen sind rd. 185,2 Mio DM 
Vorgriffe enthalten, die aus den Bewilligungen 
des Haushalts 1959 für die gleichen Zwecke 
vorweg zu decken sind (§ 30 Abs. 3, § 73 Abs. 1 
der Reichshaushaltsordnung). 

Der Bundesrechnungshof hat eine Bemerkung ! 
zu über- und außerplanmäßigen Haushaltsaus- 
gaben aufgestellt (vgl. S. 49 Nr. 22). | 


* 


10. Die in der Bundeshaushaltsrechnung 1958 — 
ordentlicher und außerordentlicher Haushalt — 
in Einnahme und Ausgabe aufgeführten Be- | 
träge stimmen mit denjenigen überein, die in I 
den Kassenrechnungen für das Rechnungsjahr | 
1958 als Einnahmen und Ausgaben nachgewie- : 
sen sind. Der Bundesrechnungshof hat — von 
unwesentlichen Einzelfällen abgesehen — keine 
Beträge festgestellt, die nicht ordnungsmäßig | 
belegt waren. Das gilt entsprechend für die I 
Hauptrechnung der Zentralkasse beim Bundes- 
ausgleichsamt über die Einnahmen und die 


Ausgaben des Ausgleichsfonds für das Rech- 
nungsjahr 1958 und die Jahresrechnung über 
die Einnahmen und Ausgaben des ERP-Sonder- 
vermögens für das Rechnungsjahr 1958. 


* 


11. Die Kassenrechnung des Bundesrechnungshofes 
(Einzelplan 20) ist von seinem Präsidenten ge- 
prüft worden (§ 88 Abs. 4 RHO). Er hat fest- 
gestellt, daß die bei Einzelplan 20 der Bundes- 
haushaltsrechnung 1958 in Einnahme und Aus- 
gabe aufgeführten Beträge mit denjenigen über- 
einstimmen, die in der Kassenrechnung für das 
Rechnungsjahr 1958 als Einnahmen und Aus- 
gaben nachgewiesen sind. Sie sind ordnungs- 
mäßig belegt. 

* 


Druck- und Darstellungsfehler 

12. Der Bundesrechnungshof hat in der Bundes- 
haushaltsrechnung 1958 die in der Anlage 1 
(S. 61) zusammengestellten wesentlichen Druck- 
und Darstellungsfehler festgestellt. Diese haben 
das Redinungsergebnis nicht beeinflußt. 

* 


Bemerkungen nach § 107 Abs. 1 Nr. 2 
und 3 RHO 

Vorschußbuch 

13. Das Finanzneubauamt eines Landes hatte in den 
Rechnungsjahren 1954 und 1955 zu Lasten der 
Mittel dos Epl. 35 (Auftragsausgaben) Bauten 
für die damalige Besatzungsmacht (belgische 
Truppen) zu errichten. Bis zum 17. März 1955 
hatte das Bauamt an den beauftragten Bau- 
unternehmer Abschlagsauszahlungen in Höhe 
von rd. 510 000 DM zu Lasten des Bundeshaus- 
halts geleistet. 

Die Prüfung der Schlußrechnung ergab, daß der 
Baufirma auf Grund der Leistungen, die nach 
den Abrechnungsunterlagen und nach örtlichen 
Feststellungen einwandfrei nachweisbar waren, 
insgesamt nur rd. 492 000 DM als Vergütung 
zustanden. Für einen Teil der angeblich er- 
brachten Leistungen ist der Nachweis noch nicht 
geführt worden. Im günstigsten Falle würde 
sich die zunächst auf rd. 17 000 DM festgestellte 
Überzahlung auf rd. 5000 DM ermäßigen. 

Außerdem hat das Bauamt am 23. August 1955 
angeordnet, einen weiteren Betrag in Höhe von 
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80 000 DM aus Vorschußmittcln des Landes an 
die Baufirma zu zahlen, obwohl keine von der 
örtlichen Bauleitung geprüfte Zwischenrechnung 
der Baufirma über erbrachte Lieferungen und 
Leistungen vorlag. Es hat die Auszahlung in 
einem „Kassenvermerk" vom 22. August 1955 
damit begründet, daß der Baufirma für ausge- 
führte Bauarbeiten ein seit dem 1. Marz 1955 
fälliger Restvergütungsanspruch von ca. 200 000 
DM zustehe. Die von der damaligen Besatzungs- 
macht für die Durchführung der Biaumaßnahmen 
zur Verfügung gestellten Mittel würden zur Be- 
friedigung des Anspruchs der Firma nicht aus- 
reichen. Weitere, bereits beantragte Mittel 
seien noch nicht verfügbar. Wegen der Über- 
schreitung des Fälligkeitstermins und der wie- 
derholten Vorstellungen der Baufirma sei die 
Leistung einer weiteren Vorauszahlung not- 
wendig; diese werde in 3 Wochen zurückge- 
zahlt. 

j 

Die Oberfinanzkasse hat den Betrag von 80 000 
DM entsprechend der Auszahlungsanordnung 
als Vorschuß aus Landesmitteln gebucht und auf 
Grund einer Abtretungserklärung der Baufirma 1 
an eine Sparkasse überwiesen. Der Betrag ist | 
dem Land nicht, wie im Kassenvermerk vorge- i 
sehen, zurückgezahlt worden. Die Baufirma ist 
inzwischen in Konkurs geraten. Die Oberfinanz- 
kasse hat den Betrag auf Anordnung des 
Finanzministers des Landes am 1. April 1958 
auf das Vorschußkonto des Bundes (Auftrags- 
ausgabenhaushalt) umgebucht. 

Die Auszahlung des Vorschusses von 80 000 DM 
war nicht gerechtfertigt. Die Baufirma hatte 
keinen Anspruch auf eine derartige Leistung. 
Die Bediensteten des Finanzneubauamtes hätten 
die Bescheinigung, daß der Baufirma noch eine 
fällige Restforderung von rd. 200 000 DM zu- 
stehe, mangels jeder Unterlage nicht abgeben 
dürfen. Bei dieser offenbaren Finanzierungs- 
hilfe hat das Land nicht für den Bund gehandelt. 
Das Land durfte deshalb den Schaden, der ihm 
dadurch entstanden war, daß seine Bedienste- 
ten ohne Rechtsgrund und unter Verletzung 
der Vorschrift des § 27 RHO den — uneinbring- 
bar gewordenen — Betrag von 80 000 DM zur 
Zahlung angewiesen haben, nicht nachträglich 
auf den Bund abwälzen, wie es durch die spä- 
tere Umbuchung des Betrages auf das Vorschuß- 
konto des Bundes geschehen ist. 

Der Finanzminister des Landes hat der vom 
Bundesrechnungshof geforderten Rückbuchung 
des Betrages von 80 000 DM auf den Landes- 
haushalt widersprochen. Er behauptet, der Vor- 
schuß sei irrtümlich zu Lasten des Landes ge- 
bucht worden. Der Vorschuß sei im übrigen 
unter Beachtung seiner Erlasse vom 11. Mai 
1951 und 29. März 1955 gezahlt worden, die sich 
nicht auf Zahlungen aus dem Landeshaushalt, 
sondern auf solche aus dem früheren Besat- 
zungslasten, d. h. aus dem Bundeshaushalt 
bezögen. Der Finanzminister des Landes hat 
hierbei nicht berücksichtigt, daß nach diesen Er- 
lassen nicht die unrichtig als Vorauszahlung 


bezeichnetc Vorschußzahlung, sondern lediglich 
Abschlagsauszahlungen, und zwar nur gegen 
Vorlage prüfbarer Zwischenrechnungen über 
erbrachte Lieferungen und Leistungen gewährt 
werden durften. Solche von der Bauleitung ge- 
prüften Zwischenrechnungen lagen bei der An- 
weisung des Betrages von 80 000 DM unstreitig 
nicht vor. Außerdem war in dem „Kassenver- 
merk" ausdrücklich erwähnt, der Betrag werde 
in drei Wochen zurückgezahlt. 

Der Bund hat keinen Anlaß, den Schaden, den 
die Landesbediensteten dem Lande verursacht 
haben, zu tragen. 

Der Bundesminister der Finanzen wird den zu 
Unrecht zu Lasten des Bundes gebuchten Betrag 
von 80 000 DM von dem Land zurückfordern 
müssen, sofern eine Rückzahlung von der Emp- 
fängerin nicht zu erreichen ist. Die Frage des 
Ausgleichs des dem Bund darüber hinaus durch 
zu hohe Abschlagsauszahlungen entstandenen 
Schadens bleibt davon unberührt. 


* 


Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundes- 
kanzleramt — 

Kapitel 04 03 — Presse- und Informationsamt 
der Bundesregierung 

Fortdauernde Ausgaben 

Titel 309 — Öffentlichkeitsarbeit in Ver- 

teidigungsfragen 

Das Presse- und Informationsaint der Bundes- 
regierung hat im Oktober 1956 und im Juli 1957 
von einer Filmgesellschaft insgesamt 70 Film- 
vorführgeräte mit Zubehör auf eine Mindest- 
daucr von 18 Monaten gemietet. Die Geräte 
sind vornehmlich auf dem Lande für die Vor- 
führung von Filmen eingesetzt worden, welche 
die Bevölkerung über Verteidigungsfragen auf- 
klären sollten. 

Nach den Vertragsbedingungen konnten die 
Geräte während der Vertragsdauer zu einem 
vereinbarten Preis, der etwa der Miete für die 
vorgesehene Mietzeit von 18 Monaten ent- 
sprach, unter Anrechnung von 90 v. H. der Miet- 
zahlung gekauft werden. Das Amt hat die Ge- 
räte nach 16 bis 18monatiger Miete im Rech- 
nungsjahr 1958 erworben. Von der gezahlten 
Miete sind vereinbarungsgemäß lOv. H., gleich 
29 644 DM, auf den Kaufpreis nicht angerechnet 
worden. 

Für die durch Vertrag von Oktober 1956 gemie- 
teten 25 Geräte betrug die Miete 7500 DM mo- 
natlich; das Mietverhältnis sollte mit der Über- 
gabe des ersten angelieferten Gerätes beginnen. 
Die Anlieferung hat sich über 4 Monate er- 
streckt. Das Amt hat die Miete für alle Geräte 
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aus diesem Vertrag vom 1. Oktober 1956 an ge- 
zahlt. 

Der Bundesrechnungshof hat den Abschluß und 
die Abwicklung der für den Bund nachteiligen 
Verträge beanstandet. Da das Amt die Geräte für 
18 Monate gemietet hatte, wäre es wirtschaft- 
licher gewesen, die Geräte zu kaufen, zumal da 
der für die Vertragsdauer zu entrichtende Miet- 
zins annähernd dem Kaufpreis entsprach. 
Die Zahlung des auf den Kaufpreis nicht ange- 
rechneten Teils der Miete wäre damit vermie- 
den worden. Aber auch im Rahmen der Mietver- 
träge hätte der Aufwand niedriger gehalten 
werden können, wenn die Verwaltung von der 
in den Verträgen vorgesehenen Möglichkeit, 
die Geräte käuflich zu erwerben, früher Ge- 
brauch gemacht hätte. Im übrigen war es nicht 
vertretbar, sich zu verpflichten, Miete für Ge- 
räte vor deren Überlassung zu zahlen. 

Das Amt hat dazu ausgeführt, die Mittel für den | 
Ankauf der dringend benötigten Geräte hätten 
ihm bei Abschluß der Verträge nicht zur Ver- 
fügung gestanden. Durch Abschluß eines Miet- 
vertrages mit Kaufvorbehalt habe die Finanzie- 
rung auf einen längeren Zeitraum verteilt wer- , 
den können. Dadurch seien dem Bund Zinsge- i 
Winne entstanden. Eine Vermögensschädigung 
des Bundes liege im übrigen nicht vor, da es 
sich bei dem Vertragsgegner um eine z. Z. der 
Vertragsabschlüsse dem Bund gehörende Ge- 
sellscbaft gehandelt habe. Das Amt habe den 
nicht auf den Kaufpreis angerechneten Mietzins, 
soweit er für seinerzeit noch nicht gelieferte 
Geräte entrichtet w^orden sei, zurückgefordert: 
hierüber werde noch verhandelt. 

Der Bundesrechnungs/hof hält seine Beanstan- 
dung aufrecht. Da das Amt eine lange Benut- 
zungsdauer vorgesehen hatte, hätte es von 
vornherein die Geräte kaufen müssen. Hierzu 
war notfalls vorher die Zustimmung zu einer 
überplanmäßigen Ausgabe herbeizuführen. Zin- 
sen hätte der Bund bei der damaligen Kassen- 
lage nicht aufzuwenden brauchen. Die Verbin- 
dung von Miete und Kauf kam hier wirtschaft- 
lich einem Kauf auf Raten gleich. Wegen der 
damit verbundenen Nachteile hätte das Amt 
solche Verträge nicht abschließen dürfen. Wenn 
es trotzdem einen Mietvertrag mit Kaufrecht 
abschloß, hätte es dieses sobald wie möglich 
ausüben müssen, um den Verlust von 10 v. H. 
weiterer Mietzinsraten zu vermeiden. Außer- 
dem durfte es Mietzahlungen für noch nicht 
überlassene Geräte nicht übernehmen. Der Ab- | 
Schluß von Verträgen mit Unternehmen, die im 
Bundeseigentum stehen, befreit nicht von der : 
Verpflichtung, die Bestimmungen über die Be- | 
wirtschaftung der Haushaltsmittel zu beachten. 

Es liegen Verstöße gegen § 26 Abs. 1 RHO vor. 

Das Amt wird zu prüfen haben, ob im Hinblick | 
auf die entstandenen Nachteile Ersatzansprüche , 
begründet sind. | 

* 


Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 05 02 — Allgemeine Bewilligungen 

Allgemeine Ausgaben 

Titel 302 — Pflege kultureller, humanitä- 

rer und wissenschaftlicher 
Beziehungen zum Ausland 

15. Der Bund gewährt dem Deutschen Akademi- 
schen Austauschdienst e. V. (DAAD) Zuwen- 
dungen zur Durchführung kulturpolitischer Auf- 
gaben, vor allem für den internationalen Stu- 
dentenaustausch. Zu den Verwaltungskosten 
geben Bund und Länder dem DAAD einen Zu- 
schuß; dessen Höhe betrug im Rechnungsjahr 

1958 469 500 DM. Davon trägt der Bund den 
überwiegenden Anteil. 

Der DAAD hat mit Zustimmung seines Kurato- 
riums seinem nebenamtlich tätigen Präsidenten 
und seinen beiden Geschäftsführern, die Vergü- 
tungen nach TO.A I und II erhalten, Aufwands- 
entschädigungen in Anlehnung an die Sätze für 
Ministerialzulagen gezahlt, und zwar dem Prä- 
sidenten 200 DM und den Geschäftsführern je 
125 DM monatlich. Die Zahlung war im Haus- 
haltsplan des DAAD vorgesehen. Dieser hat die 
Zahlungen als steuerfrei behandelt. 

Das Finanzamt hat im Jahre 1957 die Aufwands- 
entschädigungen für steuerpflichtig erklärt und 
für die Jahre 1953 bis 1956 einen Haftungsbe- 
scheid über 4705,32 DM für nicht abgeführte 
Lohn- und Kirchensteuern sowie für das Notop- 
fer Berlin erlassen. Der Einspruch des DAAD 
hatte keinen Erfolg, seine Berufung hat er zu- 
rückgenommen. Er hat den Betrag aus Sonder- 
mitteln gezahlt, die ihm von dritter Seite zu- 
geflossen sind. 1957 und 1958 hat der DAAD 
insgesamt 1900,15 DM Steuern für die Auf- 
wandsentschädigung entrichtet, den Betrag aber 
nicht von den Empfängern einbehalten. Auf 
seinen Antrag hat das Auswärtige Amt im Rech- 
nungsjahr 1958 diesen Betrag besonders zuge- 
wiesen. Außerdem hat es im Rechnungsjahr 

1959 einen Betrag von 986,30 DM für eine wei- 
tere Lohnsteuernachforderung für die Jahre 
1953 und 1954 sowie den gesamten Steuerbetrag 
von 1229,30 DM für das Kalenderjahr 1959 zur 
Verfügung gestellt. 

Der Bundesrechnungshof hat die Zuwendungen 
beanstandet. Das Auswärtige Amt hätte die 
Steuerbeträge nicht auf Bundesmittel überneh- 
men dürfen, da der DAAD die Beträge von den 
Bediensteten als den persönlichen Steuerschuld- 
nern hätte einziehen können. 

Das Auswärtige Amt hat ausgeführt, es habe zu 
seiner Entlastung kulturpolitische Aufgaben an 
den DAAD übertragen müssen. Im Hinblick auf 
diese Aufgaben und auf die von anderen kul- 
turellen Institutionen gezahlten Beträge müß- 
ten die Aufwandsentschädigungen den Bedien- 
steten des DAAD ohne Steuerabzug verbleiben; 
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die Übernahme der Steuerbeträge auf Bundes- 
mittel sei gerechtfertigt. Im übrigen habe der 
DAAD auf Veranlassung des Auswärtigen Am- 
tes den Bundesminister der Finanzen gebeten, 
die Frage der Steuerpflicht gemeinsam mit dem 
Finanzminister des Landes-Nordrhein-Westfalen 
aufzugreifen. 

Die Ausführungen des Auswärtigen Amtes ver- 
mögen die Auffassung, daß die Lohnsteuerbe- 
träge nicht aus Bundesmitteln erstattet werden 
dürfen, nicht zu entkräften. Die Arbeitsleistung 
der Bediensteten des Zuwendungsempfängers 
wird bereits durch die tarifliche Vergütung voll 
abgegolten. Soweit im Einzelfall für besonderen 
Aufwand eine Entschädigung in Betracht kommt, , 
dürfen für deren Bemessung steuerliche Über- I 
legungen keine Rolle spielen. Soweit die Auf- 
wandsentschädigungen als steuerpflichtig festge- 
stellt werden, sind Steuerschuldner die Emp- | 
länger. Es ist ihre Sache, für sich einen steuer- 
freien Betrag zu erwirken. 

Die Gesichtspunkte hat das Auswärtige Amt bei j 
der Gewährung der Sonderzuwendungen außer I 
acht gelassen. Es liegen Verstöße gegen § 26 ' 
Abs. 1 RHO und Nr. 4 Abs. 2 der Bundesricht- 
linien 1953 zu § 64 a RHO vor. I 

Das Auswärtige Amt wird die Bewilligung sol- | 
eher Zuwendungen sofort einzustellen und dar- j 
über hinaus zu veranlassen haben, daß die zu j 
Unrecht gezahlten Beträge der Bundeskasse ' 
wieder zugeführt werden. i 

Darüber hinaus wird das Auswärtige Amt zu 1 
prüfen haben, ob die Zahlung der Aufwands- | 
entschädigungen überhaupt gerechtfertigt ist. | 


* 


Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — j 

Ordentlicher Haushalt j 

Kapitel 06 01 — Bundesministerium des In- | 

nern 

Fortdauernde Ausgaben 

Titel 251 — Einkleidungsbeihilfen und 

Dienstbekleidungszuschüsse 

16. Seit Oktober 1958 zahlt der Bundesminister des 
Innern Einkleidungsbeihilfen und Dienstbeklei- 
dungszuschüsse an Beamte des Bundesgrenz- ; 
Schutzes, die seinem Ministerium angehören. 
Im Rechnungsjahr 1958 haben die Ausgaben 
13 455,60 DM betragen. 

Die Erläuterungen im Haushaltsplan 1958 lau- 
ten: 

„Einkleidungsbeihilfen und Dienstbeklei- 
dungszuschüsse sind durch die Anordnung 
des Bundesministers des Innern vom 29. Juni 
1955 über das Tragen von Dienstkleidung für 
Beamte des Bundesministeriums des Innern 
geregelt." 


Diese Erläuterung zu der Zweckbestimmung 
kehrt in den Haushaltsplänen für die Rech- 
nungsjahre 1959 und 1960 unverändert wieder. 

Der Bundesrechnungshof hat die Ausgabe bean- 
standet. 

Nach § 30 BBesG vom 27. Juli 1957 gelten für 
die Dienst- und Sachbezüge der Vollzugsbeam- 
ten im Bundesgrenzschutz, auch wenn sie dem 
Bundesministerium des Innern angehören, die 
Vorschriften über die Dienst- und Sachbezüge 
der Berufssoldaten und der Soldaten auf Zeit. 
Hierzu gehört die Bestimmung des § 36 BBesG 
über Dienstbekleidung. Die Verwaltungsvor- 
schrift zu § 36 BBesG hat nach § 30 a. a. O. für 
den Bundesgrenzschutz der Bundesminister des 
Innern zu erlassen, und zwar bis zum Inkraft- 
treten des Gesetzes über die Zuständigkeit auf 
dem Gebiete des Rechts des öffentlichen Dien- 
stes vom 20. August 1960 im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen, seit Verkün- 
dung des Gesetzes mit dessen Zustimmung 
(§ 36 c RHO). 

Nach § 36 RHO dürfen Besoldungen und andere 
Dienstbezüge nur nach Maßgabe der darüber 
bestimmenden Gesetze bewilligt werden und 
nur, wenn der Haushaltsplan die Mittel dazu 
zur Verfügung stellt. Einkleidungsbeihilfen und 
Dienstbekleidungszuschüsse sind Dienstbezüge. 
Die Voraussetzungen, unter denen sie gewährt 
werden durften, konnte daher der Bundesmini- 
ster im Jahre 1958 nur im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen in den Ver- 
waltungsvorschriften zu den §§ 30, 36 BBesG 
regeln. Dieser hat aber die Mitzeichnung des ihm 
von dem Bundesminister des Innern übersand- 
ten Entwurfs einer „Anordnung über das Tra- 
gen von Dienstkleidung für Beamte des Bundes- 
ministeriums des Innern nebst Bestimmungen 
über die Dienstkleidung und die Gewährung 
von Einkleidungsbeihilfen und Dienstbeklei- 
dungszuschüssen" abgelehnt, weil die vorge- 
sehene Einkleidungsbeihilfe wesentlich den Be- 
trag überstieg, der den Offizieren im Bundes- 
grenzschutz zugebilligt war. Aus diesem Grunde 
und um die künftige Regelung für die Streit- 
kräfte nicht zu präjudizieren, hat er um Zurück- 
stellung der Anordnung gebeten. Da es zum 
Erlaß der Vorschriften nicht gekommen ist, ver- 
stieß die Gewährung der Einkleidungsbeihilfen 
und Dienstbekleidungszuschüsse gegen §§ 30, 
36 BBesG und § 36 RHO. Die Bereitstellung der 
Mittel im Haushaltsplan allein rechtfertigt 
die Ausgabe nicht. Die Erläuterungen zu den 
Haushaltsplänen sind bezüglich der Verwal- 
tungsvorschrift unzutreffend. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundesmini- 
ster um Mitteilung gebeten, warum die Einklei- 
dungsbeihilfen und Dienstbekleidungszuschüsse 
vor Erlaß der Verwaltungsvorschrift gezahlt 
worden sind, wann mit deren Erlaß gerechnet 
werden kann und ob die in der zurückliegenden 
Zeit gezahlten Beträge den in Aussicht genom- 
menen Sätzen entsprechen. 
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Der Bundesminister hat erwidert, es sei beab- 
sichtigt, die bereits bestehenden Allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften über die Dienstbeklei- 
dung der Vollzugsbeamten im Bundesgrenz- 
schutz vom 9. Juni 1958 (GMBl S. 229), die nicht 
für die dem Bundesministerium des Innern an- 
gehörenden Vollzugsbeamten im Bundesgrenz- 
schutz gelten, entsprechend zu ergänzen. Die 
bisher an Angehörige dieses Personenkreises 
gewährten Dienstbekleidungszuschüsse entsprä- 
chen den in der Ergänzung vorgesehenen Sät- 
zen. Die Anschaffung der Dienstbekleidung und 
damit die Bewilligung der Beträge habe aus 
dringenden dienstlichen Gründen, z. B. wegen 
Teilnahme an Übungen und Manövern, nicht 
zurückgestellt werden können. Nach seiner Auf- 
fassung sei nicht gegen haushaltsrechtliche und 
besoldungsrechtliche Bestimmungen verstoßen 
worden. 

Der Bundesrechnungshof hält seine Beanstan- 
dung aufrecht. Die Ausführungen des Bundes- 
ministers bestätigen, daß eine Verwaltungsvor- 
schrift im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
ster der Finanzen oder mit seiner Zustimmung 
noch nicht erlassen wurde und Bezüge deshalb 
nicht gezahlt werden durften. 

Es liegen Verstöße gegen § 36 Abs. 1 und § 36 c 
RHO sowie gegen § 30 in Verbindung mit § 36 
BBesG vor. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundesmini- 
ster des Innern aufgefordert, die Zustimmung 
des Bundesministers der Finanzen zu der in 
Aussicht genommenen Ergänzung der bereits 
bestehenden Verwaltungsvorschriften herbei- 
zuführen. Der Bundesminister wird zu prüfen 
haben, inwieweit dem Bund durch die unzuläs- 
sige Zahlung ein Schaden entstanden ist. 


* 


Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — I 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 06 15 — Bundesstelle für Verwaltiings- 
angelegenheiten des Bundes- 
ministers des Innern sowie 
Bundesamt für Auswanderung 
in Köln 

Fortdauernde Ausgaben 

Titel 302 — • Aufwendungen für Kriegs- 

gräber 

Die Mittel sind übertragbar 

17. Die Sorge für die Kriegsgräber ist nach § 2 i 
Abs. 1 des Kriegsgräbergesetzes vom 27. Mai | 
1952 (BGBL I S. 320) Aufgabe der Länder. Der j 
Bund trägt nach § 2 Abs. 5 a. a. O. die tatsäch- ! 
liehen Kosten für die Anlegung einschließlich 
einer etwa erforderlichen Umbettung. Im übri- 
gen erstattet er die Kosten für Instandsetzung 
und Pflege der Gräber nach Pausdisätzen. Auf 


die sich hiernach ergebenden Forderungen der 
Länder gegen den Bund haben der Bundes- 
minister des Innern und später die Bundesstelle 
für Verwaltungsangelegenheiten des Bundes- 
ministers des Innern, das jetzige Bundesverwal- 
tungsamt vom Rechnungsjahr 1951 an Ab- 
schlagszahlungen geleistet. Diese betragen bis 
zum Rechnungsjahr 1959 einschließlich rund 
64,9 Mio DM. Abgerechnet wurden bisher nur 
die an ein Land bis zum Ende des Rechnungs- 
jahres 1958 gezahlten Abschläge in Höhe von 
366 306,58 DM. Die Abrechnungen der übrigen 
Länder sind für das Jahr 1961 in Aussicht ge- 
stellt, Der Bundesrechnungshof hat in den frü- 
heren Rechnungsjahren bereits mehrfach um 
eine Beschleunigung der Abrechnung gebeten. 

Der Bundesminister des Innern führt die Ver- 
zögerung der Abrechnung im wesentlichen auf 
die Regelung des Kriegsgräbergesetzes zurück, 
nach der die Durchführung den Ländern über- 
lassen, aber die gesamte Kostenlast dem Bund 
auferlegt sei, ohne die Länder mit einer ange- 
messenen Interessenquote zu beteiligen. Dies 
habe eine eingehende Nachprüfung der Kosten- 
forderungen der Länder notwendig gemacht, zu- 
mal da mehrere Länder die Gräberzahlen zu 
hoch angegeben und Anlegungskosten zu Un- 
recht angefordert hätten. Es seien zeitraubende 
Rückfragen notwendig gewesen, die von den 
Ländern vielfach nicht rechtzeitig beantwortet 
worden seien. Die Landesbehörden ihrerseits 
seien auf die Mitwirkung der Friedhofsträger 
und des Volksbundes Deutsche Kriegsgräberfür- 
sorge e. V. angewiesen. Abschlagszahlungen 
seien deshalb nicht zu vermeiden gewesen; sie 
seien jedoch so bemessen, daß der Bund nach 
Abrechnung des Rechnungsjahres 1960 voraus- 
sichtlich noch Zahlungen leisten müsse. Eine 
schnellere Bearbeitung wäre unter den gegebe- 
nen Umständen nur bei Beschränkung auf for- 
melle Prüfungen möglich gewesen, was sich je- 
doch mit Sicherheit wirtschaftlich nachteilig aus- 
gewirkt haben würde. 

Der Bundesrechnungshof verkennt nicht die 
Schwierigkeiten, die sich bei der Abrechnung 
mit den Ländern ergeben. Gleichwohl ist er der 
Ansicht, daß eine so erhebliche Verzögerung 
hätte vermieden werden können, wenn das zu- 
ständige Referat des Bundesverwaltungsamts 
rechtzeitig im internen Personalausgleich ver- 
stärkt worden wäre, wie es erst jetzt geschehen 
ist, um die Rückstände schneller aufarbeiten zu 
können. Darin liegt im wesentlichen mit die Ur- 
sache für die jahrelange Verzögerung der Ab- 
rechnung. Es liegt ein Verstoß gegen maß- 
gebende Verwaltungsgrundsätze im Sinne des 
§ 96 Abs. 1 Nr. 3 RHO vor. Dieser hat auch den 
Bundesrechnungshof bis jetzt daran gehindert, 
die Verwendung der Bundesmittel zu prüfen 
und die gesetzgebenden Körperschaften zeit- 
nahe über das Ergebnis dieser Prüfung zu unter- 
richten. 

* 
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Einzelplan 06 — Biindesminister des Innern — 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 06 25 — Bundesgrenzschutz 

Allgemeine Ausgaben 

Titel 311 — Kraftfahrwesen 

18. Der Bundesgrenzschutz ist vollmotorisiert. Sei^ 
nen Einheiten stehen für die Ausbildung ihrer 
Kraftfahrer nach den Ausrüstungsnachweisun- 
gen bestimmte Schulfahrzeuge zu. Als solche 
dienten anfangs vom Bundesgrenzschutz auch 
anderweitig benutzte Volkswagen; später wur- 
den für den Fahrschulbetrieb von anderen Bun- 
desbehörden ausgesonderte Fahrzeuge zuge- 
wiesen oder Gebrauchtwagen angekauft. Dabei 
handelte es sich meist um stärkere, repräsen- 
tative Typen. 

Zur Sicherung der Wirtschaftlichkeit des Be- 
triebs aller Kraftfahrzeuge des Bundesgrenz- 
schutzes ist in seinen Dienstvorschriften be- 
stimmt, daß Instandsetzungen, deren Kosten 
50 V. H. des Zeitwerts eines Kraftfahrzeugs 
überschreiten, der Genehmigung des Bundes- 
ministers des Innern bedürfen. 

Die Aufwendungen für die Instandhaltung von 
Schulfahrzeugen — im wesentlichen die Aus- 
gaben für Instandsetzungen und Ersatzteile — 
standen in vielen Fällen in keinem angemesse- 
nen Verhältnis zu ihrem Zeitwert oder haben 
die Beschaffungspreise für die Fahrzeuge erheb- 
lich überstiegen. So wurden im Rechnungsjahr 
1958 für die Instandhaltung eines Volkswagens, 
für die bereits in den Vorjahren 6725 DM aus- 
gegeben worden waren, noch 1259 DM und für 
die eines anderen Volkswagens, der bereits 
3078 DM erfordert hatte, 2997 DM aufgewendet. 
Ein im Jahre 1955 zum Preis von 20 000 DM 
beschaffter Magirus-Omnibus, auf dem bis zum 
Zeitpunkt der Prüfung des Bundesrechnungs- 
hofes 16 Fahrschüler ausgebildet worden sind, 
hat bis zum Ende des Rechnungsjahres 1958 
rund 16 900 DM für Instandhaltung gekostet, 
von denen allein 6900 DM auf das Rechnungs- 
jahr 1958 entfallen. 

Für die Instandhaltung eines im März 1955 für 
5500 DM als Schulfahrzeug gekauften Merce- 
des 220, der noch im Rechnungsjahr 1958 neben 
dem vorhandenen als zweiter Dienstwagen 
eines Kommandeurs eingesetzt worden ist, wa- 
ren insgesamt 10 700 DM Kosten entstanden, 
davon 1427 DM im Rechnungsjahr 1958. Die 
Instandhaltungskosten für einen im Jahre 1954 
zum Preise von 5500 DM gekauften alten Opel- 
Kapitän, den ein Abteilungsleiter längere Zeit 
als Dienstwagen benutzt hat, beliefen sich auf 
8634 DM, wovon 2052 DM im Rechnungsjahr 
1958 angefallen waren. Ein vom Bundesminister 
des Innern im September 1957 ausgesonderter 
BMW 501, der nach Empfehlung des Kraftfahr- 
zeugsachverständigen als Schulfahrzeug einge- 
setzt werden sollte, ist als Dienstwagen beim 
Stab des Inspekteurs des Bundesgrenzschutzes 


verwendet worden. Im Zeitpunkt 'der Aussonde- 
rung betrug sein Schätzwert 2500 DM. Für seine 
Instandhaltung sind bis zum Ende des Rech- 
nungsjahres 1958 rund 3600 DM aufgewendet 
worden. 

Ein im Mai 1958 vom Bundeskriminalamt bei 
einem km-Stand von rund 122 700 ausgesonder- 
ter Opel-Kapitän, der ebenfalls als Schulfahr- 
zeug dienen sollte, ist einer Grenzschutzverwal- 
tung als Dienstwagen zugeführt worden. 

Der Bundesrechnungshof hat das Verfahren, 
überalterte Fahrzeuge mit übermäßigem Kosten- 
aufwand zu halten sowie Schulfahrzeuge be- 
stiminungswidrig zu benutzen, beanstandet. 

Die Dienststellen haben eingewendet, sie hät- 
ten die bestimmungsgemäß vorgesehene Geneh- 
migung größerer Instandsetzungen jeweils be- 
antragt und erhalten. Im übrigen erlaubten die 
Aussonderungsvorschriften nicht, die Fahrzeuge 
vor Erreichen einer bestimmten Kilometer- 
Leistung zu ersetzen. Die Verwendung der 
Fahrzeuge außerhalb des Schulbetriebes erkläre 
sich daraus, daß sie für Fahrschulzwecke unge- 
eignet gewesen seien, z. T. seien auch Dienst- 
wagen nicht zugewiesen worden oder die Be- 
nutzung offener Fahrzeuge sei nicht zumutbar 
gewesen. 

Diese Einwände der Dienststellen haben die Be- 
anstandungen des Bundesrechnungshofes nicht 
ausgeräumt. Er hat deshalb den Bundesminister 
aufgefordert, durch geeignete Anordnungen und 
Überwachungsmaßnahmen die Haltung der 
Schulfahrzeuge wirtschaftlicher zu gestalten, de- 
ren bestimmungswidrige Benutzung zu verhin- 
dern, die Ausstattung des Bundesgrenzschutzes 
mit Schulfahrzeugen zu überprüfen und zu klä- 
ren, ob durch überörtliche Zusammenfassung 
des Fahrschulbetriebs Einsparungen zu erzielen 
sind. 

Der Bundesminister hat erwidert, die beanstan- 
deten Instandsetzungen hätten sich unter Be- 
rücksichtigung aller Umstände im Rahmen der 
dienstlichen Erfordernisse und der Richtlinien 
des Bundesministers der Finanzen vom 12. Mai 
1958 — II A/1 — A 0400 — 1/1959 — sowie der 
GDV 700 (Vorschrift für die Verwaltung des 
Kraftfahrgeräts im BGS) gehalten. Die Aus- 
rüstungsnachweisungen des Bundesgrenzschut- 
zes hätten außer den Schulfahrzeugen keine 
handelsüblichen Kraftfahrzeuge vorgesehen. Es 
sei deswegen notwendig gewesen, die Schul- 
fahrzeuge auch in Fällen zu benutzen, in denen 
die Verwendung handelsüblicher Fahrzeuge 
zweckmäßiger erschienen sei. 

Der Bundesrechnungshof hält seine Beanstan- 
dung aufrecht. Die Richtlinien des Bundesmini- 
sters der Finanzen vom Mai 1958 rechtfertigen 
nicht unwirtschaftliche Ausgaben für die In- 
standhaltung einzelner überalterter Fahrzeuge. 
Es war wirtschaftlich nicht vertretbar, stark 
überalterte und reparaturanfällige Fahrzeuge im 
Schulbetrieb zu veiwenden, weil sie dessen be- 
sonderen Beanspruchungen im allgemeinen nicht 
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genügen. Die bestimmungswidrige Verwendung 
von Schulfahrzeugen deutet im übrigen darauf 
hin, daß die Ausstattung mit solchen Fahrzeu- 
gen so großzügig bemessen ist und oft auch das 
Bestreben bestanden hat, zusätzlich über einen 
repräsentativen Wagen verfügen zu können. 

Die vielfache unwirtschaftliche Verwendung der 
für die Kraftfahrzeugunterhaltung zugewiese- 
nen Mittel hat erhebliche finanzielle Bedeutung. 

Es liegen Verstöße gegen § 26 Abs. 1 RHO vor. 

Der Bundesminister will dafür sorgen, daß die 
überalterten Schulfahrzeuge sobald wie möglich 
ausgesondert werden. Er hat angeordnet, Ge- 
brauchtfahrzeuge als Schulfahrzeuge weder zu 
kaufen noch von anderen Dienststellen zu über- 
nehmen. Im übrigen wird er prüfen, in welchem 
Umfang die Zahl der Schulkraftfahrzeuge ver- 
ringert und der Fahrschulbetrieb zusammen- 
gefaßt werden kann. Seit dem 1. Januar 1961 
werden erhöhte Sätze für die Haltung der Schul- 
kraftfahrzeuge nicht mehr gewährt. Der Bundes- 
minister hat erklärt, die Stäbe würden mit 
einem leichten handelsüblichen Fahrzeug aus- 
gestattet werden, ohne die Gesamtzahl der 
Kraftfahrzeuge zu erhöhen. Damit würde die 
bestimmungswidrige Benutzung der stärkeren 
Schulfahrzeuge ohnehin aufhören. 




Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 06 25 — Bundesgrenzschutz 

Einmalige Ausgaben 

Titel 877 — Erstmalige Anschaffung von 

Waffen und Gerät einschließ- 
lich Gerät für technische Ab- 
teilungen und Notstandszüge 

19. Der Bundesminister des Innern hat im Rech- 
nungsjahr 1958 für die sportliche Ausbildung 
der Angehörigen des Bundesgrenzschutzes über 
die Beschaffungsstelle 24 Boxkampfringe für 
insgesamt 87 251,10 DM beschafft. Ein großer 
Teil der Boxkampfringe war auch im Rech- 
nungsjahr 1960 noch unbenutzt. Der Bundes- 
rechnungshof hat daher den Umfang der Be- 
schaffung beanstandet. Nach seiner Ansicht 
hätte es genügt, wenn die vier Grenzschutzkom- 
mandos und das Kommando der Grenzschutz- 
Schulen mit je einem Boxkampfring ausgestattet 
worden wären. 

Der Bundesminister des Innern hat entgegnet, 
bei der Beschaffung der Boxkampfringe habe er 
der weiträumigen Aufteilung des Bundesgrenz- 
schutzes Rechnung tragen müssen. Die Zuwei- 
sung nur an die Grenzschutzkommandos sei 
wegen der damit verbundenen Transporte un- 
zweckmäßig gewesen. Die Geräte sollten in den 


Standorten für die normale Boxausbildung 
dauernd zur Verfügung stehen, um Unfälle zu 
vermeiden, die in erhöhtem Maße zu befürchten 
seien, wenn die vorgeschriebenen Einrichtungen 
fehlten. Daß die Boxkampfringe in mehreren 
Standorten bisher nicht oder nur wenig benutzt 
seien, beruhe auf den mit dem Wiederaufbau 
des Bundesgrenzschutzes verbundenen, nicht 
vorauszusehenden Schwierigkeiten. Es bestehe 
noch ein Mangel an sportlich ausgebildeten Un- 
terführern. Dieser führe dazu, daß die Boxaus- 
bildung zurückgestellt werden müsse. Da die 
Heranbildung von Unterführern mit Nachdruck 
betrieben werde, sei künftig die stärkere För- 
derung dieser Sportart zu erwarten. Die Ringe 
seien auch deswegen nicht oder nur wenig be- 
nutzt worden, weil den Grenzschutzabteilungen 
nicht bekannt gewesen sei, daß die Ringgestelle 
sich auch zu dauernder Aufstellung im Freien 
eignen. Hierüber seien die Grenzschutzkom- 
mandos erst im Rechnungsjahr 1960 unterrichtet 
worden. 

Die Darlegungen des Bundesministers über das 
Fehlen im Boxsport ausgebildeter Unterführer 
bestätigen, daß im Rechnungsjahr 1958 kein 
Grund zur Beschaffung von 24 Boxkampfringen 
bestand. Der mit der Beschaffung der Sportge- 
räte verfolgte Zweck hätte auch bei voller 
Würdigung der Ausbildungsbelange mit einem 
weit geringeren Aufwand erzielt werden kön- 
nen. 

Es liegt ein Verstoß gegen § 26 Abs. 1 RHO vor. 

Der Bundesminister wird für eine sparsamere 
Bewirtschaftung der Haushaltsmittel zu sorgen 
haben. 


Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und For- 
sten — 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 10 02 — Allgemeine Bewilligungen 

Titel 571 — Förderung der ländlichen 

Siedlung 

a) Darlehen 

Die Mittel können bis zur 
Höhe der bei b) erzielten 
Einsparungen, der Ist-Ein- 
nahmen bei Tit. 45 und 
etwaiger Mehreinnahmen 
überschritten werden 

b) Zuschüsse 

Die Mittel können bis zu 
15v. H. des Ansatzes bei 
a), soweit dort Einsparun- 
gen vorhanden sind, über- 
schritten werden. 

Die Mittel sind übertragbar. 
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20. Für das Siedlungsprogramm der Bundesregie- 
rung im Rechnungsjahr 1958 waren an Finan- 
zierungsmitteln des Bundes rd. 314 Mio DM 
erforderlich. Der Bundeshaushaltsplan sah dem- 
gegenüber nur Mittel in Flöhe von 215 Mio DM 
vor. Im Interesse einer uneingeschränkten 
Durchführung des Siedlungsprogramms, hatte 
deshalb der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten die Deutsche Sied- 
lungsbank beauftragt, den weiteren Bedarf an 
Finanzierungsmitteln durch Inanspruchnahme 
des freien Kapitalmarktes zu decken. 

Wegen der für die ländliche Siedlung nicht 
tragbaren Bedingungen des Kapitalmarktes 
wurden die Kosten für die Geldbeschaffung und 
die Zinsen auf den Bundeshaushalt übernom- 
men. 

Die Deutsche Siedlungsbank hat auf Grund des 
ihr erteilten Auftrages bereits zu Beginn des 
Rechnungsjahres 1958 Darlehen auf dem freien 
Kapitalmarkt in Fiöhe von insgesamt 110 Mio 
DM beschafft. Sie hat jedoch nur 25 Mio DM 
innerhalb einer angemessenen Zeit, dagegen 
7,475 Mio DM erst nach einem Jahr, 38,25 Mio 
DM nach DA Jahr und 36,5 Mio DM sogar erst 
nach zwei Jahren verwendet. 

Soweit die Darlehnsmittel nicht innerhalb einer 
angemessenen Zeit verwendet werden konnten, 
sind für die Zeit von der Auszahlung der Dar- 
lehnsbeträge an die Deutsche Siedlungsbank 
bis zum Einsatz der Mittel für die ländliche 
Siedlung nach Angaben der Deutschen Sied- 
lungsbank Zinsverpflichtungen in Höhe von 
11,2 Mio DM zu Lasten des Bundes entstanden. 
Dieser Belastung stehen Einnahmen an Haben- 
zinsen aus einer zinsbringenden Anlage in 
Höhe von 7,6 Mio DM gegenüber. Durch die 
vorzeitige Inanspruchnahme von Mitteln des 
freien Kapitalmarktes ist demnach ein Mehr- 
aufwand von rd. 3,6 Mio DM zu Lasten des 
Bundeshaushalts entstanden. 

Der Bundesrechnungshof hat es nicht für ver- 
tretbar gehalten, daß Mittel des freien Kapital- 
marktes schon zu einem Zeitpunkt aufgenom- 
men worden sind, in dem sie für die Durchfüh- 
rung und Finanzierung des Siedlungspro- 
gramms 1958 noch nicht benötigt wurden; nach 
allgemeiner Erfahrung liegt bei einem so gro- 
ßen Siedlungsprogramm zwischen Planung und 
Durchführung stets ein längerer Zeitraum. 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten hat hierzu erklärt, er habe 
mit der vorzeitigen Aufnahme der Kapital- 
marktmittel das Risiko einer etwaigen Ver- 
schlechterung der Kreditbedingungen und die 
Gefahr vermeiden wollen, daß zur gegebenen 
Zeit Mittel des freien Kapitalmarktes nicht zur 
Verfügung gestanden hätten. 

Auch der Bundesrechnungshof ist davon ausge- 
gangen, daß die Entwicklung des Kapitalmark- 
tes auf längere Sicht nicht mit Sicherheit zu be- 
urteilen ist. Trotzdem hätten die Mittel für den 
späteren Bedarf wegen der hohen Zinsbelastung 


nicht schon zu Beginn des Rechnungsjahres 1958 
in vollem «Umfange aufgenommen werden dür- 
fen. 

Im Rechnungsjahr 1958 hätten Mittel des Kapi- 
talmarktes nur etwa in Höhe des tatsächlichen 
Bedarfs dieses Rechnungsjahres aufgenommen 
werden dürfen. Sofern in den Rechnungsjahren 
1959 und 1960 die Deutsche Siedlungsbank Ka- 
pitalmarktmittel nicht hätte beschaffen können, 
hätte der Bundesminister weitere Haushalts- 
mittel beantragen müssen. Für etwa vorher 
einzugehende Verpflichtungen wäre nach § 45 b 
Abs. 1 RHO zu verfahren gewesen. 

Demgegenüber glaubt der Bundesminister der 
Finanzen für solche Fälle nicht die Verpflich- 
tung dafür übernehmen zu können, daß Kredit- 
zusagen der Bank zu gegebener Zeit notfalls 
durch Haushaltsmittel abgedeckt werden kön- 
nen. Er billigte daher die Beschaffung der Kapi- 
talmarktmittel im Zeitpunkt der Kreditzusage 
im Rechnungsjahr 1958 trotz der damit verbun- 
denen erhöhten Belastung des Bundeshaushalts 
durch die eingegangenen Zinsverpflichtungen. 
Er hält es jedoch nicht für erforderlich, daß 
schon zu Beginn des Rechnungsjahres die ge- 
samten Kapitalmarktmittel beschafft werden, da 
sich die Kreditzusagen über das ganze Jahr 
verteilen. 

Auch die Beschaffung von Kapitalmarktmitteln 
ist auf den jeweiligen Bedarf abzustellen, um 
den Bund nicht unnötig durch Zinsverpflichtun- 
gen zu belasten. Nach Auffassung des Bundes- 
rechnungshofes verstößt die Inanspruchnahme 
des Bundeshaushalts für die erhöhte Zinsbe- 
lastung durch die vorzeitige Beschaffung der 
Kapitalmarktmittel, die der Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten veran- 
laßt und der Bundesminister der Finanzen ge- 
billigt hat, gegen § 26 Abs. 1 RHO. 


* 


Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und For- 
sten — 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 10 02 — Allgemeine Bewilligungen 

Titel 615 — Zuschüsse zur Bekämpfung 

der Tierseuchen 

a) Bekämpfung der Rinder- 
tuberkulose [Der Ansatz 
kann bis zur Höhe der bei 
Abschnitt c) veranschlag- 
ten Mittel überschritten 
werden] 

c) Verstärkung der Mittel zu 
Abschnitt a) auf Grund des 
Grünen Planes 1958 
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[Die Mittel können bis zur 
Höhe der bei Abschnitt d) 
erzielten Einsparungen 
überschritten werden] 

d) Bekämpfung der Brucel- 
lose bei Rindern und Scha- 
fen 

(Grüner Plan 1958) 

Die Mittel sind übertragbar 

20a. Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten hat am 23. Februar 1959 
beim Bundesminister der Finanzen die Zustim- 
mung zu einer überplanmäßigen Ausgabe von 
735 400 DM erbeten, damit die laufende Be- 
kämpfung der Rindertuberkulose in den Län- 
dern nicht unterbrochen werden müsse. Die Aus- 
gabe in dieser Höhe habe nicht vorhergesehen 
werden können und sei unabweisbar. Der Bun- 
desminister der Finanzen hat dem Antrag am 
17. März 1959 mit der Maßgabe entsprochen, 
einen gleichhohen Betrag bei Kapitel 10 02 
Titel 578 b) 2. einzusparen. Er hat gemäß § 3 des 
Haushaltsgesetzes für 1958 zugelassen, daß die 
Mehrausgabe nicht als Vorgriff auf die nächst- 
jährige Bewilligung für die gleiche Zweckbe- 
stimmung zu behandeln sei. 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten hat den Betrag von 735 400 
DM am 18. März 1959 auf 7 Länder verteilt und 
sofort überweisen lassen. 

Im Hinblick auf die wiederholt bei der Rech- 
nungsprüfung getroffene Feststellung, daß vom 
Bund den Ländern für Förderungsmaßnahmen 
zugewiesene Mittel am Schluß des Rechnungs- 
jahres nicht verwendet waren, hat der Bundes- 
rechnungshof den Bundesminister sogleich nach 
Eingang der Zustimmung des Bundesministers 
der Finanzen um Unterlagen für die Notwen- 
digkeit der überplanmäßigen Bewilligungen ge- 
beten. 

Der Bundesminister hat zunächst nur erwidert, 
der Antrag auf Bewilligung der überplanmäßi- 
gen Mittel stütze sich auf entsprechende An- 
forderungen der von der Tierseuche am schwer- 
sten betroffenen Länder, denen zu entsprechen 
er für dringend erforderlich gehalten habe. Auf 
erneutes Verlangen des Bundesrechnunghofes 
nach Vorlage der Unterlagen hat der Bundes- 
minister erklärt, die Maßnahme habe sich nicht 
ausschließlich auf schriftliche Anforderungen 
der Länder gestützt, vielmehr auch auf münd- 
liche Anträge einzelner Landwirtschaftsmini- 
ster. Diesen Anträgen habe er sich nicht ver- 
schließen können. 

Bei der Weiterverfolgung der Angelegenheit 
hat der Bundesrechnungshof festgestellt, daß in 
fünf Ländern, die zusätzlich überplanmäßige 
Mittel erhalten haben, zusammen 1 419 089,89 
DM der Bundeszuschüsse am Schluß des Rech- 
nungsjahres unverwendet geblieben sind. Er 
hat beanstandet, daß der Bundesminister vor 
der Bewilligung nicht ausreichende Erhebungen 


über den Bedarf angestellt und die Beträge 
ohne Abruf überwiesen hat. 

Wäre der tatsächliche Bedarf ermittelt worden, 
so hätte sich die überplanmäßige Bewilligung 
erübrigt. Die bei einzelnen Ländern nicht ver- 
brauchten Mittel hätten zur Deckung des Be- 
darfs anderer Länder herangezogen werden 
können. Der Stand der für einen Ausgleich ver- 
fügbaren Mittel hätte sich so kurz vor Schluß 
des Rechnungsjahres zuverlässig feststellen las- 
sen. 

Der Bundesrechnungshof vermag hiernach ein 
unvorhergesehenes und unabweisbares Bedürf- 
nis für eine überplanmäßige Ausgabe nicht an- 
zuerkennen. 

Es liegen Verstöße gegen § 26 Abs. 1 und § 33 
Abs. 1 RHO vor. 

Der Bundesminister wird für eine straffere Mit- 
telbewirtschaftung zu sorgen haben, damit sich 
derartige Verstöße nicht wiederholen. 

* 

Einzelplan 40 — Soziale Kriegsfolgeleistungen 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 40 10 — Leistungen an ehemalige 
Kriegsgefangene und politi- 
sche Häftlinge 

Fortdauernde Ausgaben 

Titel 600 — Beihilfen an ehemalige Kriegs- 

gefangene und politische 
Häftlinge zur Beschaffung von 
Hausrat 

21. Ausgleichsämter im Bereich eines Landesaus- 
gleichsamtes haben ehemaligen Kriegsgefan- 
genen die Hausratsbeschaffungsbeihilfe häufig 
in einer Höhe gewährt, die den im Einzelfall er- 
mittelten Bedarf nicht unbeträchtlich überstieg. 
Sie haben bei Bemessung der Beihilfen auf 
Grund von Anordnungen des Landesausgleichs- 
amtes über den sich aus der Bedarfsermittlung 
ergebenden Betrag hinaus pauschale Zuschläge 
gewährt. 

Der Bundesrechnungshof hat diese Handhabung 
beanstandet. Ehemaligen Kriegsgefangenen 
kann nach dem Kriegsgefangenenentschädi- 
gungsgesetz zur Beschaffung des fehlenden 
Hausrats eine Beihilfe im Rahmen der Sätze 
der Hausratentschädigung nach dem Lastenaus- 
gleichsgesetz (Grundbetrag zuzüglich Familien- 
zuschläge) nur bis zur Höhe des im Einzelfall 
ermittelten dringend benötigten Bedarfs ge- 
währt werden. Dies hat das Landesausgleichs- 
amt bei seinen Rundverfügungen trotz eindeuti- 
ger Durchführungsbestimmungen und einer 
Stellungnahme des Präsidenten des Bundesaus- 
gleichsamtes sowie trotz später erhobener Be- 
anstandungen durch die Vorprüfungsstelle und 
den Bundesrechnungshof nicht beachtet. 


48 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2751 


Der Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge 
und Kriegsgeschädigte teilt die Rechtsauffas- 
sung, daß sich die Höhe der Beihilfe nach den 
Erfordernissen des Antragstellers und seiner 
Familie richtet. Er wendet aber ein, das Land 
habe sich der Prüfung des Bedarfs mit einem 
Genauigkeitsgrade angenommen, der die Maß- 
stäbe der übrigen Ausgleichsverwaltungen 
übersteige; in diesem Lande seien daher weit- 
aus häufiger als sonst die Höchstsätze nicht aus- 
geschöpft worden. Bei einer Beurteilung des 
Bedarfs nach anderen Maßstäben hätten die Be- 
träge, die nach den Akten der Ausgleichsämter 
dieses Bereichs über den ermittelten Bedarf 
hinaus in Form von Zuschlägen bewilligt wor- i 
den sind, ebenfalls als Bedarf anerkannt werden , 
können. i 22. 

Der Bundesrechnungshof kann diese Auffassung ' 
nicht anerkennen. Sie widerspricht den statisti- ' 
sehen Feststellungen, wonach bei sonst etwa i 
gleichen Voraussetzungen das Land den höch- i 
sten Durchschnitt der bewilligten Hausratbe- | 
Schaffungsbeihilfen für ehemalige Kriegsgefan- : 
gene aufweist. Das Land hat bis zum Zeitpunkt j 
der Aufhebung seiner unrichtigen Regelung je I 
Fall durchschnittlich 276 DM mehr bewilligt als | 
die übrigen Länder, mithin rund ein Drittel ! 
mehr. 

Es liegt ein Verstoß gegen § 31 des Kriegsge- i 
fangenenentschädigungsgesetzes vor. Durch die 
Gewährung von Hausratbeschaffungsbeihilfen ' 
in unzulässiger Höhe sind nach den bisherigen 
Feststellungen im Bereich des Landesausgleichs- 
amtes folgende Beträge unberechtigt gezahlt 
worden: 

80 V. H. 

Bundes- 
anteil 
DM DM 


Rechnungsjahr 1956 
Rechnungsjahr 1957 
Rechnungsjahr 1958 
Rechnungsjahr 1959 

zusammen 


1 576,— 1 260,80 

14 105,80 11 284,64 

45 604,— 36 483,20 

105 233,50 84 186,80 

166 519,30 133 215,44 


Der Bundesrechnungshof hat den Präsidenten | 
des Bundesausgleichsamtes auf den Gesetzes- j 
verstoß aufmerksam gemacht und verlangt, daß | 
die Ausgleichsbehörden des Landes gesetz- | 
mäßig verfahren. Erst auf die Aufforderung des ! 
Präsidenten des Bundesausgleichsamtes hat das ’ 
Landesausgleichsamt die Ausgleichämter seines | 
Bereichs entsprechend angewiesen. 

Von den Empfängern der Hausratbeschaffungs- 
beihilfe können nach allgemeinem Verwaltungs- 
recht die zuviel gezahlten Beträge nicht zurück- 
gefordert werden. Der Bundesrechnungshof hat 
den Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge 
und Kriegsgeschädigte gebeten zu prüfen, ob 
die verantwortlichen Landes- und Bundesbe- 
diensteten für die Überzahlungen haftbar ge- 
macht werden können. 


Bemerkung zu über- und außer- 
planmäßigen Haushaltsausgaben 


Zu Einzelplan 08 — Bundesminister der Finan- 
zen — 

Kapitel 08 03 — Bundesfinanzhof in Mün- 

chen 

Titel apl. 101 a — Dienstbezüge, Zulagen und 
Zuwendungen für plan- 
mäßige Beamte und Rich- 
ter 

Bundeshaushaltsrechnung 1958 S. 2106 


Die Planstelle eines im Dezember 1958 verstor- 
benen Senatspräsidenten war wegen der Zah- 
lung des Sterbegeldes an die Hinterbliebenen 
bis Ende März 1959 nicht für eine Wiederbeset- 
zung frei. Der Bundesminister der Finanzen hat 
sie trotzdem vom 1. Februar 1959 an für den 
Amtsnachfolger in Anspruch genommen. Das 
Sterbegeld ist für die Monate Februar und 
März 1959 mit 5 450 DM außerplanmäßig nach- 
gewiesen worden. 

Der Bundesminister hat dazu erklärt, der ver- 
storbene Senatspräsident sei infolge Krankheit 
schon mehrere Monate vor seinem Tode verhin- 
dert gewesen, den Vorsitz im Senat wahrzu- 
nehmen. Die Arbeitsfähigkeit des Senats sei 
dadurch lange Zeit beeinträchtigt gewesen. Bei 
den erheblichen Rückständen an nicht erledig- 
ten Rechtsbeschwerden sei es unter rechtsstaat- 
lichen Gesichtspunkten nicht länger vertretbar 
gewesen, den Senat ohne ordentlichen Vorsit- 
zenden zu lassen. Aus diesem Grunde sei für 
die Wiederbesetzung der Stelle vor Ablauf des 
Sterbevierteljahres und für die dadurch not- 
wendige außerplanmäßige Haushaltsausgabe 
ein unvorhergesehenes und unabweisbares Be- 
dürfnis anerkannt und die Zustimmung nach 
§ 33 Abs. 1 RHO erteilt worden. 

Der Bundesrechnungshof hat das Verfahren be- 
anstandet. Nach herrschender Auffassung be- 
darf es zur vorzeitigen Wiederbesetzung der 
durch den Tod eines Beamten oder Richters 
freigewordene Planstelle einer Ermächtigung 
durch das Haushallsgesetz oder durch einen 
Nachtrag. Im übrigen ist in § 58 Abs. 2 der 
Reichsabgabenordnung die Vertretung des Se- 
natspräsidenten als Vorsitzenden des Senats 
gesetzlich geregelt. Die Berufung des Bundes- 
ministers auf rechtsstaatliche Gesichtspunkte 
kann es deshalb nicht rechtfertigen, für die 
Maßnahme ein unabweisbares Bedürfnis nach 
§ 33 Abs. 1 RHO anzuerkennen. 

Der Bundesrechnungshof ist der Ansicht, daß 
die vorzeitige Wiederbesetzung der Planstelle 
unzulässig und die dadurch verursachte außer- 
planmäßige Haushaltsausgabe nicht gerecht- 
fertigt war. 


* 


* 
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Buchungen an unrichtiger Stelle 

23. Die in der Nachweisung (S. 51 Nr. 24) aufge- 
führten Beträge sind nicht bei den richtigen 
Haushaltsstellen gebucht worden (Titelver- 
wechslungen). Der Bundesrechnungshof hat 
Titelverwechslungen nur aufgenommen, wenn 
durch sie die wesentliche Überschreitung eines 
Ansatzes vermieden oder verursacht worden 
ist, oder wenn sie eine grundsätzliche oder 
erhebliche Bedeutung haben (§ 107 Abs. 3 
Satz 1 RHO). 
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24. Nachweisung der Buchungen an unrichtiger Stelle 

(Erläuterungen S. 52 Nr. 25) 




F« cinrl rrohnrht 



Bei richtiger 

Buchung der Beträge wären 







als Haushalts- 
überschreitung, 
ggf. als Haus- 
haitsvorgriff (V) 

die Haushai Lsüberschreitungen, 

Lfd. 

bei 

statt 

bei 

Betrag 

ggf. die Haushaltsvorgriffe (V) 
oder die außerplanmäßigen 
Ausgaben 

Nr. 1 

. 





oder als außer- 
planmäßige 

höher niedriger 


Kapitel 

Titel 

Kapitel 

Titel 


Ausgabe nach- 
zuweisen 
gewesen 

nachzuweisen gewesen 



um um 


i 




DM 

DM 

DM DM 

1 

2 

3 

i ^ 

5 

6 

7 

8 9 

1 

05 04 

676 

05 04 

675 

92 214,90 

1 

— — 

2 

09 02 

952 

i 

12 02 

952 

7 098,— 

i 

— 7 098,— 

(Kap. 09 02 
Tit. 952) 

3 

10 02 

951 

10 02 

apl. 

955 

21 384,95 

1 21 384,95 

(Tit. apl. 955) 

— — 

4 

10 11 

871 

10 11 

200 

543,10 

542,10 
(Tit. 200) 

— — 





201 

2 225,27 

2 768,37 

1 629,67 
(Tit. 201) 


5 

10 13 

206 

(Absetzung) 

10 13 

1 

6 790 — 

6 790,— 
(Tit. 206) 

— — 

6 

10 13 

300 

! 


3 097,18 





872 



745,65 






j 10 13 

204 

3 842,83 

3 840,99 
(Tit. 204) 

— — 

7 

10 24 

201 a 

' 10 24 

i 

apl. 
207 c 

1 116,— 

1 116,— 
(Tit. apl. 207 c) 

— — 

8 

11 09 

215 a 

09 01 ! 

, 

215 a 

773,25 

— - 

— 773,25 

(Kap. 1109 
Tit. 215 a) 

9 

60 02 

53 a 

(Absetzung) 

i 

i 60 02 1 

apl. 

510 

2 405 034,72 

2 405 034,72 
(Tit. apl. 510) 

— — 

10 

60 05 

apl. 

96 

60 01 ; 

1 

apl. 

St 36 

2 379 558,49 

— 

— — 
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25. 


Erläuterungen 

der Buchungen an unrichtiger Stelle 

(S. 51 Nr. 24) 

Soweit nichts anderes vermerkt ist, war ein 
Ausgleich nach § 67 Abs. 2 RHO nicht erforder- 
lich. 

Zu lfd. Nr. 1 

Das Auswärtige Amt hat einen Teilbetrag des 
Beitrages an den Europarat von 92 214,90 DM, 
der bei Titel 675 zu buchen und aus Einspa- 
rungen bei Titel 676 zu decken war, entgegen 
§ 30 Abs. 1 Satz 1 RHO unmittelbar bei letzte- 
rem Titel buchen lassen. Dadurch sind die Ab- 
schlüsse der beteiligten Titel wesentlich beein- 
flußt worden. 

Zu lfd. Nr. 2 

Betriebsbeihilfen für die Hochsee-, Küsten- und 
Binnenschiffahrt zur Verbilligung von Diesel- 
kraftstoff sind bei Kapitel 09 02 Titel 952 ge- 
bucht worden. 

Zu lfd. Nr. 3 

Kosten für die Abwicklung der Margarine-Sub- 
vention sind infolge unrichtiger Auslegung der 
Zweckbestimmung bei Titel 951 gebucht wor- 
den. 

Zu lfd. Nr. 4 

Anschaffungskosten für Karteischränke und 
Karteimaterial für den Aufbau der milchwirt- 
schaftlichen literarischen Erfassungsstellen (Do- 
kumentationszentralc) sind bei Titel 871 ge- 
bucht worden. 

Zu lfd. Nr. 5 

Einnahmen aus Vermietungen (Heizkostenbei- 
träge, Stromkosten und Wassergeld) sind beä 
Titel 206 durch Absetzung von den Ausgaben 
gebucht worden. 

Zu lfd. Nr. 6 

Bauunterhaltungskosten sind bei den Titeln 300 
und 872 gebucht worden. 

Zu lfd. Nr. 7 

Kosten für Ausstattungsgegenstände in Dienst- 
und Werkdienstwohnungen sind bei Titel 201 a 
gebucht worden. 

Zu lfd. Nr. 8 

Reisekosten für eine Dienstreise, die aus- 
schließlich Zwecken des Bundeswirtschaftsmini- 


I steriums diente, sind bei Kapitel 11 09 Titel 
215 a gebucht worden. 

1 

I Zu lfd. Nr. 9 

Von den im Rechnungsjahr 1957 bei Kapitol 
I 60 02 Titel 53 a des Bundeshaushaltsplans ver- 
einnahmten Diskonterträgen aus dem Erwerb 
von unverzinslichen Schatzanweisungen der 
Deutschen Bundespost waren im Rechnungsjahr 
1958 infolge vorzeitiger Tilgung dieser Schatz- 
anweisungen 2 405 034,72 DM zu erstatten. Da 
im Zeitpunkt der Erstattung die Kassenbücher 
I für das Rechnungsjahr 1957 bereits abgeschlos- 
sen waren, hätte der erstattete Betrag gemäß 
§ 70 Abs. 1 RHO bei Kapitel 60 02 Titel apl. 510 
verausgabt werden müssen. 

Zu lfd. Nr. 10 

ln der Bundeshaushaltsrechnung für das Rech- 
nungsjahr 1956 sind bei Kapitel 60 05 Titel apl. 
606 als Rücküberweisung aus der Abgabe „Not- 
opfer Berlin" für die Monate 

April bis Juni 1956 insgesamt 2 905 585,75 

nachgewiesen worden. Von diesem 
Betrage standen aber dem Land 
Berlin nach dem Dritten Gesetz zur 
Änderung des Dritten Überlei- 
tungsgesetzes vom 11. Mai 1956 
(BGBl. I S. 420) nur zu: 

Aufkommen 

April 1956 396 381,07 

I 

Aufkommen 

1. bis 14. Mai 1956 129 646,19 526 027,26 

Mithin waren zu Lasten des Bun- 
deshaushalts 2 379 558,49 

j zuviel verausgabt worden. Dieser Betrag wurde 
I bei der Überweisung der Bundeshilfe für Berlin 
I für den Monat Mai 1958 einbehalten und bei 
Kapitel 60 05 (Bundeshilfe für Berlin) Titel apl. 
96 vereinnahmt. Er hätte, da es sich nicht um 
eine Rückzahlung der Bundeshilfe, sondern um 
i nichtverrechnete Steuereinnahmen handelt, bei 

I Kapitel 60 01 Titel apl. St 36 nachgewiesen wer- 
I den müssen. 


26, Der Bundesrechnungshof erkennt an, daß für 
die Haushaltsüberschreitungen und die außer- 
planmäßigen Ausgaben nach der Spalte 7 der 
Nachweisung (S. 51 Nr. 24) ein unvorherge- 
sehenes und unabweisbares Bedürfnis vorlag 
(Artikel 112 Satz 2 GG). 

* 
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Buchungen 

in einem unrichtigen Rechnungsjahr 

27. Die in der Nachweisung (S. 54 Nr. 28) aufge- 
l'ührten Ausgaben sind nicht in der Rechnung 
des Jahres nachgewiesen, in dem sie geleistet 
sind oder in das sie nach ihrem Entstehungs- 
grund gehören (Verstöße gegen § 68 RHO). Der 
Bundesrechnungshof hat die Nachweisung ent- 
sprechend dem Grundsatz aufgesteilt, der für 
Titelverwechslungen gilt (§ 107 Abs. 3 Satz 1 
RHO; vgl. S. 50 Nr. 23). 
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28. Nachweisung der Buchungen in einem unrichtigen Rechnungsjahr 






Ist 

gebucht 

war zu 
buchen 

bei richtiger Buchung 

wäre 

Lfd. 

Nr. 

Kapitel 

Titel 

Betrag 



eine Haushalts- 

die nachgewiesene Haus- 
halts Überschreitung 





im Rechnungsjahr 

Überschreitung 
entstanden von 

höher 

geringer 




DM 



DM 

gewesen um 

DM DM 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

1 

10 11 

408 

1 

2 659,70 

1958 

1957 

— 

2 659,70 

2 659,70 

2 

60 02 

396 

90 021,— 

1958 

1957 

— 

90 021,— 

— 

3 

60 02 

i 

396 

80 119,90 

1958 

1957 

— 

80 119,90 

— 

4 

60 02 

396 

42 256,50 

1958 

1957 

— 

42 256,50 

— 

5 

i 

j 

60 02 

396 

i 

129 035,— 

1958 

1957 

— 

129 035,— 

i 

— 


29. Erläuterungen 

der Buchungen in einem unrichtigen 
Rechnungsjahr 

Zu lfd. Nr. 1 

Die Rechnungen vom 28. Februar 1958 und 
15. März 1958 über den Bezug von Handels- 
dünger hätten zu Lasten des Rechnungsjahres 
1957 gebucht werden müssen. 


Zu lfd. Nr. 2 

Die Prägegebührenanforderung für den Monat 
März 1958 der Staatlichen Münze Karlsruhe 
vom 19. März 1958 über 90 021 DM war am 
20. März 1958 beim Bundesminister der Finan- 
zen eingegangen. Nach der Auszahlungsanord- 
nung vom 21. März 1958 ist der Betrag, der zu 
Lasten des Rechnungsjahres 1957 hätte gebucht 


werden müssen, entgegen § 68 RHO aus Mit- 
teln des Rechnungsjahres 1958 beglichen wor- 
den. 

Zu lfd. Nr. 3 bis 5 

Rechnungen vom 4., 18. und 19. März 1958 über 
die Lieferung von Münzplättchen an die Staat- 
lichen Münzen Karlsruhe und Hamburg sind, 
obwohl sie wirtschaftlich in das Rechnungsjahr 
1957 gehören, entgegen § 68 RHO aus Mitteln 
des Rechnungsjahres 1958 bestritten worden. 


30. Der Bundesrechnungshof erkennt an, daß für 
die Haushaltsüberschreitungen in der Spalte 8 
der Nachweisung (Nr. 28) ein unvorhergesehenes 
und unabweisbares Bedürfnis vorlag (Artikel 1 12 
Satz 2 GG). 
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Vorbehalte 

(§ 107 Abs. 4, § 108 Abs. 2 RHO) 

Allgemeine Vorbehalte 
aus früheren Rechnungsjahren 

31. Die noch bestehenden allgemeinen Vorbehalte 
aus früheren Rechnungsjahren werden aufrecht- 
erhalten. 


* 


Einzelvorbehalte 
aus früheren Rechnungsjahren 

32. Die in den Anlagen 2 und 3 zu den Bemerkun- 
gen zu der Bundeshaushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1957 angeführten Vorbehalte 
werden aufrechterhalten. 




Vorbehalte 

zu der Bundeshaushaltsrechnung 1958 

33. Der Bundesrechnungshof behält sich vor, zu den 
in der Anlage 2 (S. 66) aufgeführten Haushalts- 
stellen Bemerkungen aufzustellen. Er hat die 
Prüfung der bei diesen Haushaltsstellen nach- 
gewiesenen Einnahmen und Ausgaben noch 
nicht abschließen können. 

* 
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V ermögensr echnung 

34. Ergebnis der Vermögensrechnung für das Rechnungsjahr 1958 

(ohne ERP-Sondervermögen, Ausgleichsfonds, Bundespost, Bundesbahn) 


Kenn- 

ziffer 

VERMÖGEN 

Bestand am Beginn 
des 

Rechnungsj ahres 

Zugang 

mit ohne 

haushaltsmäßige(r) Zahlung 



1 

2 

3 



DM 

DM 

DM 

0 

Allgemeines Verwaltungsvermögen 




00 

Unbewegliche Sachen 

10 591 522 280,27 

719 221 417,39 

11 506 250 650,31 

03 

Geldwerte Rechte 

3 007 300 000,— 

— 

— 


Summe 0 . . . 

13 598 822 280,27 

719 221 417,39 

11 506 250 650,31 

1 

Sachen im Gemeingebrauch 

— 1 

672 689 600,25 

16 324 115,35 

2 

Vermögen der Bundesanstalten und 





-einrichtungen , 




20 

Unbewegliche Sachen ' 

54 104 701,88 

6 712 065,18 

7 583 141,81 

22 

Wirtschaftsbetriebe 

2 242 777,21 

— 

146 059,— 

23 

Geldwerte Rechte 

50 557,40 

2 000,— 

19 694,— 


Summe 2 ... \ 

56 398 036,49 

6 714 065,18 

7 748 894,81 

3 

Betriebsvermögen 




32 

Wirtschaftsbetriebe 

240 488 504,68 

1 487 484,87 

87 381 054,62 

330 

Beteiligungen' 

2 474 158 436,68 

30 950 000,— 

2 456 724 191,84 


Summe 3 . . . 

2 714 646 941,36 

32 437 484,87 

2 544 105 246,46 

4 

Allgemeines Kapital- und Sachvermögen 




40 

Unbewegliche Sachen 

3 289 913 391,73 

67 204 719,05 

3 544 760 919,91 

43 

Geldwerte Rechte 

16 083 636 679,82 

4 211 958 217,08 

2 837 496 795,24 


Summe 4 . . . 

19 373 550 071,55 

4 279 162 936,13 

6 382 25'? 715,15 

5 

Treuhandvermögen 

1 136 055 912,58 

213 138 545,92 

49 853 543,88 


Summe 4 und 5 . . . 

20 509 605 984,13 

4 492 301 482,05 

6 432 111 259,03 


Vermögen zusammen 

36 879 473 242,25 

5 923 364 049,74 

20 506 540 165.96 


Vermögen zu Beginn des Rechnungsjahres . . . . 36 879 473 242,25 DM 
Vermögen am Ende des Rechnungsjahres .... 39613 055 997,11 DM 
Mithin Vermögensmehrung 2 733 582 754,86 DM 


SCHULDEN 


9 96 

Fundierte Schuld 

1 22 053 451 157,55 


1 362 522 020,43 

97 

Schwebende Schuld 

1 4 500 000,— 

j 178 500 000,— 1 

3 900 000 000,— 

99 

Andere Schulden 

3 602 774 044,75 

10 080,37 

40 983 402,44 


Summe der Schulden . . . 

25 660 725 202,30 

178 510 080,37 

5 303 505 422,87 


Schulden zu Beginn des Rechnungsjahres .... 25660 725 202,30 DM 

Schulden am Ende des Rechnungsjahres 28 51 1 042 544,69 DM 

Mithin Schuldenmehrung 2 850 317 342,39 DM 


Schulden zu Beginn des Rechnungsjahres .... 25660 725 202,30 DM 

Schulden am Ende des Rechnungsjahres 28 51 1 042 544,69 DM 

Mithin Schuldenmehrung 2 850 317 342,39 DM 

Die Verpflichtungen des Bundes aus Bürgschafts-, Gewähr- oder anderen, ähn- 
lichen wirtschaftlichen Zwecken dienenden Verträgen betrugen am Ende des 

Rechnungsjahres: 12 164 357 568,82 DM 

gegenüber 8 420 146 187,94 DM 

im Vorjahre. 

Außerdem sind die Zinsen auf einen Kapitalbetrag in Höhe von 383 000 000, — DM 
verbürgt. 
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Abgang 

mit ' ohne 

haushaltsmäßige (r) Zahlung 

Abschreibungen 

Bestand am Ende 
des 

Rechnungsjahres 

Veränderungen 

des 

Bundesvermögens 

4 

5 

6 ' 

7 

8 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

3 533 340,59 

10 854 960 154,61 

100 712 786,55 

1 1 857 788 066,22 

+ 1 266 265 785,95 

1 810 465 814,73 

— 

— 

1 196 834 185,27 

- 1 810 465 814,73 

1 813 999 155,32 

10 854 960 154,61 

100 712 786,55 

13 054 622 251,49 

— 544 200 028,78 

54 329,74 

15 724 539,13 

673 234 846,73 

— 

— 

5 010,— 

5 725 865,99 

522 261,50 

62 146 771,38 

+ 8 042 069,50 

— 

249 100,21 

— 

2 139 736,— 

- 103 041,21 

27 274,20 

19 604,— 

— 

25 373,20 

- 25 184,20 

32 284,20 

5 994 570,20 

522 261,50 1 

64 311 880,58 

4- 7 913 844,09 

169 001,74 

72 183 223,32 


257 004 819,11 

+ 16516314,43 

14 581 238,17 

2 278 587 501,08 

— ^ 

2 668 663 889,27 

+ 194 505 452,59 

14 750 239,91 

2 350 770 724,40 

— 

2 925 668 708,38 

+ 211 021 767,02 

24 953 685,39 

3 558 734 090,76 

30 206 034,12 

3 287 985 220,42 

- 1 928 171,31 

1 875 165 971,93 

2 343 472 108,93 

— 

18 914 453 611,28 

+ 2 830 816 931,46 

1 900 119 657,32 

5 902 206 199,69 

, 30 206 034,12 

22 202 438 831,70 

+ 2 828 888 760,15 

— 

33 033 677,42 

— 

1 366 014 324,96 

+ 229 958 412,38 

1 900 119 657,32 

5 935 239 877,11 

30 206 034,12 

23 568 453 156,66 

+ 3 058 847 172,53 

3 728 955 666,49 

19 162 689 865,45 

804 675 928,90 

39 613 055 997,11 

+ 2 733 582 754,86 


370 928 468,84 

254 106 646,05 

— 

22 969 438 063,09 

+ 915 986 905,54 

— 

— 

— 

3 904 500 000,— 

+ 3 900 000 000,— 

178 662 652,44 

1 828 000 393,52 

— 

1 637 104 481,60 

- 1 965 669 563,15 

549 591 121,28 

2 082 107 039,57 

— 

28 511 042 544,69 

+ 2 850 317 342,39 


57 






Drucksache 2751 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


35. Die Vermögensrechnung und die Geldrechnung 1 
stimmen bis auf vermögenswirksame Haushalts- ; 
ausgaben der Kriegsopferversorgung beim Ein- I 
zelplan 11 in Höhe von 1 491 844,07 DM über- ! 
ein. Der zuständige Minister eines Landes hat 
es — wie schon in den vergangenen Jahren — ! 
abgelehnt, die aus diesen Ausgaben geschah 1 
fenen Vermögenswerte in die Vermögensrech- i 
nung des Bundes aufzunehmen (vgl. Druck- | 
Sache 554 der 3. Wahlperiode, S. 30 Nr. 40 und 
Drucksache 1518 der 3. Wahlperiode, S. 36 Nr. 39 
sowie Bemerkungen 1957 S. 22 Nr. 34). Der 
Rechnungsprüfungsausschuß des Bundestages 
hat den Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung im Mai 1960 aufgefordert, die Ange- 
legenheit zu bereinigen. Die Verhandlungen des 
Bundesministers mit dem Landesminister sind 
noch nicht abgeschlossen. 


36. Das Vermögen des Bundes hat sich im Rech- 
nungsjahr 1958 um 2733 Millionen DM (Spalte 8) 
auf 39 613 Millionen DM (Spalte 7) vermehrt. 

Der Zuwachs beträgt bei den 

Kenn- 

ziffer 

Liegenschaften . . 1 272 Mio DM 00/20/40 

Wirtschaftsbetrie- 
ben 16 Mio DM 22/32 

Beteiligungen . . 194 Mio DM 330 

Anteilen am Kapital 
internationaler Ein- 
richtungen ... 63 Mio DM 43 

Darlehen .... 2 437 Mio DM 43 

Wertpapieren . . 192 Mio DM 43 

Treuhandvermögen 230 Mio DM 5 

4 404 Mio DM 

Dieser Zuwachs wird 
durch die Abgänge 
bei den sonstigen 
Geldforderungen 

gemindert um . . 1 671 Mio DM 03/43 

auf 2 733 Mio DM. 


Liegenschaftsvermögen 

Der Zuwachs beruht hauptsächlich auf Grund- 
erwerb, Um- und Erweiterungsbauten, Berich- 
tigung von Schätzwerten und auf der Erfassung 
von Gebäuden, die zu Lasten des früheren Be- 
satzungskostenhaushalts errichtet worden sind. 

Die Liegenschaften im Gemeingebrauch werden 
im Vermögensbestand nicht nachgewiesen. Die 
Ausgaben für Bundesautobahnen, Bundesstra- 
ßen und Schiffahrtswege betrugen im Rech- 
nungsjahr 1958 672 Millionen DM (Spalte 2, 
Kennziffer 1) gegenüber 404 Millionen DM im 
Vorjahr. 


Wirtschaftsbetriebe (§ 15 RHO) 

Das Reinvermögen der Wirtschaftsbetriebe ist 
von 243 Millionen DM auf 259 Millionen DM 
angewachsen, obwohl in der Vermögensrech- 
nung 1958 nur noch 16 Wirtschaftsbetriebe des 
Bundes geführt werden. Es wurden Betriebe 
aufgelöst und die bisher nachgewiesenen Auto- 
bahn-Nebenbetriebe abgesetzt, weil sie keine 
Wirtschaftsbetriebe im Sinne des § 15 RHO 
sind. Die Grundstücke sind in das Liegenschafts- 
vermögen übernommen worden. 

Von dem Vermögenszuwachs entfallen auf die 
Bundesmonopolverwaltung für 


Branntwein 1 Mio DM 

die Monopolverwaltung für 

Branntwein, Berlin 4 Mio DM 


und auf die neu hinzugekomme- 
nen Wirtschaftsbetriebe Meppen 11 Mio DM. 

Beteiligungen 

Von den Zu- und Abgängen ohne haushalts- 
mäßige Zahlung (Spalten 3 und 5) haben Um- 
buchungen zwischen den Ressorts in Höhe von 
über 2 Milliarden nicht zur Vermögensvermeh- 
rung beigetragen. Ein Zuwachs ist entstanden 
bei den Zugängen mit haushaltsmäßiger Zah- 
lung (Spalte 2, Kennziffer 330) durch Kapital- 
erhöhungen in Höhe von 30,9 Millionen DM 
und bei den Zugängen ohne haushaltsmäßige 
Zahlung durch Werterhöhungen und bilanzmä- 
ßige Veränderungen in Höhe von 282 Millionen 
DM. 

Bei den Abgängen mit haushaltsmäßiger Zah- 
lung in Höhe von 14,5 Millionen DM (Spalte 4, 
Kennziffer 330) handelt es sich um Erlöse aus 
Voll- oder Teilliquidationen einiger Betriebe, 
darunter der Bank der Deutschen Luftfahrt 
Akt. Ges. i. L., Berlin mit 10 Millionen DM 
und der Kurhessischer Kupferschieferbergbau 
GmbH i. L., Hannover, mit 2,3 Millionen DM, 

bei den Abgängen ohne haushaltsmäßige Zah- 
lung um Abgänge durch Sachausschüttungen, 
Liquidationsmaßnahmen und Wertminderungen 
auf Grund bilanzmäßiger Änderungen in Höhe 
von 103,9 Mio DM. 

Die Beteiligung an der Volkswagen GmbH ist 
wie bisher nicht in der Vermögensrechnung 
enthalten. 

Anteile am Kapital von internationalen Einrich- 
tungen 

Der Zuwachs beruht auf einer Kapitaleinzah- 
lung bei der Europäischen Investitionsbank in 
Höhe von rd. 63 Mio DM. 

Darlehen 

Von dem Zugang entfallen allein 1 669 Mil- 
lionen DM auf die Gewährung von Darlehen für 
Wohnungsbau und Siedlungswesen. Uber 
15,8 Milliarden DM des gesamten ausgewiese- 
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nen Bundesvermögens in Höhe von 39,6 Mil- 
liarden DM beruhen auf Darlehensforderungen. 
Hiervon entfallen nach der Vermögenshaupt- 
rechnung in den Vermögensgruppen 4310 bis 
4313 (Bundeshaushaltsrechnung Seite 2390 bis 
2392) auf Darlehen in Mio DM für: 

Wohnungsbau und Siedlungswesen rd. 8 445 
Kasernen- und Besatzungsverdrängte rd. 95 
Bau und Unterhaltung von Straßen 


und Brücken rd. 169 

Bau und Unterhaltung von Schiffahrts- 
wegen und Häfen rd. 38 

Bau, Umbau, Wiederherstellung und 
Ankauf von Schiffen rd. 426 

Sonstige Darlehen rd. 6 682 

davon für 

das Sondervermögen Deutsche 
Bundesbahn 2 511 

Finanzielle Hilfe Berlin und 
Berliner Wirtschaft 1 002 

regionale Förderungsprogramme 
zur Steigerung der Wirtschafts- 
kraft 875 

die Landwirtschaft 

(Grüner Plan usw.) 556 

Saarland und Finanzierung 
Saarbergbau 335 

das Sondervermögen Ausgleichs- 
fonds 300 

Jugoslawien und Türkei . . . 297 

verschiedene weitere Zwecke . 806 

6 682 

Wertpapiere 

Es handelt sich um Wertpapiere , die keine Be- 


teiligungen des Bundes verbriefen. Der Inter- 
nationale Währungsfonds hat Schuldurkunden l 
des Bundes zurückgegeben, die noch nicht ent- 
wertet worden sind. Außerdem hat der Bund 
Schuldverschreibungen (Promissary Notes) an- 


genommen. Der im wesentlichen dadurch be- 
dingte Vermögenszuwachs wird gemindert durch 
die Einlösung von Schatzanweisungen der 
Deutschen Bundespost, deren Rückflüsse in 
Höhe von 100 Millionen DM dem Bundeshaus- 
halt zugeführt worden sind. 

T reuhandvermögen 

Die Zunahme ist, wie im Vorjahr, fast aus- 
schließlich auf Zugänge bei dem Treuhandver- 
mögen für den Bergarbeiterwohnungsbau zu- 
rückzuführen. 

Sonstige Geldforderungen 

Aus den Rücklagen des Bundes sind 1810 Mil- 
lionen DM (Spalte 4, Kennziffer 03) entnommen 
und im Bundeshaushalt vereinnahmt worden. 


37. Die vermögenswirksamen Haushaltsausgaben 
waren im Rechnungsjahr 1958 um 590 Mio DM 
höher als im Vorjahr. Sie haben bei 40 446 Mio 
DM Gesamtausgaben 6382 Mio DM betragen; 
dagegen waren im Rechnungsjahr 1957 von 
36 288 Mio DM Gesamtausgaben 5792 Mio DM 
vermögenswirksam. 

Damit die Wirkung der Haushaltswirtschaft im 
Rechnungsjahr 1958 auf die Vermögensbildung 
sachlich richtig beurteilt werden kann, müssen 
von den Gesamtausgaben einige Posten abge- 
setzt werden. Es handelt sich um den Beitrag 
des ordentlichen Haushalts an den außerordent- 
Haushalt (1597 Mio DM)), um die Abführung an 
den Lastenausgleichsfonds (2213 Mio DM) und 
um durchlaufende Mittel (277 Mio DM), zu- 
sammen 4087 Mio DM; von den dann noch ver- 
bleibenden 36 359 Mio DM waren 17,6 v. H. 
vermögenswirksam. Im Rechnungsjahr 1957 wa- 
ren es 17,9 V. I I. und in den zwei vorhergehen- 
den Rechnungsjahren 1956 und 1955 waren es 
16,9 V. H. Von den vermögenswirksamen Aus- 
gaben im Rechnungsjahr 1958 haben 5923 Mio 
DM (Spalte 2) zur Mehrung des Vermögens bei- 
getragen gegenüber 5004 Mio DM im Vorjahr. 
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Von den vermögenswirksamen Aufwendungen (Spalte 2) entfallen auf; 

Kennziffer Mio DM Mio DM 

Verwaltungsvermögen 

a) Investitionen für unbewegliche Sachen beim Allge- 


meinen Verwaltungsvermögen 

00 

719,2 


bei den Sachen im Gemeingebrauch 

1 

672,7 


und bei dem Vermögen der Bundesanstalten . . 

20 

6,7 

rd. 1 399 

Finanzvermögen 




b) Investitionen für unbewegliche Sachen beim Allge 
meinen Kapital- und Sachvermögen 

40 . 

67,2 


c) Betriebsvermögen 


rd. 32 


Geldwerte Rechte des Allgemeinen Kapital- und 
Sachvermögens, davon auf 



d) Anteile an internationalen Einrichtungen .... 


rd. 63 


e) Darlehensforderungen 

43 

rd. 3 862 


f) Wertpapiere, sonstige Forderungen 


rd. 287 

rd. 4 311 

Treuhandvermögen 

g) Förderung des Bergarbeiterwohnungsbaues . . . 

5 


rd. 213 


rd. 5 923 


38. Der Anteil der vermögenswirksamen Haushalts- 
einnahmen an den Gesamteinnahmen hat sich 
gegenüber den Vorjahren wesentlich vermehrt. 
Von den Haushaltseinnahmen des Rechnungs- 
jaihres 1958 im Betrage von 40 446 Mio DM 
verbleiben nach Abzug des Beitrages zum 
außerordentlichen Haushalt aus Mitteln des 
ordentlichen Haushalts und der durchlaufenden 
Mittel von zusammen 4087 Mio DM noch 
36 359 Mio DM. Davon sind nach Abzug von 
rd. 1810 Mio DM (Spalte 4, Kennziffer 03), die 
zum Ausgleich des Haushalts aus der Rück- 
lage bei der Deutschen Bundesbank entnom- 
men wurden, 2005 Mio DM oder 5,80 v. H. 
vermögenswirksam gewesen. Demgegenüber 
wirkten sich im Rechnungsjahr 1957 nur 1,03 
V. H., im Rechnungsjahr 1956 1,07 v. H., im Rech- 
nungsjahr 1955 1,31 V. H. und im Rechnungs- 
jahr 1954 3,17 V. H. auf das Vermögen des Bun- 
des aus. 

Die vormögenswirksamen Einnahmen im Rech- 
nungsjahr 1958 sind wie in den Vorjahren im 
wesentlichen durch den Verkauf von Vermö- 
genswerten sowie durch Tilgung und Rückzah- 
lung von Forderungen des Bundes entstanden. 
Diesen Einnahmen stehen entsprechende Ver- 
mögensabgänge gegenüber. Weiter ist als ver- 
mögenswirksame Einnahme eine Anleihe von 
178,5 Mio DM (S. 56 Spalte 2 Kennziffer 96) 
nachgewiesen. 


39. Die Schulden des Bundes (Kennziffer 9) sind 
nach der Vermögensrechnung im Rechnungsjahr 
1958 um 2850 Mio DM (Spalte 8) auf 28 511 Mio 
DM (Spalte 7) gestiegen. Darin sind jedoch Wech- 
sel und Schatzanweisungen über 3900 Mio DM 
enthalten, die an die Deutsche Bundesbank für 
etwaige künftige Kreditoperationen gegeben 
worden sind, ohne daß schon Schuldverpflich- 
tungen des Bundes begründet wurden. Insoweit 
ist keine Schuldenmehrung, sondern eine Schul- 
denminderung von 1049 Mio DM eingetreten. 
Im Vorjahr betrug die Schuldenmehrung 328 
Mio DM. Den Zugängen mit haushaltsmäßiger 
Zahlung (Darlehen) in Höhe von 178,5 Mio DM 
(Spalte 2) und ohne haushaltsmäßige Zahlung 
(Ausgleichsforderungen, Anleihen und Schatz- 
anweisungen, Darlehen sowie sonstige Schul- 
den) in Höhe von 5303,5 Mio DM (Spalte 3), zu- 
sammen 5482 Mio DM, darunter die oben er- 
wähnten 3900 Mio DM, stehen Abgänge mit 
haushaltsmäßiger Zahlung von 549 Mio DM 
(Schuldentilgung Spalte 4) und ohne haushalts- 
mäßige Zahlung in Höhe von 2082 Mio DM 
(Spalte 5) gegenüber, darunter der Gegenposten 
für die Entnahme aus der Rücklage von 1810 
Mio DM und Abgang infolge Kursdifferenz zu- 
sammen 2631 Mio DM. 

Frankfurt am Main, den 13. April 1961 

Bundesrechnungshof 

Dr. Hertel 
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Anlage 1 

(zu S. 40 Nr. 12) 


Druck- und Darstellungsfehler 

In der Bundeshaushaltsrechnung 1958 hat der Bundesrechnungshof 
— von 'bedeutungslosen Schreibfehlern abgesehen — folgende 
Druck- und Darstellungsfehler festgestellt: 


Seite 

Haushaltsstelle 

Spalte 

unrichtig 

richtig 


Vorbericht 




XXV 

Tz 7 





In der Rechnung 1958 sind 
folgende Ausnahmen 
enthalten: 

f 



Kap. 10 02 

Tit 615 a (Aus- 
nahme gemäß § 3 
des Haushalts- 
gesetzes 

1958) 

LXXXVII 

Kap. 10 02 Tit. 606 

Rj. 1958 

0,7 

1,0 


Funktionenrechnung 




50 

Kennziffer 36 

5 

— 

2 


Raumforschung 




92 

Kennziffer 42 

2 

Ruinengelände 

Berlin, 

Oranienstr. 100 — 109 

— 


Kennziffer 42 

2403/223 

2 

Kostenausgleich j 

Lastenausgleich 


Einzelplan 05 




201 

Kap. 05 01 Tit. 712 

9 und 10 

234 724 

243 724 

204 

Kap. 05 01 Tit. 970 

6 

139 934,63 

193 934,63 

214 

Kap. 05 02 





Summe Allgemeine 

Ausgaben 

4 

77 956 958,94 

77 956 985,94 


Einzelplan 06 




274 

Kap. 06 02 Tit. 626 

6 

2 839 250,81 

2 839 250,— 

276 

Kap. 06 02 Tit. 635 

6 

2 084 396,— 

2 084 396,81 

343 

Kap. 06 09 

Gesamtausgaben 

9 

515 645,33 

515 645,34 
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Seite 

Haushaltsstelle 

Spalte 

j unrichtig 

1 

1 richtig 

418 

Kap. 06 19 Tit. 10 

2 

6 

16 


Kap. 06 19 Tit. 17 

2 

7 

17 


Einzelplan 08 




608 

Kap. 08 04 Tit. 114 

6 

8 952,11 

8 925,11 


Einzelplan 10 




995 

Kap. 10 24 





Summe Einmalige 

Ausgaben 

10 

5 058 37«, 16 

5 058 387,16 


Einzelplan 12 




1106 

Kap. 12 03 Tit. 10 a 

erste Zeile des 
Abschnitts 7 

12 02 

12 03 


Einzelplan 14 




1370 

Kap. 14 04 

Kopfleiste 


35 

14 

1 


Einzelplan 24 




1606 

Kap. 24 01 Tit. 45 a 

7 

— 

876,— 


Kap. 24 01 

Summe Fortdauernde 
Einnahmen 

7 


! 876,— 


Gesamteinnahmen 

7 

1 

876,— 

1612 

Kap. 24 01 





Gesamteinnahmen 

7 

— 

876,— 


Einzelplan 35 




1881 

Kap. 35 02 

Summe Fortdauernde 
Einnahmen, zugleich 
Gesamteinnahmen 

11 

12 

1 322 621,38 

1 322 621,38 

1883 

Kap. 35 02 

Zuschuß Kap. 35 02 

11 

6 957 212,54 

6 597 212,54 
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Seite 

Haushaltsstelle 

Spalte 

1 

unrichtig 

richtig 

1904 

Kap. 35 1 la Tit. 950 

7 

9 207 691,11 

7 707 691,11 


Kap. 35 11a Tit. 951 

7 

2 389 999,90 

3 889 999,90 


Einzelplan 60 


i 


2002 

Kap. 60 01 

Summe Fortdauernde 
Einnahmen, zugleich 
Gesamteinnahmen und 
Überschuß 

«k 

7 

! 

98 015,13 

98 015,31 

2063 

Weniger 

6 

321 890,65 

321 899,65 


Anlage I 




2129 

Kap. 11 03 Tit. 215 

5 

letzte Zeile 

i Einsparung 

bei Kap. 1101 

Tit. 217 

Einsparung 
bei Kap. 1103 
Tit. 217 


Beilage zu Anlage III 


1 


2236 

bis 

2256 

lfd. Nr. 1 bis 279 

1 

i Die Aufstellung enthält zahlreiche Dar- 
stellungsfehler. Wegen des erheblichen 
Umfangs ist von einer Einzelaufstellung 
abgesehen worden. Als häufigste Feh- 
lerquellen kommen in Betracht: 




a) In der Spalte „Erlös" ist häufig nicht 
nur der im Rechnungsjahr 1958 ver- 
einnahmte Erlös, sondern der ge- 
samte Kaufpreis erfaßt worden, ob- 
1 wohl die Restkaufgelder erst in den 

nachfolgenden Rechnungsjahren fäl- 
lig werden. Z. B.: 



lfd. Nr. 26 1 

210 000,— 

35 000,— 



lfd. Nr. 199 

200 000,— 

90 000,— 



lfd. Nr. 240 

565 000,— 

200 000,— 




b) Verschiedentlich 
Veräußerungen 
Angaben aufger 
wohl es sich nu 
Restkaufgeldern 
Veräußerung st 
vorhergegangen^ 
nachgewiesen w 

sind Grundstücks- 
nochmals mit allen 
lommen worden, ob- 
r um Zahlungen von 
handelt und die 
dbst bereits in den 
en Rechnungsjahren 
Orden ist. 




Z. B. sind bereits im Rechnungsjahr 
1957 lfd. Nr. 216 unter lfd. Nr. 111 
und lfd. Nr. 228 unter lfd. Nr. 117 auf 
Seite 2468 der Bundeshaushaltsrech- 
nung 1957 erfaßt worden. 
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Seite 

Haushaltsstelle 

Spalte 

unrichtig 

richtig 




c) In mehreren Fällen sind Veräußerun- 
gen im Einzelbetrag über 10 000 DM 
nicht aufgenommen worden. Nicht er- 
faßt sind z. B. 6 Grundstücksver- 
äußerungen mit einem Gesamterlös 
von 345 420 DM. 

2256 

nach Ifd. Nr. 279 


Dadurch ist sowohl die Summe der Er- 
löse aus Grundstücksveräußerungen, 
bei denen im Einzelfall der Erlös den Be- 
trag von 10 000 DM übersteigt, als auch 
die Summe der Erlöse aus Grundstücks- 
veräußerungen im Einzelbetrag bis 
10 000 DM usw. nicht richtig ermittelt. 



Summe 

29 112 525,64 

28 197 722,51 



(der Grundstücksveräußerungen, bei de- 
nen im Einzelfall der Erlös den Betrag 
von 10 000 DM übersteigt) 




Grundstücks- 
veräußerungen 
im Einzelbetrag 
bis 10 000 DM 

12 519 671,69 

13 434 474,82 

i 

j 


Grundstücksver- 
äußerungen im 
Einzelbetrag bis 

10 000 DM 

Grundstücks- 
veräußerungen im 
Einzelbetrag bis 

10 000 DM sowie 
Restkaufgelder 
aus Grundstücks- 
veräußerungen der 
Vorjahre und 
Spitzenbeträge aus 
Tauschgeschäften 


Anlage V 




2278 

bis 

2284 



Bei den Lfd. Nr. 1, 3 und 33 handelt es 
sich nicht um Tausch, sondern um Dop- 
pelgeschäfte (Kauf und Verkauf). Die 
Aufnahme in die Nachweisung ist un- 
richtig. 


, 


Bei den Lfd. Nrn. 9, 16, 17 18, 19, 20, 26, 
35 und 36 fehlt in der Spalte 7 die An- 
gabe über die Höhe und die Verbu- 
chungsstelle der Spitzenbeträge 


Lfd. Nr. 12 

2 

5,536 qm 

5 536 qm 


1 

4 

( 

4,966 qm 

4 966 qm 


Lf'd. Nr. 29 und 30 

j 


Sämtliche Angaben gehören zu einem 
Tauschgeschäft (Lfd. Nr. 29). 
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Seite 

Haushaltsstelle 

Spalte 

unrichtig 

richtig 


Beilage 2 zum Teil III 




2405 

Verm. Gruppe 4036 

3 

und 

6 

14 

24 


Anlage 1 VR 




2444 

Kap. 1 Tit. apl. 5 

4 

21 877 224,51 

21 877 214,51 


Anlage 2 VR 

! 



2495 

Kap. 351 Tit. 35 

9 

5 000 000 — 

500 000 000,— 

2523 

Lfd. Nr. 3 

2 

9 999 000,— 

9 900 000,— 


Darlehen des Landes 
Niedersachsen für den 
Wohnungsbau 


! 
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Anlage 2 

(zu S. 55 Nr. 33) 


Vorbehalte zu der Bundeshaushaltsrechnung 1958 

(§ 107 Abs. 4 RHO) 

a) Allgemeine Vorbehalte 

Der Bundesrechnungshof behält sich allgemein vor, Bemerkungen 

aiifzustellen 

1. zu den Ausgaben, über die für einen längeren Zeitraum als ein 
Rechnungsjahr oder über die noch durch besondere Rechnungen 
Rechnung zu legen ist, 

2. zu den Haushaltsmitteln, die Stellen außerhalb der Bunde.sverwal- 
tung zur Erfüllung bestimmter Zwecke zur Verfügung gestellt 
worden sind und deren Verwendung er noch zu prüfen hat 
(§ 64 a RHO), 

3. zu den Rechnungen, deren Prüfung er den Verwaltungsbehörden 
überlassen hat und die er nur von Zeit zu Zeit anfordert 
(§ 93 RHO), 

4. zu den Einnahmen und Ausgaben, die in Büchern und Rechnungs- 
unterlagen der Betriebe im Sinne des § 15 RHO nachgewiesen 
werden. 

b) Einzelvorbehalte 


Lfd. 

Nr. 

1 

Kapitel 

Titel 

Zweckbestimmung 

Begründung 




Auswärtiges Amt 


i 

05 01 


Auswärtiges Amt 



1 

2 

05 02 1 

! 

200 

bis 

299 

300 
bis 

679 

(außer 

301) 

Sachausgaben 

Vertretungen des Bundes im Aus- 
land 

Allgemeine Ausgaben 


Der Prüfungsschriftwechsel ist 
noch nicht abgeschlossen; es kann 
noch nicht übersehen werden, ob 
sich aus ihm die Notwendigkeit 
zur Aufstellung von Bemerkungen 
ergibt. 




Bundesminister des Innern 

/■ 


06 01 


Bundesministerium des Innern 


3 


215 b 

Reisekostenvergütungen, Aus- 
landsreisen 

Die Aufstellung einer Einzelbe- 
merkung ist in Aussicht genom- 
men. Der Schriftwechsel ist noch 
nicht abgeschlossen. 

4 

06 15 

i 

302 

Bundesstelle für Verwaltungsan- 
gelegenheiten des Bundesministe- 
riums des Innern sowie Bundes- 
amt für Auswanderung in Köln 

Aufwendungen für Kriegsgräber 

Die an die Länder in den Rech- 
nungsjahren 1951 bis 1958 gelei- 
steten Abschlagszahlungen sind 
trotz wiederholter Erinnerungen 
noch nicht abgerechnet. 

i 
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Lfd. 

Nr. 

Kapitel 

Titel 

Zweckbestimmung 

Begründung 

5 

6 

06 19 

1 

bis 

76 

200 

bis 

958 

Bundesamt für zivilen Bevölke- 
rungsschutz 

Fortdauernde und einmalige 
Einnahmen 

Sachausgaben, allgemeine und 
einmalige Ausgaben 

Die Vorprüfung ist noch nicht in 
allen Teilen abgeschlossen. 


06 20 


Allgemeine Bewilligungen für den 
zivilen Luftschutz 


7 

8 


603 

950 

Laufende Kosten für den Luft- 
schutzdienst 

Anschaffung von Luft sch atz ge- 
rät, 4. Teilbetrag 

Weitere Erhebungen sind erfor- 
derlich. 




Bundesminister für Wirtschaft 


9 

09 09 

sämt- 

liche 

Bundesanstalt für Bodenforschung 

Das Prüfungsverfahren konnte 
noch nicht abgeschlossen werden. 

10 

60 04 

951 

Allgemeine Finanzverwaltung 

Sonderleistungen des Bundes 

Zahlungen auf Grund des Ab- 
kommens über die Liquidation 
des früheren deutsch-schweizeri- 
schen Verrechnungsverkehrs 

vom 16. Juli 1956 

Für die Abrechnung ist ein beson- 
; deres Verfahren festgelegt wor- 
^ den. Die Rechnungslegung erfolgt 
nach Abschluß der Aktion (voraus- 
sichtlich im Rechnungsjahr 1960). 
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Anlage C 


Bericht 

des Bundesrechnungshofes 
über die Prüfung von 

Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit 
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A. Vorbemerkungen 

1. Dieser Bericht nach § 107 Abs, 2 RHO schließt 
an den Bericht vom 24. Oktober 1959 an (Druck- 
sache 1518 der 3. Wahlperiode, S. 45 bis 65) 
und behandelt vornehmlich Prüfungen von Ge- 
schäftsjahren, die in den Kalenderjahren 1957 
und 1958 endeten. Um möglichst zeitnahe — 
Stand Januar 1961 — zu berichten, sind in den 
nachstehenden Abschnitten auch wesentliche 
Prüfungsergebnisse aufgeführt, die noch er- 
örtert werden. 

Die folgende Darstellung berücksichtigt auch Er- 
gebnisse von Prüfungen, die Landesrechnungs- 
höfe für den Bundesrechnungshof übernommen 
haben oder bei denen sie federführend sind. 

Zur Wahrung des Betriebs- und Geschäftsge- 
heimnisses der Unternehmen sowie zum Schutze 
der Interessen Mitbeteiligter wurde entspre- 
chend der bisherigen Übung von Namens- und 
— soweit erforderlich — auch von Zahlenan- 
gaben abgesehen. 

2. Der Bericht erstreckt sich nur auf einen Teil der 
unmittelbaren und mittelbaren Beteiligungen 
des Bundes. Er enthält zunächst wesentliche 
Feststellungen bei den zu einem Bundeskon- 
zern gehörenden Unternehmen und behandelt 
sodann besondere Fragen aus dem Bereich an- 
derer Unternehmen. 

3. Gemäß § 107 Abs. 2 RHO ist über „wesentliche 
Anstände" bei der Prüfung von Unternehmen 
mit eigener Rechtspersönlichkeit zu berichten. 
Die folgenden Einzelausführungen lassen kei- 
nen allgemein nachteiligen Schluß auf die Be- 
tätigung des Bundes als Gesellschafter oder 
mittelbar auf das Geschäftsgebaren der Betei- 
ligungsgesellschaften zu. 


B. Bericht über die Prüfung der 
Betätigung des Bundes in einem 
Konzern 

I. Aufbau des Konzerns 

4. Der Konzern umfaßt Beteiligungen verschiede- 
ner Stufen an mehr als 50 Gesellschaften. Fast 
alle Konzerngesellschaften sind in mehreren 
Unternehmensgruppen zusammengefaßt. 

5. An einer Gruppe von Unternehmen sind eine 
Konzerngesellschaft und ein anderes Bundes- 
unternehmen etwa in gleichem Umfang betei- 
ligt, Im Interesse einer einheitlichen Willens- 
bildung in den Organen dieser Unternehmens- 
gruppe hat der Bundesrechnungshof vorgeschla- 
gen, eine Regelung zu treffen, die einem der 
beiden Hauptanteilseigner einen gesellschafts- 
rechtlich bestimmenden Einfluß sichert. 


Der zuständige Bundesminister hält in diesem 
Falle Änderungen für entbehrlich, zumal nach 
seiner Auffassung mit einer Privatisierung ge- 
rechnet werden kann. Der Bundesrechnungshof 
wird die Angelegenheit weiter beobachten. 

6. Verschiedene Beteiligungen sind in den ver- 
gangenen Jahren erworben, erhöht oder ver- 
äußert worden, ohne daß der zuständige Bun- 
desminister rechtzeitig Gelegenheit zu einer 
Stellungnahme erhalten hat. Auch der Bundes- 
minister der Finanzen ist entgegen den Bestim- 
mungen des § 60 RWB in mehreren Fällen an 
derartigen Verhandlungen nicht beteiligt wor- 
den. Die Bemühungen um Beachtung dieser 
Vorschrift werden fortgesetzt. 

7. Die Obergesellschaft bestimmt weitgehend die 
personelle und sachliche Leitung der einzelnen 
Konzernunternehmen; ihre Vorstandsmitglieder 
sind in den Überwachungsorganen der wich- 
tigen Beteiligungsgesellschaften oberer Stufen 
vertreten. 

Eine wichtige Aufgabe der Obergesellschaft be- 
steht darin, einen wesentlichen Teil des Finanz- 
bedarfs der Konzerngesellschaften zu decken. 
Sie hat hierzu Kredite von anderer Seite be- 
schafft und innerhalb des Konzerns Ausgleichs- 
maßnahmen getroffen. Die Inanspruchnahme 
des Bundeshaushalts konnte insoweit vermie- 
den werden, über die Dividende der Oberge- 
sellschaft fließen dem Bund die von den Un- 
tergesellschaften ausgeschütteten Gewinne nach 
Durchleitung durch die Konzernstufen zu. Bei 
der Auskehrung dieser Gewinne an den Bund 
ergeben sich zeitliche Verzögerungen, die auf 
den Konzernaufbau zurückzuführen sind, sowie 
Minderungen durch die erwähnten Finanzie- 
rungsmaßnahmen. Die Frage der Angemessen- 
heit der Gewinnausschüttungen wird unter 
Nr. 37 und 38 behandelt. 


II. Beibehaltung der Konzernbeteiligungen 

8. Nach der wirtschaftspolitischen Zielsetzung des 
Bundes wird die wirtschaftliche Betätigung 
eines sehr großen Teils der Konzerngesellschaf- 
ten derzeit nicht als vordringliche Aufgabe des 
Bundes im Sinne von § 60 Abs. 2 RWB ange- 
sehen werden können. Die Privatisierung des 
Konzerns oder einzelner Konzerngesellschaften 
ist daher auch schon erwogen worden. 

9. Unabhängig davon ist der Bundesrechnungshof 
der Auffassung, daß einige Konzernbeteiligun- 
gen bevorzugt veräußert werden können. Es 
handelt sich dabei um Gesellschaften, die sich 
im allgemeinen in Bereichen betätigen, die nicht 
zu den eigentlichen Aufgabengebieten des Kon- 
zerns gehören. Einige dieser Beteiligungenhaben 
für den Gesamtkonzern nur die Bedeutung von 
Finanzanlagen. Durch die Veräußerung dieser 
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Beteiligungen werden die Interessen des Bun- 
des oder die wirtschaftlichen Hauptaufgaben 
des Konzerns nicht in Mitleidenschaft gezogen. 

10. Für eine dieser Gesellschaften sind Verkaufs- 
verhandlungen aufgenommen worden, nachdem 
bisher bestehende Veräußerungshemmnisse 
fortgefallen sind. 

.Hinsichtlich einer anderen Beteiligung besteht 
Übereinstimmung darüber, daß der Geschäfts- 
bereich dieser Gesellschaft außerhalb des 
eigentlichen Aufgabengebietes des Konzerns 
liegt. Wegen der besonderen Rechtsverhältnisse 
bei diesem Unternehmen ist jedoch die von 
dem zuständigen Bundesminister befürwortete 
breite Streuung der zu veräußernden Anteile 
nicht durchzusetzen. Der Minister hat daher von 
Anregungen zur Veräußerung dieser Gesell- 
schaft vorerst abgesehen. 

Ein weiteres Konzernunternehmen, dessen Ge- 
schäftsbetrieb zuletzt ruhte, ist inzwischen auf- 
gelöst worden. 


III. Beachtung der Prüfungsrichtlinien durch 
die sachverständigen Prüfer 

11. Die von dem zuständigen Bundesminister im 
Einvernehmen mit dem Bundesrechnungshof 
festgesetzten Prüfungsrichtlinien im Sinne von 
§ 48 Abs. 2 Nr. 1 RHO sind von den sachver- 
ständigen Prüfern im allgemeinen ausreichend 
beachtet worden. In einigen Fällen hat der Bun- 
desrechnungshof auf die Notwendigkeit der in 
den Richtlinien vorgesehenen Berichterstattung 
über die Ordnungsmäßigkeit und Wirtschaft- 
lichkeit der Geschäftsführung sowie über die 
Angemessenheit der ausgewiesenen Gewinne 
aufmerksam gemacht. Vereinzelt hat er auf das 
Erfordernis einer ungefähren Angabe der im 
Rahmen einer Abschlußprüfung feststellbaren 
stillen Reserven und ihrer Veränderungen hin- 
gewiesen. Mehrfach wurde eine ausführlichere 
Berichterstattung angeregt, vor allem über die 
Durchführung der Investitionen einschließlich 
des Vergabewesens, über Anzahlungen und die 
Gewährung von sonstigen Vorschüssen sowie 
über die Aufwands- und Ertragsverhältnisse, 
beispielsweise über Gestaltung und Entwick- 
lung der Ergebnisse der Haupt- und Neben- 
betriebe verschiedener Unternehmen sowie 
über die Angemessenheit der von einigen Ge- 
sellschaften verrechneten Gemeinkostenzu- 
schläge. Die in den Prüfungsrichtlinien vorge- 
schriebene Berichterstattung über die Bezüge 
und sonstigen Vertragsverhältnisse der Mit- 
glieder der Geschäftsleitungen und Überwa- 
chungsorgane sowie der leitenden Angestellten 
war bei einigen Gesellschaften noch nicht aus- 
reichend. 

Der zuständige Bundesminister hat sich in die- 
sen Fällen für eine genauere Beachtung der 
erlassenen Richtlinien durch die sachverstän- 
digen Prüfer eingesetzt. 


IV. Rechtliche Organisation 

12. Der Bundesrechnungshof hat bereits mehrfach 
über die wichtigsten Grundsätze der rechtlichen 
Organisation von Unternehmen berichtet 
(Drucksache 1892 der 2. Wahlperiode, S. 60 
Nr. 71 bis 87 und Drucksache 1518 der 3. Wahl- 
periode, S. 47 Nr. 8 bis 10). Auch mit Hilfe 
dieser Grundsätze soll gewährleistet werden, 
daß die Unternehmen ihre Aufgaben sachge- 
recht erfüllen, der haushaltsrechtlich gebotene 
Einfluß des Bundes gesichert wird und die 
Überwachungsorgane ihrer Kontrollpflicht nach- 
kommen können. Bei den Konzernbeteiligun- 
gen, die der Bundesrechnungshof geprüft hat, 
wurde nicht immer hiernach verfahren. Der 
Bundesminister hat inzwischen auf Grund ent- 
sprechender Organisationsvorschläge des Bun- 
desrechnungshofes in der Mehrzahl der Fälle 
das Erforderliche veranlaßt. 

Die Festsstellungen und Vorschläge betreffen 
im einzelnen: 


1. Geschäftsleitungen und Uberwachungsorgane 

13. Die Geschäftsleitungen verschiedener Gesell- 
schaften können nach den Satzungen mit nur 
einer Person besetzt werden. Der Bundesrech- 
nungshof hat bei den meisten dieser Gesellschaf- 
ten auf Grund ihres Geschäftsumfanges ange- 
regt, durch Satzungsänderungen sicherzustellen, 
daß die Geschäftsleitungen mindestens aus 
2 Personen zu bilden sind [vgl. hierzu auch den 
Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
20. Januar 1961 zu Nr. IV 4 b) ee) des Antrages 
des Haushaltsausschusses vom 28. Oktober 1960 
— Drucksache 2169 der 3. Wahlperiode]. Die 
erforderlichen Satzungsänderungen sind zu 
einem großen Teil bereits durchgeführt oder 
zugesagt worden. 

14. Einige zum Konzern gehörende Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung besitzen nicht das in 
§ 48 Abs. 2 RHO grundsätzlich vorgesehene 
Überwachungsorgan. Soweit diese Unterneh- 
men wirtschaftliche Bedeutung haben, wurde 
die Bildung eines Uberwachungsorgans vorge- 
schlagen. Für zwei Unternehmen ist das inzwi- 
schen zugesagt worden. 

15. Bei verschiedenen Konzerngesellschaften er- 
wies sich die unmittelbare oder mittelbare Ver- 
tretung des Bundes in den Aufsiditsräten im 
Vergleich zur Höhe seiner mittelbaren Be- 
teiligung als nicht ausreichend. In den Über- 
wachungsorganen einiger Unternehmen werden 
die Interessen des Bundes durch Vorstandsmit- 
glieder von Konzerngesellschaften wahrgenom- 
men, die das Prüfungsrecht des Bundes nicht 
anerkannt haben. In einem anderen Falle hat ein 
Aufsichtsratsmitglied, das auch die Interessen 
des Bundes wahrzunehmen hatte, gegen die 
Einräumung des nach der RHO gebotenen Prü- 
fungsrechts des Bundes gestimmt. 
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Der Bundesrechnungshof hat wiederholt — vor 
allem im Zusammenhang mit der Besetzung der 
Aufsichtsräte von Bundesgesellschaften nach 
dem Vorschaltgesetz, dem Betriebsverfassungs- 
gesetz und den Mitbestimmungsgesetzen sowie 
der Beauftragung von unabhängigen Vertre- 
tern der freien Wirtschaft — auf die Bedeutung 
einer sachgerechten Wahrnehmung der Bundes- 
interessen im Sinne des § 48 Abs. 2 Satz 1 RHO 
hingewiesen. 

16. Für verschiedene Gesellschaften wurde an- 
geregt, den Aufsichtsratsvorsitzern bisher allein 
vorbehaltene Entscheidungen künftig den Auf- 
sichtsräten oder ihren Ausschüssen zu über- 
tragen. Dabei wurde darauf hingewiesen, daß 
an Beschlußfassungen jeweils mindestens drei 
Aufsichtsratsmitglieder mitwirken sollten. Die 
Obergesellschaft des Konzerns hat inzwischen 
auf Grund entsprechender Empfehlungen des 
Ministers den Anregungen des Bundesrech- 
nungshofes grundsätzlich zugestimmt; sie hält 
jedoch Ausnahmen in Einzelfällen für denkbar, 
die Erörterungen hierüber sind noch im Gange. 

17. Die Anzahl der von den Aufsichtsräten einzel- 
ner Konzerngesellschaften abgehaltenen Sitzun- 
gen entsprach in den letzten Jahren verschie- 
dentlich nicht den Mindestanforderungen des 
§ 94 Abs. 3 AktG, dessen Beachtung der Bun- 
desrechnungshof im Interesse einer ordnungs- 
mäßigen Tätigkeit der Uberwachungsorgane für 
geboten hält. 

18. Ein Aufsichtsrat hat der Gesellschafterversamm- 
lung seines Unternehmens empfohlen, einen 
Jahresabschluß festzustellen und die Geschäfts- 
führung für das betreffende Jahr zu entlasten, 
obwohl ihm bei seiner Beschlußfassung der Be- 
richt des sachverständigen Prüfers nicht vorlag. 
Dieser hatte lediglich bestätigt, daß seine Prü- 
fung abgeschlossen war und er bereit sei, den 
Jahresabschluß mit dem uneingeschränkten Be- 
stätigungsvermerk zu versehen. Die Gesell- 
schafterversammlung hat daraufhin den Jahres- 
abschluß festgestellt und die Geschäftsleitung 
sowie den Aufsichtsrat entlastet. Der Bericht 
des sachverständigen Prüfers ist erst nach die- 
sen Beschlüssen vorgelegt worden. Der Bundes- 
rechnungshof ist der Ansicht, daß die zuständi- 
gen Organe derartige Beschlüsse nicht vor der 
Auswertung der Prüfungsberichte fassen soll- 
ten. Die Obergesellschaft des Konzerns hat in 
Aussicht gestellt, daß künftig so verfahren wird. 

2. Satzungen, Geschäftsordnungen 
und Berichterstattung der Geschäftsleitungen 

19. Der Bundesrechnungshof hat vorgeschlagen, in 
den Satzungen von Gesellschaften, die nicht 
Aktiengesellschaften sind, insbesondere von 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung, Be- 
stimmungen zu treffen, die sich den Erforder- 
nissen des Aktienrechts möglichst annähern, um 
damit insbesondere eine ausreichende Über- 


wachung der Geschäftsführung zu ermöglichen 
Neben den bereits unter Nr. 14 erwähnten An- 
regungen zur Bildung von Aufsichtsräten be- 
treffen die Vorschläge vor allem die Gliederung 
und die Fristen für die Feststellung der Jahres- 
abschlüsse sowie die Einführung einer ausrei- 
chenden Berichterstattung auch über die Ge- 
schäftsführerbezüge und die Aufsichtsratsver- 
gütungen. 

20. Ferner hat der Bundesrechnungshof empfohlen, 
Geschäftsordnungen für die Uberwachungs- 
organe und Geschäftsleitungen der wichtigen 
Konzerngesellschaften einzuführen: er hat hier- 
zu auch Vorschläge gemacht. Im Konzernbe- 
reich sind derartige Geschäftsordnungen bisher 
vorwiegend nur von kleineren Gesellschaften, 
beispielsweise Wohnungsunternehmen, auf Ver- 
anlassung der zuständigen Verbände oder der 
übergeordneten, hieran interessierten Konzern- 
gesellschaften erlassen worden. 

Ob die Obergesellschaft des Konzerns den Vor- 
schlägen des Bundesrechnungshofes nachkom- 
men wird, bleibt abzuwarten. 

21. Der Bundesrechnungshof hat weiterhin, um die 
Kontrolltätigkeit der Überwachungsorgane zu 
stärken, bei zahlreichen Unternehmen angeregt, 
den Kreis der bedeutsamen Geschäfte und Maß- 
nahmen, die der vorherigen Zustimmung des 
Aufsichtsrats bedürfen, zu erweitern. Soweit 
nach der Bedeutung der Unternehmen erforder- 
lich, hat er ferner im Interesse einer besseren 
Unterrichtung der Überwachungsorgane vorge- 
schlagen, daß die Geschäftsleitungen den Auf- 
sichtsräten schriftliche Berichte im Sinne des 
§ 81 AktG erstatten oder, wenn bereits der- 
artige Berichte abgegeben wurden, diese künf- 
tig vervollständigen. Insbesondere sind nach 
Ansicht des Bundesrechnungshofes in diese Be- 
richte zusammengefaßte Übersichten über die 
Vermögens- und Erfolgsentwicklung mit Erläu- 
terungen aufzunehmen, damit die Überwa- 
chungsorgane möglichst zeitnah und umfassend 
den wesentlichen Gang der Geschäfte und die 
Lage ihrer Unternehmen erkennen können. Die 
Durchführung dieser Vorschläge ist z. T. be- 
reits zugesagt worden. In anderen Fällen sind 
noch Erörterungen im Gange. 

V. Wirtschaftliche Betätigung 

22. Die wirtschaftliche Betätigung des Konzerns 
hat in den Bereichen, für die dem Bundesrech- 
nungshof Unterlagen zur Verfügung standen, 
zu keinen Beanstandungen grundsätzlicher Art 
Anlaß gegeben. In diesem Zusammenhang ist 
hervorzuheben, daß es den Geschäftsleitungen 
gelungen ist, dem Konzern eine wesentliche 
Stellung in verschiedenen Wirtschaftszweigen 
zu verschaffen und zu erhalten, obwohl dieser 
erhebliche Kriegs- und Kriegsfolgeschäden er- 
litten hatte und vielfach einem starken Wettbe- 
werb ausgesetzt ist. 
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1. Investitionen und Vergabe wesen 

23. Die Prüfung der umfangreichen Investitionen 
hat insbesondere in folgenden Fällen Anlaß zu 
Erörterungen gegeben: 

Ein Aufsichtsrat hat der Ausgabe eines erheb- 
lichen Betrages für Investitionszwecke pauschal 
zugestimmt und es der Geschäftsführung über- 
lassen, dem Aufsichtsratsvorsitzer die Einzel- 
heiten der geplanten Maßnahmen mit Begrün- 
dung und Rentabilitätsrechnungen nachträglich 
bekanntzugeben. Der zuständige Bundesmini- 
ster hat auf Anregung des Bundesrechnungs- 
hofes die Obergesellschaft gebeten, dafür zu 
sorgen, daß der Aufsichtsrat in ähnlichen Fäl- 
len künftig vorher ausreichend über die Aus- 
wirkungen der von ihm zu genehmigenden In- 
vestitionen unterichtet wird. 

24. Eine andere Gesellschaft hat ihrem Aufsichtsrat 
Voranschläge für Investitionen vorgelegt, die 
in erheblichem Umfange Sicherheitszuschläge 
enthielten, ohne daß diese erkennbar waren. 
Hiernach war es nicht möglich, den tatsächlichen 
Aufwand hinreichend zu überwachen. Der Vor- 
stand dieser Gesellschaft wird künftig entspre- 
chend den Anregungen des zuständigen Bun- 
desministers dem Aufsichtsrat den Umfang 
etwaiger in die Voranschläge eingerechneter 
Zuschläge ersichtlich machen und begründen. 

25. Bei einigen Gesellschaften haben Aufsichtsräte 
größere Überschreitungen der Investitionsvor- 
anschläge vielfach erst längere Zeit nach Ab- 
schluß der Maßnahmen genehmigt. Der Bundes- 
rechnungshof ist der Ansicht, daß bei Investi- 
tionsvorhaben wesentliche Überschreitungen 
der Voranschläge, sobald sie erkennbar wer- 
den, den Überwachungsorganen zur Stellung- 
nahme mitzuteilen sind. Es ist inzwischen in 
Aussicht gestellt worden, diese Vorschläge zu 
beachten; dabei soll künftig vor allem für eine 
genaue Ausarbeitung der Investitionspläne 
Sorge getragen werden. 

26. Die Konzerngesellschaften haben vielfach ihre 
Aufträge beschränkt ausgeschrieben, wobei 
grundsätzlich die in der VOB und der VOL 
festgelegten Verfahrensweisen angewandt wur- 
den. Z. T. werden diese Bestimmungen unter 
Beachtung kaufmännischer Gesichtspunkte den 
besonderen Bedürfnissen der einzelnen Gesell- 
schaften angepaßt. Vereinzelt wurden aber 
auch freihändige Vergaben von Aufträgen fest- 
gestellt, die nach Auffassung des Bundesrech- 
nungshofes für beschränkte oder z. T. auch für 
öffentliche Ausschreibungen geeignet gewesen 
wären. 

Der zuständige Bundesminister wirkt entspre- 
chend der Auffassung des Bundesrechnungs- 
hofes darauf hin, daß die Vergabegrundsätze 
der VOB und VOL künftig in allen geeigneten 
Fällen beachtet werden. 

Ein Unternehmen hat Gegenstände, die es wirt- 
schaftlicher von Dritten hätte beschaffen kön- 


nen, in den eigenen Betriebswerkstätten her- 
steilen lassen. Die hierzu bisher abgegebenen 
Stellungnahmen lassen eine abschließende Be- 
urteilung nicht zu. Die Angelegenheit wird wei- 
ter behandelt. 

27. Eine Gesellschaft hat Investitionen, die zu ak- 
tivieren gewesen waren, in den Abschlüssen 
zweier aufeinanderfolgender Geschäftsjahre in 
einem solchen Umfange als Aufwand ver- 
rechnet, daß dadurch nach Ansicht des Bundes- 
rechnungshofes willkürlich umfangreiche stille 
Reserven gelegt worden sind. Der zuständige 
Bundesminister hat in Übereinstimmung mit 
dem Unternehmen diese Maßnahmen allgemein 
mit „geschäfts- und finanzpolitischen Über- 
legungen"' begründet. Nach Auffassung des 
Bundesrechnungshofes sollten Reserven der er- 
wähnten Art grundsätzlich offen ausgewiesen 
werden. 

2. Flüssige Mittel und Darlehen 

28. Einige Gesellschaften weisen flüssige Mittel in 
einem Umfang auf, der auch unter Berücksich- 
tigung der Belange des Gesamtkonzerns zu 
reichlich bemessen erscheint. 

Bisweilen hätte von der Möglichkeit, die Mittel 
vorübergehend in Form von festverzinslichen 
Bankguthaben anzulegen, in stärkerem Maße 
Gebrauch gemacht werden können. 

Ein Unternehmen, das umfangreiche, nur kurz- 
fristig verfügbare Mittel in festverzinslichen 
Wertpapieren angelegt hatte, konnte die Pa- 
piere längere Zeit nicht veräußern, weil in- 
zwischen erhebliche Kursverluste eingetreten 
waren. Daher mußten im Zusammenhang mit 
anderen Maßnahmen Kredite aufgenommen 
und Investitionen verzögert werden, bis sich 
nach etwa zwei Jahren die Kurse soweit erholt 
hatten, daß der Gesellschaft eine Veräußerung 
der Wertpapiere unter Berücksichtigung der 
hiermit noch verbundenen Verluste vertretbar 
erschien. Die Gesellschaft will künftig bei der 
Anlage kurzfristiger Mittel darauf achten, daß 
sie in ihren Verfügungsmöglichkeiten nicht ein- 
geengt wird und Verluste möglichst vermieden 
werden. 

29. Ein Unternehmen hat in größerem Umfange 
Wohnungsbaudarlehen mit Laufzeiten gewährt, 
welche seine nach der vorhandenen Rohstoff- 
basis zu erwartende wirtschaftliche Lebens- 
dauer überschreiten. Der zuständige Bundes- 
minister hat hierzu erklärt, daß eine neue wirt- 
schaftliche Grundlage für den Fortbestand des 
Unternehmens gesucht werde, bevor die Roh- 
stoffvorkommen erschöpft seien. Im übrigen ge- 
währt das Unternehmen nunmehr neue Dar- 
lehen nur noch mit kürzeren, der voraussicht- 
lichen Lebensdauer des Unternehmens eher 
entsprechenden Laufzeiten. Diese Regelung er- 
scheint auch im Hinblick auf die hierbei zu be- 
rücksichtigenden sozialen Belange der Beleg- 
schaft vertretbar. 
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3. Verschiedene Sozialleistungen 

30. Eine Reihe von Gesellschaften hat für ihre 
Werkwohnungen Mieten festgesetzt, die nur 
einen verhältnismäßig geringen Teil der Kosten 
decken. Ein Unternehmen hat inzwischen zu- 
gesagt, auf eine Senkung der Kosten und eine 
den Verhältnissen angepaßte Erhöhung der 
Mieten hinzuwirken, soweit dies unter Berück- 
sichtigung der sozialen Belange der Belegschaft 
vertretbar erscheint. Die Erörterungen hinsicht- 
lich der übrigen Gesellschaften sind noch nicht 
abgeschlossen. Der Bundesrechnungshof wird, 
soweit angebracht, auf eine Festsetzung von 
Mieten hinwirken, die einen größeren Teil der 
Kosten decken. Das sieht auch das Gesetz über 
den Abbau der Wohnungszwangswirtschaft und 
über ein soziales Miet- und Wohnrecht vom 
23. Juni 1960 (BGBl. I S. 389) vor. 

31. Ein Unternehmen, das seinen Belegschaftsmit- 
gliedern Mietzuschüsse gewährt, hat bis vor 
einiger Zeit die dafür angefallenen, nicht unbe- 
trächtlichen Steuern übernommen. Diese wer- 
den nunmehr von den Zuschußempfängern 
selbst getragen. 

Eine Gesellschaft hat ihren Betriebsangehörigen 
Garagen zu Sätzen vermietet, die nur einen 
Teil der anfallenden Kosten decken. Der zu- 
ständige Bundesminister hat darauf hingewirkt, 
daß die Mieten auf ortsübliche Sätze angehoben 
werden. Verschiedentlich sind für Kraftwagen, 
die Firmenangehörigen für Privatfahrten zur 
Verfügung stehen, unzureichende Kilometer- 
geld-Sätze berechnet worden. Die Verhandlun- 
gen hierüber schweben noch. 

4, Vereinbarungen mit Vorständen und 
Geschäftsführern 

32. Die vereinbarten Gesamtbezüge gaben verschie- 
dentlich Anlaß zu Erörterungen. Der zuständige 
Bundesminister hat inzwischen bei einer Ge- 
sellschaft darauf hingewirkt, daß die Bezüge 
der Geschäftsführer nicht weiter erhöht werden. 
Bei einigen Gesellschaften fehlen ausreichende 
Regelungen über die Anrechnung von Einkünf- 
ten, die aus Nebentätigkeiten im Interesse des 
Konzerns stammen. Ferner ist vereinzelt die 
Möglichkeit, daß sich Mitglieder von Geschäfts- 
leitungen entgegen den Interessen des Konzerns 
in anderen Unternehmen betätigen, nicht hinrei- 
chend ausgeschlossen worden. Der Minister hat 
sich in diesen Fällen um eine befriedigende Re- 
gelung bemüht. 

33. Ein Vorstandsmitglied hat von seiner Gesell- 
schaft ein Geburtstagsgeschenk erhalten, des- 
sen Wert den nach Auffassung des Bundesrech- 
nungshofes für solche Anlässe noch vertretba- 
ren Rahmen überschreitet. Der zuständige Bun- 
desminister hat darauf hingewirkt, daß in der- 
artigen Fällen künftig größere Zurückhaltung 
geübt wird. 


Eine andere Gesellschaft hat den Leitern von 
Unternehmen, die ebenfalls dem Konzern ange- 
hören, Weihnachtsgeschenke gegeben. Der Bun- 
desrechnungshof ist der Ansicht, daß der Aus- 
tausch von Geschenken zwischen den Unterneh- 
mungsleitungen des Konzerns auf Kosten der 
Gesellschaften in der Regel nicht zu vertreten 
ist. 

5. Vergütungen an Mitglieder der 
Überwachungsorgane 

34. Einige Gesellschaften gewähren ihren Aufsichts- 
räten Jahresvergütungen, deren Höhe dem Bun- 
desrechnungshof Anlaß gegeben hat, anzuregen, 
bei künftigen Erhöhungswünschen einen stren- 
geren Maßstab anzulegen. Den Vorschlägen des 
Bundesrechnungshofes ist zu einem Teil bereits 
Rechnung getragen worden. 

Die stellvertretenden Vorsitzer einzelner Auf- 
sichtsräte erhalten gleichhohe Bezüge wie die 
Vorsitzer. Aufgaben und Verantwortungsbe- 
reich der Stellvertreter sind jedoch regelmäßig 
geringer als die der Vorsitzer, da die Stellver- 
treter die Rechte und Pflichten der Vorsitzer nur 
bei deren Behinderung wahrzunehmen haben. 
Der Bundesrechnungshof ist daher der Auffas- 
sung, daß die Tätigkeit der Stellvertreter höch- 
stens mit einer Vergütung abzugelten ist, die 
zwischen der Vergütung des Vorsitzers und der- 
jenigen der übrigen Aufsichtsratsmitglieder 
liegt, ln dieser Angelegenheit schweben noch 
Verhandlungen. Eine Gesellschaft hat ihren 
Aufsichtsratsmitgliedern Weihnachtsgeschenke 
zukommen lassen, deren Umfang den Burudes- 
rechnungshof veranlaßt hat, den zuständigen 
Minister zu bitten, darauf hinzuwirken, daß bei 
der Gewährung derartiger Geschenke die gebo- 
tene Zurückhaltung geübt wird. 

VI. Rechnungslegung und interne 
Revisionen 

35. Ein Unternehmen hat bei Bestandsaufnahmen 
sowie bei der Abrechnung und Auszahlung von 
Personalbezügen einige allgemeine Organisa- 
tionsgrundsätze nicht beachtet: Es hat den ein- 
zelnen Magazinverwaltern die Leitung bei der 
Inventur der von ihnen verwalteten Lager über- 
tragen. Ferner hat es das Ausrechnen und Aus- 
zahlen der Tarifgehälter sowie das Ausschrei- 
ben der zugehörigen Gehaltslisten regelmäßig 
von demselben Sachbearbeiter vornehmen las- 
sen. Dies ist inzwischen abgestellt worden. 

Bei einigen Unternehmen hat der Bundesrech- 
nungshof Verbesserungen der betrieblichen Ko- 
stenrechnungen angeregt, deren Verwirklichung 
zugesagt worden ist. 

36. Verschiedene Unterkonzerne und Unterneh- 
mensgruppen besitzen eigene Revisionsabtei- 
lungen. Der Bundesrechnungshof hat sich davon 
überzeugt, daß diese die Betätigung der Verwal- 
tung intensiv prüfen und die Tätigkeit der sach- 
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verständigen Prüfer durch vorbereitende Ar- 1 
beiten erleichtern. Bei anderen Unternehmen j 
des Konzerns sind diese Einrichtungen noch im ! 
Aufbau. 

Im allgemeinen hesteht die gebotene Trennung 
zwischen Prüfungsaufgaben und sonstiger Ver- 
waltungstätigkeit. Bisweilen empfiehlt sich je- , 
doch eine zweckentsprechendere Eingliederung 
der einzelnen Revisionsabteilungen. In einigen 
Fällen sind die Revisionsabteilungen noch nicht 
der gesamten Geschäftsleitung, sondern nur ein- 
zelnen ihrer Mitglieder unterstellt. i 

Die Zusammenfassung interner Prüfungsaufga- 
ben des Konzerns in einer zentralen Revisions- 
stelle, die nur der Geschäftsleitung der Oberge- 
sellschaft untersteht, ist erörtert, aber von die- 
ser bisher nicht für erforderlich erachtet wor- 
den. Der Burudesrechnungshof wird die weitere 
Entwicklung auf diesem Gebiet beobachten. j 

VII. Gewinnausschüttungen 

37, Die Obergesellschaft hat in den letzten Jahren 
laufend höhere Dividenden ausgeschüttet; wei- 
tere Steigerungen sind jedoch auf Grund der Er- 
tragslage des Konzerns anzustreben. Die Höhe 
der vom Konzern an den Bund abgeführten Ge- | 
winne ist mit dem zuständigen Bundesminister 
an Hand zahlreicher Einzelfeststellungen mehr- 
fach erörtert worden. Nach dem Ergebnis der 
Prüfungen des Bundesrechnungshofes \yerden 
die vom Bund mit der Beteiligung verfolgten 
Zwecke durch höhere Gewinnausschüttungen 
nicht gefährdet. 

Der Bundesrechnungshof hat in diesem Zu- 
sammenhang empfohlen, den bei einigen Kon- 
zerngesellschaften vorhandenen Finanzbedarf 
künftig, soweit möglich, durch die Veräuße- 
rung entbehrlicher Beteiligungen und in ver- 
tretbarem Umfang durch die Aufnahme von 
Fremdmitteln anstatt durch Zurückbehaltung 
größerer Gewinnanteile zu decken. Ferner 
könnte die Abführung höherer Gewinne seitens 
mehrerer Untergesellschaften erwogen werden. 
Außerdem hat der Bundesrechnungshof vorge- 
schlagen, Maßnahmen zu treffen, durch welche 
die Durchlaufzeit, die mit der Weitergabe der 
von Konzerngeseilschaften unterer Stufen er- 
zielten Gewinne verbunden ist, auf ein Min- 
destmaß herabgesetzt wird. 

38. Der zuständige Bundesminister hat dazu ausge- 
führt, die Vertreter des Bundes in den Auf- 
sichtsräten seien bereits angewiesen, sich stets 
für angemessene Gewinnausschüttungen einzu- 
setzen. Er hat außerdem darauf hingewirkt, daß 
die Obergesellschaft höhere Gewinnausschüt- 
tungen durch die Untergesellschaften anstrebt. 

Der Minister hat im übrigen darauf hingewie- 
sen, daß die Vertreter des Bundes in den Auf- 
sichtsräten sogar von Gesellschaften, an denen 
der Bund zu 100 v. H. beteiligt ist, nach der der- 
zeitigen Rechtslage regelmäßig in der Minder- 


heit sind und daß damit die Möglichkeiten, 
seine Auffassung durchzusetzen, begrenzt sind. 
Diese Schwierigkeiten bestehen bereits bei der 
Obergesellschaft. Sie sind bei einzelnen Kon- 
zernbeteiligungen um so häufiger und größer, 
je mehr bei diesen der unmittelbare Einfluß das 
Bundes durch die Zwischenschaltung anderer 
Konzerngesellschaften oder die Mitbeteiligung 
Dritter am Gesellschaftskapital beschränkt ist. 
Ähnliches wurde auch bei der Prüfung der Be- 
tätigung des Ministers in anderen Konzernen 
festgestellt. Auf diese Schwierigkeiten *) ist der 
Bundesrechnungshof bereits in seinem Bericht 
vom 31. Oktober 1955 eingegangen (vgl. Druck- 
sache 1892 der 2. Wahlperiode, S. 47 Nr. 24 ff.). 


C. Bericht über die Prüfung 
der Betätigung des Bundes in 
verschiedenen Gesellschaften 

39. Der Bund ist an dem Kapital einer Gesellschaft, 
deren Aufgabe der Ausbau einer Schiffahrts- 
straße sowie die Errichtung und der Betrieb von 
Wasserkraftwerken ist, mit mehr als der Hälfte 
beteiligt. Die restlichen Anteile sind im Besitz 
anderer Gebietskörperschaften. Der Bund und 
ein Land haben der Gesellschaft erhebliche Mit- 
tel zum Ausbau des Schiffahrtsweges zur Ver- 
fügung gestellt. 

Der Bundesrechnungshof und der zuständige 
Landesrechnungshof haben bei einer gemeinsa- 
men Prüfung festgestellt, daß der Bund und das 
Land der Gesellschaft in einem Zeitraum Dar- 
lehnsmittel zugewiesen haben, in dem diese 
über erhebliche, nicht benötigte Mittel verfügte, 
Solange die Gesellschaft ausreichende flüssige 
Mittel zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen be- 
saß, durfte sie nach dem Darlehnsvertrag keine 
weiteren Mittel anfordern und durfte der Bund 
keine Zahlungen leisten. 

Nach Ansicht der Rechnungshöfe haben die Be- 
züge der Mitglieder der Geschäftsleitung und 
der leitenden Angestellten durch verschiedene 
Erhöhungen in den letzten Jahren eine Höhe 
erreicht, die für die Zukunft Zurückhaltung an- 
gebracht erscheinen läßt. Bei der Beurteilung 
der Angemessenheit der Bezüge war auch zu 
berücksichtigen, daß in verschiedenen Fällen 
Ansprüche auf Ruhegehalt eingeräumt worden 
und daß die Dienstverhältnisse z. T. unkündbar 
sind. 

Der Personalausschuß des Aufsichtsrates der 
Gesellschaft hat gleichwohl einige Monate nach 
der Prüfung einer weiteren Erhöhung der Ge- 
hälter und der Abschlußvergütungen für die 
Prokuristen zugestimmt. Die beiden Vertreter 
des Bundes in diesem Ausschuß haben sich zwar 
gegen diese Erhöhungen ausgesprochen, wur- 
den aber überstimmt. Die Angelegenheit ist 
noch nicht abschließend erörtert. 

0 Vergleiche hierzu auch Nr. 15 
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Zwei Mitglieder der Geschäftsleitung sind zu 
Leitern eines Tochterunternehmens der Gesell- 
schaft hestellt worden. Auch von den Tochter- 
unternehmen sind ihnen nicht unbedeutende 
Bezüge zugestanden worden. Damit hatten ihre 
Gesamtbezüge eine Höhe erreicht, die bei der 
Art und Größe der Gesellschaft nicht mehr an- 
gemessen erschien. Der Bundesrechnungshof hat 
deshalb vorgeschlagen, eine vertragliche Rege- 
lung zu treffen, wonach von Mitgliedern der 
Geschäftsleitung, die ihre gesamte Arbeitskraft 
der Gesellschaft zur Verfügung zu stellen haben, 
die Bezüge für die vom Aufsichtsrat genehmig- 
ten Nebentätigkeiten in den Organen anderer 
Tochterunternehmen an die Muttergesellschaft 
abzuführen sind, soweit die Gesamtbezüge eine 
angemessene Höhe übersteigen. In den Anstel- 
lungsverträgen der Betroffenen ist nunmehr ver- 
eirtbart worden, daß sie die von dem Tochter- 
unternehmen gezahlten Bezüge an die Mutter- 
gesellschaft abliefern müssen. 

Die Aufwendungen der Gesellschaft für die Zah- 
lungen von Abschlußvergütungen haben eine 
beachtliche Höhe erreicht. Die Rechnungshöfe 
haben hierzu ausgeführt, daß Unternehmen der 
öffentlichen Hand und solche, die Zuwendun- 
gen aus öffentlichen Mitteln erhalten, bei der 
Bemessung von Gratifikationen Zurückhaltung 
üben sollten. 

Die Prüfung anderer Aufwendungen hat erge- 
ben, daß Einsparungen möglich gewesen wären, 
u. a. bei Provisionen für die Vermittlung von 
Krelditen, bei Repräsentationskosten, bei Bei- 
trägen an Verbände und Vereine. 

An Bundesbeamte, die aus dienstlichen Grün- 
den für die Aufgaben der Gesellschaft tätig 
werden, sind von dieser Sondervergütungen für 
Dienstreisen im Amts- und Nebenbezirk und für 
Repräsentationskosten gezahlt worden. Der zu- 
ständige Bundesminister soll seine Zustimmung 
zur Zahlung von Vergütungen in bestimmter 
Höhe mündlich gegeben haben. Die Vergütun- 
gen wurden jährlich für zwölf Monate pauschal, 
also auch dann gewährt, wenn Dienstreisen in- 
folge Urlaubs oder Krankheit nicht unternom- 
men wurden. Ein Aufwand in Höhe der ge- 
währten Entschädigung dürfte den Empfängern 
öft nicht erwachsen sein. Nach Auffassung der 
Rechnungshöfe haben die Beamten ihre Ver- 
gütungen nur vom Bund und nur nach den be- 
amtenrechtlichen Bestimmungen zu er'halten. 
Die Vergütungsanteile, die auf die Tätigkeit der 
Beamten bei der Gesellschaft entfallen, wären 
dieser in Rechnung zu stellen. 

Die Rechnungshöfe haben bei der Prüfung der 
von der Gesellschaft durchgeführten Baumaß- 
nahmen bemängelt, daß die Gesellschaft bei der 
Vergabe von Lieferungen und Leistungen nicht 
immer nach der VOB und der VOL verfahren 
ist. Nach den „Allgemeinen Bewilligungsbedin- 
gungen für die Gewährung von Zuwendungen 
des Bundes nach § 64 a RHO" ist die Gesell- 
ischaft verpflichtet, die VOB anzuwenden. Die 


Rechnungshöfe haben angeregt, der Gesellschaft 
auch die Anwendung der VOL aufzuerlegen. 
Weiterhin haben sie beanstandet, daß in den 
umfangreichen Bauverträgen der Gesellschaft 
Grundsätze der Verordnung PR Nr. 8/55 über 
die Preise bei öffentlichen Aufträgen für Bau- 
leistungen vom 19. Dezember 1955, die von der 
Gesellschaft angewendet werden muß, nicht be- 
achtet werden. 

In einem Falle mußten auf Veranlassung der 
Gesellschaft bereits begonnene Bauarbeiten für 
ein Jahr untei^brochen werden, weil Baumittel 
nicht in der erwarteten Höhe zur Verfügung 
stanlden. Für die durch diese Unterbrechung ent- 
standenen Mehrkosten mußte an den Auftrag- 
nehmer ein Pauschalbetrag von 275 000 DM ge- 
zahlt werden. Diese Kosten hätten vermieden 
werden können, wenn die Finanzierung der 
Baumaßnahme vor dem Baubeginn sichergestellt 
worden wäre. 

Bund und Land haben bisher noch keine Ver- 
einbarung darüber getroffen, welche Verwal- 
tung die Verwendungsnachweise für die von 
beiden Stellen gewährten Zuwendungen prüft 
(vgl. Nr. 20 der Bundesrichtlinien 1953 zu § 64 a 
RHO). Die Verwendungsnachweise sind bis jetzt 
von der Verwaltung nicht geprüft worden. Die 
Rechnungshöfe haben deshalb angeregt, alsbald 
eine Vereinbarung zu treffen. 

40. Der Bund ist außerdem mit mehr als der Hälfte 
an einem Unternehmen beteiligt, das den Bau 
einer Schiffahrtsstraße sowie den Bau und den 
Betrieb von Wasserkraftwerken zum Gegen- 
stand hat. Die übrigen Anteile besitzen andere 
Göbietskörperschaften. Die Gesellschafter stel- 
len dem Unternehmen zum Ausbau der Schiff- 
fahrtsstraße laufend erhebliche Darlehen zur 
Verfügung. Die Gesellschaft ist verpflichtet, auch 
die Überschüsse aus dem Betrieb von Kraftwer- 
ken zum weiteren Ausbau der Schiffahrts'straße 
ZU verwenden; sie weist in ihren Abschlüssen 
deshalb Gewinne nicht aus. 

Der zuständige Bundesminister hat dem Bundes- 
rechnungshof die Prüfungsunterlagen und das 
Ergebnis seiner Prüfung nach § 111 RHO für 
ein Jahr erst sieben Monate und für das fol- 
genlde Jahr erst acht Monate nach der Feststel- 
lung der Jahresabschlüsse zugeleitet. Der Bun- 
desrechnungshof hat gebeten, ihm die Prüfungs- 
unterlagen künftig innerhalb der in § 112 RHO 
festgelegten Frist zu übersenden oder rechtzei- 
tig die Hinderungsgründe mitzuteilen. 

Der Aufsichtsrat hat ein Mitglied der Geschäfts- 
leitung zu deren Vorsitzer bestellt. Der Vor- 
sitzer ist berechtigt, bei Meinungsverschieden- 
heiten auch gegen die Auffassung aller übrigen 
Mitglieder der Geschäftsleitung allein zu ent- 
scheiden. Der Bundesrechnungshof hat bereits 
unter Nr. 74 des Berichts vom 31. Oktober 1955 
(Drucksache 1892 der 2. Wahlperiode, S. 60) ge- 
gen solche weitgehenden Befugnisse grundsätz- 
liche Bedenken erhöben. Er hält es für not- 
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wendig, daß in einer noch zu erlassenden 
Geschäftsordnung eine gemeinsame Entschei- 
dung der Geschäftsleitung über Angelegenheiten 
grundsätzlicher Art oder solche von wesent- 
licher finanzieller Bedeutung vorgesehen wird, 
selbst wenn die Geschäfte unter den einzelnen 
Mitgliedern in zulässigem Rahmen aufgeteilt 
sind. Er hat gebeten zu erwägen, ob weitere 
Arten bedeutsamer Geschäfte auch an die Zu- 
stimmung des Aufsichtsrats gebunden werden 
sollten. 

Das Unternehmen hat für ein Jahr Abschluß- 
vergütungen an seine Bediensteten im Gesamt- 
beträge von rd. 42 000 DM und an das für den 
Bau der Schiffahrtsstraße bei einer Wasser- und 
Schiffahrtsdirektion tätige Personal in Höhe 
von rd. 37 000 DM gezahlt. In einem späteren 
Jahr hat sich der Aufsichtsrat damit einver- 
standen erklärt, daß an die Bediensteten der 
Gesellschaft rd. 62 000 DM und an die der 
Wasser- und Schiffahrtsdirektion rd. 80 000 DM 
als Abschlußvergütung gezahlt worden sind. 
Der zuständige Bundesminister hat den Beam- 
ten der Wasser- und Schiffahrtsdirektion die 
beamtenrechtlich vorgeschriebene Genehmigung 
zur Annahme dieser Vergütung erteilt. 

Die Rechnungshöfe halten den Empfängerkreis 
von Abschluß Vergütungen für zu weit gezogen. 
Sondervergütungen sollte die Gesellschaft nur 
an diejenigen Betriebsangehörigen in angemes- 
sener Höhe zahlen, die sich durch besondere 
Leistungen an verantwortlicher Stelle ausge- 
zeichnet haben. Die Rechnungshöfe wenden sich 
insbesondere dagegen, daß die Gesellschaft, die 
in großem Umfange Mittel der öffentlichen Hand 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben erhält, Sonderver- 
gütungen an Bedienstete der Wasserstraßenver- 
waltung zahlt. 

Die Gesellschafter haben über die Finanzierung 
der Weiterführung der Bauar'beiten in einem 
bestimmten Flußabschnitt noch keine Abmachun- 
gen getroffen. Dennoch hat die Gesellschaft für 
den Ausbau in diesem Abschnitt bereits größere 
Beträge aufgewendet oder Abmachungen mit 
Dritten über eine Vorfinanzierung getroffen. 
Der Bundesrechnungshof hat hiergegen Beden- 
ken geäußert, weil dadurch die künftigen Ent- 
scheidungen der Gesellschafter über den weite- 
ren Ausbau des Flusses, für den u. U. erheb- 
liche Haushaltsmittel bereitgestellt werden 
müßten, beeinflußt werden könnten. 

Ein Bauunternehmen, dem die Ausführung eines 
Auftrages zum Gesamtpreis von mehr als 
10 Mio DM nach öffentlicher Ausschreibung 
übertragen worden war, ist während der Bau- 
ausführung in Konkurs gegangen. Der geprüf- 
ten Gesellschaft sind dadurch erhebliche Schä- 
den entstanden. Der zuständige Bundesminister 
ist um Stellungnahme gebeten worden, ob die 
Organe der Gesellschaft bei der Vergabe des 
Auftrages die nötige Sorgfalt angewendet ha- 
ben und welche Maßnahmen beabsichtigt sind, 
um künftig derartige Schäden zu vermeiden. 


Für Naßbaggerarbeiten, die nach öffentlicher 
Ausschreibung zum Angebotspreis von rd. 
695 000 DM vergeben worden waren, waren bis 
zum Zeitpunkt der Prüfung bereits rd. 2 Mio DM 
als Abschlagszahlungen geleistet. Die Mehr- 
kosten sind in einer Sitzung des Arbeitsaus- 
schusses des Aufsichtsrats damit begründet 
worden, daß in das auszubaggernde Gebiet 
durch verschiedene Hochwasser weitere Schlamm- 
massen eingeschwemmt worden seien; ferner 
habe sich während der Arbeiten herausgestellt, 
daß in weit höherem Maße als angenommen 
Fels auszubrechen gewesen sei. Der Arbeitsaus- 
schuß hat daraufhin zwangsläufig die Erhöhung 
des genehmigten Betrages um rd. 1 Mio DM 
gebilligt. In der der Vergabe zugrundeliegen- 
den Leistungsbeschreibung ist ausgeführt, daß 
das anfallende Material im wesentlichen aus rd. 

44 500 m^ Kies und Geröll und rd. 7 500 m*^ Fels 
besteht. Die Aushubmassen haben sich je- 
doch auf 82 000 m^ erhöht, während tatsächlich 

45 000 m^ Fels auszubrechen waren. Für den die 
Mengen nach der Leistungsbeschreibung um 
etwa 500 v. H. überschreitenden Felsaushub war 
bis zur Prüfung ein neuer Preis noch nicht ver- 
einbart worden. 

Die Rechnungshöfe halten es für notwendig, daß 
Bauentwürfe der Gesellschaft den Forderungen 
der §§14 und 45 RHO entsprechen. Die gegen- 
über der Planung wesentliche Erhöhung der 
Massen des Felsaushubs weist darauf hin, daß 
die Massenangaben des Bauentwurfs nicht auf 
den Ergebnissen von Bohrungen, sondern auf An- 
nahmen und oberflächlichen Bodenuntersuchun- 
gen beruhen. Weiterhin haben die aus dem 
Entwurf in die Ausschreibung übernommenen 
Angaben nicht dem § 9 Teil A der VOB ent- 
sprochen. Nur durch die genaue Vorbereitung 
der Planung können die vorgesehenen Kosten 
zutreffend ermittelt werden. Erst dann erhalten 
die zuständigen Organe der Gesellschaft die 
Möglichkeit, richtig zu entscheiden. 

Die Gesellschaft hat für die Entfernung von 
sehr schwerem Aushubmaterial und für Fluß- 
baggerungen in zahlreichen Fällen Selbstkosten- 
erstattungsverträge abgeschlossen. Festpreise 
sind im allgemeinen wirtschaftlicher als die Be- 
zahlung von Selbstkosten auf Kostennachweis. 
Nach § 2 der Verordnung PR Nr. 8/55 vom 
19. Dezember 1955 darf ein Selbstkostenerstat- 
tungspreis grundsätzlich nur dann vereinbart 
werden, wenn eine andere Preisermittlung nicht 
möglich ist. Die Rechnungshöfe haben angeregt, 
künftig einen strengeren Maßstab bei der An- 
wendung von Selbstkostenerstattungsverträgen 
anzuwenden. 

Bei der Planung verschiedener Baumaßnahmen 
sind Fehler gemacht worden. Die Mängel müs- 
sen, soweit nicht schon geschehen, beseitigt 
werden. Nach vorläufiger Schätzung dürften da- 
durch Kosten in Höhe von rd. 750 000 DM ent- 
stehen. Die Rechnungshöfe haben um Auskunft 
gebeten, worauf die Planungsfehler zurückzu- 
führen sind und ob jemand dafür haftbar zu 
machen ist. 
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41. Auch an dem Kapital einer anderen Gesell- 
schaft, die ebenfalls den Ausbau eines Flusses 
zur Schiffahrtsstraße sowie die Errichtung und 
den Betrieb von Wasserkraftwerken an der 
Ausbaustrecke zum Gegenstand hat, ist der 
Bund mit mehr als der Hälfte beteiligt. Die üb- 
rigen Anteile sind im Besitz mehrerer Gebiets- 
körperschaften. Die Gesellschafter geben dem 
Unternehmen zum Bau der Schiffahrtsanlagen 
Zuwendungen im Verhältnis ihrer Beteiligung. 
Durch ein Abkommen ist die Bearbeitung der 
Entwürfe sowie die Ausführung der baulichen 
Maßnahmen einschließlich des Grunderwerbs, 
der Ausschreibung und der Vergabe der Bau- 
arbeiten und Lieferungen, der Bauleitung und 
der Abrechnung einer Wasser- und Schiffahrts- 
direktion übertragen worden. Die Geselllschaft 
erstattet der Verwaltung die anteiligen persön- 
lichen und sächlichen Kosten sowie Allgemein- 
kostenzuschläge. 

Bei der Prüfung hat der Bundesrechnungshof 
verschiedene Anregungen zur Einsparung von 
Personalkosten gegeben. Ferner ist darauf hin- 
gewirkt worden, die Zahl der Mitglieder des 
Aufsichtsrates zu vermindern. ' 

! 

Eine für die Baumaßnahme auf Kosten der Ge- 
sellschaft eingerichtete Baustoffprüfstelle prüft 
Baustoffe auch für Dritte. Nach Auffassung des 
Bundesrechnungshofes wird die Prüfstelle von 
Dritten vornehmlich wegen ihrer geringen For- 
derungen für ihre Leistungen in Anspruch ge- 
nommen. Der Bundesrechnungshof hat deshalb 
empfohlen, die Angemessenheit der Vergü- 
tungssätze nachzuprüfen und diese ggf. neu 
festzusetzen. 

Die bauausführende Wasser- und Schiffahrts- 
direktion hat im Jahre 1958 in einem Sonder- 
entwurf die Bauleitungskosten in Höhe von 
11 V. H. der Baukosten veranschlagt. Der Bun- 
desrechnungshof hat darauf hingewiesen, daß 
die Bauleitungskosten zu hoch bemessen sind. 
Hierbei ist bereits berücksichtigt, daß sich die 
Baukosten durch die Anwendung neuzeitlicher 
Bauverfahren verringert haben und die Bearbei- 
tung der Entwürfe, die technische Prüfung und 
die Bauüberwachung einen erhöhten Aufwand 
an Bauleitungskosten erfordern. 

Bei der Vergabe größerer Lieferungen und Lei- 
stungen sind die VOB und die VOL nicht immer 
beachtet worden. Der Bundesrechnungshof hat - 
deshalb gefordert, künftig grundsätzlich die Öf- 
fentliche Ausschreibung vor der beschränkten 
und diese vor der freihändigen Vergabe anzu- 
wenden. Auch bei der freihändigen Vergabe 
sollte ein Wettbewerb herbeigeführt werden, 
indem mehrere schriftliche Angebote eingeholt 
werden. 

Der zuständige Bundesminister hat noch nicht 
zu allen Punkten der Prüfungsmitteilungen Stel- 
lung genommen. 

42. An einer Gesellschaft mit dem Sitz in der Bun- 
desrepublik Deutschland sind ein deutsches 
Unternehmen, dessen Anteile im Besitze der 


öffentlichen Hand sind, und ein ausländisches 
Unternehmen beteiligt. Die Rechtsverhältnisse 
der Gesellschaft bestimmen sich nach deutschem 
Recht und nach der Satzung. 

Die Gesellschaft ist vom Rechnungshof des aus- 
ländischen Staates, von einem Landesrechnungs- 
hof und vom Bundesrechnungshof gemeinsam 
geprüft worden. Die Prüfungsfeststellungen der 
beiden deutschen Rechnungshöfe sind in ge- 
meinsamen Prüfungsmitteilungen zusammenge- 
faßt worden. Die deutschen Rechnungshöfe ha- 
ben sich dabei auch Feststellungen des auslän- 
dischen Rechnungshofes zu eigen gemacht. 

Die Rechnungshöfe haben darauf hingewiesen, 
daß die Gesellschaft ihre Jahresabschlüsse nicht 
in der in der Satzung bestimmten Frist aufge- 
stellt und dem Aufsichtsrat vorgelegt hat. Da- 
durch war die Feststellung der Jahresabschlüsse 
innerhalb der gesetzten Frist nicht möglich. 

Die Rechnungshöfe haben Anregungen zu Än- 
derungen der Satzung und der Geschäftsord- 
nung für die Geschäftsleitung gegeben. Z. B. 
sollte der Kreis der bedeutsamen Geschäfte, die 
der vorherigen Zustimmung des Aufsichtsrats 
bedürfen, in verschiedener Hinsicht erweitert 
werden. Zur Sicherstellung einer gemeinsamen 
Geschäftsführung ist vorgeschlagen worden, in 
die Geschäftsordnung eine Bestimmung aufzu- 
nehmen, wonach alle Entscheidungen grundsätz- 
licher Art und von wesentlicher finanzieller Be- 
deutung unter Mitwirkung aller Mitglieder der 
Geschäftsleitung gefaßt werden müssen. 

Die Rechnungshöfe haben weiter empfohlen, die 
Zahl der Aufsichtsratsmitglieder bei nächster 
Gelegenheit herabzusetzen. Sie haben bemän- 
gelt, daß der Aufsichtsrat in einem Kalender- 
halbjahr nicht getagt hat. 

Die Sitzungen des Aufsichtsrats und seiner Aus- 
schüsse sind überwiegend nicht am Sitz der 
Gesellschaft abgehalten worden. Dadurch sind 
Mehrkosten und Arbeitszeitverluste für die als 
Sachverständige teilnehmenden Angehörigen 
der Gesellschaft entstanden. Die Mitglieder des 
Aufsichtsrates und der Ausschüsse erhalten 
neben einer jährlichen festen Vergütung ein 
Sitzungsgeld von 100 DM für jede Sitzung. In 
mehreren Fällen sind an Mitglieder für zwei 
oder drei Sitzungen an einem Tage 200 DM 
oder 300 DM Sitzungsgelder ausgezahlt worden. 
Es wurde empfohlen, einen Beschluß herbeizu- 
führen, wonach die Zahlung von Sitzungsgel- 
dern auch bei verschiedenen Sitzungen an einem 
Tag auf 100 DM beschränkt wird. 

In mehreren Fällen ist die Zustimmung des 
Aufsichtsrates zu zustimmungsbedürftigen Ge- 
schäften nicht eingeholt oder sind die gebillig- 
ten Kosten überschritten worden. Der Aufsichts- 
rat hat nachträglich zugestimmt. 

Die Gesellschaft muß ihren Organisations- und 
Geschäftsplan laufend auf den neuesten Stand 
bringen, damit die Unterstellungs- und Verant- 
wortungsbereiche jederzeit für alle Bediensteten 
klar erkennbar sind. Wegen der wesentlichen 
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Vermioderung ihrer Aufgaben ist auch die Frage 
einer Vereinfachung der Organisation erörtert 
worden. Es könnten dadurch Sach- und Perso- 
nalkosten, besonders für qualifizierte Kräfte, 
eingespart werden. Wenn die Aufgaben einer 
Zweigstelle der Gesellschaft durch die Haupt- 
verwaltung übernommen werden würden, müßte 
außerhalb der Hauptverwaltung nur noch eine 
Post- und Zahlstelle unterhalten werden. Wei- 
tere Anregungen zur Organisation betreffen die 
Verbesserung der Innenrevision, der Lohn- und 
Gehaltsberechnung, des Zahlungsverkehrs und 
der Registratur. 

Der Einsatz der Kraftfahrzeuge und die Auf- 
zeichnungen darüber wiesen Mängel auf. 

Die Rechnungshöfe haben Bedenken geäußert, 
daß die Gesellschaft für die Gesdiäftsleitung 
und für Bedienstete Wohnungen in einer z. T. 
sehr teuren Ausführung gebaut hat und daß sie 
für die Wohnungen keine oder nur äußerst 
niedrige Mieten erhebt. Nach Ansicht der Rech- 
nungshöfe sollten von den Mitgliedern der Ge- 
schäftsleitung kostendeckende Mieten verlangt 
werden. Bei den übrigen Wohnungen, soweit 
sie im Rahmen der Bestimmungen des sozialen 
Wohnungsbaues gebaut worden sind, sollten 
bei der gewählten guten Bauausführung die 
Mieten entsprechend den Sätzen für den sozia- 
len Wohnungsbau festgesetzt werden, wobei für 
besondere örtliche Erschwermsse Abschläge ge- 
macht werden können. 

Bei der Gesellschaft wird erheblich mehr Perso- 
nal beschäftigt, als nach dem festgelegten Per- 
sonalsollstand vorgesehen ist. Die Rechnungs- 
höfe haben darauf hingewiesen, daß die Gesell- 
schaft sobald wie möglich ihren Personalstand 
auf ein den Grundsätzen einer wirtschaftlichen 
und sparsamen Betriebsführung entsprechendes 
Ausmaß mindern sollte. Entgegen der schon 
früher von den deutschen Rechnungshöfen ge- 
gebenen Empfehlung, bei Bemessung der Be- 
züge der Geschäftsleitung auf den Abschluß der 
Bauarbeiten und damit der Hauptarbeit Bedacht 
zu nehmen, sind die Bezüge erhöht worden. Bis 
zu einem halben Jahr rückwirkende Gehalts- 
erhöhungen sind beanstandet worden. Die Rech- 
nungshöfe haben sich ferner gegen die Zahlung 
von Bauvollendungsprämien und Sonderprämien 
für Abrechnungsarbeiten sowie Barablöse für 
verfallene Urlaubstage, die zumindest in ihrer 
Höhe zu Bedenken Anlaß geben, gewandt. 

Auch 'die Reisespesen und der Repräsentations- 
aufwand lassen eine nach Ansicht der Rech- 
nungshöfe unangebrachte Großzügigkeit erken- 
nen. 

Auf dem Gebiet des Materialwesens ist nicht 
immer wirtschaftlich verfahren worden. Z. B. 
fehlte beim Einkauf von Material oft ein aus- 
reichender Wettbewerb. Der Lagerbestand an 
Verbrauchsmaterial war häufig zu hoch. 

Für die Einzelbaumaßnahmen fehlten vollstän- 
dige Kostenvoranschläge. Die eingesetzten Bau- 
kosten waren zum überwiegenden Teil nur 


überschläglich geschätzt. Der Aufsichtsrat stützte 
sich deshalb bei der Bewilligung der Baumittel 
auf Unterlagen, die keinen zuverlässigen An- 
halt Über die Gesamtkosten gaben. Die bereit- 
gestellten Mittel reichten in mehreren Fällen 
nicht aus, so daß während der Bauzeit noch 
erhebliche Beträge nacbbewilligt werden muß- 
ten. 

Für die Hochbauten sind keine Baurechnungen 
nach den technischen Normen geführt worden. 
Die auf die einzelnen Bauten entfallenden Bau- 
stoff- und Gemeinkosten konnten deshalb nur 
annähernd ermittelt werden. Auf die genaue 
Ermittlung der Gesamtkosten der Einzelobjekte 
und deren Aufgliederung nach den DIN-Bestim- 
mungen kann nicht verzichtet werden. Sie ist 
für die Bewertung und die Verwaltung von 
Hochbauten, die selbständige Bewirtschaftungs- 
einheiten darstellen, notwendig. 

Die Bauarbeiten sind überwiegend beschränkt 
ausgeschrieben worden. Weder die Art der Lei- 
stungen noch besondere Umstände rechtfertigen 
ein Abweichen von der VOB, die grundsätzlich 
fordert, daß die Bauai^beiten öffentlich auszu- 
schreiben sind. Nach Auffassung der Rechnungs- 
höfe ist überdies bei der beschränkten Aus- 
schreibung von Hochbauten nicht genügend 
unter den Bewerbern gewechselt worden. Durch 
die Beschränkung des Wettbewerbs auf Firmen 
eines eng begrenzten Raumes bestand in erhöh- 
tem Maße die Gefahr, daß Preise abgesprochen 
wurden. Die Preise liegen oft an der oberen 
Grenze des für derartige Leistungen üblichen. 

Die Leistungsverzeichnisse waren nicht immer 
vollständig. Dadurch mußten mehr Nachtrags- 
aufträge erteilt und Stundenlohnarbeiten ver- 
geben werden, als es bei sorgfältiger Vorbe- 
reitung erforderlich gewesen wäre. Diese Art 
der Baudurchführung ist wegen der schwierigen 
Überwachung der Arbeiten, der meist bei der 
Abrechnung auftretenden Schwierigkeiten und 
der dadurch entstehenden Mehrkosten — die 
Preise liegen z. T. höher als echte Wettbewerbs- 
preise — im allgemeinen unwirtschaftlich. 

Beim Bau von Wohnhäusern für die Mitglieder 
der Geschäftsleitung sind die vom Aufsichtsrat 
gebilligten Kosten trotz einer Nachbewilligung 
noch überschritten worden. Bei einem Haus 
liegt der Raummeterpreis für das Gebäude zu 
hoch, bei einem anderen 'sind die Außenanlagen 
nach Auffassung der Rechnungshöfe zu auf- 
wendig. Bei einer besseren Planung hätten 
Kosten eingespart werden können. Ein Aus- 
schuß des Aufsichtsrats hat beschlossen, daß die 
Begünstigten mit einem Teil der Mehrkosten 
zu belasten sind. 

Die Prüfungsmitteilungen sind mit dem zustän- 
digen Bundesminister noch nicht abschließend 
erörtert. 

43. Der Bund ist am Kapital einer Gesellschaft, der 
er auch erhebliche Zuwendungen (Darlehen und 
Zuschüsse) für Investitionen und zur Deckung 
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von Betriebsverlusten gibt, mit mehr als der 
Hälfte beteiligt. 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß 
der zuständige Bundesminister die Prüfungs- 
unterlagen nicht vollständig und nicht inner- 
halb der in § 112 RHO vorgesehenen Frist zu- 
geleitet hat. 

Er hat angeregt, den bisher nur aus zwei Auf- 
sichtsratsmitgliedern bestehenden Personalaus- 
schuß auf mindestens drei Mitglieder zu erwei- 
tern und zu bestimmen, daß an einer Beschluß- 
fassung wenigstens drei Mitglieder mitwirken 
müssen, wobei der Bund angemessen vertreten 
sein sollte. Ferner hat er empfohlen, die Not- 
wendigkeit einer Zustimmung des Aufsichtsrats 
zu bedeutsamen Geschäften in erweitertem Um- 
fange vorzusehen, so z. B. zu der Gründung und 
der Auflösung von Interessengemeinschaften, 
dem Abschluß, der Änderung und der Kündi- 
gung von Organschafts- und Ergebnisüber- 
nahmeverträgen sowie der Aufnahme von 
Rechtsstreitigkeiten mit hohem Streitinteresse 
und der Zusage von Gratifikationen und von 
Abfindungen über eine bestimmte Höhe hinaus. 
Obwohl der Bund ins Gewicht fallende Darle- 
hen und Zuschüsse an die Gesellschaft gege- 
ben und die Bürgschaft für Kredite Dritter über- 
nommen hat, war im Prüfungszeitraum die 
Finanz- und Liquiditätslage der Gesellschaft 
nicht günstig. Der Bundesrechnungshof hat dar- 
auf hingewiesen, daß die Finanzierung nicht 
wie bisher kurzfristig gelöst werden sollte. Für 
einen organischen Aufbau und ungestörten Be- 
trieb ist eine langfristige Finanzplanung von 
wesentlicher Bedeutung. 

Ein Ausschuß des Aufsichtsrats hat im Jahre 
1959 die wirtschaftliche Lage des Unternehmens 
eingehend untersucht und dabei auf verschie- 
dene Mängel hingewiesen. Die ungünstigen Er- 
gebnisse früherer Jahre hätten schon vorher 
zum Anlaß einer tiefgreifenden Untersuchung 
'der Möglichkeiten ihrer Verbesserung genom- 
men werden sollen. Durch ihre Unterlassung 
sind aber Mängel, die nicht unbedeutende Aus- 
wirkungen für die Gesellschaft hatten, erst zu 
spät erkannt und beseitigt worden. 

Eine Prüfungsgesellschaft war beauftragt wor- 
den, für verschiedene Bereiche des Unterneh- 
mens zu prüfen, ob die organisatorische Gestal- 
tung zweckmäßig, die Tätigkeit der einzelnen 
Betriebsangehörigen organisch in den Arbeits- 
ablauf eingefügt und die Zuordnung zu den ein- 
zelnen Bereichen sinnvoll sei. Dabei sind Ver- 
besserungsmöglichkeiten aufgezeigt worden. 
Der Bundesrechnungshof hat darauf hingewie- 
sen, daß ZU einer weiteren Verbesserung der 
Organisation durch laufende unld rasche An- 
passung an die jeweiligen Gegebenheiten des 
Betriebes eine der Geschäftsleitung unmit- 
telbar unterstellte Organisationsabteilung ge- 
schaffen werden sollte. Durch eine möglichst 
enge Zusammenarbeit dieser Abteilung mit der 
Innenrevision würden sich in Verbindung mit 
dem bei der Gesellschaft schon eingeführten 


Vorschlagswesen Mängel in der Organisation 
und im Betriebsablauf schneller als bisher fest- 
steilen und beseitigen lassen. 

Der Bundesrechnungshof hat ferner vorgeschla- 
gen, den Sitz der Hauptverwaltung der Gesell- 
schaft an einen Ort zu verlegen, an dem sich 
ein Schwerpunkt des Betriebes befindet. Da- 
durch könnte der Betriebsablauf reibungsloser 
gestaltet und Kosten könnten eingespart wer- 
den. Dies ist eine wichtige Voraussetzung für 
eine weitere Rationalisierung des Gesamtbe- 
triebes. 

Die Gegenüberstellung der Personalverhält- 
nisse im technischen Bereich mit dem eines ver- 
gleichbaren Betriebes hat gezeigt, daß selbst 
unter Berücksichtigung der von der Gesellschaft 
während der Prüfung hierzu gemachten Ausfüh- 
rungen noch Einsparungsmöglichkeiten vorhan- 
den sind. Die Gesellschaft hat während der Prü- 
fung zugesagt, entsprechende Maßnahmen zu 
treffen. 

Da die Gesellschaft bedeutende Bestände an 
Material und Ersatzteilen benötigt, ist angeregt 
worden, die Verwertbarkeit und den jeweiligen 
tatsächlichen Bedarf laufend zu prüfen. Als ent- 
behrlich erkannte oder nicht mehr verwertbare 
Teile sollten möglichst rasch verkauft werden, 
damit sie nicht weitere Kosten verursachen und 
Betriebskapital binden. 

Im Materialeinkauf ist nicht in allen Fällen, in 
denen es möglich gewesen wäre, ein ausrei- 
chender Wettbewerb sichergestellt worden. Au- 
ßerdem sind beim Einkauf durch Mängel in der 
Organisation vermeidbare Mehrkosten entstan- 
den. Die Prüfung der Vergabe der Lieferung 
eines für den Gesamtaufwand der Gesellschaft 
bedeutenden Stoffes ließ die Vermutung auf- 
kommen, daß sich die Auftragnehmer über die 
Belieferung abgesprochen haben. Das bisher an- 
gewandte Vergabeverfahren könnte jedenfalls 
Preis- und Lieferungsabsprachen begünstigen. 
Es wurde deshalb eine Änderung des Verfah- 
rens angeregt. 

Die Prüfung ergab weiter, daß die Ergebnisse 
der Gesellschaft noch durch Verbesserung der 
Verkaufsmaßnahmen, der Betriebsleistung und 
des Materialeinsatzes günstig beeinflußt wer- 
den können. 

Ferner ist die Frage aufgegriffen worden, ob 
die von der Gesellschaft ausgebildeten Kräfte 
nicht mit einem höheren Betrag, als es tatsäch- 
lich geschehen ist, an den Ausbildungskosten 
hätten beteiligt werden können. 

Bei der Prüfung des Personalwesens haben sich 
Möglichkeiten zu Einsparungen in verschiede- 
ner Hinsicht gezeigt. Auch haben Bedienstete 
laufend eine große Zahl von Überstunden abge- 
rechnet. Der Bundesrechnungshof hat hiergegen 
Bedenken geäußert, weil bei andauernden 
Überstunden die Gefahr besteht, daß die nor- 
male Arbeitsleistung absinkt. 
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Die Gesellschaft hat durch ihre Beteiligung an 
einer anderen Gesellschaft erhebliche Verluste 
erlitten. Sie hatte bei ihren Entscheidungen über 
die Beteiligung an der Gründung und an der 
Kapitalerhöhung dieses Unternehmens die da- 
mals allgemein ungünstige Lage in diesem Ge- 
schäftszweig nicht ausreichend berücksichtigt. 

Der zuständige Bundesminister hat sich noch 
nicht zu allen Prüfungsmitteilungen geäußert. 

44. Der Bund ist an dem Kapital einer Gesellschaft, 
die einen Flughafen betreibt, mit mehr als 
25 V. H. beteiligt. Die übrigen Anteile besitzen 
zwei andere Gebietskörperschaften. Die Gesell- 
schafter haben zum Ausbau des Flughafens In- 
vestitionszuschüsse und zur Deckung von Ver- 
lusten Betriebszuschüsse geleistet. 

Ein Landesrechnungshof hat nach einer Verein- ' 
barung mit dem Bundesrechnungshof auch die ' 
Betätigung des Bundes als Gesellschafter ge- i 
prüft. 

Der Landesrechnungshof hat darauf hingewie- ! 
sen, daß die schon früher vom Bundesrechnungs- | 
hof angeregte Bestellung eines zweiten Ge- ^ 
schäftsführers nicht länger hinausgeschoben 
werden sollte. Die Entwicklung des Flughafens ! 
und die Tätigkeit des jetzigen Geschäftsführers ’ 
in verschiedenen Ausschüssen und bei einer an- I 
deren Gesellschaft machen die Erweiterung der 
Geschäftsleitung dringend erforderlich. Sie er- 
scheint auch zur Sicherstellung einer kontinuier- 
lichen Führung der Geschäfte notwendig. Die 
dadurch für die Gesellschaft sich ergebende 
finanzielle Auswirkung dürfte zudem gering 
sein, weil eine Stelle für einen Prokuristen fort* 
fallen könnte. Der Landesrechnungshof hat fer- 
ner beanstandet, daß dem Geschäftsführer ein 
Weihnachtsgeld gezahlt worden ist, obwohl er 
nicht zu den Angestellten gehört, denen auf 
Grund der abgeschlossenen Tarifverträge ein 
Weihnachtsgeld zusteht. 

Der Pächter der Flughafen-Gaststätte zahlt seit 
einigen Jahren die vertragliche Höchstpacht. Die 
Gesellschaft hat aber einen erheblich höheren 
Aufwand an Zinsen für ein zum Ausbau der 
Gaststätte aufgenommenes Darlehen, an Ab- 
schreibungen sowie an entgangenen Zinsen für 
Eigenmittel. Deshalb und wegen der Steigerung 
des Luftverkehrs sollte alsbald eine für die Ge- 
sellschaft günstigere Pachtregelung angestrebt 
werden. 

Die Gesellschaft erhebt keine EintrittsgebührGn 
für Besucher des Flughafens. Der Bundesrech- 
nungshof hat dagegen Bedenken, weil die Ge- 
sellschafter erhebliche Zuschüsse zahlen, um die 
Verluste der Gesellschaft zu decken. Nach sei- 
ner Auffassung sollte deshalb die Gesellschaft 
alle geeigneten Möglichkeiten nutzen, damit sie 
ihre wirtschaftlichen Ergebnisse aus eigener 
Kraft verbessert. 

Das Prüfungsverfahren ist noch nicht abge- 
schlossen. 


D. Besondere Feststellungen bei 
einzelnen Unternehmen 

I, Organisation und Aufgaben 
einer Holding-Gesellschaft 

45. Eine Holding-Gesellschaft, die sich voll im 
Eigentum des Bundes befindet, hält Anteile an 
einigen wenigen Konzernobergesellschaften. 

Die Gesellschaft ist in einer Zelt gegründet 
worden, in der der Kapitalmarkt der öffent- 
lichen Hand weitgehend versperrt war. Sie 
sollte damals an Stelle der Öffentlichen Hand 
den ihr übertragenen Beteiligungsgesellschaf- 
ten die benötigten Kapitalmarktmittel beschaf- 
fen. 

In der Zeit nach der Währungsreform hat die 
Gesellschaft diese Finanzierungstätigkeit in be- 
schränktem Umfange ausgeübt. Sie hat Kapital- 
erhöhungen bei Beteiligungsgesellschaften aus 
ihr zugeflossenen und nicht weiter ausgeschüt- 
teten Dividendenerträgen finanziert und Mittel 
aus der Aufnahme von Anleihen an Beteili- 
gungsgesellschaften oder deren Untergesell- 
schaften weitergegeben. Ferner hat sie ihnen 
vorübergehende Liquiditätsüberschüsse zur Ver- 
fügung gestellt und Bürgschaften für ihre An- 
leihen und Darlehensschulden übernommen. 

Der Kapitalbedarf der Beteiligungsgesellschaf- 
ten konnte hierdurch zu einem Teil gedeckt 
werden. Wegen des weitaus größeren Teiles 
waren sie jedoch unmittelbar auf den Kapital- 
markt angewiesen, zumal eine Flilfe durch die 
öffentliche Hand nicht in Betracht kam. 

46. Der Bundesrechnungshof hat die Notwendigkeit 
des Fortbestandes der Holding-Gesellschaft mit 
dem zuständigen Bundesminister erörtert. Da- 
bei wurde auf die bei einer Auflösung der Ge- 
sellschaft anfallenden steuerlichen Belastungen 
und sonstigen Abwicklungsschwierigkeiten hin- 
gewiesen. Die Untersuchung der vom Bundes- 
rechnungshof gestellten Frage erscheint um so 
mehr erforderlich, als die Obergesellschaft die 
Absicht geäußert hat, sich in Zukunft stärker in 
die Geschäftsführung der Beteiligungsgesell- 
schaften einzuschalten und auf weite Sicht kon- 
zernleitend tätig zu werden. 

Außerdem hat der Bundesrechnungshof den zu- 
ständigen Bundesminister darauf aufmerksam 
gemacht, daß durch eine vor einiger Zeit vor- 
genommene organisatorische Änderung in der 
Verwaltung der Gesellschaft der jährliche Auf- 
wand bis jetzt schon um mehr als das Vierfache 
auf rd. 2,1 Mio DM gestiegen ist. Es wurde da- 
her unbeschadet der schwebenden Erörterungen 
über den Fortbestand der Gesellschaft angeregt, 
durch organisatorische Maßnahmen, etwa ent- 
sprechend der früheren Handhabung, eine all- 
gemeine Einschränkung des Verwaltungsauf- 
wands anzustreben. 

Die Erörterungen über diese Fragen sind noch 
nicht abgeschlossen. 
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II. Veräußerung von Bundesbeteiligungen 

47. Die voll in Bundesbesitz befindlichen Anteile 
einer Kapitalgesellschaft, die bisher von einer 
anderen Bundesgesellschaft treuhänderisch ge- 
halten worden waren, sind für einen geringen 
Teil ihres Nennwertes veräußert worden. Er- 
werber waren in der Hauptsache ein Mitglied 
der Geschäftsleitung der veräußerten Gesell- 
schaft und einige seiner Familienangehörigen. 
Weitere Kaufbewerber waren nach Angaben 
des zuständigen Bundesministers nicht vor- 
handen. 

Der Kaufpreis entsprach einem kurzbefristeten 
Angebot der Interessenten. Das Gutachten eines 
unabhängigen Sachverständigen über den Wert 
des Unternehmens ist nicht eingeholt worden. 
Zum Unternehmenswert hat lediglich die mit 
der treuhänderischen Verwaltung der Anteile 
betraute Bundesgesellschaft Stellung genom- 
men. j 

Die Treuhänderin kam, ausgehend von nicht i 
mehr zeitnahen Unterlagen, zu dem Ergebnis, 
daß der Substanzwert des Unternehmens — 
falls überhaupt vorhanden — sehr gering sei | 
und unter dem Nennkapital liege, daß ein Er- : 
tragswert nicht gegeben sei und daß bei einer | 
Abwicklung mit umfangreichen Verlusten ge- 
rechnet werden müsse. Sie wies dabei darauf 
hin, daß ihre Ergebnisse keinen Anspruch auf 
„endgültige Richtigkeit" erheben könnten. Bei 
dieser Stellungnahme war die Entwicklung des 
Unternehmens in der Zeit vom Stichtag der Be- 
wertung bis zum Verkauf unberücksichtigt ge- 
blieben. Nicht untersucht worden ist ferner, 
welche besonderen Erträge nach Durchführung 
für erforderlich erachteter Investitionen zu er- 
warten waren. 

Der Bundesrechnungshof hat die Art der Wert- 
ermittlung nicht als ausreichend ansehen kön- 
nen. Nach seiner Auffassung wäre eine ein- 
gehende Schätzung des Unternehmenswertes 
durch einen unabhängigen Sachverständigen 
insbesondere auch deswegen erforderlich ge- 
wesen, weil zu den Erwerbern Personen ge- 
hörten, die durch ihre Stellung in dem Unter- 
nehmen einen umfassenden Überblick über 
seine künftigen wirtschaftlichen Möglichkeiten 
besaßen und darüber hinaus seine Abschlüsse 
hätten beeinflussen können. i 

Der zuständige Bundesminister ist dieser Auf- 
fassung grundsätzlich beigetreten; er hat aber 
darauf hingewiesen, daß es wegen der kurzen 
Befristung des Kaufangebots nicht möglich ge- 
wesen sei, einen unabhängigen Sachverständi- 
gen zur Bewertung heranzuziehen; auch seien 
unlautere Beweggründe der Käufer bei der Be- | 
fristiing des Kaufangebots nicht anzunehmen. 

48. Fast sämtliche Anteile an einem Produktions- 
unternehmen befanden sich bis vor einiger Zeit 
unmittelbar im Eigentum des Bundes. Die An- 
teile wurden seit Jahren durch eine Gesellschaft 
treuhänderisch gehalten, an welcher der Bund 


mittelbar noch eine Minderheitsbeteiligung be- 
sitzt. Die Treuhänderin hat darüber hinaus die 
Leitung des Unternehmens personell und sach- 
lich wesentlich beeinflußt. 

Die dem Bund gehörenden Anteile sind der 
Treuhänderin vor einiger Zeit verkauft worden. 
Andere Kaufinteressenten waren nach Mittei- 
lung des zuständigen Bundesministers nicht 
vorhanden. Der Kaufpreis entsprach dem Nenn- 
kapital des Unternehmens. 

Grundlage der Kaufpreisfestsetzung war ein 
von einem Sachverständigen im Aufträge der 
Erwerberin erstattetes Gutachten, in dem der 
Substanzwert des Unternehmens bei vorsichti- 
ger Bewertung mit etwa 250 v. H. des Nenn- 
kapitals angegeben war. 

Die Ertragslage des Unternehmens war im Ver- 
kaufszeitpunkt ungünstig: es arbeitete in den 
letzten Jahren mit Verlust. Diese Entwicklung 
wurde im wesentlichen mit dem Rückgang der 
Preise für die Erzeugnisse des Unternehmens 
und der weitgehenden Überalterung der Ferti- 
gungsanlagen begründet. Erlöseinbußen konn- 
ten weder durch Umsatzausweitung noch durch 
Kostensenkungen ausgeglichen werden. Die Er- 
werberin hielt Investitionen in Höhe des Vier- 
bis Sechsfachen des Nennkapitals des Unter- 
nehmens für erforderlich, um die Fertigung auf 
den heutigen Stand der Technik zu bringen. 

Angesichts der ungünstigen Ertragsverhältnisse 
war der Unternehmenswert nach Auffassung 
des Gutachters in der Größenordnung zwischen 
etwa dem einfachen und dem lV 2 fachen Betrag 
des Nennkapitals, und zwar näher an der unte- 
ren Wertgrenze, zu suchen. Der Gutachter hat 
jedoch bei der Wertermittlung die Ertragsaus- 
sichten und die günstige Verkehrslage des 
Unternehmens, die eingearbeitete Belegschaft 
sowie die Möglichkeiten einer Verbesserung 
der Organisation und die bisherigen wirtschaft- 
lichen Verbindungen unberücksichtigt gelassen. 

Die Kaufpreisfestsetzung bietet nach Ansicht 
des Bundesrechnungshofes keinen Anhalt, daß 
diese Gesichtspunkte hinreichend beachtet wor- 
den sind. 

49. Bei der Prüfung hat sich im übrigen ergeben, 
daß die Fertigungsanlagen im Verkaufszeit- 
punkt technisch überholt waren, obwohl das 
Unternehmen in der Zeit von der Währungs- 
reform bis zum Ablauf des letzten Geschäfts- 
jahres vor dem Verkauf für Neuinvestitionen, 
Wiederinstandsetzungen und laufende Repara- 
turen fast das Sechsfache seines Nennkapitals 
aufgewendet hat. Unter diesen Umständen kön- 
nen Zweifel an der Zweckmäßigkeit der bis- 
herigen Investitionsmaßnahmen bestehen. 

Bedeutsam ist in diesem Zusammenhang auch, 
daß vor einigen Jahren die Beschaffung der 
Rohstoffe und der Verarbeitungsaufträge sowie 
der Vertrieb der Erzeugnisse des Unternehmens 
einer Gesellschaft übertragen worden sind, 
deren einziger Gesellschafter der damalige 
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Treuhänder und spätere Erwerber ist. Dieser 
erlangte damit über die Beschaffung und den 
Absatz einen beträchtlichen Einfluß auf die 
Ertragsgestaltung des Unternehmens. Eine ab- 
schließende Klärung des gesamten Sachverhalts 
war infolge der Veräußerung der Bundesanteile 
nicht mehr möglich. 

50. Von den in mittelbarem Bundesbesitz befind- 
lichen Anteilen einer anderen Kapitalgesell- 
schaft ist vor einiger Zeit der größte Teil ver- 
äußert worden. 

Der Veräußerungskurs wurde an der unteren 
Grenze eines Wertrahmens festgesetzt, den der 
Abschlußprüfer der Gesellschaft bei einer Be- 
sprechung als vertretbar bezeichnet hatte. Ein 
schriftliches Bewertungsgutachten im üblichen 
Sinne ist nicht eingeholt worden. 

Nach dem Wortlaut des § 47 RHO bedurfte die 
Veräußerung nicht der Zustimmung der gesetz- 
gebenden Körperschaften, da es sich um eine 
mittelbare Beteiligung handelte. Der für die 
Verwaltung der Bundesbeteiligung zuständige 
Bundesminister hat jedoch wegen der Bedeu- 
tung der Angelegenheit den Wirtschafts- und 
den Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages schriftlich über das Vorhaben unterrichtet 
und die Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen zu der Festsetzung des Veräußerungs- 
kurses eingeholt. 

51. Diese Verkäufe veranlassen den Bundesrech- 
nungshof, darauf hinzuweisen, daß Wirtschafts- 
güter aus Bundesbesitz nach § 47 Abs. 1 RHO 
grundsätzlich nur gegen einen ihrem vollen 
Wert entsprechenden Preis veräußert werden 
dürfen. Bereits in dem Bericht vom 31. Oktober 
1955 (Drucksache 1892 der 2. Wahlperiode, S. 66 
Nr. 96) hat er die Auffassung vertreten, daß der 
Rechtsgedanke des § 47 Abs. 1 RHO sinngemäß 
auch für die Veräußerung mittelbarer Beteili- 
gungen gelten muß. Zur Ermittlung des vollen 
Wertes von größeren Beteiligungen ist ferner, 
worauf der Bundesrechnungshof wiederholt hin- 
gewiesen hat, grundsätzlich ein Sachverständi- 
gengutachten einzuholen, das alle für die 
Kaufpreisbildung maßgebenden Merkmale aus- 
reichend berücksichtigt. Dies gilt insbesondere, 
wenn nur ein Erwerber in Betracht kommt und 
damit ein freier Wettbewerb zwischen mehre- 
ren Bewerbern entfällt oder wenn Mitglieder 
von Organen der betroffenen Beteiligungs- 
gesellschaften oder sonstige an ihnen bereits in 
der Vergangenheit wirtschaftlich interessierte 
Personen die Anteile erwerben sollen. Der zu- 
ständige Bundesminister ist der Auffassung bei- 
getreten und hat sie bei einer weiteren Ver- 
äußerung berüdcsichtigt. 

III. Finanzkontrolle 
nach Teilveräußerungen 

52. Von den voll in mittelbarem Bundesbesitz be- 
findlichen Anteilen einer Kapitalgesellschaft mit 
zahlreichen Unterbeteiligungen ist vor einiger 


Zeit der größte Teil veräußert worden. Die bis- 
her gegebenen Prüfungsmöglichkeiten für den 
Bundesrechnungshof werden, obwohl sie weiter- 
hin für die öffentliche Hand bedeutsam sind, 
von der Gesellschaft nicht mehr anerkannt. 

Der Bundesrechnungshof vertritt die Auffassung, 
daß es die haushaltsrechtlichen Belange erfor- 
den, auch bei solchen Beteiligungen des Bundes, 
die ein Viertel des Nennkapitals oder weniger 
ausmachen, die Finanzkontrolle auszuüben. Die- 
ses gilt insbesondere, wenn der Nennbetrag der 
Beteiligung beträchtlich ist, wenn der betreffen- 
den Gesellschaft von anderen Bundesgesell- 
schaften erhebliche finanzielle Hilfen gewährt 
worden sind oder wenn sonstige finanzielle 
oder wirtschaftliche Verflechtungen mit anderen 
Bundesgesellschaften vorliegen. Diese Voraus- 
setzungen sind hier erfüllt. Der Bundes- 
rechnungshof hat bereits in seinem Bericht vom 
31. Oktober 1955 unter Nr. 45 die Notwendig- 
keit einer Finanzkontrolle in ähnlichen Fällen 
behandelt. 

53. Bei den Verhandlungen über die Veräußerung 
eines wesentlichen Teils der Anteile an einem 
anderen bedeutenden Unternehmen hat der 
Bundesrechnungshof dem zuständigen Bundes- 
minister vorgeschlagen darauf hinzuwirken, daß 
die wegen der verbleibenden erheblichen Be- 
teiligungssumme haushaltsrechtlich noch ge- 
botenen Prüfungsrechte für den Bund und für 
eine weitere Gebietskörperschaft sichergestellt 
werden. Der Empfehlung ist nicht entsprochen 
worden. 


E. Sicherung 

der Prüfungsmöglichkeiten 
für die Verwaltung 
und für die Finanzkontrolle 

54. Die Organe einzelner Gesellschaften, an denen 
der Bund und andere Gebietskörpersdiaften 
ausschließlich oder überwiegend beteiligt sind, 
haben in jüngster Zeit die Einräumung der 
Reditß nach § 48 Abs. 2 und § 113 Abs. 3 RHO 
abgelehnt oder, soweit sie diese Rechte bereits 
eingeräumt hatten, beschlossen, ihre Ausübung 
bis auf weiteres nicht mehr zuzulassen. Bei die- 
sen Unternehmen handelt es sich um solche 
einer bestimmten Rechtsform. 

Die Gesellschaften haben sich hierbei auf zwei 
Rechtsgutachten zur Frage der Anwendbarkeit 
der haushaltsredi fliehen Prüfungsbestimmungen 
bei Unternehmen dieser Rechtsform gestützt. 
Nach diesen Gutachten würden bei den in Be- 
tracht kommenden Gesellschaften die jeweils 
zuständigen Minister und Rechnungshöfe im 
wesentlichen nur auf die wenigen Unterlagen 
und Aufschlüsse angewiesen sein, die auch der 
Öffentlichkeit zugänglich sind. 

Der Bundesrechnungshof hat sich der Auffassung 
der Gesellschaften nicht anschließen können. 
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Zur Klarstellung erscheint es notwendig, eine 
gesetzliche Regelung zu treffen, durch welche 
die nach dem Haushaltsrecht gebotene Kontrolle 
der Betätigung der öffentlichen Hand in der- 
artigen Gesellschaften aufrechterhalten wird, 
so daß die gesetzgebenden Körperschaften wei- 
terhin in dem zur Erfüllung ihrer Aufgaben not- 
wendigen Umfang unterrichtet werden können. 

Frankfurt am Main, den 13. April 1961 

Bundes rechnungshof 

Dr. Hertel 
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Denkschrift 

des Präsidenten des Bundesredinungshofes 
vom 5. April 1961 
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Einleitung 

1. Der Bundesrechnungshof ist bemüht, dem Deut- ^ 
sehen Bundestag und dem Bundesrat möglichst 
zeitnahe zu berichten. Gelegenheit hierzu geben : 
die Berichte des Bundesrechnungshofes nach 

§ 107 Abs. 2 RHO, meine Denkschrift nach § 107 ; 
Abs. 6 RHO und die Berichte über meine Tätig- ' 
keit als Bundesbeauftragter für Wirtschaftlich- 
keit in der Verwaltung. Die Bemerkungen des i 
Bundesrechnungshofes dagegen sind zeitlich an 
das Rechnungsjahr der Bundeshaushaltsrech- 
nung und der Bundesvermögensrechnung ge- 
bunden und nach Artikel 114 Abs. 2 GG den ge- : 
setzgebenden Körperschaften zur Entlastung der ! 
Bundesregierung vorzulegen. Sie behandeln : 
■daher zwangsläufig Vorgänge, die einige Jahre 
zurückliegen. Mit der Vorlage der Bemerkun- 
gen für zwei Rechnungsjahre (Bundeshaushalts- 
rechnung und Bundesvermögensrechnung 1957 
und 1958) hat der Bundesrechnungshof auch in- 
soweit so zeitnahe wie möglich berichtet. 

Meine Denkschrift über die hauptsächlichsten 
Prüfungsergebnisse habe ich den Bemerkungen ^ 
1958 beigefügt. Ich habe sie mit dem Bericht 
über meine Tätigkeit als Bundesbeauftragter 
für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung ver- 
bunden! Damit wird eine bessere Übersicht über 
die Schwerpunkte der Tätigkeit aller mit der Fi- 
nanzkontrolle befaßten Einrichtungen erreicht. 

i 

2. Eine wirksame Finanzkontrolle erfordert eine 
möglichst zeitnahe Prüfung. Der Bundesrech- 
nungshof bezieht deshalb in seine Prüfungen 
auch solche Maßnahmen ein, die für die Haus- 
halts- und Wirtschaftsführung von Bedeutung 
sind und noch keinen Niederschlag in der Jah- 
resrechnung gefunden haben. Auch die Verwal- 
tung schaltet häufig den Bundesrechnungshof 
in die vorbereitende Erörterung geplanter Maß- 
nahmen ein. Dadurch werden die Erfahrungen 
der Finanzkontrolle frühzeitig verwertet. Die 
Stellungnahme greift weder in die Entschei- 
dungsbefugnis der Verwaltung ein, noch kann 
sie diese von der ihr auferlegten Verantwor- i 
tung entlasten. 

Die mitschreitende Kontrolle wird seit über 
30 Jahren ausgeübt. Durch § 4 Abs. 1 BRHG, 
der dem Bundesrechnungshof die Überwachung 
der gesamten Haushalts- und Wirtschaftsfüh- , 
rung der Bundesorgane und Bundesverwaltun- 
gen überträgt, ist sie gesetzlich festgelegt. Sie 
ist geeignet, Schäden vorzubeugen, und gegen- 
wärtig von besonderer Bedeutung, weil wegen 
der vom Gesetzgeber gelockerten Bestimmun- j 
gen über die Beamtenhaftung und der neueren | 
Rechtsprechung über die Rechtsbeständigkeit ' 
von Verwaltungsakten die Beseitigung der Fol- , 
gen fehlerhafter Verwaltungsakte erschwer: 'j 
worden ist. 

3. Der Bundesrechnungshof ist auf dem Gebiet der 
internationalen und supranationalen Finanzkon- 
trolle vielfältig tätig geworden. Er war bestrebt. 


auf die Gestaltung der Vorschriften für die 
zwischenstaatliche Finanzkontrolle Einfluß zu 
nehmen. So haben Vertreter des Bundesrech- 
nungshofes in einer Sachverständigenarbeits- 
gruppe für haushaltsrechtliche Vorarbeiten, die 
beim Ministerrat der EWG und EAG einge- 
richtet ist, sowie bei Beratungen über die Fi- 
nanzvorschriften für die beabsichtigte Euro- 
control mitgewirkt und sich an der Aus- 
arbeitung gemeinsamer Grundsätze und Vor- 
schriften für die zwischenstaatliche Finanzkon- 
trolle auf internationalen und supranationalen 
Zusammenkünften der Rechnungshöfe beteiligt. 

Die vom Internationalen Kongreß der Rech- 
nungshöfe 1959 in Rio de Janeiro gegebene 
Empfehlung, die völlige Unabhängigkeit der 
Rechnungsprüfer internationaler und supra- 
nationaler Einrichtungen zu gewährleisten und 
diese Prüfer aus den Mitgliedern der obersten 
Rechnungsprüfungsbehörden der beteiligten Län- 
der zu wählen, halte ich für -besonders notwen- 
dig. Diese Beamten bieten die beste Gewähr für 
die unerläßliche Verbindung von Sachkunde und 
Unabhängigkeit. Ich bin bemüht, zur Sicherung 
der Qualität der internationalen und supra- 
nationalen Finanzkontrolle dadurch beizutra- 
gen, daß ich besonders geeignetes Personal be- 
reitstelle. Aus diesem Grunde habe ich mich 
auch an die Landesrechnimgshöfe mit der Bitte 
gewandt, mir vorsorglich geeignete Prüfungs- 
beamte zu benennen. 

Die Bundesministerien habe ich wiederholt auf 
die Notwendigkeit hingewiesen, den Bundes- 
rechnungshof bei der Gestaltung von Vorschrif- 
ten für die zwischenstaatliche Kontrolle recht- 
zeitig zu beteiligen. 

Mitglieder des Bundesrechnungshofes sind z. Z. 
in den Finanzkontrollorgancn der NATO, der 
EWG und EAG sowie der internationalen Atom- 
energiekommission in Wien, ferner bei dem 
deutsch-französischen Forschungsinstitut Saint- 
Louis tätig. 

4. Die Verwaltung hat — wie ich Jahr für Jahr in 
meinen Berichten hervorgehoben habe — selbst 
die Aufgabe, ständig auf Verbesserung, Verein- 
fachung und Verbilligung ihrer Organisation 
und ihres Arbeitsablaufs sowie auf Erhöhung 
des Wirkungsgrades ihrer Maßnahmen bedacht 
zu sein. 

Diese Aufgabe beruht in erster Linie auf der 
gesetzlichen Verpflichtung der Behörden, die 
Haushaltsmittel so sparsam und wirtschaftlich 
wie möglich zu verwenden (§ 26 Abs. 1 RHO). 
§ 96 Abs. 1 Nr. 3 und 4 RHO umreißt diese 
Pflicht der Verwaltung dahin, daß die maßge- 
benden Verwaltungsgrundsätze zu beachten 
sind und nicht Einrichtungen unterhalten, Stel- 
len aufrechterhalten oder in sonstiger Weise 
Bundesmittel verausgabt werden, die ohne Ge- 
fährdung des Verwaltungszwecks eingeschränkt 
oder erspart werden können. Die an die Wirt- 
schaftlichkeit der Verwaltung zu stellenden An- 
forderungen sind damit grundsätzlich festgelegt. 
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Was in den einzelnen, durchaus verschiedenen j 
Aufgabenbereichen „wirtschaftlich" ist, haben ' 
weitere gesetzliche Vorschriften, Geschäftsord- 
nungen und Dienstanweisungen konkretisiert 
sowie Prüfungsmitteilungen und gutachtliche , 
Äußerungen der Finanzkontrollbehörden metho- ! 
disch untersucht und sachnah erläutert. Weitere 
Hinweise geben auch die Entschließungen und ! 
Empfehlungen des Parlaments und seiner Aus- j 
Schüsse. ! 


Um das Ziel der Wirtschaftlichkeit in der Ver- 
waltung zu erreichen, kommt es wesentlich 
darauf an, die echte Verwaltungskunst zu pfle- 
gen, die darin besteht, die Initiative und 
Arbeitsfreude aller beteiligten Kräfte zu stär- 
ken, ferner das Subsidiaritäts-Prinzip zu be- 
achten, wonach der privaten Selbstverantwor- 
tung genügend Raum gelassen werden muß, 
sowie das ökonomische Prinziip einzuhalten, 
nach dem die Verwaltungsziele mit den klein- 
sten Mitteln erreicht werden sollen. 


5. Eine umfassende Rationalisierung der Verwal- 
tung wird jedoch erst dann möglich, wenn einige 
noch im Fluß befindliche, im wesentlichen poli- 
tische Fragen befriedigend gelöst werden. Dies | 
gilt im besonderen für die Beziehungen zwi- 
schen Bund und Ländern. Dabei geht es nicht | 
nur um die Verteilung und Bewertung der Auf- 
gaben und um eine Finanz- und Steuerreform; | 
es kommt, wie ich verschiedentlich ausgeführt j 
habe, auch darauf an, das verwaltungsmäßige 
Zusammenwirken von Bund, Ländern und Ge- 
meinden zu verbessern. Es gilt ferner für die in 
meinem Bericht vom 24. Oktober 1959 hervor- 
gehobenen Probleme, die bei der Zusammen- 
arbeit mit internationalen und supranationalen 
Organisationen und Einrichtungen zu lösen 
sind. Die neuen Aufgaben der Entwicklungs- 
hilfe haben die hier zu überwindenden Schwie- 
rigkeiten wesentlich vergrößert. Ein weiteres 
Arbeitsfeld für eine durchgreifende Rationali- 
sierung zeichnet sich im Zuge der Neuordnung 
der wissenschaftlichen Forschung ab. 

6, Die Rationalisierungsarbeit von Parlament und 
Regierung habe ich auch in dem Zeitabschnitt, 
über den hier berichtet wird, durch Erstattung 
von Gutachten über die Organisation und Wirt- j 
schaftlichkeit größerer Verwaltungseinheiten | 
und über Einzelfragen von besonderer Trag- j 
weite sowie durch beratende Mitwirkung bei 
der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans un- 
terstützt. Im einzelnen führe ich hier folgende 
Gutachten und gutachtliche Äußerungen an: 

Zusammenfassende Stellungnahme zur Orga- 1 
nisation und Wirtschaftlichkeit des inneren 
Dienstes, besonders der Bundesministerien | 

(November 1959) . 

Gutachtliche Äußerung über Tarifreform auf 
den Seelotsrevieren (November 1959) ; 

Gutachtliche Äußerung zur Übertragung des 
Betriebs der Lotseinrichtungen vom Bund auf | 
die Lotsenbrüderschaften (November 1959) j 


Gutachten über die Organisation und Perso- 
nalwirtschaft bei den Vertretungen des Bun- 
des in Österreich sowie über die Bewirtschaf- 
tung der Haushaltsmittel des Einzelplans 05, 
soweit es sich um diese Vertretungen handelt 

(Januar 1960) 

Gutachten über die Suchdiensteinrichtungen 
des Deutschen Roten Kreuzes und der kirch- 
lichen Wohlfahrtsverbände (Februar 1960) 

Gutachten über die Wirtschaftlichkeit voll- 
ständiger Überdachung der Äbstellflachen für 
die Kraftfahrzeuge der Bundeswehr 

(März 1960) 

Gutachten über die Organisation und Wirt- 
schaftlichkeit des Luftfahrt-Bundesamtes 

(Äpril 1960) 

Erster Bericht über die Übertragung von Äuf- 
gaben auf das Bundesverwaltungsamt 

(Mai 1960) 

Gutachten über die Organisation und Wirt- 
schaftlichkeit des Bundesministeriums für 
Wirtschaft (Äugust 1960) 

Gutachtliche Äußerung über das NÄTO-Er- 
satzteilversorgungssystem (Oktober 1960) 

Zweiter Bericht über die Übertragung von Äuf- 
gaben auf das Bundesverwaltungsamt 

(Dezember 1960) 

Stellungnahme zum Personalbedarf des Bun- 
desministers für Verkehr (Februar 1961) 

Äuf eine Reihe von Vorschlägen, die ich mit 
diesen Gutachten vorgelegt habe, gehe ich in 
den folgenden Äusführungen näher ein. 


Prüfungs- und 
Untersudlungsergebnisse 


Die finanzielle Auswirkung der Tätigkeit 
des Bundesrechnungshofes und seines 
Präsidenten 

7. Das finanzielle Ergebnis der Tätigkeit des Bun- 
desrechnungshofes läßt sich nur in etwa ange- 
ben. Wie ich bereits in meinen früheren Denk- 
schriften dargelegt habe, kann diese Tätigkeit 
nicht in erster Linie nach berechenbaren Weni- 
gerausgaben oder Mehreinnahmen des Bundes- 
haushalts bewertet werden. Ein viel größeres 
finanzielles Ergebnis, das sich zahlenmäßig 
nicht nachweisen läßt, haben die vorbeugende 
Wirkung der Finanzkontrolle sowie die damit 
verbundene beratende und begutachtende Tä- 
tigkeit des Bundesrechnungshofes und seines 
Präsidenten. Die finanziellen Äuswirkungen der 
Gutachtertätigkeit lassen sich vor allem dann 
nicht beziffern, wenn es sich um Empfehlungen 
für Maßnahmen zur Vereinfachung und Ver- 
billigung der Verwaltung handelt. Diese Vor- 
schläge werden oft nicht sogleich verwirklicht 
werden können-, dazu bedarf es einer gewissen 
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Zeit, wie auch des Mitgehens der Bediensteten, | 
dem ich große Bedeutung beimesse. Andern- ! 
falls würden notwendige Maßnahmen oft nicht 
durchgeführt werden und Vorschläge nutzlos 
sein. 

Die geprüften Behörden selbst werden durch 
eine Organisations- und Wirtschaftlichkeitsprü- 
fung angeregt, von sich aus den Gedanken der 
Verwaltungs Vereinfachung weiterzuverfolgen 
und die Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung | 
dadurch zu heben, daß sie die organisatorischen | 
und personalwirtschaftlichen Grundsätze in der | 
praktischen Verwaltungsarbeit verwirklichen. | 

8. Soweit die finanziellen Ergebnisse, die der j 
Bundesrechnungshof durch seine Prüfungen er- 
zielt hat, überhaupt ermittelt werden können, ' 
geben die nachstehenden Zusammenstellungen 
Aufschluß: i 

Rechnungs- ! 


Nachträgliche Einnahmen oder rück- 
gängig gemachte Ausgaben . . 

jahr 1957 

DM 

85 205 704 

nachträgliche Ausgaben oder rück- 
gängig gemachte Einnahmen . . 

1 973 259 

voraussichtliche 

einmalige Wenigerausgaben . . 

8 540 175 

einmalige Mehreinnahmen . . . 

182 443 

jährliche Wenigerausgaben . . 

1 501 382 

jährliche Mehreinnahmen . . . 

1 944 074 

Nachträgliche Einnahmen oder rück- 
gängig gemachte Ausgaben . . 

Rechnungs- 
jahr 1958 

DM 

16 128 421 

nachträgliche Ausgaben oder rück- 
gängig gemachte Einnahmen . . . 

1 264 182 

voraussichtliche 

einmalige Wenigerausgaben . . 

28 579 729 

einmalige Mehreinnahmen . . . 

5 622 807 

jährliche Wenigerausgaben . . 

4 081 938 

jährliche Mehreinnahmen . . . 

255 483 


Diese Zahlen werden sich noch erhöhen, weil 1 
Prüfungsverfahren noch nicht abgeschlossen ’ 
sind. j 

Für frühere Rechnungsjahre sind zu den bereits i 
ausgewiesenen Beträgen noch folgende weitere | 


Ergebnisse ermittelt worden: j 

DM i 

Nachträgliche Einnahmen oder rück- 
gängig gemachte Ausgaben . . . 21 479 016 

nachträgliche Ausgaben oder rück- l 

gängig gemachte Einnahmen . . . 458 610 j 

voraussichtliche I 

einmalige Wenigerausgaben . . 9 183 582 j 

jährliche Wenigerausgaben . . 407 384 j 

jährliche Mehreinnahmen . . . 414 599 | 


Die Prüfungen des Bundesrechnungshofes haben 
ferner zu Nachforderungen an Landessteuern 
und anderen Steuern inHöhe von 21 889 712 DM 
geführt; die Nachforderungen sind durch die 
Berichtigung zahlreicher Einzelveranlagungen 
auf Grund der Prüfungsmitteilungen entstan- 
den. 

9. Die Verwirklichung der Vorschläge meiner 
Gutachten, die im Berichtszeitraum erstattet 
worden sind — die fortlaufenden jährlichen 
Einsparungen aus früheren Gutachten habe ich 
außer Betracht gelassen — , würden Einsparun- 
gen bei den Personalausgaben 

in Höhe von . . . rd. 8 000 000 DM und 

bei den Sachausgaben 

in Höhe von . . . rd. 105 600 000 DM 

erbringen. Der sich danach ergebende Gesamt- 
betrag von 113,6 Mio DM enthält nur Beträge, 
die durch Vergleich der Gutachtenvorschläge 
mit den im Bundeshaushaltsplan oder in den 
Voranschlägen zu den Einzelplänen veran- 
schlagten Planstellen und Mitteln festgestellt 
werden konnten. Andere Ausgaben, wie Reise- 
kostenmittel, Versorgungszuschläge, Sachaus- 
gaben für Bedienstete usw., die nicht genau be- 
ziffert werden können, sind in den genannten 
Zahlen nicht enthalten. Von dem Gesamtbetrag 
entfallen auf die Auswirkungen des auf S. 116 
Nr. 83 genannten Gutachtens rd. 100 Mio DM. 
Der endgültige Erfolg meiner Gutachtertätigkeit 
hängt davon ab, daß die gesetzgebenden Kör- 
perschaften auch weiterhin meine Vorschläge 
billigen. 

* 


Allgemeine Angelegenheiten 
der Verwaltung 

Bundesverwaltungsamt 

10. Die Schwierigkeiten bei Rationalisierungsmaß- 
nahmen, die über den Bereich einer Verwaltung 
hinausgehen, sind seit Errichtung des Bundes- 
verwaltungsamtes als selbständige Bundesober- 
behörde im Geschäftsbereich des Bundesmini- 
sters des Innern durch Gesetz vom 28. Dezem- 
ber 1959 besonders deutlich geworden. 

Der Deutsche Bundestag hat in der Entschlie- 
ßung vom 14. Oktober 1959 die Erwartung 
ausgesprochen, daß durch eine weitgehende 
Übertragung von Verwaltungsaufgaben aus 
allen Bundesministerien auf das Bundes- 
verwaltungsamt eine Vereinfachung der Bun- 
desverwaltung und eine entsprechende Per- 
sonaleinsparung in den obersten Bundesbehör- 
den erreicht wird. Gleichzeitig hat er mich er- 
sucht, ihm zum Ende jeden Rechnungsjahres 
einen Bericht darüber zuzuleiten, welche Maß- 
nahmen nach meiner Kenntnis der Bundesver- 
waltung möglich sind, um entsprechend dem 
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Gesetz vom 28. Dezember 1959 weitere Ver- ' 
waltungsaufgaben, die ihrer Natur nach nicht 
in den Bundesministerien erledigt werden müs- 
sen, zur Entlastung der Bundesministerien dem 
Bundesverwaltungsamt zu übertragen und wei- 
tere Bundesdienststellen zur Vereinfachung der 
Verwaltung mit dem Bundesverwaltungsamt zu 
vereinigen. 

ln den Berichten vom 16. Mai 1960 und 28. De- 
zember 1960 habe ich hervorgehoben, daß die 
Übertragung von Aufgaben auf das Bundesver- 
waltungsamt nach dem Grundgedanken der Ent- 
schließung des Bundestages nur empfohlen wer- ; 
den kann, wenn dadurch die Bundesministerien 
von Verwaltungsarbeit entlastet werden und 
die Verwaltung vereinfacht wird. Nach dem Er- 
gebnis meiner Feststellungen ist es nicht mög- 
lich, sogleich größere Aufgabenkomplexe aus 
den Ressorts herauszulösen und auf das Bun- 
desverwaltungsamt zu überführen. 

Für eine Übertragung auf das Bundesverwal- 
tungsamt kommen in erster Linie allgemeine, 
d. h. in allen Ressorts in gleicher Weise zu be- 
arbeitende Verwaltungsaufgaben nichtministe- 
rieller Natur in Betracht, wenn die Zusammen- 
fassung beim Bundesverwaltungsamt Vorteile 
bietet und wirtschaftlich ist. Hierzu habe ich 
beispielsweise auf die Pensionsregelung hinge- 
wiesen, soweit die Ministerien diese Aufgabe 
nicht bereits den Oberfinanzdirektionen über- 
tragen haben. 

Weiter eignet sich das Bundesverwaltungsamt , 
zur Übernahme nichtministerieller fachlicher 
Verwaltungsaufgaben aus den Geschäftsberei- 
chen der Ministerien, die nicht über eigene 
nachgeordnete Behörden verfügen, oder sich ' 
nicht bereits durch Zusammenarbeit mit ande- 
ren Behörden oder mit Organisationen des pri- 
vaten Rechts entlastet haben. In den Fällen, in 
denen die Zuständigkeit eines Ressorts zur 
Durchführung der Aufgabe gesetzlich festgelegt 
ist, muß die übertragungsmöglichkeit erst durch 
Gesetzesänderung geschaffen werden. Ein Bei- 
spiel dafür ist die Durchführung des zivilen Er- j 
Satzdienstes (vgl. Nr. 60). i 

I 

Inzwischen haben das Auswärtige Amt und der 
Bundesminister der Finanzen eine Reihe von 
Verwaltungsangelegenheiten auf das Bundes- 
verwaltungsamt übertragen. 

Innerer Dienst in der Bundesverwaltung 

11. Erkenntnisse, die ich bei der Überprüfung des 
inneren Dienstes der Bundesministerien im 
Laufe mehrerer Jahre gewonnen hatte (vgl. 
Drucksache 1518 der 3. Wahlperiode, S. 135 
Nr. 31), habe ich in einer „Zusammenfassenden ; 
Stellungnahme zur Organisation und Wirt- | 
schaftlichkeit des inneren Dienstes, besonders ' 
der Bundesministerien“ vom November 1959 
niedergelegt. Sie ist dem Haushaltsausschuß des 
Deutschen Bundestages und allen Bundes- | 


ressorts zugeleitet worden. Der Aufbau des in- 
neren Dienstes ist bei den Behörden aller Stu- 
fen der Verwaltung im wesentlichen gleich. Da- 
her ließen sich allgemein gültige Grundsätze 
für seine Organisation (darunter ein Muster- 
Gliederungsplan) sowie für die Personalbemes- 
sung und Dienstpostenbewertung entwickeln, 
die ich in meiner Stellungnahme zum Ausdruck 
gebracht habe. Sie bildeten auch die Grundlage 
für die im Berichtszeitraum durchgeführten wei- 
teren Untersuchungen des inneren Dienstes; 
solche haben im Rahmen von Organisations- 
und Wirtschaftlichkeitsprüfungen bei den Bun- 
desministerien für Wirtschaft und für Verkehr 
sowie bei meiner Stellungnahme zu der Anfor- 
derung einzelner Dienstposten des inneren 
Dienstes durch das Presse- und Informations- 
amt der Bundesregierung stattgefunden. 

In diesem Zusammenhang habe ich besonders 
darauf hingewiesen, daß dem verstärkten Ein- 
satz von Diktiergeräten und elektrischen 
Schreibmaschinen im Hinblick auf den immer 
größer werdenden Personalmangel erhöhte Be- 
deutung zukommt. Das Statistische Bundesamt 
hat berechnet, daß allein durch den Geburten- 
rückgang während des Krieges und in der 
Nachkriegszeit im Jahre 1962 40 v. H. weniger 
weibliche Nachwuchskräfte für den Schreib- 
dienst zur Verfügung stehen werden als im 
Jahre 1960. 

12. Nach meinen Feststellungen besteht vielfach 
keine Klarheit über Anwendungsbereich und 
Wirtschaftlichkeit der verschiedenen Verviel- 
fältigungsverfahren. In einer „Stellungnahme 
zum Vervielfältigungswesen bei Bundesbehör- 
den“ vom August 1959 habe ich deshalb die 
verschiedenen Vervielfältigungsarten nach 
Arbeitsweise, Verwendungsmöglichkeit und 
Kosten dargestellt. Diese Übersicht, die auch in 
den Ländern Beachtung gefunden hat, soll den 
Behörden Hinweise für das nach Art und Um- 
fang der Vervielfältigung wirtschaftlichste Ver- 
fahren sowie für die Auswahl des zweckmäßig- 
sten Vervielfältigungsgerätes geben. 

13. Auf dem Gebiete der Statistik wurden die Ein- 
zeluntersuchungen insbesondere im Bereich der 
Sozialstatistik und der Kraftverkehrsstatistik 
fortgesetzt. 

14. Bei der zweckmäßigen Organisation einer deut- 
schen Dokumentation im Bereich der Technik 
habe ich weiterhin mitgewirkt. 

Technisierung der Verwaltung 

15. Der Technisierung in der Verwaltung, beson- 
ders der Verwendung elektronischer Mittel, 
kommt wachsende Bedeutung zu. Allerdings 
haben sich die Bereiche der öffentlichen Ver- 
waltung, die einer „Automation“ zugänglich 
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sind, als verhältnismäßig eng erwiesen. Auch 
sind die Ergebnisse der auf diesem Gebiet bis- 
her durchgeführten Maßnahmen bescheidener, 
als zunächst erhofft wurde. Jedoch zwingt die 
Verknappung an Arbeitskräften u. U. selbst 
dann zu neuen Wegen, wenn dadurch höhere 
Kosten entstehen. Ein derartiger Mehraufwand 
erweist sich aber nur dann als gerechtfertigt, 
wenn die erwartete Einsparung an Arbeitskräf- 
ten auch tatsächlich erreicht worden oder wenig- 
stens eine Verbesserung des Arbeitsablaufs 
eingetreten ist. Bei der Bemessung des Kräfte- 
bedarfs muß auch berücksichtigt werden, ob die 
der Planung zugrunde gelegte Belastung der 
Arbeitskräfte auf die Dauer gehalten werden 
kann. Ein zu vorzeitigem Verschleiß führendes 
Arbeitsklima wäre ein unbefriedigendes Ergeb- 
nis. Es könnte einen anfänglichen Rationalisie- 
rungserfolg wieder zunichte machen. 

Da die Entwicklung im Automationsbereich 
noch allenthalben im Fluß ist, sind Fehlgriffe 
leicht möglich. Versuche, technische Verfahren 
in der öffentlichen oder privaten Verwaltung 
einzuführen, haben daher verschiedentlich zu 
kostspieligen Fehlschlägen geführt. Im einzel- 
nen liegen die Schwierigkeiten vor allem darin, 
bei Wahrung der Wirtschaftlichkeit ein sowohl 
den technischen Möglichkeiten als auch den un- 
abdingbaren Rechtsgrundsätzen oder Verwal- 
tungserfordernissen entsprechendes Verfahren 
zu entwickeln und sodann von den gegebenen 
technischen Mitteln, die vom einfachen bis zum 
kompliziertesten Gerät reichen, das geeignete 
auszuwählen. Dabei ist es notwendig, die Vor- 
aussetzungen für die Technisierung der jeweili- 
gen Verwaltungsaufgabe vorher zu klären und 
danach das Verfahren sorgfältig vorzubereiten. 
Eine enge Zusammenarbeit der Verwaltungen, 
vor allem ein gründlicher Erfahrungs- und Mei- j 
nungsaustausch, ist hierbei unerläßlich. Ich 
habe deshalb mit den interessierten Ressorts 
Kontakt gehalten und auf Grund der bei 
meinen Untersuchungen gewonnenen Erkennt- 
nisse Anregungen gegeben. Darüber hinaus 
habe ich mich bemüht, den Erfahrungen bei 
Ländern, Gemeinden und Wirtschaftsstellen 
nachzugehen, um dort gewonnene Ergebnisse 
allgemein nutzbar machen zu können. 

Im Berichtszeitraum habe ich die Frage, inwie- 
weit die Wirksamkeit der Verwaltung durch 
Technisierung gestärkt werden kann, insbeson- 
dere im Bereich der Besoldung, der Rentenzah- 
lung und der Lagerbuchhaltung weiter verfolgt, 
über die Ergebnisse werde ich nach Abschluß 

der Untersuchungen berichten. ! 

I 

Die in meinem Gutachten über die Anwendung ; 
des Lochkartenverfahrens bei Finanzämtern 
vom August 1959 (vgl. Drucksache 1518 3. Wahl- 
periode, S. 136 bis 138 Nr. 35) neben den Vor- 
teilen aufgezeigten Mängel und Grenzen dieses 
Verfahrens haben die Länder veranlaßt, es auf 
die bereits danach arbeitenden Versuchsstellen 
zu beschränken und es in einzelnen Punkten 
zu verbessern. 


Die Erprobung verschiedener technischer Ver- 
fahren in mehreren Ländern droht zu einer 
weitgehenden Zersplitterung des Buchführungs- 
systems und des Erhebungsverfahrens der 
Finanzämter zu führen. Für den Steuerbereich 
muß aber die Einheitlichkeit des Verfahrens im 
Bundesgebiet gewahrt werden. 

Vor Beginn weiterer Technisierungsversuche in 
der Steuerverwaltung müßte geklärt werden, 
welche gesetzgeberischen Maßnahmen bei der 
Einführung des beabsichtigten Verfahrens not- 
wendig und ob sie zu verwirklichen sind. Auch 
sollte von vornherein vorgesehen und ermög- 
licht werden, derartige Versuche abzubrechen, 
wenn sie den Erwartungen nicht entsprechen. 
Im übrigen müssen die Versuche nicht nur 
Großstadtämter, sondern auch die weit über- 
ragende Menge der mittleren und kleineren 
Ämter berücksichtigen. Ferner ist zu bedenken, 
daß jedes Verfahren so beweglich sein muß, 
daß es auch etwaigen grundsätzlichen Änderun- 
gen des Steuerrechts folgen kann. 


* 


Verwaltungsaiifwand 

16. Der Bundesrechnungshof prüft den Verwal- 
tungsaufwand, auch wenn die Ausgaben im 
Verhältnis zum Gesamtumfang des Haushalts 
mitunter unbedeutend erscheinen, besonders 
unter dem Gesichtspunkt, inwieweit die Behör- 
den bei der Befriedigung der eigenen Bedürf- 
nisse die haushaltsrechtlichen Vorschriften be- 
achten. 

Durch sorgfältige Prüfung dieser Ausgaben 
kann die Verwaltung besonders nachdrücklich 
darauf hingewiesen werden, daß trotz des stei- 
genden Steueraufkommens der Grundsatz der 
Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit unverändert 
zu beachten ist. Nach den Erfahrungen des Bun- 
desrechnungshofes werden diese Ausgaben 
auch von der Öffentlichkeit besonders kritisch 
betrachtet; das gilt vor allem für die Ausgaben, 
die einigen Staatsbediensteten Sondervorteile 
verschaffen. 

17. Nach den Feststellungen des Bundesrechnungs- 
hofes haben einige Minister und Staatssekre- 
täre zu Urlaubsreisen im In- und Ausland 
einen, in Einzelfällen sogar zwei Dienstkraft- 
wagen benutzt, ohne hierfür eine Vergütung 
zu entrichten. Der Bundesrechnungshof hat das 
im Hinblick auf § 41 RHO beanstandet. Er hat 
sich dem Beschluß der Bundesregierung vom 
8. Dezember 1958, daß Minister und Staats- 
sekretäre immer als im Dienst befindlich anzu- 
sehen seien und ihnen daher Dienstkraftwagen 
zur uneingeschränkten Benutzung unentgeltlich 
zustehen, nicht anzuschließen vermocht. 

Auch gegen eine unentgeltliche Benutzung von 
Dienstkraftwagen durch leitende Bedienstete 
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für Fahrten zwischen Wohnung und Dienst- 
stelle, auf die bei vielen Bundesbehörden ein 
erheblicher Teil aller Fahrleistungen entfällt, 
hat der Bundesrechnungshof haushalts- und be- 
soldungsrechtliche Bedenken erhoben. Er hält 
es, abgesehen von Ausnahmen, nicht für zu- 
lässig, daß den Bediensteten durch die Vor- ' 
sorge der Verwaltung sogar der Aufwand ab- 
genommen wird, der ihnen bei Benutzung eines 
öffentlichen Verkehrsmittels erwachsen würde. ' 


18. Den Bundesministern und einigen Inhabern j 
höchster Ämter, die als Teil ihrer Dienstbezüge 
bereits eine persönliche Dienstaufwandsentschä- 
digung erhalten, stellt der Haushaltsplan in 
Titel 240 „für außergewöhnlichen Aufwand aus 
dienstlicher Veranlassung in besonderen Fäl- ; 
len" jährlich einen größeren Betrag zur Verfü- 
gung. Der Bundesrechnungshof bemerkt bei 
seinen Prüfungen immer wieder, daß dieser 
Titel für Ausgaben in Anspruch genommen | 
wird, ohne daß die Voraussetzungen der Zweck- | 
bestimmung erfüllt sind. So werden zu Lasten ' 
des Titels Ausgaben geleistet, die gegen ge- 
setzliche, insbesondere besoldungsrechtliche Be- i 
Stimmungen verstoßen oder die der Verfü- ^ 
gungsberechtigte selbst hätte tragen müssen, ' 
z. B. Ausgaben für alltäglichen Blumenschmuck ! 
der Diensträume oder für die Erfüllung persön- 
licher gesellschaftlicher Pflichten. Nach Auffas- 
sung des Bundesrechnungshofes dürfen die Mit- 
tel dieses Titels nur für Ausgaben verwendet ; 
werden, deren Bezahlung dem Verfügungs- 
berechtigten aus seiner persönlichen Dienstauf- 
wandsentschädigung nicht zugemutet werden 
kann, wenn auch die Erläuterungen des 
Titels 240 es seit einigen Jahren nicht mehr 
ausdrücklich erwähnen. 

Der Bundesminister der Finanzen hat unter- 
sucht, ob und in welcher Weise Grundsätze oder 
Richtlinien für die Verwendung der Mittel des 
Titels 240 aufgestellt werden können, dann 
aber den Bundesrechnungshof gebeten, die An- 
gelegenheit federführend zu bearbeiten. Der 
Bundesrechnungshof konnte dem nicht entspre- 
chen, weil der Erlaß von Richtlinien für die 
Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln Aufgabe 
der Exekutive und nicht der obersten Rech- 
nungsprüfungsbehörde ist. Er hat sich aber be- 
reiterklärt, dem Bundesminister der Finanzen 
Material zur Verfügung zu stellen. 

Inzwischen hat sich der Haushaltsausschuß des 
Deutschen Bundestages im März 1960 mit der | 


Frage der Repräsentationsausgaben befaßt. Un- 
abhängig davon hat das Bundeskanzleramt an- 
geregt, demnächst mit dem Bundesrechnungshof 
derartige Richtlinien zu besprechen. 

Der Bundesrechnungshof wird dabei auf eine 
Bestimmung hinwirken, die ausdrücklich klar- 
stellt, ob eine verwaltungsinterne Repräsen- 
tation zulässig ist, ob also die Ressorts- und 
Behördenchefs des Bundes gegenüber Bedienste- 
ten des Bundes — z. B. wenn diese einer ande- 
ren Bundesdienststelle angehören — repräsen- 
tieren dürfen. Bei der Beurteilung dieser Frage 
wird davon auszugehen sein, daß Titel 240 we- 
der ein Titel für vermischte Ausgaben noch für 
Fürsorgezwecke ist und daß der Haushaltsplan 
die Mittel zur Durchführung des Dienstes und 
zur Ausübung der Fürsorgepflicht bereits an 
anderen Stellen enthält. 

Nach den vom Bundesminister der Finanzen er- 
lassenen Vorschriften über die Einrichtung und 
Benutzung dienstlicher Fernmeldeanlagen dür- 
fen in Wohnungen von Verwaltungsangehöri- 
gen des Bundes Fernsprechanschlüsse auf 
Kosten des Bundes eingerichtet werden, wenn 
die Verwaltungsangehörigen aus zwingenden 
dienstlichen Gründen auch außerhalb ihrer 
Dienststunden durch Fernsprecher zu erreichen 
sein müssen. Für die private Mitbenutzung des 
Anschlusses erstattet der Anschlußinhaber dem 
Bund die Hälfte der Grundgebühren sowie die 
einen Pauschbetrag übersteigenden Gesprächs- 
gebühren. 

Die obersten Bundesbehörden, die dienstliche 
Fernsprechanschlüsse nur in Ausnahmefällen 
zulassen dürfen, haben häufig die Einrichtung 
solcher Anschlüsse in großzügiger Weise ge- 
nehmigt. 

Der Bundesrechnungshof hat dem Bundesmini- 
ster der Finanzen in den Jahren 1959/1960 an- 
läßlich der Neubearbeitung der Vorschriften 
empfohlen, den Kreis der Teilnehmer einzu- 
schränken; er hat dabei auf eine Regelung hin- 
gewiesen, die sich im Lande Berlin bereits be- 
währt hat. Nach Auffassung des Bundesrech- 
nungshofes ist heute in den Bevölkerungs- 
schichten, denen die Inhaber dienstlicher 
Fernsprechanschlüsse überwiegend angehören, 
ein Fernsprechanschluß allgemein üblich. Be- 
sonders kann Verwaltungsangehörigen die Un- 
terhaltung eines Fernsprechanschlusses aus 
eigenen Mitteln im allgemeinen zugemutet 
werden, wenn sie Dienstaufwandsentschädigung 
oder ähnliche Bezüge erhalten, welche die mit 
der dienstlichen Stellung und Tätigkeit verbun- 
denen besonderen Aufwendungen pauschal ab- 
gelten sollen. 

Der Bundesminister der Finanzen hat sich die- 
sem Vorschläge nicht angeschlossen. 




Der Bundesrechnungshof hält im Hinblick auf 
die §§ 41 und 127 RHO, §§ 22 und 23 BBesG 
eine Bereinigung des mit der Benutzung von 
Dienstkraftwagen zusammenhängenden Fragen- 
kreises für geboten. Er hat bei der Bundes- 
regierung angeregt, unter Beteiligung der ge- 
setzgebenden Körperschaften eine nähere Re- 
gelung zu treffen. Die Bundesregierung hat 
daraufhin eine Regelung vorbereitet, die den 
gesetzgebenden Körperschaften vorgelegt wer- 
den wird. 


94 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2751 


Besondere Angelegenheiten 
der Verwaltungen 

Jahresabschluß der Bundeshauptkasse 
für das Rechnungsjahr 1958 
und Verwahrungen 

20. Nach Artikel 11 Abs. 2 des Finanzvertrags 
(BGBl. II 1955 S. 381) fließen dort näher bezeich- 
nete Einnahmen den beteiligten ausländischen 
Streitkräften zu. Im Rechnungsjahr 1957 wurden 
von der Bundesrepublik für die amerikanischen 
Streitkräfte 1 106 295,76 DM vereinnahmt und 
auf Anordnung des Bundesministers der Finan- 
zen bei Kapitel A 35 05 Titel 61 bis 68 außer- 
planmäßig nachgewiesen. Dieser Betrag wurde 
im Rechnungsjahr 1957 nicht angefordert. Im 
Rechnungsjahr 1958 sind Ausgabemittel in ent- 
sprechender Höhe bei Kapitel 35 11 a Titel 326 
veranschlagt worden. Sie wurden indessen auch 
bis zum Jahresabschluß 1958 nicht in Anspruch 
genommen. Daraufhin ordnete der Bundes- 
minister die Umbuchung der Mittel und der im 
Laufe des Rechnungsjahres 1958 bei Kapitel 
A 35 05 Titel 61, 62, 65, 66, 67 und 68 außer- 
planmäßig vereinnahmten Beträge in Höhe von 
294 312,92 DM, die ebenfalls den ausländischen 
Sfreitkräften zustanden, auf Verwahrungen an. 
Diese Mittel sind am Ende des Rechnungsjahres 
1960 an die ausländischen Streilkräfte ausge- 
zahlt worden. Der Bundesrechnungshof hat das 
Verfahren beanstandet, da es dazu geführt hat, 
daß Einnahmen und Ausgaben nicht in der 
Bundeshaushaltsrechnung nachgewiesen worden 
sind. Nach § 63 RHO war die Buchung der Be- 
träge als Verwahrungen nicht zulässig. 

Der Bundesminister ist jedoch der Auffassung, 
es handele sich nicht um Einnahmen des Bun- 
des, sondern um Fremdgelder, die vom Bund 
lediglich in Verwahrung zu halten seien, bis die 
ausländischen Streitkräfte über ihre Verwen- 
dung verfügen. Die Einnahmen seien lediglich 
deshalb außerplanmäßig bei Kapitel A 35 05 
nachgewiesen worden, weil den ausländischen 
Streitkräften monatliche Nachweisungen über 
die zu ihren Gunsten angefallenen Beträge vor- 
zulegen waren. 

Der Bundesrechnungshof vermag die Auffassung 
des Bundesministers nicht zu teilen. Die Bun- 
desrepublik erhebt die Einnahmen in eigenem 
Namen. Nach dem Haushaltsrecht müssen die 
Einnahmen und Ausgaben in der Bundeshaus- 
haltsrechnung nachgewiesen werden. Der Bun- 
desminister selbst hat mehrfach angeordnet, 
daß die nach Artikel 11 Abs. 2 des Finanzver- 
trages anfallenden Einnahmen außerplanmäßig 
zu buchen sind. Er wird zu veranlassen haben, 
daß die Einnahmen und die Ausgaben im Haus- 
halt mit den erforderlichen Vermerken ver- 
anschlagt und in der Bundeshaushaltsrechnung 
nachgewiesen werden. 

★ 


Bundeskanzler und Bundeskanzleramt 

(Einzelplan 04 für die Rechnungsjahre 1957 
und 1958) 

Presse- und Informationsamt 
der Bundesregierung 

(Kapitel 04 03 — Allgemeine Ausgaben) 

Öffentlichkeitsarbeit in Verteidigungsfragen 

(Titel 309) 

21. Das Presse- und Informationsamt hat die Auf- 
träge zur Herstellung von Aufklärungsmaterial 
freihändig erteilt und häufig nicht einmal Ver- 
gleichsangebote eingeholt. In vielen Fällen wäre 
es möglich gewesen, die Aufträge gemäß den 
Bestimmungen der Verdingungsordnung für Lei- 
stungen öffentlich oder beschränkt auszuschrei- 
ben. Soweit Aufträge auf der Grundlage von 
Selbstkostenpreisen vergeben worden sind, hat 
das Amt entgegen der Verordnung über die 
Preise bei öffentlichen Aufträgen keine Verein- 
barungen über die Art der Selbstkostenpreise 
getroffen. Der Bundesrechnungshof hat die Art 
der Auftragserteilung und die ungenauen Preis- 
vereinbarungen beanstandet. Das Presse- und 
Informationsamt hat zugesichert, die einschlägi- 
gen Vorschriften künftig zu beachten. 

22. Das Presse- und Informationsamt hat für die 
Dauer des Rechnungsjahres 1957 durch Hono- 
rarvertrag einen Journalisten als Mitarbeiter 
verpflichtet und ihm aus den Mitteln für die 
Öffentlichkeitsarbeit die Unkosten für die Be- 
schäftigung einer von ihm persönlich durch 
Dienstvertrag angestellten Schreibkraft erstat- 
tet. Diese ist aber entgegen dem Wortlaut des 
Honorarvertrages und den Bescheinigungen auf 
den Rechnungsbelegen von Anfang an nicht für 
den Mitarbeiter, sondern im Amt mit anderen 
Arbeiten beschäftigt worden. Mit Wirkung vom 
1, April 1958 hat das Amt die Schreibkraft in 
das Angestelltenverhältnis übernommen. 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß 
das Amt im Rechnungsjahr 1957 Mittel, die für 
die Öffentlichkeitsarbeit bestimmt waren, zur 
Verstärkung seines Personals in Anspruch ge- 
nommen hat. Er hat verlangt, daß das Ver- 
fahren nicht wiederholt wird. 

Auswärtiges Amt 

(Einzelplan 05 für die Rechnungsjahre 1957 
bis 1959) 

Auswärtiges Amt 

(Kapitel 05 01) 

Kosten der Ausbildung der Beamten 

(Titel 260) 

23. Das Auswärtige Amt hat die Ausbildung der 
Beamtenanwärter des höheren Auswärtigen 
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Dienstes (Attaches) in einer Ausbildungs- und I 
Prüfungsordnung geregelt. Danach finden zur I 
theoretischen Ausbildung geschlossene Einfüh- j 
rungs- und Abschlußlehrgänge in der Ausbil- j 
dungsstätte des Auswärtigen Amtes statt. Die j 
Attaches sind während dieser Zeit im Internat ' 
der Ausbildungsstätte untergebracht. ; 

Nach den Erläuterungen des Haushaltsplans ! 
sollen als Dozenten sowohl für die theoretische > 
als auch für die praktische Ausbildung der An- | 
Wärter nach Möglichkeit Beamte der Bundes- 
ministerien herangezogen werden. Das Aus- 
wärtige Amt vertritt dagegen die Auffassung, 
daß die Ausbildungsstätte für die im Vorder- 
grund der Ausbildung stehenden Lehrfächer 
Staats- und Völkerrecht, Volkswirtschaft und 
Geschichte ausschließlich auf qualifizierte Pro- 
fessoren deutscher Universitäten angewiesen 
sei und daß höchstens 10 v. H. der Vorlesungs- I 
und Lehrtätigkeit von Beamten des Auswärti- ! 
gen Amtes oder anderer Bundesministerien be- 
stritten werden könne. i 

Der Bundesrechnungshof ist der Ansicht, daß 1 
jede Verwaltung bemüht sein sollte, bei der 
Ausbildung des Beamtennachwuchses in erster ! 
Linie geeignete Bedienstete aus ihrem Bereich j 
heranzuziehen. Er hat deshalb das Auswärtige ' 
Amt gebeten, nach Möglichkeit so zu verfahren. | 
Die Angelegenheit wird mit dem Auswärtigen | 
Amt noch erörtert. 

24. Das Auswärtige Amt hat seinen Angehörigen 
für Lehrvorträge eine Vergütung von 100 DM 
je Doppelstunde gezahlt. 

Der Bundesrechnungshof hat die Höhe dieses 
Satzes beanstandet. Bei Lehrgängen für Asses- 
soren im Bereich der Bundesfinanzverwaltung 
sind grundsätzlich Vortragshonorare von 30 DM 
je Doppelstunde vorgesehen. Höhere Honorare 
dürfen nur in Ausnahmefällen mit Zustimmung 
des Bundesministers der Finanzen gezahlt wer- 
den, wenn der Vortragende nicht der Bundes- 
verwaltung angehört und anders nicht gewon- 
nen werden kann. 

Das Auswärtige Amt will der Beanstandung des 
Bundesrechnungshofes nur zum Teil entsprechen 
und künftig ein Honorar in Höhe von 70 DM je 
Doppelstunde zahlen. Es macht geltend, die Vor- 
träge der Angehörigen seines Geschäftsbereichs 
hätten akademisches Niveau und ihre Vorberei- 
tung und Durchführung erfordere ein großes 
Maß zusätzlicher Arbeit; daher seien für ein 
niedrigeres Honorar geeignete Vortragende 
nicht zu gewinnen. 

Der Bundesrechnungshof geht davon aus, daß 
von Ausnahmefällen abgesehen, die Anforde- | 
rungen bei derartigen Lehrvorträgen in den j 
verschiedenen Bereichen der Bundesverwaltung | 
im wesentlichen gleich sind. Er hält es daher : 
nicht für gerechtfertigt, daß im Auswärtigen i 
Dienst regelmäßig höhere Vergütungen gewährt j 
werden. Er hat deshalb das Auswärtige Amt i 
gebeten, im Einvernehmen mit dem Bundes- | 


minister des Innern Richtlinien über Lehrver- 
gütungen aufzustellen. 

25. Nach den Erläuterungen zum Haushaltsansatz 
sind besondere Ausbildungsausgaben für Aus- 
spracheabende, Empfänge und andere gesell- 
schaftliche Veranstaltungen vorgesehen. Das 
Auswärtige Amt rechnet hierzu auch die Kosten 
für die an diesen Abenden angebotenen Ge- 
tränke, Back- und Tabakwaren sowie für den 
Blumenschmuck. Es verfährt ebenso bei Ab- 
schlußveranstaltungen aus Anlaß von Prüfun- 
gen. Der Bundesrechnungshof hat die Über- 
nahme derartiger Kosten beanstandet, wenn die 
Teilnehmer ausschließlich oder fast nur Ange- 
hörige des Auswärtigen Dienstes waren. Aus- 
gaben dieser Art entsprechen nicht der Zweck- 
bestimmung der Mittel. Sie sind auch mit dem 
Grundsatz einer sparsamen Bewirtschaftung der 
Haushaltsmittel nicht vereinbar. 

Das Auswärtige Amt hat entgegnet, daß soziale 
Gründe dagegen sprächen, -die Lehrgangsteil- 
nehmer die Kosten tragen zu lassen. 

Demgegenüber vertritt der Bundesrechnungshof 
die Auffassung, daß entsprechend der Übung in 
^ der übrigen Bundesverwaltung auch die Ange- 
hörigen des Auswärtigen Amtes und Lehrgangs- 
teilnehmer bei internen Veranstaltungen grund- 
sätzlich die Kosten selbst tragen sollten. 

* 

Allgemeine Bewilligungen 

(Kapitel 05 02) 

Kosten für den Rechtsschutz 

(Titel 311) 

Zentrale Rechtsschutzstelle des Auswärtigen 
Amts 

26. In meinem Gutachten über die Zentrale Rechts- 
schutzstelle des Auswärtigen Amts (vgl. Druck- 
sache 1518 der 3. Wahlperiode, S. 138 Nr. 37) 
hatte ich eine Verminderung des Personal- 
Stands von 24 auf 14 Bedienstete als vertretbar 
bezeichnet, weil die ursprünglichen Aufgaben 
der Rechtsschutzstelle erheblich zurückgegangen 
sind. 

Das Auswärtige Amt hat sich im wesentlichen 
meinem Vorschlag angeschlossen und Ende des 
Rechnungsjahres 1959 trotz einiger neuer Auf- 
gaben die Zahl der Beschäftigten auf 16 herab- 
gesetzt. Es wird prüfen, inwieweit die künftige 
Entwicklung weitere Einsparungen ermöglicht. 

♦ 

Zuschüsse an Gesellschaften 

(Titel 600, 601, 603, 604, 605, 606, 607 und 612) 

27. Das Auswärtige Amt gewährt einer Reihe von 
Gesellschaften, die auf dem Gebiet internatio- 
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naler Zusammenarbeit tätig sind oder sich mit | 
Fragen der Außenpolitik befassen, laufende Zu- ! 
schlisse. Diese sind für die einzelnen Gesell- | 
schäften jeweils bei einem besonderen Titel des , 
Kapitels 05 02 veranschlagt. In den meisten ! 
Fällen werden die Ausgaben der Gesellschaf- ! 
ten überwiegend durch die Bundeszuschüsse ge- ; 
deckt. Der Bundesrechnungshof hat deren Ver- ' 
Wendung sowie die Haushalts- und Wirtschafts- 
führung der Empfänger Örtlich geprüft. Die Prü- j 
fungsergebnisse werden im einzelnen noch mit 
dem Auswärtigen Amt erörtert. 

28. Zwei Gesellschaften haben über die Pflege 1 
aktueller Beziehungen hinaus wissenschaftliche 
Forschung in ihre Aufgaben einbezogen. Damit 
befassen sich jedoch bereits Forschungsinstitute, 
für die im Haushalt des Bundesministers des 
Innern Mittel bereitgestellt sind. Der Bundes- ' 
rechnungshof hat darauf aufmerksam gemacht, | 
daß die Aufgaben der Gesellschaften gegenüber 
Forschungsinstituten abzugrenzen sind. Bei 
einer Gesellschaft ist das inzwischen geschehen. , 

29. Während die Zuschüsse des Bundes in den letz- I 

ten Jahren erhöht worden sind, haben die eige- 
nen Einnahmen der Zuwendungsempfänger im 
allgemeinen nicht zugenommen; sie bleiben so- ' 
gar hinter den veranschlagten Beträgen zurück. ■ 
Der Bundesrechnungshof hat das Auswärtige i 
Amt aufgefordert, die Gesellschaften anzuhal- , 
ten, ihren Mitgliederbestand zu erweitern und 1 
höhere Einnahmen zu erzielen. Damit könnten ; 
sie unvermeidbare Ausgabenerhöhungen ab- 
fangen, ihre Arbeit verstärken und allmählich | 
den Anteil der öffentlichen Zuschüsse ver- | 
ringern. , 

30. Der Bundesrechnungshof hat dem Auswärtigen ' 
Amt gegenüber mehrfach beanstandet, daß 
die Tätigkeit des Personals von Zuwendungs- 
empfängern gegenüber dem Bundesdienst über- ' 
bewertet und zu hoch bezahlt worden ist. Dem ; 
Generalsekretär einer Gesellschaft, dessen Ver- 
gütung in den Erläuterungen zum Bundes- 
haushaltsplan ohne nähere Angaben als außer- 
tariflich bezeichnet ist, ist monatlich ein Gehalt ; 
von 2000 DM und später zusätzlich ein Miet- 
zuschuß von 150 DM zugebilligt worden. Außer- 
dem trägt die Gesellschaft die volle Prämie sei- 
nes Lebensversicherungsvertrages mit jährlich , 
rd. 1400 DM. Angemessen wäre nur ein Gehalt, 
das der Vergütung eines übertariflichen Ange- 
stellten nach der Allgemeinen Dienstordnung , 
entspricht, diese hätte 1959 unter Berücksichti- 
gung eines Steigerungsbetrages sowie des Orts- 
und Kinderzuschlages insgesamt etwa 1550 DM 
monatlich betragen. Zu der Übernahme der 
vollen Lebensversicherungsprämie hat der Bun- 
desrechnungshof darauf aufmerksam gemacht, 
daß der Bund bei seinen Angestellten die 
Kosten der Altersversorgung nur teilweise 
trägt. 

Bei einer anderen Gesellschaft bezog der Gene- 
ralsekretär, dessen Tätigkeit in den Erläuteriin- i 


gen des Haushaltstitels nach Verg.-Gr. I TO.A 
bewertet ist, ein Gehalt, das die tarifliche Ver- 
gütung überstieg. Der Bundesrechnungshof hat 
das beanstandet. Nunmehr hat der Vorstand der 
Gesellschaft im Oktober 1960 beschlossen, den 
Generalsekretär als übertariflichen Angestellten 
unter Beibehaltung der bisherigen Bezüge ein- 
zustufen, um deren Höhe zu rechtfertigen. Das 
Auswärtige Amt hat diesen Beschluß hingenom- 
men. Andererseits hat es die höhere Bewertung 
der Stelle nicht in den Entwurf des Haushalts 
1961 aufnehmen lassen. 

In beiden Fällen sind die Erörterungen mit dem 
Auswärtigen Amt noch nicht abgeschlossen. 

Ein erheblicher Teil der Beanstandungen des 
Bundesrechnungshofes wäre vermieden worden, 
wenn das Auswärtige Amt rechtzeitig von sei- 
nem Prüfungsrecht Gebrauch gemacht und ge- 
legentlich seiner Prüfungen die Zuwendungs- 
empfänger über die bei der Verwendung der 
Bundeszuschüsse zu beachtenden Vorschriften 
unterrichtet hätte, örtliche Prüfungen der be- 
willigenden Stelle sind auch geeignet, ihr den 
für die Beurteilung der Haushalts- und Wirt- 
schaftsführung notwendigen Einblick zu ver- 
schaffen. Darauf hat der Bundesrechnungshof 
das Auswärtige Amt erneut hingewiesen (vgl. 
Drucksache 1518 der 3. Wahlperiode, S. 69 Nr. 6). 

Das Auswärtige Amt hat bei mehreren Zuwen- 
dungsompfängern davon abgesehen, Bewilli- 
gungsbescheide nach den Bundesrichtlinien 1953 
zu § 64 a RHO zu erteilen und Bewilligungs- 
bedingungen zu vereinbaren, ln einzelnen Fäl- 
len hat es Bewilligungsbescheide erst nach 
Zahlung mehrerer Zuschußraten erteilt und die 
Bewilligungsbedingungen erst in der 2. Hälfte 
des Rechnungsjahres anerkennen lassen. 

Der Bundesrechnungshof hat das Verfahren be- 
anstandet und darauf aufmerksam gemacht, daß 
die verantwortlichen Beamten u. U. ersatzpflich- 
tig sind, wenn Zuwendungsempfänger die Rück- 
zahlung bestimmungswidrig verwendeter Zu- 
schüsse mit der Begründung verweigern, für sie 
könnten die Bewilligungsbedingungen nicht gel- 
ten, weil sie diese nicht anerkannt hätten. 

Das Auswärtige Amt hat inzwischen Vorsorge 
getroffen, daß die Bestimmungen der Bundes- 
richtlinien zu § 64 a RHO über die Erteilung von 
Bewilligungsbescheiden künftig beachtet wer- 
den. 

★ 

Vertretungen des Bundes im Ausland 

(Kapitel 05 03 für die Rechnungsjahre 1959 
und 1960) 

Fachreferenten bei den Auslandsvertretungen 

In meinem Bericht vom 24. Oktober 1959 habe 
ich die Eingliederung von Fachreferenten in die 
Auslandsvertretungen des Bundes behandelt 
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(vgl. Drucksache 1518 der 3. Wahlperiode, S. 126 
Nr. 10). Das Auswärtige Amt hat inzwischen die 
„Dienstanweisung für die Landwirtschafts- und 
die Forstreferenten in den Vertretungen der 
Bundesrepublik Deutschland im Ausland" neu 
gefaßt und dabei meinen Anregungen Rechnung 
getragen. Die Fachreferenten werden nunmehr 
so in die Auslandsvertretungen eingegliedert, 
daß die einheitliche Vertretung der Bundes- 
republik gewährleistet ist. Die noch ausstehende 
Dienstanweisung für die Sozialreferenten bei 
den Auslandsvertretungen wird im Auswärtigen 
Amt vorbereitet. 


Organisation und Wirtschaftlichkeit der Ver- 
tretungen in Österreich 

34. Auf Grund des Beschlusses des Flaushaltsaus- 
schusses vom 15. Januar 1960 habe ich ein Gut- 
achten über die Organisation und Wirtschaft- 
lichkeit der Vertretungen des Bundes in Öster- 
reich erstattet. 

Ich habe empfohlen, wegen des geringen Gc- 
schäftsanfalls bei den Berufskonsulaten in . 
Graz/Klagenfurt, Innsbruck und Bregenz zu 
prüfen, ob nicht an ihrer Stelle vorbehaltlich 
etwa zu beachtender politischer Gesichtspunkte 
Wahlkonsulate genügen. Durch die Umwand- 
lung könnten wesentliche Personal- und Sach- 
ausgaben erspart werden. 

Ferner habe ich angeregt, entsprechend der ge- 
setzlichen Ermächtigung soweit wie möglich 
konsularische Befugnisse auf Beamte des ge- 
hobenen Dienstes zu übertragen. Durch eine 
Änderung des Konsulargesetzes sollte außer- 
dem eine weitere Übertragung von Aufgaben 
an Beamte des gehobenen Dienstes ermöglicht 
werden; dies gilt insbesondere für Tätigkeiten, 
die im Inland von Rechtspflegern ausgeübt 
werden. 

Zahlstellen sollten allgemein durch Beamte des ! 
mittleren Dienstes oder ensprechende Ange- | 
stellte und nur bei besonders großen Vertretun- | 
gen durch Beamte des gehobenen Dienstes ver- | 
waltet werden. 

Auch ohne Berücksichtigung der von mir ange- 
regten Einsparungsmöglichkeiten durch organi- 
satorische Maßnahmen sind nach dem Ergebnis 
meiner Untersuchungen bei den Vertretungen 
in Österreich insgesamt 2 Beamte des höheren 
Dienstes und je ein Beamter des gehobenen und 
einfachen Dienstes sowie 23 Angestellte und 
Arbeiter entbehrlich. 

Die abschließenden Erörterungen im Haushalts- 
ausschuß des Bundestags stehen noch bevor. 




Bundesminister des Innern 

(Einzelplan 06 für die Rechnungsjahre 1957 
bis 1960) 

Eundesministerium des Innern 

(Kapitel 06 01 für die Rechnungsjahre 1958 
bis 1960) 

Organisation und Wirtschaftlichkeit des Bundes- 
ministeriums 

35. Den Vorschlägen meines Gutachtens über die 
Personalbemessung ist in den Haushaltsplänen 
1959 und 1960 im großen und ganzen Rechnung 
getragen worden. Bei etwaigen Neuanforde- 
rungen wird der Bundesminister des Innern zu 
prüfen haben, ob der zusätzliche Arbeitsanfall 
durch einen Personalausgleich innerhalb des 
Ministeriums aufgefangen werden kann. Bei 
einigen Spezialgebieten werden sich Neuein- 
stellungen allerdings nicht vermeiden lassen. 

Den vorgesehenen Abbau von Kanzleikräften 
konnte der Bundesminister durch den empfoh- 
lenen verstärkten Einsatz von elektrischen 
Schreibmaschinen verwirklichen. Darüber hin- 
aus sind Schreibkräfte auch dadurch eingespart 
worden, daß das schnellere und billigere Kopier- 
verl'ahren mehr als bisher angewandt wird 
Durch die Bereitstellung weiterer elektrischer 
Schreibmaschinen will der Bundesminister die 
Rationalisierungsmaßnahmen verstärken, um 
auch auf diese Weise dem Fehlen geeigneten 
Nachwuchses begegnen zu können. 

Zur Frage der Übertragung nichtministerieller 
Aufgaben auf das Bundesverwaltungsamt ver- 
weise ich auf S. 91 Nr. 10. 

Allgemeine Bewilligungen 

(Kapitel 06 02 für die Rechnungsjahre 1958 
bis 1960) 

Förderung der Wissenschaft 

(Titel 614) 

Veranschlagung der Mittel für Wissenschaft 
und Forschung 

36. Bei der Rechnungsprüfung und bei den Vor- 
beratungen des Haushaltsentwurfs zu Ka- 
pitel 06 02 hat sich gezeigt, daß die Erläute- 
rungen zur Zweckbestimmung der Zuschuß- 
mittel für Wissenschaft und Forschung nicht 
hinreichend erkennen lassen, nach welchen Ge- 
sichtspunkten die zu fördernden Einrichtungen 
ausgewählt sind und welche Ziele mit den Zu- 
wendungen verfolgt werden. Damit ist die Be- 
urteilung erschwert, ob an der geförderten 
Arbeit ein erhebliches Bundesinteresse besteht. 

Der Bundesrechnungshof hat daher dem Bun- 
desminister des Innern vorgeschlagen, die 
Mittel für Zuwendungen im Haushaltsplan nach 
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einer neuen, vom Gegenstand ausgehenden ! 
Ordnung anzufordern. Dies würde auch einen 
zuverlässigen Gesamtüberblick vermitteln. i 

Die Neuordnung soll auch ermöglichen, in den i 
Fällen, in denen verschiedene Einrichtungen , 
unter der Zuständigkeit mehrerer Ressorts ver- 
wandte Gebiete bearbeiten, Schwerpunkte zu 
bilden und so einer Aufsplitterung der Mittel 
entgegenwirken. Insbesondere könnten Bewil- 
ligungen mehrerer Ressorts für einen und den- , 
selben Zweck leichter vermieden werden. 

Der Bundesminister hat der Anregung des 
Bundesrechnungshofes grundsätzlich zuge- 
stimmt und mit Vorarbeiten für eine Neuord- 
nung begonnen; sie kann frühestens im Haus- 
haltsplan 1962 verwirklicht werden. 

Forschungsbeihilfen der Deutschen Forschungs- 
gemeinschaft an Wissenschaftler bei Dienst- 
stellen des Bundes 

37. Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages hat in seiner Sitzung am 21. Januar 1960 ^ 
auf Grund von Unregelmäßigkeiten bei einer 
Bundesforschungsanstalt in Zusammenhang mit 
Zuwendungen der Deutschen Forschungsgemein- 
schaft an Angehörige dieser Anstalt die Frage 
nach einer zweckmäßigen Finanzkontrolle er- 
örtert. Nach seiner Auffassung genügt es nicht, 
daß bei Aufträgen der Deutschen Forschungs- 
gemeinschaft an im Bundesdienst stehende 
Wissenschaftler das Bundesinnenministerium 
und der Bundesrechnunghof die Verwendung 
der Mittel bei der Deutschen Forschungsgemein- 
schaft prüfen. Er hält es für erforderlich, daß 
das die Dienstaufsicht über das Forschungs- 
institut ausübende Fachministerium und der 
Bundesrechnungshof die Verwendung der von 
der Deutschen Forschungsgemeinschaft den 
Wissenschaftlern gegebenen Mittel in der Rech- 
nung des betreffenden Instituts prüfen können. 

Der Bundesminister hat entsprechend den An- 
regungen des Bundesrechnungshofes die Bun- 
desanstalten seines Geschäftsbereichs bereits 
angewiesen, ihm Zuwendungen der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft an die bei ihnen be- 
schäftigten Forscher mitzuteilen. In einer Be- 
sprechung der beteiligten Ressorts und des 
Bundesrechnungshofes mit der Deutschen For- 
schungsgemeinschaft am 4. Juli 1960 ist verein- 
bart worden, die Forscher anzuhalten, ihren 
Dienstvorgesetzten jeweils über Forschungs- 
aufträge, vor allem über solche der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft, zu unterrichten. 

Der Bundesrechnungshof hat weiterhin vor- 
geschlagen, die Deutsche Forschungsgemein- 
schaft möge ihre Zuwendungen über die Bun- 
desanstalt mit der Maßgabe leiten, daß die 
Mittel zur Verfügung des jeweiligen Forschers 
gehalten werden. Eine Prüfung der Verwen- 
dung der Mittel der Deutschen Forschungs- ; 
gemeinschaft im Rahmen der Rechnungsprüfung i 


einer Bundesanstalt wird hierdurch zwar nicht 
erreicht. Durch die Einschaltung der Verwal- 
tung der Bundesanstalt in die finanzielle Ab- 
wicklung des Forschungsauftrages in Verbin- 
dung mit den Kontrollmaßnahmen und Ver- 
wendungsauflagen der Deutschen Forschungs- 
gemeinschaft dürfte aber Vorsorge getroffen 
sein, daß Unregelmäßigkeiten vermieden wer- 
den. überdies hat das vorgeschlagene Ver- 
fahren den Vorteil, die Forscher von Kassen- 
angelegenheiten und solchen Verantwortungen 
zu entlasten, die ihnen vielfach fremd sind und 
ihre Forschungstätigkeit beeinträchtigen. Sie 
würden damit vor Unannehmlichkeiten und 
Schwierigkeiten geschützt. 

Mit den Bundesministerien konnte bisher ein 
Einvernehmen über die vorgeschlagene Ab- 
wicklung der Zuwendungen nicht erreicht wer- 
den. Ihre Zustimmung ist indessen nach münd- 
lichen Erklärungen zu erwarten. 

Der Bundesrechnungshof wird die Angelegen- 
heit weiterverfolgen. 

* 

Zuschuß zur Förderung von begabten und be- 
dürftigen Studenten an deutschen wissenschaft- 
lichen Hochschulen 

(Kapitel 06 02 Titel 622 für die Rechnungsjahre 
1957 und 1958) 

38. Bund und Länder stellen Mittel zur Förderung 
begabter und bedürftiger Studenten wissen- 
schaftlicher Hochschulen in der Bundesrepublik 
und Berlin-West zur Verfügung. Die Bundes- 
mittel werden dem Deutschen Studentenwerk 
e. V., Bonn, überwiesen, das sie in der Regel 
an die örtlichen Studentenwerke e. V. der Hoch- 
schulen verteilt. Uber die Bewilligung der 
Stipendien und Darlehen aus Bundes- und Lan- 
desmitteln an die Studenten entscheiden Förde- 
rungsausschüsse der Hochschulen. Die Grund- 
sätze, nach denen diese Mittel für Stipendien 
und Darlehen im Rahmen des „Honnefer Mo- 
dells" zu vergeben sind, hatte der Bundes- 
minister des Innern in „Richtlinien für die För- 
derung von Studenten wissenschaftlicher Hoch- 
schulen in der Bundesrepublik und Berlin- 
West" und „Allgemeinen Richtlinien für die 
Vergabe von Studiendarlehen" vom 1. März 
1958 festgelegt. 

Die Förderungsausschüsse haben oltmals Sti- 
pendien und Darlehen bewilligt, ohne daß die 
Voraussetzungen einer Förderung nach dem 
Honnefer Modell Vorgelegen haben. Insbeson- 
dere ist der Begriff des Nettoeinkommens des 
Unterhaltspflichtigen, von dem bei Prüfung der 
Bedürftigkeit des Studierenden auszugehen 
war, unrichtig ausgelegt worden-, zum Teil sind 
bei Ermittlung des Nettoeinkommens der 
Unterhaltspflichtigen nicht nur Steuern und 
Versicherungsbeiträge, sondern auch Sonder- 
ausgaben, z. B. Bausparkassenbeiträge, Wer- 
bungskosten sowie Abschreibungen und Dar- 
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lehens-Tilgungsbeträge vom Bruttoeinkommen 
abgesetzt worden. Infolgedessen sind Förde- 
rungsmittel ausgegeben worden, obwohl es 
nach dem Einkommen der Unterhaltsverpflichte- 
ten nicht gerechtfertigt war. Auf diese Weise 
sind an einer Hochschule im Laufe der Rech- 
nungsjahre 1957 und 1958 Stipendien in Höhe 
von über 50 000 DM gezahlt worden, die bei 
zutreffender Ermittlung des Nettoeinkommens 
nicht bewilligt werden durften. Derartige Aus- 
gaben hätten vermieden werden können, wenn 
die Richtlinien die wirtschaftlichen Voraus- 
setzungen der Förderung klarer umschrieben 
- hätten. 

Weiter haben die Prüfungen ergeben, daß das 
Verfahren bei der Mittelanforderung und der 
Abrechnung durch die mit der Auszahlung der 
Stipendien beauftragten örtlichen Stellen ver- 
besserungsbedürftig war; in Einzelfällen sind 
Bundesmittel zu früh überwiesen und von den 
örtlichen Stellen zeitweise zweckfremd ver- 
wendet worden. 

Den auf Behebung der Mängel zielenden Vor- 
schlägen des Bundesrechnungshofes hat der 
Bundesminister bei der Neufassung der Richt- 
linien und durch Änderung des Zuweisungs- 
verfahrens entsprochen. 

% 

Herrichtung und Ausbau von vorhandenen 
Anlagen für Zwecke des Bundesgrenzschutzes 
einschließlich zusätzlichen Grunderwerbs 

(Kapitel 06 25 Titel 710 
für das Rechnungsjahr 1959) 

Unterkunft Grafenau 

39. Der Bundesminister des Innern hat Ende des 
Rechnungsjahres 1954 eine Liegenschaft in 
Grafenau erworben, die für Unterkünfte des 
Bundesgrenzschutzes ausgebaut werden sollte. 
Das Bauvorhaben ist erst 1958 begonnen wor- 
den. Nach Baubeginn wunde festgestellt, daß 
die Gebäude in erheblichem Umfange von 
Schwamm befallen waren. Der Bundesrech- 
nungshof hat den übereilten, unwirtschaftlichen 
Erwerb und die Un Wirtschaftlichkeit der ge- 
planten Baumaßnahme im Vorjahr zum Gegen- 
standeiner Bemerkung gemacht (Drucksache 1518 
der 3. Wahlperiode, S. 11). Er hat gefordert zu 
prüfen, ob Gewährleistungsansprüche gegen- 
über der Verkäuferin bestehen und ob die be- i 
teiligten Beamten den Schaden, der dem Bund 
entstanden ist, zu ersetzen haben. Der Rech- 
nungsprülüngsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages hat die Bundesregierung um Bericht über 
Stand und Ausgang der Untersuchung ersucht. | 

Der Bericht steht aus. : 

( 

Die weitere Prüfung durch den Bundesrech- | 
nungshof hat ergeben: 

Der Gesamtkostenaufwand für das Bauvor- 
haben, den die Verwaltung — wie sich aus den 


Akten ergibt — ursprünglich auf 300 000 bis 
400 000 DM geschätzt hatte, ist in den Erläute- 
rungen zu Kapitel 06 25 Titel 710 des Bundes- 
haushaltsplans für 1959 mit 1 320 000 DM, an 
der entsprechenden Stelle im Bundeshaushalts- 
plan für 1960 mit 1 900 000 DM angegeben. Die 
Baumaßnahme ist noch nicht beendet; die Höhe 
der tatsächlichen Baukosten steht daher noch 
nicht fest. 

Nachdem Sachverständige nach dem Baubeginn 
im Rechnungsjahr 1958 festgcstellt hatten, daß 
alle Bauteile mit Hausschwamm befallen waren, 
haben Vertreter dos Bundesministers für wirt- 
schaftlichen Besitz des Bundes, der Oberfinanz- 
direktion München und des Finanzbauamtes 
Passau die Gebäude besichtigt und erörtert, ob 
die Feststellungen der Gutachter die beabsich- 
tigte Bauausführung beeinflussen. Sie haben 
den Abbruch der Gebäude für unzweckmäßig 
und nicht vertretbar gehalten. Dementsprechend 
hat der Bundesminister für wirtschaftlichen 
Besitz des Bundes die Oberfinanzdirektion 
München mit Erlaß vom 24. April 1959 beauf- 
tragt, die Gebäude zu sanieren. 

Mit den Arbeiten ist im Mai 1959 begonnen 
worden. Dabei hat sich herausgestellt, daß im 
Kantinengebäude außer dem Holzwerk auch 
das gesamte Mauerwerk von Schwamm ver- 
seucht war. Beim Saaltrakt sind schwerwie- 
gende statische und bauliche Mängel auf- 
gedeckt worden, die befürchten ließen, daß eine 
Seite einstürzen würde. Auch der Verbindungs- 
bau hat wegen baulicher Mängel nicht weiter- 
verwendet werden können. Die drei Gebäude 
sind abgebrochen worden. Schließlich ist von 
dem Hauptgebäude, das als einziges noch stand, 
ein Teil abgebrochen worden, damit die An- 
schlußmauer des neuen Verbindungsbaues ge- 
gründet werden konnte. 

Wegen des Abbruchs der Gebäude mußte die 
Baumaßnahme neu geplant werden. Im Novem- 
ber 1959 ist mit den Bauarbeiten begonnen wor- 
den. Im Februar 1960, als der Rohbau zum Teil 
ausgeführt war, hat der Bundesrechnungshof 
bei örtlichen Erhebungen festgestellt, daß die 
beabsichtigte Verwendung des Hauptgebäudes 
unwirtschaftlich war. Für den flauptbau ergab 
sich das sehr ungünstige Verhältnis der Nutz- 
flächen zu den Verkehrsflächen von 72 : 28. So- 
wohl das Dach als auch die Decken sollten ab- 
gebrochen und die Fensteröffnungen verändert 
werden. Das Mauerwerk war zu sanieren, ohne 
daß die Gewißheit bestand, den Hausschwamm 
für dauernd beseitigen zu können. Der Bundes- 
rechnungshof hat die beteiligten Dienststellen 
darauf hingewieson, daß er die beabsichtigte 
Bauausführung technisch und wirtschaftlich für 
nicht vertretbar halte. Er hat empfohlen, das 
Hauptgebäude ganz abzubrechen und das Bau- 
vorhaben für diesen Teil neu zu planen. Der 
Anregung ist entsprochen worden. Dadurch 
konnten der umbaute Raum und somit der Ge- 
samtaufwand des Bauvorhabens verringert 
werden, obwohl weitere Kosten für Abbruch 
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und Neuplanung entstanden sind. Außerdem 
werden sich wirtschaftliche Vorteile daraus er- 
geben, daß das Gebäude besser genutzt werden 
kann. 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß 
die beteiligten Dienststellen aus dem Zustand 
der Gebäude nicht rechtzeitig die nötigen Fol- 
gerungen gezogen haben. Die Bemühungen, das 
Restgebäude unter allen Umständen zu ver- 
wenden, waren angesichts der ungewöhnlich 
großen Baumängel und der Schwammschäden 
nicht gerechtfertigt. Wäre die Planung recht- 
zeitig darauf abgestellt worden, so hätten über 
die noch wirksam werdenden Einsparungen 
hinaus vor allem die Kosten für die Sanierungs- 
arbeiten erspart werden können. 

Inzwischen hat die Oberfinanzdirektion Mün- 
chen Gewährleistungsansprüche gegen die Ver- 
käuferin geltend gemacht und Klage gegen sie 
erhoben. Eine gerichtliche Entscheidung liegt 
noch nicht vor. 

★ 

Bundesminister der Finanzen 

(Einzelplan 08 für die Rechnungsjahre 1957 
bis 1958) 

Bundesfinanzvenvaltung 

(Kapitel 08 04) 

Einnahmen aus Vermietung, Verpachtung und 
Nutzung von Grundstücken, Gebäuden, Woh- 
nungen, Anlagen und Geräten 

(Einnahmen Kapitel 08 04 Titel 1) 

Entgelt für Dienstwohnungen und Bundesmiet- 
wohnungen ■ 

40. Der Bundesrechnungshof hat festgestellt, daß 
die Verwaltung die Dienstwohnungsvergütun- 
gen und den Mietzins für Bundesmietwoh- 
nungen oft zu niedrig festgesetzt hat. Am i 
häufigsten haben sich folgende Fehler ergeben: 

1. Der örtliche Mietwert, der die Grundlage für j 

die Festsetzung bildet, ist vielfach zu niedrig | 
angesetzt worden. Oft hat die Verwaltung ! 
in den Fällen, in denen der örtliche Miet- 
wert nach der Richtsatzmiete des sozialen 
Wohnungsbaues berechnet wird, diese 
Richtsätze ohne ersichtlichen Grund unter- j 
schritten; auch hat sie den örtlichen Miet- 1 
wert nicht berichtigt, wenn auf Kosten des ■ 
Bundes Mängel der Wohnung beseitigt oder ; 
andere Wertverbesserungen vorgenommen j 
worden sind. | 

2. Häufig ist nicht beachtet worden, daß die j 

Dienstwohnungsvergütungen anzuheben j 
sind, wenn der Ort in eine höhere Orts- | 
klasse eingereiht wird. 1 


3. Bei der Ermittlung wertmindernder Um- 
stände sind wiederholt gegenüber vergleich- 
baren Wohnungen überhöhte Abschläge ge- 
macht worden. Insbesondere sind Beein- 
trächtigungen, denen der Inhaber einer 
Dienstwohnung durch den in demselben Ge- 
bäude befindlichen Dienstbetrieb ausgesetzt 
ist, oft über, Gebühr berücksichtigt worden. 

4. Die Verwaltung hat es häufig unterlassen, 
den örtlichen Mietwert beim Wechsel des 
Wohnungsinhabers, spätestens jedoch alle 
5 Jahre, nachzuprüfen. 

Außerdem sind in zahlreichen Fällen die 
Grundsteuer- und Gebührenmehrbelastungen 
sowie Nebenabgaben, die die Wohnungs- 
inhaber zu tragen haben, nicht oder nur unvoll- 
ständig umgelegt worden. 

Der Bundesrechnungshof hat gefordert, daß die 
Mängel abgestellt werden. 

* 

Mietausfall bei Dienstwohnungen und Bundes- 
mietwohnungen 

41. Bereits in meiner Denkschrift zu der Bundes- 
haushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1954 
(vgl. Drucksache 84 der 3. Wahlperiode, S. 67 
Nr. 7) habe ich berichtet, daß im Bereich der 
Bundeszollverwaltung in vielen Fällen bundes- 
eigene Wohnungen längere Zeit leergestanden 
haben. Derartige Feststellungen hat der Bundes- 
rechnungshof für die Rechnungsjahre 1957 bis 
1959 erneut treffen müssen. So sind allein im 
Bereich eines Hauptzollamts 27 Wohnungen bis 
zu 8 Monaten und 7 Wohnungen bis zu 24 Mo- 
naten unbenutzt gewesen. Der Mietausfall 
betrug etwa 9000 DM. 

Die Wohnungen haben vielfach leergestanden, 
weil ein Nachfolger für den versetzten Woh- 
nungsinhaber nicht rechtzeitig ermittelt wurde, 
weil die Bearbeitung der Neubesetzung zu 
lange gedauert hat oder weil die Wohnungen 
erst instandgesetzt werden mußten. 

Der Bundesrechnungshof hat wiederholt gefor- 
dert, durch vorausschauende Planung und 
engere Zusammenarbeit der bei der Wohnungs- 
zuweisung beteiligten Stellen (Personalreferat, 
Wohnungsreferat, Personalrat, Bezirkspersonal- 
rat) die baldige Wiederbelegung freigewor- 
dener Wohnungen sicherzustellen. Wenn Woh- 
nungen über Gebühr lange Zeit leerstehen, 
wird der Bundesminister zu prüfen haben, wer 
dafür zur Verantwortung zu ziehen ist. 

* 

Erlöse aus der Veräußerung von Kraftfahrzeugen 

(Eimalige Einnahmen — Titel 75) 

42. Der Bundesminister der Finanzen hat den Ver- 
kauf gebrauchter Dienstkraftfahrzeuge durch 
einen Erlaß vom 10. Januar 1955 (MinBlFin 1955 


101 



Drucksache 2751 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


S. 82) geregelt. Der Verkauf soll grundsätzlich 
ausgeschrieben v/erden. Wenn die örtlichen 
Verhältnisse es angebracht erscheinen lassen 
und eine Gefahr der Begünstigung nicht vor- 
liegt, können in der Bundesverwaltung nicht 
mehr verwendbare Kraftl'ahrzeuge auch frei- 
händig verkauft werden. Als Verkaufspreis gilt 
der durch ein Gutachten einer zugelassenen 
Schätzungsstelle oder eines beeidigten Schätzers 
festgestellte Wert des Fahrzeugs zur Zeit der 
Veräußerung. Ein Verkauf unter dem Schätz- 
wert ist nur mit Genehmigung der zuständigen 
obersten Bundesbehörde zulässig. 

Bis auf wenige Ausnahmen haben die Ober- 
finanzdirektionen gebrauchte Dienstkraftfahr- 
zeuge in den vergangenen Jahren inzunehmen- 
dem Umfange freihändig zum Schätzwert ver- 
kauft. Der Marktwert von Gebrauchtwagen 
liegt seit Jahren zum Teil erheblich über dem 
Schätzwert. So hat auch der Bundesrechnungs- 
hof festgestellt, daß bei Verkäufen im Wege 
der Ausschreibung Erlöse erzielt worden sind, 
die bis zu 56 v. H. über den Schätzproisen lagen. 
Der Bundesrechnungshof hat die freihändige 
Veräußerung, die hiernach zu Mindereinnahmen 
für den Bund führt, beanstandet und darauf 
bingewiesen, daß die Ausschreibung die Regel 
und der freihändige Verkauf die Ausnahme 
sein sollen. Die Oberfinanzdirektionen haben 
die Beanstandungen unter Berufung auf den 
Erlaß des Bundesministers nicht anerkannt. Der 
Bundesrechnungshof hat den Bundesminister im 
Oktober 1959 gebeten, die Bestimmungen über 
den Verkauf gebrauchter Dienstkraftfahrzeuge 
zu überprüfen und dafür zu sorgen, daß von 
Ausschreibungen nur unter den in § 46 RHO 
vorgesehenen Voraussetzungen abgesehen 
wird. Auch wenn im Wege der Ausschreibung 
keine wesentlich über dem Schätzwert liegen- 
den Erlöse zu erzielen sind, sollte sie die Regel 
bleiben, um Begünstigungen einzelner Inter- 
essenten auszuschließen. 

Der Bundesminister hat bisher trotz wieder- 
holter Erinnerungen des Bundesrechnungshofes 
noch nicht Stellung genommen. 

Bundesminister für Wirtschaft 

(Einzelplan 09 für die Rechnung.sjahre 

1958 und 1959) 

Bundesministerium für Wirtschaft 

(Kapitel 09 01) 

Organisation und Wirtschaftlichkeit des Bundes- 
ministeriums 

43. Nach Abschluß der im November 1958 begon- 
nenen örtlichen Erhebungen und nach eingehen- 
der Erörterung der Ergebnisse mit den leitenden 


Beamten des Ministeriums habe ich im August 
1960 ein Gutachten über die Wirtschaftlichkeit 
der Organisation und personellen Besetzung des 
Bundes Wirtschaftsministeriums erstattet. 

Zweck der Prüfung war, festzustellen, ob die 
Organisation des Ministeriums vereinfacht und 
sein Personalbestand dadurch verringert wer- 
den könnte. 

Der Aufgabenbereich unterliegt unter dem Ein- 
fluß der sich ständig wandelnden politischen 
und wirtschaftlichen Verhältnisse dauernden 
Veränderungen. Die Beobachtung der Wirtschaft 
des In- und Auslandes und ihrer konjunkturel- 
len und strukturellen Entwicklung sowie die 
Einflußnahme auf die Gestaltung des Wirt- 
schaftsgeschehens im Sinne der sozialen Markt- 
wirtschaft sind die Grundlagen seiner Tätigkeit. 
Zwar sind — vor allem durch den Verzicht auf 
eine staatliche Lenkung der Wirtschaft und die 
grundsätzliche Beschränkung auf ihre Beein- 
flussung durch sog. marktkonforme Mittel sowie 
die weitgehende Liberalisierung des Außen- 
handels — viele früher bedeutsame Verwal- 
tungsarbeiten weggefallen oder haben sich dem 
Umfang nach verringert. Dafür ist aber eine 
Reihe neuer, das Arbeitsvolumen vermehren- 
der Aufgaben hinzugekommen. So hat der Über- 
gang von nationaler zu übernationaler Wirt- 
schaft, in dem die alte Form noch nicht aufge- 
geben werden kann und die endgültige neue 
noch nicht gefunden ist, in vielen Bereichen zu 
unvermeidbarer Mehrgleisigkeit geführt, aus 
der sich schwierige Abgrenzungs- und Koordi- 
nierungsaufgaben ergeben. Außerdem wächst 
die Arbeitsbelastung durch die Eingliederung 
der Verteidigungswirtschaft in die Marktwirt- 
schaft, die verstärkte Förderung der Mittel- 
schichten, die ständig an Bedeutung und Um- 
fang zunehmende Hilfe für die Entwicklungs- 
länder sowie ei^e umfangreiche Unterstützung 
der Forschung. Schließlich ergeben sich neue 
Aufgaben auch aus der Vorbereitung des Luft- 
schutzes und der Notstandsplanung. Mit einer 
wesentlichen Verringerung der Arbeitsbereiche 
ist in absehbarer Zeit nicht zu rechnen. Da der 
Lauf der wirtschaftlichen Dinge in einer Markt- 
wirtschaft anders als in einer gebundenen Wirt- 
schaft nicht vorgeschrieben und nur zum Teil 
beeinflußt werden kann, muß sich die Tätigkeit 
der Verwaltung dem Gang der wirtschaftlichen 
Entwicklung anpassen. Was zu tun ist, wird 
weitgehend von außen bestimmt. Das erschwert 
die stete für einen längeren Zeitraum zu tref- 
fenden organisatorischen und personalwirt- 
schaftlichen Maßnahmen. Dem Bundeswirt- 
schaftsministerium muß daher auf diesen Gebie- 
ten eine gewisse Beweglichkeit zugestanden 
werden. 

Die Prüfung hat aber ergeben, daß trotz dieser 
Schwierigkeiten und der Besonderheit des Wirt- 
schaftsressorts durch einige Änderungen in der 
Organisation eine weitere personelle Vermeh- 
rung vermieden und sogar eine gewisse Ver- 
minderung des Personalbestandes herbeigeführt 
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werden kann. Meine Vorschläge zielen darauf 
ab, den organisatorischen Aufbau zu straffen. 

Ich habe empfohlen, die bisherige Gliederung 
des Hauses in acht Abteilungen beizubehalten, 
jedoch die Zahl der Unterabteilungen von 20 
auf 16 herabzusetzen. Die Anzahl der Referate 
kann durch die Bildung ausreichend großer Re- 
ferate vermindert werden, die eine rationellere 
Arbeitsverteilung und bessere Arbeitsaus- 
lastung ermöglichen und Koordinierungsbespre- 
chungen ersparen, die bei zu vielen Kleinrefe- 
raten unvermeidlich sind. 

Ein Vergleich der Zahl der Organisationseinhei- 
ten nach meinen Vorschlägen zeigt folgendes 
Ergebnis: 


Organisations- 

einheit 


Stand 

Februar 

1959 


schlag Ergebnis 


Abteilungen 8 8 — 

Unterabteilungen 20 16 — 4 

Referate 124 101 — 23 

Die sorgfältige Betrachtung des wirtschaftlichen 
Geschehens ist ein wesentlicher Teil der von 
fast allen Referenten zu leistenden Arbeit. Die 
Entwicklung muß rechtzeitig und richtig erkannt 
werden, damit marktkonforme Mittel erfolg- 
reich eingesetzt werden können. Die Erkennt- 
nisbildung durch Erforschung und Auswertung 
von Tatsachen erfordert in zunehmendem Maße 
die Anwendung wissenschaftlicher Methoden. 
Ich habe vorgeschlagen, zur Entlastung der Re- 
ferenten Untersuchungen mehr als bisher an 
wissenschaftliche Institute zu vergeben und, 
soweit es mit dem öffentlichen Interesse ver- 
einbar ist, bei der Vorbereitung und Durchfüh- 
rung entsprechender Maßnahmen weitgehend 
Verbände und Organisationen der wirtschaft- 
lichen und sozialen Selbstverwaltung einzu- 
schalten. 


gesprochene Empfehlung wiederholt, die Zu- 
ständigkeit des Bundesamtes so weit zu fassen, 
daß es das Ministerium in allen sachlich gebote- 
nen Fällen entlasten kann. Bei der Untersuchung 
der Personalstruktur des Ministeriums habe ich 
mein besonderes Augenmerk auf die Personal- 
Zusammensetzung im höheren und gehobenen 
Dienst und aut die Nachwuchsfrage gerichtet. 

Im Wirtschaftsministerium werden verhältnis- 
mäßig wenig Kräfte des gehobenen Dienstes 
beschäftigt. Das ist nach meinen Feststellungen 
nicht nur auf die Schwierigkeit zurückzuführen, 
geeignete Kräfte des gehobenen Dienstes zu ge- 
winnen, sondern auch auf die in dem Hause 
verbreitete Übung, akademisch Vorgebildete 
mit Aufgaben des gehobenen Dienstes zu be- 
trauen. Ich habe daher angeregt, eine Reihe 
von Aufgaben vom höheren auf den gehobenen 
Dienst zu verlagern. 

Das Ministerium ist darauf angewiesen, einen 
großen Teil seiner Nachwuchskräfte im eigenen 
Hause aus- und fortzubilden. Auch dies hat 
zur Folge, daß der Anteil der Angestellten am 
Gesamtpersonal vergleichsweise hoch ist. Zur 
Zeit kann nur ein geringer Teil der Angestell- 
ten damit rechnen, in das Beamtenverhältnis 
übergeführt zu werden. Das könnte sich auf die 
Gewinnung befähigter Nachwuchskräfte nach- 
teilig auswirken. Nach meinen Vorschlägen, die 
eine Änderung des derzeitigen Zustandes be- 
wirken sollen, vermindert sich der Anteil der 
Angestellten im höheren Dienst von 37,9 v. H. 
des Istbestandes am 30. Juni 1960 auf 28,5 v. H. 
und im gehobenen Dienst von 37 v. H. auf 
33 V. H. Damit sind die Voraussetzungen für 
ein Einrücken der als Angestellte eintretenden 
Nachwuchskräfte in Beamtenplanstellen in an- 
gemessenem Umfang gegeben. 

Gegenüber dem Istbestand an Beamten am 
30. Juni 1960 ermöglicht mein Besetzungsvor- 
schlag eine Vermehrung der Zahl der Beamten 
des höheren Dienstes um 33 und der des ge- 
hobenen Dienstes um 14 Kräfte. 


Die leitenden Kräfte des Ministeriums arbeiten 
in erheblichem Umfang in nationalen und über- 
nationalen Beiräten, Fachausschüssen, Arbeits- ! 
kreisen und ähnlichen Gremien mit. Auf diese 
Tätigkeit kann zwar nicht verzichtet werden. 
Durch eine straffere Organisation müßte sich 
aber die Zahl der Teilnehmer an den Tagungen | 
herabsetzen lassen, insbesondere sollten nach | 
Möglichkeit mehrere Referate durch einen Ab- ' 
gesandten vertreten werden. j 

Schließlich habe ich angeregt, in verstärktem ‘ 
Umfang nichtminislerielle Aufgaben zu verla- 
gern. Als Auffangbehörde steht vor allem das 
Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft zur Ver- 
fügung. Wegen seiner gesetzlichen Beschrän- 
kung auf Angelegenheiten der Ein- und Aus- ^ 
fuhr hat es Aufgaben solcher Art bisher nicht in 
dem gewünschten Umfang übernehmen können. : 
Mit Nachdruck habe ich die bereits früher aus- i 


Stärkere Beachtung als in der zurückliegenden 
Zeit bedarf die Vorbildung von Nachwuchs- 
kräften für die Besetzung von Dienstposten in 
inter- und supranationalen Organisationen 
durch Deutsche. Das Ministerium beabsichtigt, 
geeignete Bewerber vorübergehend einzustel- 
len, um sie mit der deutschen Wirtschaftsver- 
waltung vertraut zu machen und sie auf diese 
Weise für ihre Auslandsarbeit vorzubilden. 
Dieses Vorhaben verdient unterstützt zu wer- 
den. Ich habe mich daher dafür ausgesprochen, 
für diese Kräfte besondere Mittel bereitzustel- 
len, aus denen laufend die erforderliche Zahl 
von Angestellten der Vergütungsgruppe TO.A 
III während ihrer Ausbildungszeit im Ministe- 
rium vergütet werden kann. 


* 
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Bundesminister für Ernährung, ! 

Landwirtschaft und Forsten 

(Einzclplan 10 für die Rechnungsjahre 
1957 bis 1959) 

i 

I 

Allgemeine Bewilligungen I 

(Kapitel 10 02) | 

Maßnahmen zur Förderung der Landwirtschaft I 
und Ernährungswirtschaft 

j 

44. Der Bundesminister weist die bei Kapitel 10 02 ^ 
bereitgestellten Förderungsmittel für die Land- 
wirtschaft auf der Grundlage der Bundesricht- 
linien 1953 zu § 64 a RHO im wesentlichen den 
obersten Landesbehörden für Ernährung, Land- I 
Wirtschaft und Forsten zu, die sie — gegebe- ! 
nenfalls zusammen mit Landesmitteln — als Zu- 
schüsse für die zu fördernden Maßnahmen ver- 
wenden. 

i 

Aus einigen Ausgabebewilljgungen des Kapi- I 
tels 10 02 gewährt der Bundesminister Zuschüsse ; 
auch unmittelbar an Vereine und berufsständi- ; 
sehe landwirtschaftliche Einrichtungen. 

45. Die obersten Landesbehörden haben wiederholt 
die ihnen aus übertragbaren Ausgabebewilli- j 
gungen zugewiesenen Bundesmittel noch kurz 
vor Ablauf der einzelnen Rechnungsjahre ab- j 
gerufen, ohne daß die Voraussetzungen für die 
Verwendung zu diesem Zeitpunkt gegeben wa- 
ren. Dadurch haben einzelne Länder bis zu 
jeweils mehreren Millionen DM angesammelt. 
Die Mittel sind erst im folgenden Rechnungs- 
jahr verwendet, in den Verwendungsnach- 
weisen aber für das vergangene Rechnungsjahr 
ausgewiesen worden. 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß 
Bundesmittel entgegen dem Gebot sparsamer 
und wirtschaftlicher Verwendung öffentlicher 
Mittel in erheblichem Umfange früher in An- 
spruch genommen worden sind, als sie benötigt 
wurden. Er hat auch darauf hingewiesen, daß 
nach den Bundesrichtlinien 1953 eine für das 
laufende Rechnungsjahr ausgesprochene Bewil- 
ligung gegenstandslos wird, wenn die Voraus- ; 
Setzungen für die Auszahlung nicht bis zum j 
Schluß des Rechnungsjahres vorliegen. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundesmini- ; 
Ster gebeten sicherzustellen, daß bei den Län- i 
dem am Schluß eines Rechnungsjahres aus : 
übertragbaren Ausgabebewilligungen unver- ^ 
wendet gebliebene Beträge ordnungsmäßig als ' 
Ausgabereste , in der Haushaltsrechnung des | 
Bundes ausgewiesen und der Freigabeverfügung j 
des Bundesministers der Finanzen — § 30 ' 
Abs. 2 RHO und § 7 Haushaltsgesetz 1960 — I 
unterworfen werden. Der Bundesminister ist der ‘ 
Anregung nachgekommen. 

Weiter hat der Bundesminister, um vorzeitigen | 
Abrufen entgegenzuwirken, auf Anregung des - 
Bundesrechnungshofes in seine Zuwendungs- 
bedingungen allgemein die Bestimmung aufge- i 


nommen, daß vorzeitig abgerufene Bundes- 
mittel ebenso wie zweckwidrig verwendete mit 
2 V. H. über dem Diskontsatz der Bundesbank 
zu verzinsen sind. 

46. Der Haushaltsplan sieht bei Kapitel 10 02 Titel 
580, 629, 630 und 956 im Rahmen des Grünen 
Planes Mittel zur Förderung von Qualität und 
Absatz landwirtschaftlicher Erzeugnisse vor. 
Nach den Verwendungsrichtlinien des Bundes- 
ministers sind die Mittel im wesentlichen zur 
Förderung von Lager-, Verarbeitungs-, Sortier- 
und Absatzeinrichtungen landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse bestimmt. Als Finanzierungshilfen 
werden neben Zinsverbilligungen Kapitalzu- 
schüsse gewährt. Diese können bis zu einem 
vom Bundesminister festgesetzten Vomhundert- 
satz des Gesamtaufwandes des Vorhabens ge- 
geben werden. Die obersten Landesbehörden 
oder die von ihnen beauftragten Landesdienst- 
stellen haben als Kapitalzuschüsse aus Bundes- 
und Landesmitteln im allgemeinen die höchst- 
zulässigen Beträge bewilligt. Geringere Zu- 
schüsse sind lediglich dann bewilligt worden, 
wenn die zur Verfügung stehenden Mittel zur 
Befriedigung aller vorliegenden Anträge nicht 
ausreichten. Dem Bundesrechnungshof sind 
keine Fälle bekanntgeworden, in denen die 
Höhe der Zuschüsse nach den wirtschaftlichen 
Verhältnissen der Empfänger abgestuft worden 
war. Feststellungen ähnlicher Art hat auch ein 
Landesrechnungshof getroffen. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundesmini- 
ster gebeten, die Länder darauf hinzuweisen, 
daß bei der Bemessung der Kapitalzuschüsse 
wie bei der Zinsverbilligung die wirtschaftlichen 
Verhältnisse der Antragsteller zu 'berücksich- 
tigen sind. Der Bundesminister hat dem mit 
Rundschreiben vom März 1959 entsprochen und 
bestimmt, in welchen Fällen Ausnahmen zuläs- 
sig sind. Er hat später die Zuwendungsbedin- 
gungen entsprechend ergänzt. Der Bundesrech- 
nungshof hat jedoch bei örtlichen Prüfungen 
festgestellt, daß auch weiter in der Regel die 
höchstzulässigen Sätze gewährt werden, mithin 
die wirtschaftlichen Verhältnisse der Antrag- 
steller unberücksichtigt bleiben. Selbst Gebiets- 
körperschaften und privaten Großunternehmern, 
die zugleich landwirtschaftliche Betriebe unter- 
halten, werden weiterhin höchstmögliche Zu- 
schüsse zur Verfügung gestellt. 

Nach Ansicht des Bundesrechnungshofes ist 
dieses Verfahren mit dem Zweck der Förde- 
rungsmaßnahme nicht zu vereinbaren. Er wird 
die Angelegenheit weiterverfolgen. 

47. Bei den Zuwendungen, die der Bundesminister 
unmittelbar an die Zuwendungsempfänger ge- 
währt, sind die Bundesrichtlinien von 1953 zu 
§ 64 a RHO im allgemeinen beachtet worden. 
Mehrfach sind private mit öffentlichen Interes- 
sen verknüpft worden, um staatliche Hilfe zu 
erlangen. In einigen Fällen hat der Bundes- 
minister Zuschüsse gewährt, ohne zu verlangen. 
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daß die Möglichkeiten der Eigenfinanzierung | 

voll ausgeschöpft wurden. ' 

1 

Auf Beanstandungen des Bandesrechnungshofes ' 
hat der Bundesminister — abgesehen von fol- 
genden Fällen — den Anregungen des Bundes- - 
rechnungshofes durch Aufhebung der Zuwen- I 
dungsbescheide oder durch Kürzung der Zuwen- | 
düngen entsprochen. | 

! 

48. Einer zur Förderung des Agrarexports gegrün- i 
deten Arbeitsgemeinschaft hat der Bundes- 
minister zur Deckung ihrer gesamten Verwal- , 
tungskosten für die Zeit vom 1. November ^ 
1958 bis 31. Marz 1959 als Starthilfe einen Zu- 
schuß von 29 220 DM aus Titel 652 bewilligt, j 
Hierbei hat er zur Auflage gemacht, daß die , 
Arbeitsgemeinschaft vom Rechnungsjahr 1959 
ab mindestens 50 v. H. ihrer Verwaltungskosten ! 
aus eigenen Mitteln tragen müsse. Trotzdem ' 
hat er für das Rechnungsjahr 1959 wieder einen i 
die gesamten Verwaltungskosten deckenden Zu- 
schuß in Höhe von 77 120 DM gewährt. 

Der Bundesrechnungshof hat gegen die Bewilli- 
gung eines Zuschusses in voller Höhe der Ver- ' 
waltungskosten 1959 Bedenken erhoben, weil ' 
die Auflage, in diesem Rechnungsjahr 50 v. H. 
aus eigenen Mitteln zu tragen, nicht eingehal- 
ten v^^orden ist. Er hat ferner darauf hingewie- I 
sen, daß die Zuwendungsempfängerin sich in 
ihren Ausgaben bescheiden müsse, solange sie 
sich aus öffentlichen Mitteln finanzieren lasse, ! 

Der Bundesminister hat zur Begründung der 
Bewilligung in voller Höhe ausgeführt, daß es 
für die Arbeitsgemeinschaft schwierig gewesen i 
sei, die Eigenbeteiligung bei den angeschlosse- 
nen Verbänden durchzusetzen. Er hat aber zu- 
gesagt, auf die Arbeitsgemeinschaft dahin ein- 
zuwirken, daß durch Werbung neuer Mitglieder 
und Erhebung ausreichender Beiträge die Vor- | 
aussetzungen für eine angemessene Eigenfinan- | 
zierung geschaffen werden. Im übrigen hat der 
Bundesminister durch Kürzung einzelner An- 
sätze des Voranschlages der Beanstandung des 
Bundesrechnungshofes entsprochen. 

i 

49. Der Bundesminister hat derselben Arbeitsge- i 
meinschaft für die Entsendung eines Sachver- i 
ständigen für Agrarwerbung ins Ausland im | 
Rechnungsjahr 1958 45 865 DM und für das | 
Rechnungsjahr 1959 84 000 DM bewilligt. Die ' 
Mittel hierfür hat ihm der Bundesminister für | 
wirtschaftlichen Besitz des Bundes aus dem I 
ERP-^Sondervermögen zur Verfügung gestellt. , 

Bei der Zuwendung für das Rechnungsjahr 1958 | 
hat der Bundesminister von einer Eigenbeteili- 1 
gung des Zuwendungsempfängers abgesehen. 
Im Zuwendungsbescheid für 1959 hat er jedoch | 
gemäß einer entsprechenden Vereinbarung mit ' 
dem Bundesminister für wirtschaftlichen Besitz ! 
des Bundes ausbedungen, daß die an dem | 
Export interessierte Ernährungsindustrie ' 
42 000 DM zur Deckung des mit 126 000 DM 
veranschlagten Gesamtbedarfs aufbringt. Einige i 


Wochen später hat er ohne nähere Begründung 
auf die Beteiligung der Ernährungsindustric 
verzichtet. Schließlich hat er den Zuschuß auf 
insgesamt 124 255 DM erhöht. Den Aufstok- 
kungsbetrag hat er nur zum Teil aus ERP-Mit- 
teln und im übrigen aus Haushaltsmitteln ge- 
währt. Mittel des Einzelplans 10 wurden in An- 
spruch genommen, weil der Bundesminister für 
wirtschaftlichen Besitz des Bundes die Bereit- 
stellung weiterer ERP-Mittel mit der Begrün- 
dung abgelehnt hatte, daß die vereinbarte 
Eigenbeteiligung der Ernährungsindustrie aus- 
geblieben sei. 

Auf Anfrage des Bundesrechnungshofes nach 
den Gründen des Verzichts auf die ausbedun- 
gene Beteiligung der Ernährungsindustrie hat 
der Bundesminister geltend gemacht, diese sei 
nicht zu erreichen gewesen, weil die in Betracht 
kommenden Firmen eigene Leistungen an die 
unannehmbare Bedingung einer Werbung für 
ihre Erzeugnisse geknüpft hätten. 

Der Bundesrechnungshof vertritt die Auffas- 
sung, daß eine ausschließliche Finanzierung der 
Maßnahmen aus öffentlichen Mitteln nicht ver- 
tretbar ist, zumal da auch aus einer allgemeinen 
Exportwerbung der Arbeitsgemeinschaft die am 
Export interessierten Firmen wirtschaftliche 
Vorteile erlangen. 

* 

Einnahmen, und Ausgaben des Bundes auf 
Grund des Gesetzes über den Verkehr mit 
Milch, Milcherzeugnissen und Fetten (Milch- 
und Fettgesetz) 

(Titel 61, 65, 631, 665 für das Rechnungsjahr 1958) 

Von Molkereien und anderen milchwirtschaft- 
lichen Betrieben werden auf Grund des Milch- 
iind Fettgesetzes vom 10. Dezember 1952 Abga- 
ben erhoben. Die Maßnahmen stehen im Zusam- 
menhang mit der Marktordnung für Milch. Im 
Rahmen dieser Marktordnung soll eine gere- 
gelte Versorgung -der Bevölkerung und der Ab- 
satz von Milch zu einem gerechten Preis ge- 
währleistet werden. 

Vor allem führen die in den einzelnen Gebieten 
sehr unterschiedlichen Verwertungsmöglich- 
keiten zu erheblich voneinander abweichenden 
wirtschaftlichen Ergebnissen der Produktions- 
betriebe. Mit Hilfe der von den milchwirtschaft- 
lichen Betrieben erhobenen Abgaben sollen 
diese unterschiedlichen Ergebnisse durch einen 
Landesausgleich und durch einen übergebiet- 
lichen Bundesausgleich ausgeglichen werden. Im 
Rechnungsjahr 1958 betrugen die Einnahmen 
aus der Bundesausgleichsabgabe rd. 20 Mio DM. 
Zur Aufrechterhaltung eines angemessenen 
Preisstandes für die von -den Erzeugern abge- 
lieferte Milch dienen ferner Mittel, die von den 
milchwirtschaftlichen Betrieben im Rahmen ihrer 
Befreiung von der Umsatzsteuer bereitzustel- 
len sind. Diese Umsatzsteuerersparnisse haben 
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die Betriebe zum Teil unmittelbar an ihre 53. 
Milchanlieferer auszuzahlen, zum Teil an das ' 
Land und den Bund abzuführen. Die Einnahmen | 
des Bundes aus dieser Abgabepflicht betrugen j 
bei Gesamtersparnissen von über 100 Mio DM : 
im Rechnungsjahr 1958 nahezu 5 Mio DM. | 

Der Bundesrechnungshof hat hei der Prüfung I 
der Aufkommen aus der Bundesausgleichs- 
abgabe und aus den Umsatzsteuerersparnis- 
beträgen sowie bei Verwendung der Mittel 
Unzulänglichkeiten festgestellt, die zu einem 
großen Teil durch nicht ausreichend klare Vor- 
schriften verursacht worden sind. 

51. Die Höhe der Abgabeschuld für den Bundes- 
ausgleich ist monatlich und in bestimmten Fäl- 
len vierteljährlich von den obersten Landes- 
behörden oder den von diesen bestimmten Stel- 
len festzusetzen und einzuzlehen. Auch Selbst- 
veranlagung kann vorgeschrieben werden. Die 
Beträge werden mit der Eröffnung der Fest- 
setzung fällig. Sie werden jedoch in den einzel- 
nen Ländern nach verschiedenen Verfahren fest- 
gesetzt und eingezogen. Vielfach ist die Fest- 
setzung unterblieben oder nicht überwacht wor- 
den. Häufig haben Abgabeschuldner die erfor- 
derlichen Unterlagen nicht eingereicht. In den 
einzelnen Ländern sind unterschiedliche Zah- 
lungsfristen gewährt worden. 

Die Umsatzsteuerersparnisse sind monatlich an 
Ausgleichskassen zu zahlen, die bei den ober- 
sten Landesbehörden gebildet sind. Die obersten 
Landesbehörden können andere Erhebungszeit- 
räume festsetzen. Die Fälligkeit ist durch die 
Verordnung des Bundesministers nicht gö're- 
gelt. 

Die in den Ländern nicht einheitlichen Erhe- 
bungsverfahren haben zu unterschiedlichen 
Fälligkeiten und damit zu einer ungleichen Be- 
handlung der Abgabepflichtigen geführt. 

Der Bundesrechnungshof hat die nicht ausrei- 
chende Überwachung der Festsetzung und den 
unterschiedlichen Einzug der Bundesabgaben 
beanstandet. Der Bundesminister hat daraufhin 
die obersten Landesbehörden gebeten, für eine 
ordnungsgemäße und vollständige Festsetzung 
zu sorgen. Er ist bemüht, eine einheitliche Rege- 
lung des Erhebungsverfahrens noch für das 
Rechnungsjahr 1961 zu erreichen. 

52. Gestundete Beträge der Bundesausgleichsab- ^ 
gäbe sind mit dem Diskontsatz der Deutschen i 
Bundesbank zu verzinsen. Für die im Rahmen i 
der Umsatzsteuerbefreiung zu entrichtenden Ab- 
gaben ist eine entsprechende Bestimmung nicht 
vorgesehen. Für beide Abgabearten fehlen be- 
sondere Vorschriften über die Verzinsung bei 
Zahlungsverzug. 

Der Bundesminster wird auf Anregung des Bun- 
desrechnungshofes die Verzinsung einheitlich 
regeln. 


Die von den Ländern eingenommenen Beträge 
der Bundesausgleichsabgabe sind zwei Monate 
nach Schluß des Erhebungszeitraumes an die 
Bundes.kasse abzuführen. Termine für die Ab- 
führung der Umsatzsteuerersparnisbeträge sind 
nicht bestimmt. 

Der Bundesrechnungshof hat bei einzelnen Län- 
dern erhebliche Kassenbestände aus der Erhe- 
bung der Bundesabgaben festgestellt. Er hat 
angeregt, daß die von den Ländern eingenom- 
menen Beträge monatlich an die Bundeskasse 
überwiesen und auch an die Länder wieder 
laufend monatlich verteilt werden. Der Bundes- 
minister wird entsprechende Bestimmungen er- 
lassen. 


54. Am Schluß des Rechnungsjahres 1958 betrugen 
die Ausgabereste bei Titel 631 rd, 7,6 Mio DM 
und bei Titel 665 5,2 Mio DM. Bei Titel 631 
war die Verteilung der Mittel aus dem Auf- 
kommen seit 1953 noch nicht abgeschlossen. Die 
Ansammlung derart hoher Ausgabereste be- 
ruht zum Teil auf dem umständlichen Vertei- 
lungsverfahren. 

Der Bundesrechnungshof hat die Bildung von 
Ausgaberesten beanstandet. 

Da es sich bei dem Abgabeaufkommen um Mit- 
tel der Wirtschaft handelt, die dem Ertragsaus- 
gleich innerhalb der Milchwirtschaft dienen sol- 
len, hätten die Bundeseinnahmen auf schnell- 
stem Wege ihrem Verwendungszweck zugeführt 
werden müssen. Eine Ansammlung in der hier 
festgestellten Höhe hat der Bundesrechnungshof 
nicht für vertretbar gehalten. Inzwischen sind 
diese Ausgabereste ihrem Zweck zugeführt 
worden. 

55. Die Länder haben die ihnen aus den Titeln 631 
und 665 zugewiesenen Mittel im allgemeinen 
für den vorgeschriebenen Zweck verwendet. Die 
Prüfung hat ergeben, daß von den zugeteilten 
Bundesausgleichsmitteln zum Teil größere Be- 
träge als Festgeld angelegt waren. Die An- 
sammlung von Guthaben an Ausgleichsmitteln 
ist nicht zu vermeiden, da der Bund das Auf- 
kommen nach einem bestimmten Schlüssel an 
die Länder verteilt und diese die zugewiesenen 
Mittel an die Molkereien im Einzelfall weiter- 
leiten. 

Auf Veranlassung des Bundesrechnungshofes 
hat der Bundesminister von den Ländern die 
Abführung der Zinserträge an die Bundeskasse 
verlangt. Eine Einigung mit den Ländern ist 
noch nicht zustande gekommen. Im übrigen hat 
der Bundesminister erreicht, daß die Länder die 
Stützungsaktionen einfacher und nach einheit- 
lichen Gesichtspunkten ausführen. 
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Zuschüsse an die Einfuhr- und Varratsstellen 
für Getreide und Futtermittel, für Fette, für 
Schlachtvieh, Fleisch und Fleischerzeugnise und 
an die Einfuhrstelle für Zucker 

(Titel 620 für das Rechnungsjahr 1958) 

56. Zur Aufrechterhaltung eines ausgeglichenen 

Marktes mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
unterhalten die Einfuhr- und Vorratsstellen 
V^orräte an Nahrungs- und Futtermitteln. Der | 
Bund leistet Zuschüsse zu den Kosten der Vor- i 
ratshaltung. Die erforderlichen Mittel sind im ; 
Bundeshaushaltsplan in einem Gesamtbetrag I 
ausgewiesen und sind übertragbar. In den Er- 
läuterungen zu dem Haushaltsansatz sind die 
Zuschüsse zu den Kosten der Vorratshaltung 
und der Abbaumaßnahmen (Verwertung der | 
Vorräte) veranschlagt. Getrennt davon sind 
unter „Es entfallen auf" die Verwaltungsausga- 
ben ausgebracht; sie dürfen deshalb nur für die- 
sen Zweck ausgegeben werden. i 

Im Rechnungsjahr 1958 sind für Vorratshaltung | 
und für Abbaumaßnahmen 288 523,48 DM mehr | 
ausgegeben und durch Minder au sgaben für Ver- 
waltungskosten ausgeglichen worden. Infolge- 
dessen sind die Minderausgaben für Verwal- | 
tungskosten in der Bundeshaushaltsrechnung ' 
statt mit 513 585,52 DM nur mit 225 062,04 DM | 
nachgewiesen und nur in dieser Höhe in Ab- | 
gang gestellt worden. j 

Der Bundesrechnungshof hat die Inanspruch- | 
nähme der Ersparnisse bei den Verwaltungs- 
kosten zur Deckung der Mehrausgaben der Ko- 
sten der Vorratshaltung und der Abbaumaß- 
nahmen beanstandet. Die ersparten Beträge wa- 
ren nach § 34 RHO voll in Abgang zu stellen. 
Für die Mehrausgaben der Vorratshaltung und 
der Abbaumaßnahmen hätte der Bundesmini- 
ster die Genehmigung einer überplanmäßigen 
Ausgabe nach § 33. Abs. 1 RHO bei dem Bundes- 
minister der Finanzen beantragen müssen. 

Der Bundesminister hat zugesagt, künftig die 
haushaltsrechtlichen Vorschriften zu beachten. 

Ausgleichsbeträge auf Grund des Gesetzes zur 
Förderung der deutschen Eierwirtschaft 

(Titel 958) 

57. Mit Rücksicht auf die Unterschiede zwischen 
dem Inlandspreis für Futtergetreide und den 
niedrigeren Weltmarktpreisen werden an Hüh- 
nerhaltungen unter bestimmten Voraussetzun- 
gen aus Bundesmitteln Ausgleichsbeträge zur 
Förderung der deutschen Eierwirtschaft gezahlt. 
Die Höhe des Ausgleichsbetrages wird viertel- 
jährlich durch Verordnung des Bundesministers 
jeweils festgelegt. Wie ich in der Denkschrift 
vom 24. Oktober 1959 (vgl. Drucksache 1518 der 
3. Wahlperiode, S. 84 Nr. 62) ausgeführt habe, 
hat der Bundesrechnungs'hof beanstandet, daß 
bei der Berechnung des Ausgleichsbetrages bis- 


her eine zu niedrige durchschnittliche Legelei- 
stung jährlich zugrunde gelegt worden war. 

Der Bundesminister hat auf Grund der Unter- 
lagen von rd. 4000 Berichterstatterbetrieben aus 
dem gesamten Bundesgebiet die Berechnungs- 
grundlagen für die Ausgleichsbeträge inzwi- 
schen überprüft. Er geht seit dem 1. Januar 1960 
bei der Berechnung von einer durchschnittlichen 
Legeleistung von 155 — statt bisher 145 — Eiern 
je Huhn aus. Hierdurch ergibt sich für den Bund 
schon eine jährliche Ersparnis in Höhe von 
etwa 4 Mio DM, Die Frage wird weiter zu be- 
obachten sein. 

* 

Ausgleich der beim Verkauf von Fleisch aus in 
Vakzinestationen geschlachteten Rindern ent- 
stehenden Verluste 

(apl. Titel 965 für das Rechnungsjahr 1957) 

58. Das im Herbst 1956 im besonderen durch den 
Weideabtrieb erhöhte Angebot auf den Vieh- 
märkten hat die Einfuhr- und Vorratsstelle für 
Schlachtvieh, Fleisch und Fleischerzeugnisse 
(EVSt) zum Anlaß genommen, im Interesse 
eines ausgeglichenen Marktes Stützungsmaß- 
nahmen zu treffen. Sie hat in größerem Um- 
fange Rinder durch Käufe auf eigene Rechnung 
und für eine eigene Vorratshaltung aus dem 
Markt genommen. 

Zur gleichen Zeit bestand ein erhöhter Bedarf 
an Rindern zur Herstellung von Impfstoffen ge- 
gen die Maul- und Klauenseuche. Im Hinblick 
hierauf vcranlaßte die EVSt auf Weisung des 
Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten verschiedene Viehhändler zu An- 
käufen von Tieren für die Impfstoffherstellung 
auf einzelnen Märkten und zu bestimmten Ein- 
kaufspreisen. Dadurch sollten die eigenen Käufe 
der EVSt und die Kosten der Vorratshaltung 
eingeschränkt werden. Die durch die Impfstoff- 
herstellung entstehenden Verwertungsverluste 
sowie besondere Transportkosten erstattete die 
EVSt in eine Pauschale in Höhe von 80, — DM 
je Tier den Viehhändlern aus Bundesmitteln. 

Die im Rahmen dieser Sondermaßnahme für 
7678 Rinder aufgewendeten Kosten betrugen 
insgesamt 614 240, — DM. 

über die Notwendigkeit der Maßnahme sowie 
vor allem die Angemessenheit der zu Lasten des 
Bundeshaushalts gezahlten Vergütungen geben 
die Unterlagen des Ministeriums nicht genügend 
Auskunft. Die Weisungen des Ministeriums an 
die EVSt zur Durchführung der Maßnahme sind 
nur mündlich gegeben worden. 

Zur Bezahlung der an die Viehhändler zu ent- 
richtenden Entschädigung hat die EVSt zunächst 
die ihr für die Vorratshaltung im Rechnungs- 
jahr 1956 bei Kapitel 10 02 Titel 620 zur Ver- 
fügung stehenden Mittel in Anspruch genom- 
men. Später, und zwar im Januar 1957 hat der 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
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und Forsten zur Deckung dieser Kosten den 
Bundesminister der Finanzen um Zustimmung 
zu einer außerplanmäßigen Ausgabe gebeten. 
Der Bundesminister der Finanzen hat diesen 
Antrag äbgelehnt, weil seine vorherige Zu- 
stimmung zur Inanspruchnahme von Bundes- 
mitteln im Rahmen der im November 1956 abge- 
schlossenen Maßnahme nicht eingeholt worden 
war. Die Aufwendungen sind endgültig in der 
Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungs- 
jahr 1957 bei Kapitel 10 02 Titel apl. 965 nach- 
gewiesen worden. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes ist 
das marktwirtschaftliche Ergebnis des zur 
Marktstützung durchgeführten Aufkaufs von 
Rindern für die Impfstoffherstellung zweifelhaft, 
weil die dem Markt entzogenen Rinder schon 
nach kurzer Zeit als Fleisch dem Verbrauch 
wieder zugeführt worden sind. 

Keinesfalls hätten Mittel des Titels 620, die 
nach der Zweckbestimmung allein zur Deckung 
der Kosten der Vorratshaltung dienen, in An- 
spruch genommen werden dürfen. Es wäre eine 
außerplanmäßige Ausgabe im Rechnungsjahr 
1956 erforderlich gewesen, für die die Zustim- 
mung des Bundesministers der Finanzen recht- 
zeitig hätte eingeholt werden müssen. 

Der Bundesminister hat im Rechnungsjahr 1957 
auf Verlangen des Bundesministers der Finan- 
zen einen Ausgleich für die außerplanmäßige 
Ausgabe bei Titel apl. 965 durch Einsparung bei 
Titel 620 heribeigeführt und zugesagt, künftig 
bestimmungsgemäß zu verfahren. 

* 

Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung 

(Einzelplan 11) 

Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 

(Kapital 11 01 für die Rechnungsjahre 1959 
und 1960) 

Organisation und Wirtschaftlichkeit des 
Bundesministeriums 

59. über die Ergebnisse der Prüfung des Bundes- 
ministeriums für Arbeit und Sozialordnung habe 
ich im vergangenen Jahr berichtet (vgl. Druck- 
sache 1518 der 3. Wahlperiode, S. 141/142 Nr. 45 
bis 49). 

In der Zwischenzeit hat der Bundesminister 
meine Vorschläge für eine Straffung der Orga- 
nisation weitgehend verwirklicht; drei Unter- 
abteilungen und 23 Referate sind aufgelöst und 
das Generalsekretariat für die Sozialordnung 
Ist in die Abteilung für Sozialversicherung ein- 
gegliedert worden. 

Auch den inneren Dienst hat der Bundesmini- 
ster nach meinen Vorschlägen straffer organi- 
siert. Die Leitungs- und Weisungsbefugnisse 


des Ministerialbürodirektors erstrecken sich 
nunmehr auch auf den inneren Dienst der Fach- 
abteilungen. Die Personalwirtschaft ist stärker 
zentralisiert worden. Die Vorprüfungsstelle ist 
dem Staatssekretär unterstellt. 

Der Haushaltsausschuß des Bundestages hat 
auch bei der Beratung des Haushaltsplans 1960 
die Ausführungen des Gutachtens berücksich- 
tigt. 

60. Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung hat den zivilen Ersatzdienst nach dem Ge- 
setz vom 13. Januar 1960 selbst durchzuführen. 
Er wird dabei mit Verwaltungsaufgaben befaßt, 
die ihrer Natur nach nicht in einem Ministerium 
zu erledigen wären. Bei der Verabschiedung 
des Gesetzes hat es der Bundestag jedoch als 
erforderlich erachtet, daß der zivile Ersatzdienst 
zumindest in der Anlaufzeit vom Ministerium 
selbst bearbeitet wird. Meines Erachtens wird 
es sich empfehlen, den die Organisation des 
Ersatzdienstes regelnden § 2 des Gesetzes vor- 
sorglich durch eine Vorschrift zu ergänzen, die 
dem Bundes mini Ster die Übertragung von 
Durchführungsaufgaben auf eine nachgeordnete 
Stelle gestattet. Die Frage, wann von einer sol- 
chen Ermächtigung Gebrauch gemacht wird und 
ob ZU gegebener Zeit die Verwaltungsaufgaben 
dem Bundesverwaltungsamt oder einer anderen 
Stelle oder Einrichtung zu übertragen sein wer- 
den, könnte bei einer solchen Regelung noch 
offenbleiben. 

* 

Kriegsopferversorgung und gleichartige 
Leistungen 

(Kapitel 11 10 für das Rechnungsjahr 1957) 

Einmalige Ausgaben — Versorgungsbauten 
Mehrkosten bereits bewilligter Bauvorhaben 
Bau eines Dienstgebäudes für eine Orthopädi- 
sche Versorgungsdienststelle 

61. Eine Landesbauverwaltung hat in den Rech- 
nungsjahren 1954 bis 1957 für den Bund den 
Neubau einer Orthopädischen Versorgungs- 
dienststelle errichtet. Für das Vorhaben waren 
im Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 

1952 — Einzelplan XXVI Kapitel 4 Titel 51 — 
131 000 DM und im Bundeshaushaltsplan für 

1953 — Kapitel A 40 09 Titel 746 — 355 000 DM, 
insgesamt also 486 000 DM bereitgestellt wor- 
den, ohne daß die nach § 14 RHO erforderlichen 
Unterlagen Vorgelegen hatten. Weitere 56 000 
DM hat der Bundesminister der Finanzen aus 
Kapitel 40 09 Titel 762 für das Rechnungsjahr 
1956 zur Verfügung gestellt. 

Ein ausführlicher Kostenanschlag gemäß § 45 
RHO ist nicht erstellt worden. Der Bundesmini- 
ster der Finanzen hat im August 1954 zunächst 
einen Kostenvoranschlag über 470 000 DM ge- 
nehmigt, im April 1955 aber einer Erhöhung 
der Baukosten auf 486 000 DM und im Dezem- 
ber 1956 auf insgesamt 542 000 DM zugestimmt. 
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Das Finanzbauamt hatte die Notwendigkeit, die 
Anschlagsumme zu erhöhen, im ersten Fall vor- 
nehmlich damit begründet, daß die Erd- und 
Gründungsarbeiten sich infolge nicht vorherseh- 
barer Bodenverhältnisse verteuern würden, und 
sich im zweiten Falle hauptsächlich auf Lohn- 
und Materialpreissteigerungen berufen. 

Die Kosten des Bauvorhabens haben 538 965,74 
DM betragen; es sind nachgewiesen: 

bei Kapitel A 40 09 Titel 746 

im Rj. 1954 150 150— DM 

im Rj. 1955 299 638,78 DM 

im Rj. 1956 36 211,22 DM 

486 000,— DM 

Kapitel 40 09 Titel 762 

im Rj. 1956 9 967,80 DM 

Kapitel 11 10 Titel 762 

im Rj. 1957 42 997,94 DM 

zusammen 538 965,74 DM. 

Die Erhöhung der Baukosten beruht nicht auf 
den in den Anträgen angeführten Umständen; 
sie ist vielmehr im wesentlichen die Folge da- 
von, daß das Finanzbauamt unbefugt und un- 
nötig besonders teure Baustoffe verwenden 
ließ. Etwa 13 000 DM Mehrkosten sind allein 
dadurch entstanden, daß das Finanzbauamt die 
Spenglerarbeiten in Kupferblech statt in ver- 
zinktem Eisenblech ausführen ließ. Der teureren 
Ausführung in Kupferblech hatte die Ober- 
finanzdirektion zwar im Kostenvoranschlag, je- 
doch nur unter der Bedingung zugestimmt, 
daß die ursprünglich veranschlagten Baumittel 
dafür ausreichen würden. Das war nicht der 
Fall. Vielmehr ließ das Finanzbauamt, das die 
Arbeiten zunächst in verzinktem Eisenblech 
vergeben hatte, Kupferblech verwenden, nach- 
dem der Bundesminister der Finanzen für die 
angeblichen Mehrkosten der Erd- und Grün- 
dungsarbeiten 16 000 DM nachbewilligt hatte. 

Mindestens 18 000 DM zusätzliche Kosten hat 
die Verwendung von Leichtmetallfenstern an- 
stelle hölzerner Verbundfenster verursacht. 

Ihr hatte der Bundesminister der Finanzen nur 
unter der Voraussetzung zugestimmt, daß die 
Mehrkosten an anderer Stelle eingespart und 
die — damals in Höhe von 486 000 DM — ge- 
nehmigten Baukosten nicht überschritten wür- 
den. über diese Auflage hat sich das Finanz- 
bauamt ebenfalls hinweggesetzt. Außerdem sind 
wenigstens 17 000 DM Mehrkosten dadurch an- 
gefallen, daß in die zunächst mit Bauglas ver- 
glasten Fenster nachträglich Verbundglas ein- 
gesetzt woi^den ist. 

Weitere Ausgaben hätten vermieden werden 
können, wenn die Arbeiten gründlich geplant 
und veranschlagt sowie ausnahmslos ausge- 
schrieben und nicht zu etwa 28 v. H. freihändig 
vergeben worden wären. Insgesamt hätte nach 
Auffassung des Bundesrechnungshofes zumin- 
dest die Inanspruchnahme zusätzlicher Haus- 
haltsmittel vermieden und ein Betrag von etwa 
53 000 DM erspart werden können. 


Der Bundesrechnungshof hat die unzutreffende 
Berichterstattung sowie die unzulängliche Vor- 
bereitung und kostspielige Durchführung der 
Baumaßnahme beanstandet. Er hat den seit dem 
Rechnungsjahr 1958 zuständigen Bundesminister 
für wirtschaftlichen Besitz des Bundes gebeten, 
dafür Sorge zu tragen, daß die Baudienststellen 
die mit der Genehmigung der Bauunterlagen 
verbundenen Auflagen beachten und nicht mit 
der Bauausführung beginnen, bevor die Bau- 
unterlagen nach § 45 RHO vorliegen. Der Bun- 
desminister wird ferner auf eine Prüfung der 
Frage hinzuwirken haben, ob die Landes- 
bediensteten wegen der vom Bundesrechnungs- 
hof festgestellten Verstöße zur Verantwortung 
gezogen werden können. 

Die Erörterungen mit den beteiligten Behörden 
sind noch nicht abgeschlossen. 

Sozialversicherung 

(Allgemeine Ausgaben Kapitel 11 13 für die 
Rechnungsjahre 1959 und 1960) 

Zuschüsse des Bundes an die Rentenversiche- 
rung der Angestellten 

(Titel 600 b) 

Organisation und Wirtschaftlichkeit der Bundes- 
versicherungsanstalt für Angestellte in Berlin 

62. Der Bund zahlt laufend hohe Zuschüsse an die 
Rentenversicherung, zu deren Trägern die Bun- 
desversicherungsanstalt für Angestellte gehört. 
Die Staatsaufsicht über diesen Versicherungs- 
träger wird im Geschäftsbereich des Bundesmini- 
sters für Arbeit und Sozialordnung ausgeübt. 
Die Bundesregierung hat sich seit langem, ins- 
besondere bei den alljährlichen Beratungen über 
denHaushaltsplan, mit der Verwaltungssituation 
befaßt und der Anstalt nahegelegt, die Organi- 
sationsfragen zweckmäßig zu regeln. Da das 
von mir im Jahre 1955 erstattete Gutachten 
durch die Rentengesetzgebung des Jahres 1957 
zum großen Teil überholt ist, hat mich die Bun- 
desregierung um Erstattung eines Gutachtens 
über den wirtschaftlichen Einsatz der Haushalts- 
mittel der Anstalt gebeten. 

Meine im Februar 1959 aufgenommenen ört- 
lichen Untersuchungen sind jetzt soweit abge- 
schlossen, daß ich nunmehr darüber berichten 
kann. Es liegen Probleme ungewöhnlichen Aus- 
maßes vor. Die Bundesversicherungsanstalt 
führt die Rentenversicherung der Angestellten 
zentral durch. Sie beschäftigt in der Verwaltung 
über 6000 Beamte, Angestellte und Arbeiter, die 
in den Sanatorien nicht eingerechnet. Der Haus- 
haltsplan für das Kalenderjahr 1960 schließt in 
Einnahme und Ausgabe mit je rund 6 Milliar- 
den DM ab. Das Vermögen umfaßt Werte von 
etwa 5 Milliarden DM. Es sind laufend in rund 
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1,8 Millionen Fällen Renten auszuzahlen und 
jährlich etwa 200 000 Renten neu festzusetzen. 
Der Bundeszuschuß ist für das Rechnungsjahr 
1960 mit rund 818 Millionen DM im Bundes- 
haushalt veranschlagt. 

Die Verwaltung der Bundesversicherungsan- 
stalt, die ihre Tätigkeit erst 1954 aufgenommen 
hat, sah sich den Schwierigkeiten des Aufbaues, 
der Durchführung des komplizierten mit dem 
Jahre 1957 in Kraft getretenen neuen Renten- 
rechts, der Umsetzung in ein Maschinenpro- 
gramm, dem Zeitdruck und dem Zwang gegen- 
über, hohe Arbeitsrückstände beschleunigt ab- 
zubauen. 

Die Gesamtleitung der Bundesversicherungs- 
anstalt obliegt dem ehrenamtlich tätigen Vor- 
stand,- ihm gehören mit beratender Stimme auch 
die drei hauptamtlichen Geschäftsführer an, die 
als kollegiale Geschäftsführung an der Spitze 
der Verwaltung stehen. Ich untersuche noch, 
wie die Zuständigkeit der Geschäftsführer in 
Fragen der einzelnen Abteilungen — unbescha- 
det der kollegialen Gesamtleitung — geregelt 
werden sollte. 

Im Gutachten von 1955 hatte ich vorgeschlagen, 
einen Organisationsreferenten mit der Durch- 
führung von Vereinfachungsmaßnahmen imd 
allgemeinen Geschäftsprüfungen zu beauftragen. 
Dieser hat seine Tätigkeit erst zur Zeit der Ört- 
lichen Erhebungen meiner Beauftragten Anfang 
1959 aufgenommen. Der Organisationsreferent 
soll nach entsprechendem Beschluß des Vor- 
stands die neuen Grundsätze zur Durchführung 
meiner Organisationsvorschläge in den Abtei- 
lungen zur Geltung bringen. 

Die Organisation muß darauf abgestellt sein, 
sowohl die mengenmäßige als auch die sach- 
gerechte Erledigung der anfallenden Arbeit, be- 
sonders die richtige Berechnung der Renten, zu 
gewährleisten. Schon im Gutachten von 1955 
habe ich empfohlen, die laufenden Renten auf 
Grund der Rentenakten nachzuprüfen. Meine 
neue Untersuchung hat ergeben, daß die Un- 
sicherheit in der Rentenberechnung zwar zu 
einem Teil auf den bereits angeführten Schwie- 
rigkeiten, aber auch auf organisatorischen Män- 
geln beruht. Auf meine Anregung ist ein Ar- 
beitskreis gebildet worden, in dem Angehörige 
verschiedener Abteilungen der Bundesversiche- 
rungsanstalt mit Beamten meines Hauses die 
Verwaltungsvorgänge bei der Rentenfestset- 
zung eingehend untersucht haben. Er hat Vor- 
schläge über die Organisation der Rentenäbtei- 
lung, das Verfahren bei der Rentenfestsetzung 
und die Vordruckgestaltung erarbeitet. Der 
Arbeitskreis hat für die Bearbeitung von Ren- 
tenanträgen ein System vorgeschlagen, das u. a. 
den Einsatz von verantwortlichen Sachbearbei- 
tern und Prüfern vorsieht; es ist zunächst in 
einem Referat eingeführt worden. 

Die Bundesversicherungsanstalt hat für Rechen- 
arbeiten bei der Rentenfestsetzung und für das 
Schreiben der Rentenbescheide sowie der Ren- 


tenzahlungsaufträge zwei Magnettrommelrech- 
ner mit Lochkarteneingabe sowie konventio- 
nelle Lochkartenmaschinen eingesetzt. Mit den 
Maschinen werden außerdem statistische und 
sonstige Arbeiten durchgeführt. Die jährliche 
Maschinenmiete beträgt nach dem Haushalts- 
plan 1960 rund 1,1 Millionen DM; die Kosten 
für die Lochkarten sind mit 75 000 DM ange- 
setzt. Die gegenwärtig entstehenden Personal- 
kosten werden sich um den Aufwand für die im 
Anschluß an die maschinelle Berechnung erfor- 
derliche Prüfung erhöhen. Es wird erwogen, 
das Verfahren durch den Einsatz leistungsfähi- 
gerer Geräte zu verbessern; hierdurch wird der 
Gesamtaufwand weiter steigen. Ich habe daher 
schon jetzt empfohlen, vor der Auswahl neuer 
Geräte grundlegende Analysen der Arbeits- 
abläufe und Untersuchungen aller möglichen 
Berechnungsverfahren durchzuführen. 

Ich werde weiter vorschlagen, die jetzige Ver- 
mögensabteilung in eine Finanz- und Vermö- 
gensäbteilung umzugestalten, in der, ähnlich 
wie in der Kämmerei einer kommunalen Selbst- 
verwaltungskörperschaft, alle Fragen des Haus- 
halts und der Vermögensverwaltung zusammen- 
gefaßt werden. 

* 


Bundesminister für Verkehr 

Bundeswasser- und Schiffahrts Verwaltung 

(Kapitel 12 03) 

Unterhaltung und Betrieb der Binnenwasser- 
straßen 

(Titel 300 für die Rechnungsjahre 1957 und 1958) 

Schäden an einer Uferböschung 

63. Ein Wasser- und Schiffahrtsamt hat einer Firma 
vertraglich die Entnahme von Kies und Sand 
aus dem Neckar bis zu einer Baggertiefe von 
5 m gestattet. Die Firma hat aber bis zu einer 
Tiefe von 8 m gebaggert. Dadurch sind die 
Steinmatten der Uferböschung auf etwa 200 m 
Uferlänge abgerutscht. Die Firma war vertrag- 
lich zum Ersatz des auf etwa 40 000 DM ge- 
schätzten Schadens verpflichtet. Das Amt hat 
nichts zur Beseitigung der Schäden unternom- 
men. 

Der Bundesrechnungshof hat das Amt auf die 
Schäden hingewiesen und ihre Beseitigung auf 
Kosten der Firma gefordert. Er hat seine Auf- 
forderung nach einem Jahr wiederholen müs- 
sen. Erst nach geraumer Zeit ist die Böschung 
wiederhergestellt worden. Der Bundesrech- 
nungshof hat beanstandet, daß das Amt seiner 
Pflicht zur Wahrung der Bundesinteressen erst 
nach mehrfacher Erinnerung nachgekommen ist. 

* 
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Unterhaltung und Betrieb der Seewasserstraßen 

(Titel 301 für die Rechnungsjahre 1957 bis 1960) 

Übertragung der Lotseinrichtungen auf die 
Lotsenbrüderschaften 

64. Auf Veranlassung des Bundesministers habe ich 
die Frage untersucht, ob es geboten erscheint, 
den Betrieb der Lotseinrichtungen vom Bund 
auf die Lotsenbrüderschaften zu übertragen. Die 
Seelotsen sind nach dem Gesetz über das See- 
lotswesen (SLG) vom 13. Oktober 1954 (BGBl. II 
S. 1035 ff.) freie Gewerbetreibende. Sie haben 
das Recht der Selbstverwaltung durch Lotsen- 
brüderschaften und die Bundeslotsenkammer. 
Diese Einrichtungen sind Körperschaften des 
öffentlichen Rechts. Der Bund kann den 
Lotsenbrüderschaften mit deren Zustimmung die 
Vorhaltung und den Betrieb von Lotseinrich- 
tungen (festen und schwimmenden Lotsen- 
stationen, Versetz- und Zubringerfahrzeugen) 
gegen Erstattung der Kosten übertragen. Die 
Lotseinrichtungen haben bereits in früheren 
Jahren vielfach in den Händen der Lotsen- 
brüderschaften gelegen. 

Ich habe dem Bundesminister empfohlen, diese 
vom SLG zugelassene Regelung allgemein an- 
zustreben, zumal da die Lotseinrichtungen 
des Bundes auf den Lotsrevieren der Weser 
bereits seit Jahren von den dortigen Lotsen- 
brüderschaften betrieben werden. Diese Rege- 
lung bedeutet eine Verwaltungsvereinfachung 
und trägt zugleich dazu bei, den Gedanken der 
Selbstverwaltung zu stärken. Im übrigen läßt 
sie bei den Personalkosten eine jährliche Er- 
sparnis von rund 0,5 Mio DM erwarten. 

Der Bundesminister hat auf Grund meines Gut- 
achtens den Betrieb der Lotseinrichtungen auf 
der Elbe und auf der Ems mit Beginn des Rech- 
nungsjahres 1960 auf die Lotsenbrüderschaften 
dieser Reviere übertragen. Dabei sind meine 
Organisations- und Verwaltungsvorschläge voll 
berücksichtigt worden. 

Bundesfernstraßen 

(Kapitel 12 10 und A 12 10 für die Rechnungs- 
jahre 1957 bis 1959) 

Allgemeines 

65. Die technisch einwandfreie und wirtschaftliche 
Durchführung der Auftragsverwaltung für die 
Bundesfernstraßen durch die Länder oder 
die Selbstverwaltungskörperschaften hängt ent- 
scheidend von der ausreichenden Besetzung der 
Straßenbaudienststellen mit geeignetem Per- 
sonal ab. Bereits in der Denkschrift zu der 
Bundeshaushaltsrechnung 1952 . (vgl. Druck- 
sache 1892 der 2. Wahlperiode, S. 97 Nr. 73) 
habe ich über die oft unzureichende Personal- 
besetzung der Straßenbaudienststellen verschie- 
dener Länder berichtet. Ich habe darauf hinge- 
wiesen, daß sich die durch die unzureichende 
personelle Besetzung hervorgerufenen Schwie- 


rigkeiten vergrößern würden, wenn das Bau- 
volumen durch die Auswirkung des Verkehrs- 
finanzgesetzes vom 6. April 1955 rasch an- 
wachsen werde. Die Entwicklung hat das be- 
stätigt. Die Haushaltsansätze für die Bundes- 
fernstraßen sind von 213 Mio DM im Jahre 1950 
auf 1800 Mio DM im Jahre 1960 gestiegen. Nach 
dem Vierjahresplan für den Ausbau der Bundes- 
fernstraßen werden sie im Jahre 1961 einen Be- 
trag von 2150 Mio DM erreichen. Die Länder 
haben zwar dem Bundesminister für Verkehr 
im Zusammenhang mit dem Gesetz über den 
Ausbauplan für die Bundesfernstraßen vom 
27. Juli 1957 berichtet, daß die personellen Vor- 
aussetzungen für die Durchführung größerer 
Bauprogramme geschaffen werden können. Nach 
den Feststellungen des Bundesrechnungshofes 
fehlen jedoch in mehreren Ländern Planstellen 
für das zur Durchführung der vermehrten Auf- 
gaben erforderliche Personal. Teilweise sind 
aber auch vorhandene Planstellen nicht besetzt; 
so waren im Mai 1960 allein bei der Straßen- 
bauverwaltung eines Landes 70 Planstellen des 
gehobenen technischen Dienstes frei. 

Auch der Bundesminister der Finanzen hat be- 
reits im Jahre 1957 den Bundesminister für Ver- 
kehr darauf hingewiesen, daß „der Straßenbau 
heute nicht so sehr eine Frage der Kapazität der 
Straßenbauindustrie als eine Frage des aus- 
reichenden und qualifizierten Personals in der 
Auftragsverwaltung der Bundesfernstraßen isL'. 

Aus der unzureichenden Personalausstattung 
der Straßenbauverwaltung der Länder folgen, 
wie die Prüfungen des Bundes rechnungshof es 
laufend ergeben, insbesondere Mängel in der 
Planung, in der Bauaufsicht und bei der Ab- 
rechnung von Bauvorhaben. Die damit ver- 
knüpften ungünstigen finanziellen Auswirkun- 
gen, deren Ümfang mit dem Bauvolumen wächst, 
treffen vor allem den Bund. 

66. Der Bundes rechnungshof hat festgestellt, daß 
die voraussichtlichen Gesamtbaukosten für die 
einzelnen, in den Erläuterungen im Bundes- 
haushaltsplan angeführten Vorhaben oft man- 
gelhaft ermittelt worden sind. So mußten die 
Kostenansätze für mehrere Vorhaben gegen- 
über den Angaben im Haushaltsplan 1958 im 
Haushaltsplan für 1959 erheblich höher ange- 
geben werden. Ungenaue Kostenermittlungen 
geben dem Gesetzgeber ein falsches Bild von 
der Höhe des bei der Ausführung des Straßen- 
bauplans insgesamt zu erwartenden Aufwandes. 

67. Infolge unzureichender Planung und Kosten- 
ermittlung reichen auch die für das einzelne 
Bauvorhaben durch den Haushalt bereitgestell- 
ten Jahresbeträge häufig nicht aus. Daher muß 
der Bundesminister in ungewöhnlich großem 
Umfang die in dem Bundeshaushaltsplan vor- 
gesehene Verteilung der Mittel ändern. Die 
Häufigkeit des Mittelausgleichs, der erhebliche 
Verwaltungsarbeit verursacht, macht die ge- 
samte Haushalts- und Wirtschaftsführung un- 
durchsichtig. 
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So sind im Rechnungsjahr 1958 bei Kapitel 12 10 
Titel 710 bei 127 von insgesamt 147 Bauvor- 
haben und bei Kapitel A 12 10 Titel 710 bei 49 
von insgesamt 74 Bauvorhaben die für die ein- 
zelnen Maßnahmen vorgesehenen Beträge zum 
Teil sogar mehrmals geändert worden. Hinzu 
kommt, daß der Bundesminister für Verkehr 
Mittel für 11 Bauvorhaben, die im Haushalt 1958 
nicht vorgesehen waren, unter Zurückstellung 
von geplanten Bauvorhaben zugewiesen hat. 

Im Rechnungsjahr 1959 mußte der Bundesmini- 
ster in insgesamt rund 3000 Fällen einen Mittel- 
ausgleich vornehmen. Darüber hinaus haben die 
Länder, und zwar teilweise ohne die erforder- 
liche Zustimmung des Bundesministers, noch 
Mittelausgleiche durchgeführt. 

Die folgenden Beispiele zeigen, wie wenig 
Übersicht bisweilen bei den anordnenden Stel- 
len über den voraussichtlichen Ablauf der Bau- 
vorhaben besteht; 


a) Haushalt 1959, Kapitel 12 10 Titel 310, 
Kennzahl 1060 
lfd. Nr. 85 


ursprünglicher Haushalts- 
ansatz 

1. Mittelausgleich ./. 

2. Mittelausgleich + 

3. Mittelausgleich ./. 

4. Mittelausgleich + 


b) lfd. Nr. 86 

ursprünglicher Haushalts- 
ansatz 

1. Mittelausgleich ./. 

2. Mittelausgleich + 

3. Mittelausgleich + 


2 

000 

000 

DM 


800 

000 

DM 

"T 

2Ö0 

000 

DM 


250 

000 

DM 


450 

000 

DM 


300 

000 

DM 

T 

150 

ööö" 

DM 


41 

000 

DM 

T 

191 

ööö” 

DM 


3 

000 

000 

DM 

1 

050 

000 

DM 

1 

950 

000 

DM 


300 

000 

DM 

~2 

250 

ÖÖÖ~ 

DM 


300 

000 

DM 

~2 

550 

000 

DM 


c) Auf den dringenden Antrag eines Landes hat 
der Bundesminister für Verkehr mit Zustim- 
mung des Bundesministers der Finanzen im 
September 1959 genehmigt, daß die Mittel 
des Titels 310 für ein nicht in den Erläute- 
rungen zum Haushaltsplan enthaltenes Bau- 
vorhaben (Umgehungsstraße), das 11 Mio 
DM kosten sollte, in Anspruch genommen 
werden. Die Zweckbestimmung gestattet an 
sich ein derartiges Vorgehen. Für das Rech- 
nungsjahr 1959 stellte der Bundesminister 
für Verkehr einen ersten Teilbetrag von 
500 000 DM im Wege des Mittelausgleichs 
bereit. Das Land hat hiervon 450 000 DM im 
Februar 1960 wieder zur Verfügung gestellt, 
weil es den Betrag im Rechnungsjahr 1959 
nicht benötige. Auch der Restbetrag von 


50 000 DM ist bis zum Ende des Rechnungs- 
jahres 1959 nicht ausgegeben worden. 

Der Bau-Entwurf („REE-Entwurf“) hatte im 
Mai 1960 noch nicht den für den Baubeginn 
erforderlichen „Gesehen"-Vermerk des Bun- 
desministers erhalten, weil über den Quer- 
schnitt der zu bauenden Umgehungsstraße 
noch keine Klarheit bestand. Auch war das 
Planfeststellungsverfahren noch nicht einge- 
leitet. Der Bundesminister hätte deswegen 
Mittel für das Bauvorhaben im Rechnungs- 
jahr 1959 nicht bereitstellen dürfen. 

68. Infolge der unzureichenden Planung und Ent- 
wurfsbearbeitung können die Bauleistungen für 
die Vergabe nicht eindeutig und vor altem nicht 
erschöpfend ausgeschrieben werden. Änderun- 
gen und Ergänzungen, die wegen der unzuläng- 
lichen Vorbereitung während der Bauausfüh- 
rung notwiendig werden, führen zu zahlreichen 
Nachtragsverträgen. Die Arbeiten müssen dann 
freihändig an denselben Unternehmer vergeben 
werden, der zuvor den ausgeschriebenen Haupt- 
auftrag erhalten hat. Der Wegfall des Wettbe- 
werbs wirkt sich im allgemeinen verteuernd 
aus. Nicht selten wird auf diese Weise wert- 
mäßig ein sehr erheblicher Teil aller mit einem 
Bauvorhaben verbundenen Arbeiten ohne jeden 
Wettbewerb vergeben. So beträgt bei folgen- 
den, in verschiedenen Ländern ausgeführten 
Bauvorhaben 


die in dem aus- 
geschriebenen 
Auftrag 
vereinbarte 
Vergütung 

DM 

i 

1 die Zahl 
der 
Nach- 
trags- 
iangebote 

die in den ' 
Nachträgen ! 
vereinbarte ■ 
Vergütung | 

DM 

das Mehr 
gegen- 
über 
dem ur- 
sprüng- 
lichen 
Auftrag 

V. H. 

a) 365 614 

3 

547 919 

150 

b) 173 508 

15 

97 309 

56 

c) 4 300 000 

74 

1 027 067 

24 

d) 214 134 

4 

179 246 

83 


Bed anderen Bauvorhaben sind z. B. 25, 45, 49, 
66, 67 und 76 Nachtragsverträge abgeschlossen 
worden. Ein derartiges Verfahren, das die Ver- 
waltung außerdem zusätzlich belastet, ist un- 
wirtschaftlich. 

69. Die Planfeststellung, die nach § 17 FStrG vor Bau- 
beginn durchgeführt werden muß, wird vielfach 
erst während oder nach der Bauausführung in 
Angriff genommen. Unter dem Druck der öffent- 
lichen Meinung, die ein rasches Bautempo ver- 
langt, und im Hinblick auf die immer stärker 
werdende Motorisierung glaubt die Straßen- 
bauverwaltung oftmals, sich über diese gesetz- 
liche Voraussetzung für den Baubeginn hinweg- 
setzen zu können. 

Die verspätete Einleitung des Planfeststellungs- 
verfahrens hat zur Folge, daß den leitenden 
Stellen die notwendige Übersicht über den Um- 
fang der Baumaßnahmen und damit der aufzu- 
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bringenden Kosten fehlt. Das hat mehrfach zu 
Änderungen an bereits fertiggestellten Teilen 
der Straße und zu entsprechenden Mehrkosten 
geführt. Auch entsteht eine Rechtsunsicherheit 
bei den betroffenen Grundstückseigentümern, 
die der Gesetzgeber durch die Anordnung, das 
Verfahren vor Baubeginn durchzuführen, gerade 
ausschließen wollte. 

Der Bundesrechnungshof hat ständig auf diese 
Verletzung der Rechtsordnung durch die Bau- 
verwaltungen hingewiesen. Der Deutsche Bun- 
destag hat auf die Bemerkungen zur Bundes- 
haushaltsrechnung 1956 (vgl. Drucksache 1518 
der 3. Wahlperiode, S. 22 Nr. 20 c), die keinen 
vereinzelten Sachverhalt behandeln, ausdrück- 
lich festgestellt, daß am Grundsatz der Durch- 
führung von Planfeststellungsverfahren festzu- 
halten ist. Er hat dem Bundesminister auch 
empfohlen, auf eine Verstärkung der Straßen- 
bauämter hinzuwirken, damit diese Verfahren 
reibungslos durchgeführt werden können (vgl. 
Drucksache 2169 der 3. Wahlperiode, S. 6/7 und 
Protokolle über die 138. und 139. Sitzung). 

70. Die örtliche Bauleitung und die Bauaufsicht der 
Straßenbauverwaltung, die eine wesentliche 
Voraussetzung für eine einwandfreie Bauaus- 
führung bilden, sind vielfach unzulänglich. 

Während die Bauleiter der Firmen ständig auf 
der Baustelle anwesend sind, versehen die 
staatlichen Bauleiter die Bauaufsicht vielfach 
gleichzeitig an mehreren Baustellen und ver- 
richten daneben noch Innendienst beim Bauamt. 
Im Bereich eines Straßenbauamts sind z. B. — 
wie der Leiter selbst erklärt hat — im Jahre 
1959 12 Baumaßnahmen, die jeweils einen 
Kostenaufwand von über 500 000 DM erforder- 
ten, nicht von ständigen Bauleitungen der Ver- 
waltung betreut worden. 

71. Die Bauabrechnung zieht sich oft lange hin. 
Allein bei einem Autobahnamt waren 12 Ein- 
zelbauvorhaben mit Vertragssummen zwischen 
250 000 DM und 8 Mio DM mehr als 1 Jahr 
nach der Beendigung der Arbeiten noch nicht 
abgerechnet. Bei anderen Straßenbauämtern 
sind die Abrechnungen teilweise bis zu 4 Jah- 
ren im Rückstand. Auch die Abrechnung über 
den Grunderwerb für die Bundesfernstraßen ist 
nach wie vor schleppend. So waren im Bereich 
eines Autobahnamtes am Ende des Rechnungs- 
jahres 1959 für bereits von dem früheren Un- 
ternehmen Reichsautobahnen in Anspruch ge- 
nommene Grundstücke noch 236 Abschlagszah- 
lungen aus der Zeit vor dem 20. Juni 1948 im 
Gesamtbetrag von 501 354,87 Reichsmark und 
226 Abschlagszahlungen aus den Jahren 1948 
bis 1959 im Gesamtbeträge von 3 955 738,03 
Deutsche Mark noch nicht abgewickelt. Wenn 
auch die Verzögerungen teilweise darauf beru- 
hen, daß eine gesetzliche Regelung bis zum In- 
krafttreten des Allgemeinen Kriegsfolgengeset- 
zes (1. Januar 1958) gefehlt hat und Vermes- 
sungen sowie Umlegungen noch nicht durch- 
geführt waren, so hätten die rückständigen Ab- 


rechnungen doch bei ausreichender Personal- 
besetzung inzwischen aufgearbeitet sein müs- 
sen. 

Entsprechendes gilt auch für die vom Bundes- 
rechnungshof festgestellten Rückstände bei der 
Abwicklung des in der Nachkriegszeit durchge- 
führten Grunderwerbs für den Neu- und Umbau 
der Bundesfernstraßen. 

72. Nach § 9 des Gesetzes über die vermögens- 
rechtlichen Verhältnisse der Bundesautobahnen 
und sonstigen Bundesstraßen des Fernverkehrs 
vom 2. März 1951 (BGBl. I S. 157) ist das im 
Grundbuch noch großenteils für die früheren 
Eigentümer der Straßenflächen eingetragene 
Eigentum auf den Bund umzuschreiben. Obwohl 
das Gesetz seit über 9 Jahren in Kraft ist, sind 
die Grundbücher in großem Umfang noch nicht 
berichtigt worden, weil die Verwaltungen ent- 
sprechende Anträge nicht gestellt haben. Die 
Unklarheit über die Eigentumsverhältnisse hat 
verschiedentlich dazu geführt, daß dem Bund 
gehörende Grundstücke durch die früheren 
Eigentümer veräußert werden konnten. 

* 


Zahlungen an die deutsche Gesellschaft für 
öffentliche Arbeiten AG (Öffa) für den Ausbau 
des Autobahnnetzes nach Maßgabe des Ab- 
schnitts IV des Verkehrsfinanzgesetzes vom 
6. April 1955 

(Titel 828 für die Rechnungsjahre 1957/58, soge- 
nannte Rechnung „ö") 

Kosten für den Grunderwerb 

73. Im Jahre 1958 benötigte der Bund zum Bau 
einer Autobahn von einem rd. 1100 qm 
großen Wohngrundstück eine Teilfläche von 
565 qm. Etwa gleichzeitig brauchte das Land 
von demselben Grundstück für den Ausbau 
einer Landstraße rd. 340 qm. Während durch die 
Autobahn der Gebrauch des Gebäudes für 
Wohnzwecke kaum beeinträchtigt wurde, weil 
diese den von dem Gebäude abgelegensten Teil 
betraf, durchschnitt die Landstraße das Grund- 
stück in unmittelbarer Nähe des Wohngebäudes 
und trennte dieses vom verbleibenden Rest- 
grundstück ab. 

Das Land hat das ganze Grundstück mit dem 
Wohngebäude zu einem Preise von rd. 97 600 
DM im Namen und zu Lasten des Bundes er- 
worben. Das Gebäude wird weiterhin fürWohn- 
zwecke genutzt. 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß 
das Grundstück ganz auf Kosten des Bundes 
gekauft und daß der Kaufpreis für das Wohn- 
haus zu hoch bemessen worden ist. Daraufhin 
hat das Land sich bereit erklärt, den auf die 
Landstraße entfallenden Kostenanteil zu ver- 
rechnen und einen entsprechenden Vorschlag 
vorzulegen. Dieser steht noch aus. 
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74. In einem anderen Falle hat die Straßenbauver- 
waltung desselben Landes im Jahre 1955 ein 
2315 qm großes Grundstück mit Wohnhaus auf 
Kosten des Bundes erworben. Zum Bau der 
Autobahn wurde nur ein kleiner Teil am Rand 
des Grundstückes benötigt. Als Kaufpreis für 
das Wohnhaus hat die Straßenbauverwaltung 
30 000 DM gezahlt, obwohl der Verkehrswert 
nach dem Gutachten eines Sachverständigen 
nur rd. 16 000 DM betrug. Sie begründete dies 
damit, daß es wirtschaftlicher gewesen sei, das 
ganze Grundstück einschließlich Wohnhaus zu 
erwerben, weil sonst wegen der Nähe der 
Autobahn eine Stützmauer hätte errichtet wer- 
den müssen, durch die einschließlich der Auf- 
wendungen für den Grunderwerb Kosten von 
rund 40 000 DM entstanden wären. 

Nach den Feststellungen des Bundesrechnungs- 
hofes ist das Grundstück auf Grund der Vor- 
kriegsplanung erworben worden; baureife Pläne 
lagen zum Zeitpunkt des Erwerbes noch nicht 
vor. Die Benutzung des Wohnhauses wird durch 
die Autobahn nicht nennenswert beeinträchtigt, 
z. Z. wird es von Angehörigen der Straßenbau- 
verwaltung bewohnt. Eine Stützmauer war zur 
Sicherung des Hauses für Wohnzwecke nicht er- 
forderlich; sie ist auch nicht gebaut worden. 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß 
das gesamte Grundstück angekauft worden ist, 
obwohl nur ein kleiner Teil für den Bau der 
Autobahn benötigt wurde, und daß das Wohn- 
gebäude mit fast 14 000 DM überzahlt worden 
ist. Er hat verlangt, daß das Land das von ihm 
genutzte Restgrundstück erwirbt. Das Land hat 
sich dazu bereit erklärt. 

75. Dieselbe Straßenbauverwaltung hat im Jahre 
1958 Grundeigentümern, deren Grundstücke 
durch einen 5 bis 6 m hohen Autobahndamm 
durchschnitten worden sind, neben dem Kauf- 
preis für die unmittelbare Inanspruchnahme der 
durch den Autobahnbau betroffenen Flächen 
und einer Vergütung für sogenannte Durch- 
schneidungsschäden als weitere Entschädigung 
für angeblichen, die Trocknung von Getreide- 
garben und Heumieten erschwerenden Wind- 
entzug in einem Falle 2500 DM, in einem an- 
deren 900 DM gezahlt. 

Der Bundesrechnungshof hat die Zahlung einer 
Entschädigung für Windentzug beanstandet. 
Wenn auch das Enteignungsrecht, dessen Ent- 
schädigungsgrundsätze bei dem freihändigen 
Erwerb von Grundstücksflächen für Zwecke des 
Straßenbaues sinngemäß angewendet werden, 
eine Entschädigung auch für mittelbare Schäden 
grundsätzlich anerkennt, so gilt dies nur, wenn 
sie im Zeitpunkt der Enteignung oder des Ver- 
tragsschlusses mit Sicherheit erkennbar oder zu 
erwarten sind. 

Diese Voraussetzung war nach Ansicht des 
Bundesrechnungshofes hier nicht gegeben. Nach 
Auskunft der agrarmetereologischen Abteilung 
im Zentralamt des Deutschen Wetterdienstes ist 
eine wesentliche Beeinträchtigung der Nutzung 


landwirtschaftlicher Grundstücke durch Wind- 
entzug bisher nicht festgestellt worden. Es ist 
dem Bundesrechnungshof auch kein Fall be- 
kanntgeworden, in dem von der Deutschen 
Bundesbahn oder auf Grund eines Autobahn- 
baues Entschädigungen für Windentzug an 
Grundstückseigentümer gezahlt worden sind. 
Die Anerkennung eines solchen Entschädigungs- 
anspruchs war nicht gerechtfertigt. 

Luftfahrt-Bundesamt in Braunschweig 

(Kapitel 12 16 für die Rechnungsjahre 1959 und 
1960) 

Organisation und Wirtschaftlichkeit des Luft- 
fahrt-Bundesamts 

76. Auf Anregung des Bundesministers für Verkehr 
habe ich die Organisation und die Wirtschaft- 
lichkeit des Luftfahrt-Bundesamts geprüft und 
im April 1960 ein Gutachten hierüber erstattet. 
Das Luftfahrt-Bundesamt, eine Bundesoberbe- 
hörde für Aufgaben der Zivilluftfahrt, ist insbe- 
sondere für die Prüfung und Zulassung von 
Luftfahrtgerät, die Vorarbeiten an Bau- und 
Prüfvorschriften sowie die fachliche Untersu- 
chung von Unfällen und sonstigen Betriebsstö- 
rungen zuständig. Die Aufgaben waren auf 
fünf Dezernate verteilt, in denen technische und 
Verwaltungsangelegenheiten gemischt waren. 
Zur besseren Abgrenzung und Straffung der 
Aufgaben habe ich deren Zusammenfassung in 
vier Referaten vorgeschlagen. Gegen die er- 
örterte Übernahme der Unfalluntersuchungen in 
das Ministerium habe ich Bedenken erhoben. 

Für das Rechnungsjahr 1960 waren 58 Kräfte 
beantragt und 51 Kräfte bewilligt worden. Ich 
habe demgegenüber 48 Vollbeschäftigte für aus- 
reichend gehalten. 

Der Bundesminister für Verkehr hat mir mitge- 
teilt, das Luftfahrt-Bundesamt sei den organisa- 
torischen Vorschlägen schon im Rechnungsjahr 
1960 gefolgt, die Vorschläge für die personelle 
Besetzung würden im Rechnungsjahr 1961 ver- 
wirklicht werden. 


Bundesminister für Verteidigung 

(Einzelplan 14) 

Dienstbekleidung 

(Kapitel 14 11 Titel 302 für das Rechnungsjahr 
1957, Titel 360 für die Rechnungsjahre 1957 bis 
1960) 

77. Die Bekleidungs- und Ausrüstungsstücke der 
Soldaten sind bestimmungsgemäß auszuson- 
dern, wenn sie unbrauchbar geworden sind. Bei 
der Errechnung des Ersatzbedarfs und bei der 
Veranschlagung der Haushaltsmittel ist nach 
einer Anordnung des Bundesministers für Ver- 
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teidigung aus dem Jahre 1956 von der erwar- 
teten durchschnittlichen Gebrauchsdauer für die 
einzelnen Stücke auszugehen. Diese hat er unter 
der Bezeichnung „vorläufige Tragezeiten" fest- 
gesetzt. 

Nach den Beobachtungen des Bundesrechnungs- 
hofes waren die vorläufigen Tragezeiten zu 
niedrig geschätzt. Der Bundesrechnungshof hat 
daher den Bundesminister gebeten, die Rege- 
lung zu überprüfen und die Berechnungsgrund- 
lagen den tatsächlichen Verhältnissen besser 
anzugleichen. Dementsprechend hat der Bundes- 
minister die Tragezeiten für die Mehrzahl aller 
Bekleidungs- und Ausrüstungsstücke herauf- 
gesetzt. Infolgedessen hat der Bundesminister 
für den Ersatzbedarf im Rechnungsjahr 1961 
trotz größerer Personalstärke 3 Mio DM weni- 
ger Haushaltsmittel uls im Vorjahr angefordert. 
Die Verlängerung der Tragezeiten und die An- 
passung des Haushaltsvolumens an den gerin- 
geren Bedarf werden auch der Bildung entbehr- 
licher Lagerbestände Vorbeugen und der Truppe 
den Anreiz nehmen, ihre Ausstattung vorzeitig 
auszusondern. 

Bekleidungsentschädigung 

(Titel 304 für die Rechnungsjahre 1957 bis 1960) 

78. Den Offizieren wird für die von ihnen zu be- 
schaffende Dienstbekleidung nach § 36 Abs, 1 
BBesG ein einmaliger Bekleidungszuschuß und 
für deren besondere Abnutzung eine monatliche 
Entschädigung gewährt. Der Begriff der „beson- 
deren Abnutzung" ist im Gesetz nicht erläutert. 
Der Bundesminister für Verteidigung hat im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der Fi- 
nanzen mit Wirkung vom 1. April 1957 die Ent- 
schädigung für die besondere Abnutzung der 
selbstbeschafften Dienstbekleidung für die Offi- 
ziere des Heeres und der Luftwaffe auf 26 DM 
und für die Offiziere der Marine auf 27,50 DM 
monatlich festgesetzt. 

Der Bundesrechnungshof hält wesentlich niedri- 
gere Sätze, etwa 15,- — bis 18, — DM, für ange- 
messen. Er ist bei den Erörterungen mit dem 
Bundesminister davon ausgegangen, daß unter 
besonderer Abnutzung nur die Mehrabnutzung 
verstanden werden kann, der die Bekleidung 
durch die besondere Beanspruchung beim mili- 
tärischen Dienst ausgesetzt ist. Die Entschädi- 
gung müßte nach dem Unterschied zwischen der 
normalen und der durch den militärischen Dienst 
bedingten geringeren Tragezeit bemessen wer- 
den. 

Bei der Bemessung der Entschädigung ist auch 
zu beachten, daß im Gegensatz zu anderen Ver- 
waltungen wie Bundesgrenzschutz, Bundeszoll- 
verwaltung und zur früheren Wehrmacht die 
Offiziere der Bundeswehr für den Geländedienst 
und sonstigen Dienst, welcher erfahrungsgemäß 
eine besonders starke Beschmutzung oder Ab- 
nutzung der Bekleidung mit sich bringt, der für 
alle Soldaten vorgeschriebene Gefechtsanzug 


oder Schutzbekleidung unentgeltlich zur Ver- 
fügung gestellt wird. 

Der Bundesminister für Verteidigung hat den 
Begriff „besondere Abnutzung" weiter aus- 
gelegt und darauf hingewiesen, daß der Offi- 
zier bei seinem Auftreten in Uniform Repräsen- 
tant des Staates und als solcher deutlich ge- 
kennzeichnet sei. Anders als alle anderen 
Staatsdiener, die in einem Büroanzug als Reprä- 
sentanten des Staates nicht erkennbar seien, sei 
der Offizier zu besonderer Sorgfalt im Anzug 
verpflichtet, was zwangsläufig zu besonderer 
Abnutzung und Mehraufwendungen führe. 
Außerdem zwinge der Mangel an Offizieren 
dazu, durch eine in Material, Sitz und Makel- 
losigkeit vorbildliche Uniform für den Offiziers- 
beruf werbend zu wirken. Dies bedeute die 
Unterhaltung mehrerer vollwertiger Garnituren, 
frühzeitiges Aussondern und hohen Aufwand. 
Der Bundesrechnungshof ist der Ansicht, daß 
diese Begründung eine Ausdehnung des Be- 
griffs der „besonderen Abnutzung" nicht recht- 
fertigt. Die Berücksichtigung dieser Gesichts- 
punkte würde zur Abgeltung von Repräsen- 
tationsaufwand führen. Der Bundesminister des 
Innern als der zuständige Fachminister hat sich 
der Auffassung des Bundesrechnungshofes weit- 
gehend angeschlossen. Er hat erklärt, daß eine 
besondere Abnutzung im Sinne des Gesetzes 
nur die durch die Besonderheiten des militä- 
rischen Dienstes bedingte Abnutzung sein 
könne, die in aller Regel über diejenige hinaus- 
gehe, der die im Dienst von anderen Ange- 
hörigen des öffentlichen Dienstes getragene 
Kleidung ausgesetzt sei. 

Der Bundesminister für Verteidigung hat zu der 
Grundsatzfrage nicht Stellung genommen. Er 
will jedoch die Berechnungsgrundlagen für die 
Höhe der Entschädigung überprüfen. Der Bun- 
desrechnungshof wird die Entwicklung weiter 
verfolgen. 

Unterbringung 

(Einmalige Ausgaben Kapitel 14 12) 

Bauausgaben 

(Titel 711 bis 829 für die Rechnungsjahre 1956 
bis 1958) 

79. Die Bauten für die Bundeswehr werden im all- 
gemeinen von den Baubehörden der Landes- 
finanzverwaltungen ausgeführt. Bei Prüfung 
der Baurechnungen hat der Bundesrechnungs- 
hof häufig Fehler in Massenermittlungen sowie 
Verstöße gegen die Technischen Vorschriften 
der Verdingungsordnung für Bauleistungen 
festgestellt. 

80. Ein Bauunternehmen, das anläßlich des Baues 
einer Unterkunft umfangreiche Erd- und Ro- 
dungsarbeiten durchzuführen hatte, hat zur 
Massenermittlung des von ihm vorgenommenen 
Bodenabtrags Meßergebnisse (Höhenpunkte) in 
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einem Höhenplan eingetragen. Die Angaben 
sind von einem Betriebsangehörigen und einem 
Bediensteten des Finanzbauamts als richtig be- 
scheinigt worden. Der Bundesrechnungshof hat 
durch Vergleich mit dem von einem Vermes- 
sungsbüro aufgestellten Höhenplan und auf 
Grund von ihm veranlaßter örtlicher Nachmes- 
sungen ermittelt, daß die von der Firma ein- 
getragenen Höhenzahlen teilweise bis zu 1 m 
überhöht angegeben waren. Infolgedessen sind 
mehr Massen berechnet und bezahlt worden, 
als abgetragen wurden. Bei der Aufstellung der 
Massenberechnung ist auch der Mutterboden. | 
dessen Abtragen besonders bezahlt wurde, nicht 
abgesetzt worden. Für den Transport des | 
Mutterbodens an eine andere Stelle hat die j 
Firma das Doppelte des Vertragspreises berech- | 
net und außerdem in die Berechnung der von 
ihr ausgeführten Rodungsarbeiten Gelände ein- 
bezogen, das sie tatsächlich nicht gerodet hat. | 
Die Firma hat die falschen Berechnungen gegen- , 
über dem Finanzbauamt zugegeben und die zu I 
Unrecht erhaltenen Beträge von zusammen 
rd. 75 000 DM zurückgezahlt. 

81. In einem anderen Falle hat eine Arbeitsgemein- j 
Schaft mehrerer Baufirmen beim Neubau einer 
Kaserne Betonstraßen gebaut und in Kraftfahr- 
zeughallen Betonfußböden hergestellt. Für die 
Arbeiten in den Kraftfahrzeughallen hat sie auf 
Grund besonderer Rechnungen 123 552,85 DM 
erhalten. Der Bundesrechnungshof hat festge- 
stellt, daß die Arbeitsgemeinschaft die Flächen 
der Betonfußböden außerdem in die abgerech- 
neten Massen der Betonstraßen einbezogen hat. 
Auf seine Veranlassung hat die Arbeitsgemein- 
schaft den zu Unrecht erlangten Betrag zuzüg- 
lich 4 V. H. Zinsen, insgesamt 124 788,38 DM, 
zurückgezahlt. 

82. Der Bundesrechnungshof hat wegen der Häufig- 
keit derartiger Verstöße und zur Vereinfachung 
des Prüfungsverfahrens während der örtlichen 
Prüfungen von den Baudienststellen Aktenver- 
merke über die Unstimmigkeiten aufstellen und 
Berechnungen für die Rückforderung der ge- 
leisteten Überzahlungen vornehmen lassen. In 
der Zeit vom 1. Januar 1958 bis 31. Dezember ^ 
1959 sind etwa 270 Aktenvermerke über zuviel 
geleistete Zahlungen in Höhe von rd. 241 500 , 
DM aufgestellt worden. Die Firmen haben da- ! 
von bisher etwa 77 500 DM zurückgezahlt. Die 
Erstattung der restlichen Beträge wird über- ' 
wacht. 

* 

Wirtschaftlichkeit der vollständigen Über- 
dachung der Abstellflächen für die Kraftfahr- 
zeuge der Bundeswehr 

(Rechnungsjahre 1959 und 1960) 

83. Der Bundesminister der Finanzen hat im Juli ! 
1959 um ein Gutachten zu der Frage gebeten, i 
ob der Kostenaufwand für die volle Über- 
dachung der Abstellflächen für Kraftfahrzeuge 


der Bundeswehr im Hinblick auf die geringeren 
Verrottungsschäden wirtschaftlich sein würde. 

In dem Gutachten vom März 1960 bin ich zu 
folgenden Ergebnissen gekommen; 

Gewisse Fahrzeuge müssen aus Gründen sofor- 
tiger Einsatzbereitschaft, also ohne Rücksicht 
auf die Wirtschaftlichkeit, stets in heizbaren 
Hallen untergebracht werden. 

Bei den übrigen Fahrzeugen ist die Aufstellung 
unter Schutzdächern unter Zugrundelegung der 
heutigen Bauweisen nur bei den Lastkraftwagen 
wirtschaftlich. Für die Lastkraftwagen reicht 
aber die der Bundeswehr schon jetzt zugestan- 
dene überdachte Abstellfläche aus. 
Wirtschaftliche Gründe können eine Vollüber- 
dachung aller Abstellflächen oder auch nur eine 
Vergrößerung der überdachten Fläche nicht 
rechtfertigen. 

Als wichtigster Grund für die Forderung nach 
Überdachung der Abstellflächen wurde von der 
Bundeswehr die Sicherstellung der Ausbildung 
der Soldaten an den Fahrzeugen, insbesondere 
an den Kettenfahrzeugen, genannt. Es wurde 
geltend gemacht, an rund 100 Schlechtwetter- 
tagen im Jahr, mit denen in der Bundesrepublik 
zu rechnen sei, müsse beim Fehlen einer Über- 
dachung der Wartungs- und Ausbildungsdienst 
entweder abgesetzt oder gekürzt werden, um 
ein Eindringen von Nässe in das Innere der 
Fahrzeuge zu verhüten. Dadurch verliere die 
Bundeswehr erheblich an Ausbildungszeit. 

Eine Überdachung sämtlicher Abstellflächen ist 
aber aus diesem Grunde nicht erforderlich. So- 
weit die Ausbildung von der Witterung unab- 
hängig durchgeführt werden soll, kann dies da- 
durch erreicht werden, daß die zur Pflege her- 
anstehenden und zur Ausbildung benötigten 
Fahrzeuge untergestellt und die Dienstpläne 
danach eingerichtet werden. Für eine regel- 
mäßig wechselnde Unterstellung reichen 50 v. H. 
der gesamten Abstellfläche für die Kraftfahr- 
zeuge der Bundeswehr aus. Der Bundesminister 
für Verteidigung hat sich meinem Vorschlag an- 
geschlossen. Die Kosten für die Überdachung 
der Abstellflächen in den bereits bestehenden 
Kasernenanlagen werden dadurch um rd. 100 
Mio DM vermindert. 

In diesem Zusammenhang habe ich auch ange- 
regt, die Frage, ob freitragende Aerohallen 
oder eine Dachkonstruktion mit weit gestellten 
Stützen gewählt werden sollen, von dem Bun- 
desminister für wirtschaftlichen Besitz des Bun- 
des klären zu lassen, da der Kostenunterschied 
beträchtlich ist. 

* 

Feldzeugwesen 

(Kapitel 14 15 für die Rechnungsjahre 1957 
und 1958) 

Kraftfahrwesen 

84. Der Bundesminister für Verteidigung hat den 
Einsatz und die Benutzung der Dienstkraft- 
wagen in der Kraftfahrvorschrift für die Bundes- 
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wehr (ZDv 43) geregelt. Der Bundesrechnungs- 
hof hat zahlreiche Verstöße gegen die darin 
enthaltenen Grundsätze für eine wirtschaftliche 
und sparsame Verwendung der Kraftfahrzeuge 
festgestellt, die nicht mit Schwierigkeiten des 
Aufbaues der Bundeswehr oder der oft noch 
ungünstigen Personallage erklärt werden kön- 
nen. Besonders fielen auf unwirtschaftliche 
Verwendung von Kraftfahrzeugen für Einzel- 
reisende trotz guter Bahnverbindungen, ver- 
meidbare Leerfahrten, mangelhafte Ausfüllung 
von Fahrbefehlen und Ausstellung von Blanko- 
fahrbefehlen. In Einzelfällen hat die Truppe die 
ihr zugewiesenen handelsüblichen Personen- 
kraftwagen mit zusätzlichen Ausrüstungsgegen- 
ständen versehen, obwohl der Bundesminister 
dies schon im Jahre 1956 untersagt hatte. Er- 
mittlungen über die Ursachen von Kraftfahr- 
zeugschäden, die auf Unfällen beruhen, sind viel- 
fach, insbesondere bei kleineren Schäden, unzu- 
länglich geführt oder sogar unterlassen worden. 

Der Bundesrechnungshof hat die Verstöße ge- 
rügt und die Vorgesetzten Dienststellen und 
Kommandobehörden ersucht, im Wege der 
Dienstaufsicht für Abhilfe zu sorgen und ge- 
gebenenfalls die Verantwortlichen zum Ersatz 
heranzuziehen. 

Der Bundesminister hat entsprechende Weisun- 
gen zur Abstellung der Mängel zugesagt. 

* 

Wehrersatzwesen 

(Kapitel 14 22 für die Rechnungsjahre 1958 
bis 1960) 

Organisation und Personalausstattung der Wehr- 
ersatzbehörden 

85. Bei der Rechnungsprüfung und bei den Ressort- 
verhandlungen über die Haushaltsvoranschläge 
des Bundesministers für Verteidigung waren 
Zweifel aufgekommen, ob die Organisation der 
Wehrersatzverwaltung zweckmäßig und die 
personelle Ausstattung der Wehrersatzbehör- 
den nach Zahl und Bewertung angemessen ist. 
Ich habe deshalb Untersuchungen über den 
Arbeitsumfang, den Arbeitsablauf und diePerso- 
nalausstatfung der Wehrersatzbehörden durch- 
führen lassen und die Ergebnisse den Bundes- 
ministern für Verteidigung und der Finanzen 
mitgeteilt. 

Die wesentlichen Ergebnisse sind folgende: 

Die Zahl der Kreiswehrersatzämter weiter zu 
vermehren, ist nicht zweckmäßig. Es empfiehlt 
sich vielmehr, die Kreiswehrersatzämter ent- 
sprechend dem zunehmenden Arbeitsanfall nach 
und nach zu vergrößern und damit zu wirt- 
schaftlicheren und leistungsfähigeren Behörden 
auszubauen. Es bestehen dann keine Bedenken, 
sie überwiegend durch Beamte der Eingangs- 
gruppe des höheren Dienstes (Bes. -Gr. A 13) lei- 
ten zu lassen. Für die größten und bedeutendsten 


Ämter, etwa 10 v. H., können die Leiterstellen 
nach der Bes. -Gr. A 14 bewertet werden. Kleinere 
Ämter, etwa 15 v. H., können unbedenklich von 
Beamten des gehobenen Dienstes in der Spitzen- 
gruppe (Bes. -Gr. A 12) geleitet werden. Der Be- 
darf der Kreiswehrersatzämter an Bürohilfs- 
kräften ist unterschiedlich und nimmt laufend 
zu, weil sich durch die fortschreitenden Muste- 
rungen die Anzahl der in Wehrüberwachung 
stehenden Wehrpflichtigen ständig erhöht. Um 
den Kräftebedarf dem Arbeitsanfall möglichst 
genau anpassen zu können, habe ich einen glei- 
tenden Personalschlüssel vorgeschlagen. Auch 
die Zahl der Musterungskammern und der Prü- 
fungsausschüsse für Kriegsdienstverweigerer 
läßt sich am besten unter Zugrundelegung von 
Schlüsselzahlen bemessen. 

Auf die Errichtung von Bezirkswehrersatz- 
ämtern kann auch weiterhin verzichtet werden. 
Die Wahrnehmung ihrer Aufgaben durch die 
Bereichswehrersatzämter hat sich bewährt. Es 
wird Doppelarbeit vermieden, auch werden 
Kräfte eingespart. 

Die Bereichswehrersatzämter (Abteilung V der 
Wehrbereichsverwaltungen) waren bisher nach 
regionalen Gesichtspunkten gegliedert. Ich habe 
eine Aufgabenverteilung nach sachlichen Ge- 
sichtspunkten vorgeschlagen, weil sie eine in- 
tensivere Arbeit ermöglicht und keine zusätz- 
lichen Kräfte für die ständige Koordinierung in 
den einzelnen Regionalgruppen erfordert. 

Die dem Bundeswehrersatzamt obliegenden 
Aufgaben sind nicht sehr umfangreich und er- 
fordern eine verhältnismäßig geringe Zahl von 
Kräften. Die bisherige Besetzung des Amtes, 
insbesondere auch die Bewertung der Stellen 
für die leitenden Beamten, übersteigt das Er- 
forderliche. Die Führungs- und Lenkungsauf- 
gaben auf dem Gebiet des Wehrersatzwesens 
sind zum Teil nur schwer nach ministeriellen 
und administrativen Aufgaben zu trennen; das 
hat zu Doppelarbeit im Verteidigungsministe- 
rium und im Bundeswehrersatzamt geführt. Ich 
habe deshalb vorgeschlagen, das Bundeswehr- 
ersatzamt aufzulösen, die Führungsaufgaben 
durch das Ministerium wahrnehmen zu lassen 
und die Verwaltungsaufgaben einer Behörde 
der Mittelinstanz zu übertragen. 

Der Bundesminister für Verteidigung hat meine 
Vorschläge bei der Aufstellung des Haushalts- 
plans für 1960 großenteils berücksichtigt. Da- 
durch konnten ohne Beeinträchtigung des Auf- 
baues der Wehrersatzverwaltung 113 Dienst- 
posten für Beamte, Angestellte und Arbeiter 
eingespart werden. Der Auflösung des Bundes- 
wehrersatzamtes hat der Bundesminister für 
Verteidigung jedoch widersprochen. Der Haus- 
haltsausschuß des Deutschen Bundestages hat 
bei der Beratung des Haushalts 1960 den Bun- 
desminister ersucht, Überlegungen über die 
Notwendigkeit des Fortbestehens des Bundes- 
wehrersatzamtes anzustellen. Er hat im Haus- 
haltsplan 1960 bei einigen Planstellen für Be- 
amte vermerkt, daß diese 1961 mit einer 


117 



Drucksache 2751 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


niedrigeren Besoldungsgruppe auszubringen, 
d. h. künftig umzuwandeln sind (ku-Vermerk). 
Der Bundesrechnungshof wird die Entwicklung 
der Wehrersatzverwaltung weiterhin verfolgen. 

* 

Reisekostenvergütungen 

(Verschiedene Kapitel und Titel für die Rech- 
nungsjahre 1957 bis 1959) 

86. Der Bundesrechnungshof hat erneut zahlreiche 
Verstöße gegen die Vorschriften und Anord- 
nungen auf dem Gebiet des Reisekostenrechts 
festgestellt. Die Reisekostenrechnungen sind 
vielfach unrichtig oder mangelhaft aufgestellt 
und oft nicht ausreichend geprüft worden. Das 
hat in erheblichem Umfang zur Überzahlung von 
Reisekostenvergütungen geführt. 

Die Mängel können nur noch teilweise mit Auf- 
bauschwierigkeiten und Unkenntnis der Bestim- 
mungen erklärt werden. Der Bundesrechnungs- 
hof hat daher nicht nur die Dienststellen und 
Truppenteile zu sorgfältiger Abrechnung der 
Dienstreisen angehalten, er hat auch gefordert, 
daß zu Unrecht geleistete Beträge erstattet wer- 
den. Darüber hinaus hat er den Bundesminister 
unter Hinweis auf dessen Aufsichtspflicht auf 
die Häufigkeit der Verstöße aufmerksam ge- 
macht. Dieser hat die notwendigen Anordnun- 
gen getroffen. 

* 

Bundesminister für wirtschaftlichen Besitz 
des Bundes 

(Einzelplan 24 für das Rechnungsjahr 1958) 

Bundesvermögens- und Bauverwaltung 

(Kapitel 24 03) 

Einnahmen aus der Vermietung, Verpachtung 
und sonstigen Nutzung des allgemeinen Sach- 
vermögens 

(Einnahmen Kapitel 24 03 Titel 15) 

Mietzins für Bundesmietwohnungen 

87. Die Ausführungen auf Seite 101 Nr. 40 über Män- 
gel bei der Berechnung von Abschlägen, Zu- 
schlägen und Nebenabgaben zum örtlichen 
Mietwert treffen auch für die Bundesmietwoh- 
nungen zu, deren Erträge seit dem Rechnungs- 
jahr 1958 den Einnahmen bei Kapitel 24 03 
Titel 15 zufließen. 

I 

Erlöse aus der Veräußerung unbeweglichen | 
Vermögens 

(Einnahmen Kapitel 24 03 Titel 70 für das Rech- 
nungsjahr 1959) 

Verkauf eines bebauten Grundstücks 

88. Der Bund hat Ende 1953 ein bebautes Grund- 
stück zum Preise von 228 600 DM verkauft. Auf 


den Kaufpreis sind 47 816 DM für werterhö- 
hende Instandsetzungsarbeiten angerechnet 
worden, die der Erwerber, der seit 1949 Mieter 
des Grundstücks war, zwischenzeitlich aufge- 
wendet hatte. Der Bundesrechnungshof hat die 
Anrechnung beanstandet, weil dem Kaufpreis 
der Wert der Baulichkeiten zu Beginn des Miet- 
verhältnisses zugrunde gelegt worden war. Der 
Käufer hat nach langwierigen Verhandlungen 
den angerechneten Betrag von 47 816 DM im 
Rechnungsjahr 1959 gezahlt. 

* 

Unterhaltung der Gebäude und Anlagen des 
allgemeinen Sachvermögens 

(Titel 400 für das Rechnungsjahr 1958) 

Beseitigung von Kriegsschäden an vermieteten 
bundeseigenen Liegenschaften 

89. Die Bundesvermögensstellen und Baudienst- 
stellen haben oftmals Instandsetzungsarbeiten 
an vermieteten bundeseigenen Liegenschaften 
zu Lasten des Bundeshaushalts in Auftrag gege- 
ben, obwohl die Mieter vertraglich zur Instand- 
setzung verpflichtet waren. Auf den Rechnungs- 
belegen ist regelmäßig angegeben, daß es sich 
um Erstinstandsetzungen zur Beseitigung von 
Kriegsschäden gehandelt habe. 

Da die Mietverhältnisse meist schon jahrelang 
bestehen, ist vielfach nicht mehr zweifelsfrei 
festzustellen, ob vorhandene Schäden tatsäch- 
lich auf Kriegsereignisse oder auf mangelnde 
Unterhaltung durch den Mieter zurückzuführen 
sind Im Jahre 1958 — 13 Jahre nach Kriegsende 
— werden Kriegsschäden an vermieteten Lie- 
genschaften nur noch vereinzelt zu beseitigen 
gewesen sein. Solche Ausnahmen können nach 
Ansicht des Bundesrechnungshofes nur noch an- 
erkannt werden, wenn sich aus dem Mietver- 
trag oder den zugehörigen Bau- und Zustands- 
beschreibungen ergibt, daß die Mietsache zu Be- 
ginn des Mietverhältnisses mit genau bezeichne- 
ten baulichen Mängeln behaftet war, für deren 
Beseitigung der Bund als Vermieter aufzukom- 
men hat. 

Der Bundesrechnungshof hat gefordert, die Ver- 
pflichtung des Bundes zur Beseitigung von 
Kriegsschäden an vermieteten Liegenschaften 
jeweils genau zu prüfen. 

* 

Bundesminister für Wohnungsbau 

(Einzelplan 25 für die Rechnungsjahre 
1957 bis 1960) 

Wohnungsfürsorge für Bundesbedienstete 

(Kapitel 25 03 Titel 830 und Kapitel A 25 03 
Titel 830 sowie die dem Bundesminister zur 
Bewirtschaftung zugewiesenen Wohnungsfür- 
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sorgemittel aus Kapitel 14 12 Titel 830 für die 
Rechnungsjahre 1957 bis 1959 und Kapitel A 
14 12 Titel 830 für das Rechnungsjahr 1959) 

i 

90. Die Bewirtschaftung der Wohnungsfürsorge- i 
mittel gab dem Bundesrechnungshof wiederholt 1 
Anlaß zu Beanstandungen, wie sie schon mehr- ! 
fach in Prüfungsmitteilungen, zum Teil auch in 
früheren Denkschriften, insbesondere in der 
Drucksache 1518 der 3. Wahlperiode, S. 95 ff. 
Nr. 110 und 111 erörtert worden sind. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundesmini- | 
Ster daher erneut gebeten, die Verwaltung über j 
die in Prüfungsmitteilungen und in der Denk- 
schrift wiederholt Behandelten Verstöße zu 
unterrichten und dafür zu sorgen, daß sie nicht 
wiederkehren. Dabei hat er darauf hingewiesen, ' 
'daß der Deutsche Bundestag in seinen jähr- j 
liehen Entschließungen über die Entlastung der ; 
Bundesregierung die Bundesminister regel- 
mäßig ersucht, die Einzelbemerkungen und die ■ 
in der Denkschrift behandelten Prüfungsergeb- j 
nisse den beteiligten Stellen bekanntzugeben. ^ 
Als Beispiele für derartige, öfter behandelte I 
Verstöße werden angeführt: ' 

a) Teilbeträge von Bundesdarlehen sind wie- | 
derholt später als vertraglich vorgesehen 1 
gezahlt worden. Dadurch sind vermeidbare 
Zwischenfinanzierungskosten entstanden. So 
wurde in einem Falle die erste Darlehens- | 
rate von 200 000 DM, die bei Baubeginn fäl- j 
lig war, erst 9 Monate später ausgezahlt. Die 1 
Zwischenfinanzierung verteuerte den Bau 
um rund 9000 DM. Diese Mehrkosten haben 
sich auf die Höhe des Bundesdarlehens aus- ' 
gewirkt. 

In anderen Fällen haben Oberfinanzdirektio- ' 
nen Darlehensteilbeträge vorzeitig ausge- 
zahlt. Der Bundesrechnungshof hat eine 
sorgfältigere Sachbearbeitung verlangt. 

b) Eine Oberfinanzdirektion hat zu hohe Dar- 
lehensbeträge auszahlen lassen, weil die der 
Bemessung zugrunde gelegten Kostenan- 
schlagssummen höher waren als die tatsäch- 
lichen Baukosten. Dadurch sind in einem 
Falle 238 000 DM, in einem anderen 73 000 
DM längere Zeit einer Verwendung für an- 
dere Bauvorhaben entzogen worden. 

Der Bundesrechnungshof hat gefordert, die . 
Anträge künftig genauer zu prüfen. 

c) Die zulässigen Wohnungsgrößen sind bei | 

Planung und Bau von Wohnungen für Bun- | 
desbedienstete wiederholt — im Einzelfall I 
bis zu 22 m^ je Wohnung — ■ überschritten : 
worden. Der Mehraufwand an Darlehens- ■ 
mittein, die dadurch einer Verwendung für | 
andere Bauvorhaben entzogen worden sind, j 
hat allein in 12 Fällen etwa 500 000 DM be- i 
tragen. j 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundes- 
minister schon früher darauf hingewiesen, 
daß die Überschreitung der Wohnungsgrö- 
ßen auch dem Bestreben zuwiderläuft, die 


Wohnungsmieten für Bundesbedienstete in 
angemessenen Grenzen zu halten. Er hat in 
einem Falle den Bundesminister gebeten zu 
prüfen, ob die Verantwortlichen zur Rechen- 
schaft zu ziehen sind. 

* 

91. Bundesbedienstete, die Bausparverträge für Fa- 
milienheime mit dem Beamtenheimstättenwerk 
abgeschlossen haben, können nach den Bestim- 
mungen des Bundesministers vom 12. März 1953 
einen Zwischenkredit erhalten, damit sie den 
Bau vor Fälligkeit der Sparsumme errichten 
können. Derartige Kredite sind nur in der un- 
bedingt notwendigen Höhe zulässig und sollen 
50 V. H. des jeweils dem Bundesbediensteten 
aus Wohnungsfürsorgemitteln gewährten Bun- 
desdarle'hens nicht übersteigen. Höhere Kredite 
bedürfen der Zustimmung des Bundesministers. 

Der Bundesminister hat Ausnahmegenehmigun- 
gen für höhere Zwischenkredite vor allem für 
Bauvorhaben im Raum Bonn erteilt. Der Ban- 
desrechnungshof hat die Auffassung vertreten, 
daß eine gleichmäßige Behandlung aller Bun- 
desbediensteten erforderlich ist. Er hat gebeten, 
grundsätzlich nicht mehr als 50 v. H. des Woh- 
nungsfürsorgedarlehens als Zwischenkredit za 
bewilligen. Der Bundesminister hat diese Auf- 
fassung anerkannt und zugesagt, künftig nur 
ausnahmsweise in besonderen Fällen höhere 
Zwischenkredite zu genehmigen. 

92. Die Bundesdarlehen sind nach den Wohnungs- 

fürsorgebestimmungen vom Tage der Bezugs- 
fertigkeit der Wohnungen an zu verzinsen und 
vom Beginn des folgenden Kalenderjahres an 
zu tilgen. Wiederholt haben Oberfinanzdirek- 
tionen die Zinsen und Tilgungsbeträge nicht 
fristgerecht von den Bauherren erhoben. Eine 
Oberfinanzdirektion hatte z. B. in 39 Fällen die 
Ansprüche des Bundes noch nicht geltend ge- 
macht, obwohl die Wohnungen Teil seit 

mehr als 2 Jahren bezogen waren und die Bun- 
desdarlehen im Einzelfalle über 1 Mio DVI be- 
trugen. 

Der Bundesrechnungshof hat die Oberfinanz- 
direktionen aufgefordert, das Versäumte umge- 
hend nachzuholen und sicherzustellen, daß Zin- 
sen und Tilgungsbeträge künftig rechtzeitig an- 
gefordert werden. 

93. Planung, Bauleitung und Abrechnung der 
Wohnbauvorhaben für Bundesbedienstete sind 
nach den geltenden Bestimmungen grundsätz- 
lich freischaffenden Architekten zu übertragen. 
Für ihre Leistungen dürfen höchstens die nach 
der Gebührenordnung vom 13. Oktober 1950 
(Verordnung PR Nr. 66/50) zulässigen Beträge 
angesetzt werden. Das gilt auch dann, wenn 
der Bauherr die Architektenleistungen selbst 
erbringt. 

Ein freischaffender Architekt, der gleichzeitig 
Gesellschafter der Bauherrin von Wohngebäu- 
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den für Bundesbedienstete ist, hat neben den * 
ihm nach der Verordnung PR Nr. 66/50 zuste- [ 
henden Gebühren noch eine Lizenzgebühr von j 
2990 DM für einen patentierten Grundriß der I 
Gebäude berechnet. Der Bundesrechnungshof | 
hat diesen Ansatz beanstandet, weil mit der 
vollen Gebühr bestimmungsgemäß alle Archi- 
tektenleistungen abgegolten sind. 

Der Bundesminister hat sich dieser Auffassung 
angeschlossen. Die Schlußabrechnung ist um den 
Betrag der Lizenzgebühr gekürzt worden. 


94. In der Denkschrift vom 24. Oktober 1959 
(Drucksache 1518 der 3. Wahlperiode, S. 96 1 
Nr. 107) habe ich über das finanzielle Ergebnis ! 
der Prüfung bei einer Oberfinanzdirektion und | 
über den Stand der Verfahren berichtet, die auf 
Grund dieser Prüfung gegen einige Angehörige 
der Oberfinanzdirektion eingeleitet worden 
waren. Das gegen den Wohnungsfürsorgerefe- 
renten ergangene Disziplinarurteil auf Entfer- 
nung aus dem Dienst ist inzwischen rechtskräf- 
tig geworden; die strafrechtlichen Verfahren 
sind eingestellt worden. Das Wohnungsbau- 
unternehmen hat den Betrag von 75 000 DM, 
zu dessen Rückzahlung es sich verpflichtet 
hatte, erstattet. 

Kosten für Fachbeiräte und ähnliche Ausschüsse 

(Kapitel 25 01 Titel 225 für die Rechnungsjahre 
1959 und 1960) 

95. In meinem Bericht vom 19. August 1958 (vgl. 
Drucksache 554 der 3. Wahlperiode, S. 121 
Nr. 15) habe ich angeregt, die kaum überseh- 
bare Zahl der bei den Bundesressorts bestehen- 
den Fachbeiräte, Ausschüsse und Kommissionen 
einer Sichtung zu unterziehen. 

Der Bundestag hat am 27. Januar 1960 — dem 
Mündlichen Bericht des Haushaltsausschusses 
(vgl. Drucksache 1550 der 3. Wahlperiode, An- 
lage C) folgend — gelegentlich der Entlastung 
für das Rechnungsjahr 1955 die Bundesregie- 
rung aufgefordert, dem Rechnungsprüfungsaus- 
schuß eine Übersicht über alle Beiräte, Aus- 
schüsse und Arbeitskreise vorzulegen. 


Wissenschaftlicher Beirat für 

Fragen der Bodenbewertung 5 Mitglieder 

Beirat für Grünplanung im 
Städtebau und Kleingarten- 
recht 9 Mitglieder 

insgesamt 188 Mitglieder 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundesmini- 
ster unter Bezugnahme auf die Ausführungen 
in der Drucksache 554 gebeten zu prüfen, ob 
die Zahl dieser Gremien und der Aufwand für 
sie verringert werden könne. 

Der Bundesminister hat mitgeteilt, daß die Kom- 
mission für die Baugesetzgebung mit der Ver- 
abschiedung des Bundesbaugesetzes ihre Auf- 
gabe im wesentlichen erfüllt habe, daß zur Mit- 
arbeit an der Vorbereitung der Durchführungs- 
vorschriften jedoch weiterhin 10 bis 12 Mitglie- 
der erforderlich seien. 

Die Mitgliederzahl der Gremien ist inzwischen 
auf 147 gesunken. Eine weitere Herabsetzung 
hält der Bundesminister zur Zeit nicht für mög- 
lich. Er schätzt den Kostenaufwand für die näch- 
sten Jahre geringer, weil einige Gesetzgebungs- 
aufgaben dann beendet sein werden und die 
Beratertätigkeit einzelner Ausschüsse zeitlich 
begrenzt ist. 

Der Bundesrechnungshof beobachtet die Ent- 
wicklung weiter. 


Bundesminister für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte 

(Einzelplan 26 für die Rechnungsjahre 
1957 bis 1960) 

Zuwendungen für die Erfüllung von Such- 
dienstaufgaben und die dokumentarische 
Erfassung der deutschen Kriegsgefangenen, 
der Wehrmachtvermißten, der Zivil- 
verschleppten, der Zivilgefangenen und der 
vermißten Heimatvertriebenen 

(Kapitel 26 01 Titel 602) 

Suchdiensteinrichtungen des Deutschen Roten 
Kreuzes und der kirchlichen Wohlfahrt s verbände 


Für das Bundesministerium für Wohnungsbau 
waren Ende des Jahres 1959 folgende Fachbei- 
räte und Ausschüsse tätig; 


Beirat für Bauforschung 48 Mitglieder 

Wohnungswirtschaftlicher Bei- 
rat 20 Mitglieder 


Kommission für die Baugesetz- 
gebung (mit Unterausschüssen) 51 Mitglieder 

Fachausschuß „Luftschutz in 
StädtebauundLandesplanung“ 11 Mitglieder 


Fachausschuß „Bautechnischer 

Luftschutz" 13 Mitglieder 

Ausschuß „Bauen im Winter" 31 Mitglieder 


96. Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages hatte mich durch Beschluß vom 16. Ja- 
nuar 1959 gebeten, die Suchdiensteinrichtungen 
zu prüfen und einen Mehrjahresplan vorzu- 
schlagen. In Durchführung dieses Auftrages 
habe ich im Februar 1960 ein Gutachten abgege- 
ben, das an das im Mai 1955 für den Bundes- 
minister für Vertriebene, Flüchtlinge und 
Kriegsgeschädigte erstattete Gutachten an- 
schließt. 

Im Gutachten 1955 hatte ich bereits empfohlen, 
der Bundesminister möge in Zusammenarbeit 
mit den beiden Suchdienstorganisationen einen 
Mehrjahresplan für die Zeit bis zur Beendi- 
gung der hauptsächlichen Suchdienstarbeiten 
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aufstellen und für diese Zeit entsprechende Jah- 
reszuwendungen vorsehen. Das Deutsche Rote 
Kreuz und der Kirchliche Suchdienst haben in- 
zwischen Mehrjahrespläne für die Zeit von 1959 
bis 1965 aufgestellt, die Gegenstand meiner 
Prüfung waren. 

Organisation und Finanzierung des Suchdien- 
stes sind seit 1955 unverändert geblieben. 

Die Leitung der Nachforschungsarbeiten des 
Deutschen Roten Kreuzes liegt bei der Such- 
dienstleitstelle beim Generalsekretariat des 
Deutschen Roten Kreuzes. Die Suchdienststelle 
in München ist für alle Wehrmachtsuchfälle 
und die Führung der Zentralen Namenskartei, 
die Suchdienststeile in Hamburg für alle Zivil- 
verschollenenfälle und für den Kindersuchdienst 
zuständig. Fine Verbindungsstelle in Berlin hält 
den Kontakt zum sowjetzonalen Suchdienst und 
zu östlichen Ländern aufrecht. Die mit dem 
Suchdienst verbundenen Arbeiten, insbesondere 
die Befragung der Heimkehrer, werden mit Hilfe 
der Landesnachforschungsdienste und der Kreis- 
nachforschungsstellen durchgeführt. 

Der Kirchliche Suchdienst ist für die Nachfor- 
schung nach vermißten Zivilpersonen zuständig. 
Er ist in eine Zentralstelle in München und in 
12 Heimatortskarteien (für die einzelnen Ver- 
treibungsgebiete) gegliedert. 

Bei dem inzwischen erreichten Stand der Nach- 
forschungsmaßnahmen und dem Umfang des 
Materials, das bei beiden Suchdiensteinrichtun- 
gen angefallen ist, halte ich eine Änderung der 
Organisation nicht mehr für zweckmäßig. 

Die Entwicklung seit Erstattung des Gutachtens 
1955 hat für den Suchdienst des Deutschen Ro- 
ten Kreuzes neue Arbeitsgrundlagen und Er- 
folgsaussichten geschaffen. Für die Nachfor- 
schung nach vermißten Wehrmachtsangehörigen 
und nach verschollenen Kriegsgefangenen sind 
die Befragungsgrundlagen, insbesondere durch 
die Verwendung von Bildlisten, beträchtlich 
verbreitert worden. 

Mein Hinweis auf die begrenzten Erfolgsaus- 
sichten von Bild- und Namenslistenbefragun- 
gen hat dazu geführt, daß der Suchdienst des 
Deutschen Roten Kreuzes seine frühere Planung 
geändert und neue Vorschläge unterbreitet hat, 
die diese Befragungsaktionen beschleunigen 
sollen. 

Der Suchdienst des Deutschen Roten Kreuzes 
wird im Laufe der nächsten Jahre mit der Be- 
endigung seiner wesentlichen Arbeiten schritt- 
weise eingeschränkt werden können. 

Die Zentrale Namenskartei in München wird 
auch nach Abschluß des eigentlichen Suchdien- 
stes als Archiv und zentrale Auskunftsstelle 
aufrechtzuerhalten sein. 

Auch der Kirchliche Suchdienst hat seit dem 
Gutachten 1955 seine Nachforschungsmittel be- 
trächtlich vermehrt. Zur Vervollständigung des 
Materials hat wesentlich die Auswertung der 
Anträge zum Vertriebenenausweis, der Befra- 


gungsbogen für die Gesamterhebung, der An- 
träge auf Kriegsgefangenenentschädigung und 
der polizeilichen Umzugsmeldungen beigetra- 
gen. 

Der Kirchliche Suchdienst befragt die Einwoh- 
ner der Gemeinde, der der Vermißte angehört 
hat (Nachbarschaftsbefragung). Um die Nach- 
forschung zu beschleunigen, hat die Zentral- 
stelle der Heimatortskarteien im Mehrjahres- 
plan den Einsatz zusätzlicher Kräfte vorgesehen, 
die vor allem von 1963 bis 1965 die noch offe- 
nen Suchfälle durch umfangreiche Nachbar- 
schaftsbefragung zum Abschluß bringen sollen. 
Ich habe angeregt, diese Befragung zeitlich so 
weit wie möglich vorzuverlegen. Dabei bot es 
sich an, die Nachbarschaftsbefragung mit der 
Gesamterhebung der deutschen Bevölkerungs- 
verluste in den Vertreibungsgebieten zu ver- 
binden. Der Kirchliche Suchdienst hat im Rah- 
men der Gesamterhebung eine Befragung mit 
Gemeinde- Vermißtenlisten vor^bereitet, die An- 
fang 1960 angelaufen ist. Ich habe vorge- 
schlagen, durch eine zweckmäßige Gestaltung 
und Streuung dieser Listen die Nachforschungen 
zu vereinfachen. 

* 


Bundesminister für Familien- 
und Jugendfragen 

(Einzelplan 29 für die Rechnungsjahre 
1959 und 1960) 

Bundesministerium 
für Familien- und Jugendfragen 

(Kapitel 29 01) 

Organisation und Wirtschaftlichkeit des Bun- 
desministeriums 

97. Die Vorschläge meines Gutachtens vom April 
1959 (vgl. Drucksache 1518 der 3. Wahlperiode, 
S. 148/149) sind bei den Stellenbewilligungen 
in den Haushaltsplänen 1959 und 1960 berück- 
sichtigt worden. Auch bat sich der Bundesmini- 
ster einen wesentlichen Teil meiner organisa- 
torischen Vorschläge zu eigen gemacht. 

Die Rückstände bei der Prüfung der Verwen- 
dungsnachweise sind noch nicht aufgearb eitet. 
Sie sind jedoch inzwischen so weit verringert 
worden, daß mit ihrer vollständigen Beseiti- 
gung bis spätestens Mitte des Jahres 1962 ge- 
rechnet werden kann. Der Bundesminister ist 
meiner Empfehlung nachgekommen, die Ver- 
wendungsnachweise in geeigneten Fällen Ört- 
lich prüfen zu lassen. 

Meine Anregung, die zahlreichen Programme 
des Bundes jugendplanes unter Bildung von 
Schwerpunkten möglichst zu vermindern, 
konnte noch nicht verwirklicht werden. Die Be- 
sprechungen darüber sind noch nicht abge- 
schlossen. 
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Bundesminister für Atomkernenergie 
und Wasserwirtschaft 

(Einzelplan 31 für die Rechnungsjahre 
1957 bis 1959) 

Allgemeine Bewilligungen 

(Kapitel 31 02) 

Förderung der Atomforschung durch Zuwendun- 
gen für die Modernisierung und Erweiterung 
wissenschaftlicher Institute und Einrichtungen 

(Titel 950) 

98. Während der Bundesminister des Innern Mittel 
seines Haushalts für die allgemeine Wissen- 
schaftsförderung verwendet, fördert der Bun- 
desminister für Atomkernenergie und Wasser- 
wirtschaft besonders die Atomforschung, vor 
allem durch Zuwendungen für die Modernisie- 
rung und Erweiterung von Instituten und Ein- 
richtungen der wissenschaftlichen Hochschulen 
und der Max-Planck-Gesellschaft, die sich mit 
Erforschung und Nutzung der Kernenergie für 
friedliche Zwecke befassen. Der Bundesminister 
hat für diese Zwecke in den Rechnungsjahren 
1956 bis 1959 Zuschüsse in Höhe von 175 Mio 
DM bewilligt. Mit Hilfe dieses Betrages sind 
zahlreiche Institute und Laboratorien neu er- 
richtet oder ausgebaut und in beachtlichem Um- 
fange — auch mit Großgeräten wie Teilchen- 
beschleunigern — ■ ausgestattet worden. In meh- 
reren hundert Fällen wurden kleinere Baumaß- 
nahmen und die Beschaffung weniger wertvol- 
ler Forschungs- und Demonstrationsgeräte 
finanziert. 

Ich habe unter Nr. 36 über die Bemühungen des 
Bundesrechnungshofes berichtet, eine Neuord- 
nung bei der Veranschlagung der Zuschußmittel 
für Wissenschaft und Forschung durch den Bun- 
desminister des Innern zu erwirken. Sie soll 
u. a. dazu dienen, die Bewilligung von Mitteln 
durch mehrere Ressorts an die gleichen Stellen 
zu vermeiden. 

Auch der Bundesminister für Atomkernenergie 
und Wasserwirtschaft hat Mittel für Maßnah- 
men zur Verfügung gestellt, die bereits durch 
andere Ressorts, vornehmlich durch den Bun- 
desminister des Innern, gefördert worden sind. 
Er hat z. B. einem Land für den Neubau eines 
physikalischen Instituts, dessen Gesamtkosten 
auf 6,2 Mio DM veranschlagt waren, einen Zu- 
schuß von 1,7 Mio DM bewilligt. Für dasselbe 
Bauvorhaben hatte der Bundesminister des In- 
nern aus Mitteln der allgemeinen Wissen- 
schaftsförderung einen Zuschuß von 1,4 Mio 
DM gewährt. 

Der Bundesrechnungshof hat in diesem Falle 
nicht feststellen können, daß die Maßnahme 
der speziellen Zweckwidmung dienen sollte, für 
welche die Mittel im Bundeshaushalt veran- 
schlagt sind. Er hat den Bundesminister ent- 
sprechend den Ausführungen unter Nr. 36 ge- 
beten, sich bei seinen Förderungsvorhaben auf 
solche zu beschränken, die seiner Zuständigkeit 


unterliegen. In gleichem Sinne ist auch der 
Bundesminister der Finanzen bei ihm vorstellig 
geworden. 

Der Bundesminister hat zugesagt, künftig ent- 
sprechend zu verfahren. 

99. Die Förderungsmittel sind vom Rechnungsjahr 
1958 ab vermehrt für eine Hilfe bei der Errich- 
tung von Neu- und Erweiterungsbauten und 
deren Ausstattung bestimmt. Nach den Erläu- 
terungen zu dem Haushaltsansatz werden die 
Förderungsmaßnahmen im Bereich der wissen- 
schaftlichen Hochschulen und der Max-Planck- 
Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften 
e. V. in engster Zusammenarbeit mit den Län- 
dern durchgeführt. 

Während in den Erläuterungen für die Rech- 
nungsjahre 1958 und 1959 angegeben ist, daß 
sich die Länder an den Kosten angemessen be- 
teiligen, heißt es in den Erläuterungen 1960, 
daß die Gewährung von Zuschüssen des Bun- 
des im Rechnungsjahr 1960 in der Regel, ins- 
besondere bei Baumaßnahmen, von einer ange- 
messenen Beteiligung der Kostenträger abhän- 
ging gemacht und die Höhe der Beteiligung mit 
den Kostenträgern vereinbart wird, 

Die Länder haben sich jedoch nach den Fest- 
stellungen des Bundesrechnungshofes wieder- 
holt nicht angemessen an den Kosten beteiligt. 
In einigen Fällen hat der Bundesminister die 
Auffassung vertreten, daß eine Eigenbeteili- 
gung der Länder in der späteren Übernahme 
der laufenden hohen Betriebskosten zu erblik- 
ken sei. Eine Beteiligung der Länder an den 
Kosten der Beschaffung von Apparaten für 
Hochschulinstitute hielt er allgemein für unan- 
gebracht. 

Der Bundesrechnungshof hat gegen diese Auf- 
fassung des Ministers Bedenken erhoben. Nach 
seiner Ansicht kann von der in den Erläuterun- 
gen vorgesehenen Beteiligung der Länder und 
sonstigen Kostenträger nur in Ausnahmefäl- 
len abgesehen werden. Die Erläuterungen 
rechtfertigen es auch nicht, eine Selbstbeteili- 
gung an der Errichtung oder erstmaligen An- 
schaffung darin zu erblicken, daß die Träger 
für die laufenden Betriebskosten aufzukommen 
haben. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages hat sich in seiner Sitzung am 3. Novem- 
ber 1960 zu der Beteiligung der Länder an den 
Kosten für Baumaßnahmen in dem gleichen 
Sinn wie der Bundesrechnungshof geäußert. Er 
hat beschlossen, im Haushaltsplan 1961 in die 
Zweckbestimmung aufzunehmen, daß „sich der 
Bund an den Kosten für Baumaßnahmen für 
Einrichtungen, die von den Ländern getragen 
werden, nur mit höchstens 50 v. H. beteiligt". 

Bei der Beschaffung von Ausstattungen und ein- 
zelnen teuren Geräten kann nach Auffassung 
des Bundesrechnungshofes auf die Beteiligung 
der Träger der Einrichtung nur verzichtet wer- 
den, wenn der Kostenaufwand gering ist oder 
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für eine abweichende Regelung besondere 
Gründe vorliegen. 

100. Der Bundesminister hat der Max-Planck-Gesell- 
schaft zur Förderung der Wissenschaften e. V. 
aus Forschungsmitteln einen Zuschuß von rd. 
9,5 Mio DM für die Errichtung eines Forschungs- 
zentrums zugesagt. Nach dem der Zusage zu- 
grundliegenden Voranschlag des Zuwendungs- 
empfängers sollten aus diesen Mitteln Wohnun- 
gen der Betriebsangehörigen mit 1 200 000 DM 
finanziert und Omnibusse für den Verkehr zwi- 
schen den Wohnungen und der verkehrsgünstig 
gelegenen Forschungsstätte für 200 000 DM be- 
schafft werden. 

Der Bundesminister hat in einem Bewilligungs- j 
Bescheid über einen Teil der zugesagten Bun- , 
desmittel den Zuwendungsempfänger nur ge- j 
beten, bis zu einer generellen Klärung keine 
Bundesmittel für die Wohnungsfinanzierung zu 
verwenden und wegen der Knappheit der Mit- 
tel keine Omnibusse zu beschaffen. 

Der Bundesrechnungshof hat grundsätzlich Be- 
denken gegen eine Verwendung der Zuschuß- 
mittel für diese Maßnahmen erhoben, weil sie 
mit der Zweckbestimmung des Titels nicht in | 
Einklang steht. Er hat angeregt, daß der Zuwen- , 
dungsempfänger wegen der Wohnungsbeschaf- i 
fung mit dem betreffenden Land und der Wohn- ■ 
gemeinde als den hierfür zuständigen Stellen { 
Verbindung aufnimmt und für den Verkehr zwi- 
schen den Wohnungen und der Anstalt öffent- 
liche oder private Verkehrsbetriebe heranzieht. 
Der Bundesminister hat die Bedenken des Bun- 
desrechnungshofes grundsätzlich anerkannt und 
erklärt, daß er nach seinem Zusageerlaß nur 
allgemeine Finanzierungshilfen bis zu einem 
Höchstbetrag von 9,5 Mio DM versprochen 
habe. Die Höhe der tatsächlich zu bewilligenden 
Mittel und ihre Zweckverwendung bestimme er 
mit den einzelnen Bewilligungsbescheiden. 

Dem ist entgegenzuhalten, daß schon eine Be- 
reitstellungszusage, die besondere, mit der 
Zweckbestinunung des Titels und den Erläute- 
rungen nicht zu vereinbarende Maßnahmen be- 
rücksichtigt, unzulässig ist. Hierdurch werden 
Bundesmittel gebunden und einer anderen 
Zweckver Wendung entzogen. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundesmini- 
ster gebeten, hiernach seine zugesagte Gesamt- 
zuwendung um den Betrag von 1,4 Mio DM zu 
kürzen. 

* 

Verteidigungslasten im Zusammenhang 
mit dem Aufenthalt ausländischer 
Streitkräfte 

(Einzelplan 35 für die Rechnungsjahre 
1957 und 1958) 

Durchführung von Baumaßnahmen 

101. Bei der Prüfung der Rechnungen über Baumaß- 
nahmen für die ausländischen Streitkräfte hat 
der Bundesrechnungshof wie in den voraus- 
gegangenen Rechnungsjahren (vgl. Drucksache 


1518 der 3. Wahlperiode, S. 101 Nr. 122) fest- 
gestellt, daß Bauunternehmen wiederholt Zah- 
lungen erhalten haben, auf die sie keinen An- 
spruch hatten. 

102. So hat ein Bauunternehmen, daß bei dem Bau 
einer Treibstoffversorgungsanlage umfangreiche 
Stahlbetonarbeiten auszuführen hatte, in seiner 
Rechnung nicht nur die Bezahlung der tatsäch- 
lich eingebauten Stahlmengen, sondern auch die 
Vergütung des Stahlverschnitts im Werte von 
rd. 15 000 DM gefordert. Das Finanzbauamt hat 
die Forderung abgelehnt, weil der Verschnitt- 
verlust überlicherweise in dem Preis für Beton- 
stahl bereits berücksichtigt ist. Auf den Ein- 
spruch des Bauunternehmens hat die Ober- 
finanzdirektion die Bezahlung des Verschnittes 
genehmigt, wenn die Industrie- und Handels- 
kammer bestätigen würde, daß eine besondere 
Vergütung ortsüblich ist. Das Unternehmen hat 
diese Bestätigung beigebracht; es hat daraufhin 
die besondere Vergütung für den Stahlver- 
schnitt erhalten. 

Der Bundesrechnungshof hat an Hand der Kal- 
kulationsunterlagen der Baufirma jedoch fest- 
gestellt, daß der Verschnittverlust bereits bei 
der Bildung des Preises für den Betonstahl be- 
rücksichtigt worden war. Auf Grund dieser Fest- 
stellung des Bundesrechnungshofes hat die 
Firma den zuviel erhaltenen Betrag von rd. 
15 000 DM zurückgezahlt. 

103. Ein Elektrizitätswerk, das die Anlagen für die 
Stromversorgung einer Wohnsiedlung erstellt 
hatte, hat auch die Kosten für die Transforma- 
toren-Station der Anlage in Rechnung gestellt, 
obwohl nach dem Angebot nur die Anlagen des 
Mittel- und Niederspannungsnetzes zu bezah- 
len waren. Die Verwaltung hat den Rechnungs- 
betrag angewiesen. 

Auf Grund einer vom Bundesrechnungshof ver- 
anlaßten Überprüfung hat sich das Elektrizitäts- 
werk bereiterklärt, den zu Unrecht erhaltenen 
Betrag von rd. 69 000 DM zu erstatten. 

104. In einem anderen Falle hat die Verwaltung die 
ihr in Rechnung gestellten Kosten für die Ver- 
sorgungsleitungen von Wohnbauten in voller 
Höhe bezahlt. Nach den Feststellungen des 
Bundesrechnungshofes hatte das Werk nach 
seinen Versorgungsbedingungen jedoch Teil- 
kosten in Höhe von 71 593,99 DM selbst zu 
tragen. 

Das Werk hat seine Rückzahlungsverpflichtung 
anerkannt und bisher einen Teilbetrag von 
36 593,99 DM zurückgezahlt. 

* 

Ausgleichsansprüche für Wertverbesserungen 
an Grundstücken 

105. Die frühere US-Besatzungsmacht hatte eine 
städtische Schule mehrere Jahre für ihre Zwecke 
in Anspruch genommen. Während dieser Zeit 
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hat sie zu Lasten des damaligen Besatzungs- 
kosten- und Auftragsausgabenhaushalts die er- 
heblichen Kriegsschäden beseitigen und die 
Schule durch einen Anbau erweitern lassen. Auf 
Veranlassung des Bundesrechnungshofes hat 
das Amt für Verteidigungslasten den Wert- 
zuwachs an dem inzwischen freigegebenen 
Grundstück ermittelt und bei der Stadt einen 
Ausgleichsanspruch in Höhe von rd. 263 450 DM 
geltend gemacht. Die Stadtverwaltung hat den 
Ausgleichsanspruch anerkannt und den Betrag 
an den Bund abgeführt. 

In zahlreichen anderen derartigen Fällen konn- | 
ten die Ausgleichsansprüche noch nicht verwirk- | 
licht werden, weil eine Einigung mit den Aus- | 
gleichsverpflichteten nicht zu erzielen war. Auf 
den Hinweis in meiner Denkschrift für das 
Rechnungsjahr 1956 (vgl. Drucksache 1518 der 
3. Wahlperiode, S. 100 Nr. 120) hat der Haus- 
haltsausschuß den baldigen Erlaß eines Gesetzes 
zur Regelung der Ansprüche des Bundes auf 
Vorteilsausgleich empfohlen. 

* 

Allgemeine Finanzverwaltung 

(Einzelplan 60 für die Rechnungsjahre 
1957 bis 1959) 

Umsatzsteuer 

(Einnahmen Kapitel 60 01 Titel St 1) 

106. In der Denkschrift 1951 (vgl. Drucksache 1140 
der 2. Wahlperiode, S. 106/107 Nr. 314 bis 318) 
und in der Denkschrift 1955 (vgl. Drucksache 554 
der 3. Wahlperiode, S. 83 Nr. 125) habe ich dar- 
auf hingewiesen, daß 'die wiederholten Geset- 
zesänderungen — neun Änderungsgesetze und 
neun Änderungsverordnungen — die Bearbei- 
tung der Umsatzsteuer erschwert haben. Diese 
Entwicklung hat sich fortgesetzt. Inzwischen 
sind das zehnte Gesetz zur Änderung des Um- 
satzsteuergesetzes und die 10. und 11. Verord- 
nung zur Änderung der Umsatzsteuerdurchfüh- 
rungsbestimmungen erlassen worden. Mehrere 
Bestimmungen der 10. Verordnung vom 15. Ok- 
tober 1958 sind rückwirkend — ab 1. Januar 
1958 oder ab 1. April 1958 — in Kraft getreten. | 
Außerdem hat der Bundesminister der Finanzen 
wiederholt Änderungen des Umsatzsteuergeset- 
zes und einzelner Rechtsverordnungen mit rück- 
wirkender Kraft angekündigt und deren Berück- 
sichtigung vor ihrem Inkrafttreten angeordnet, 
so durch Erlaß vom 13. Februar 1959 die Stun- 
dung von Umsatzsteuer für die Winzergenossen- 
schaften und den Weinhandel mit Wirkung vom 
1. Oktober 1958, durch Erlaß vom 26. Mai 1959 
die Stundung der Umsatzsteuer für die Be- 
stellung von Erbbaurechten und die Bestellung 
von Dauerwohnrechten (Dauernutzungsrechten) 
mit Wirkung vom 1. Januar 1958 und schließlich 
mit Erlaß vom 10. Juli 1959 die Regelung der 
Ausfuhrvergütung für nahtlose Kunstdärme mit 


Wirkung vom 1. Januar 1958. Die mit Erlaß 
vom 20. Juni 1958 angekündigte und für sofort 
' gültig erklärte Verlängerung der Frist für die 
Abgabe der Umsatzsteuervoranmeldungen und 
zur Entrichtung der Umsatzsteuervorauszahlun- 
gen ist später nicht in Kraft getreten. 

Rückwirkende Änderungen und die Ankündi- 
gung von Änderungen, die später nicht in Kraft 
treten, belasten die Finanzverwaltung zusätz- 
lich; sie führen auch zur Rechtsunsicherheil. 
Verwaltungsanweisungen, durch 'die geplante 
Änderungen des Gesetzes geraume Zeit vor- 
weggenommen werden, verursachen Stundungs- 
anträge, Erlaßanträge sowie vorläufige Ver- 
anlagungen und damit bei den Steuerpflich- 
tigen und bei der Verwaltung unwirtschaftlichen 
Zeit- und Arbeitsaufwand. Diese Belastungen 
lassen sich mindern, wenn notwendige Ände- 
rungen und Ausnahmebestimmungen im Um- 
satzsteuerrecht nur zum Beginn eines Ver- 
anlagungszeitraumes eingeführt und rechtzeitig 
bekanntgegeben werden. 

* 

Anteil des Bundes an der Einkommen- und 
Körperschaftsteuer 

(Einnahmen Kapitel 60 01 Titel St 9) 

Beendigung der Inanspruchnahme von Rechten 
und Vergünstigungen nach § 13 des Bundes- 
vertriebenengesetzes (BVFG) 

107. Buchführende Vertriebene und Sowjetzonen- 
flüchtlinge können nach §§ 7 a, 7 e und 10 a Ein- 
kommensteuergesetz (EStG) steuerliche Sonder- 
vergünstigungen in wesentlich größerem Um- 
fange als die übrigen Vertriebenen und Sowjet- 
zonenflüchtlinge in Anspruch nehmen, solange 
sie noch nicht in das wirtschaftliche und soziale 
Leben in einem nach ihren früheren wirtschaft- 
lichen und sozialen Verhältnissen zumutbaren 
Maße eingegliedert sind (§ 13 BVFG). Die Be- 
endigung der steuerlichen Sondervergünstigun- 
gen haben die Finanzämter nach den Richtlinien 
des Bundesministers für Vertriebene und Kriegs- 
geschädigte zur Durchführung des § 13 BVFG 
vom 20. Juli 1954 bei den Landesflüchtlingsver- 
waltungen oder den von diesen beauftragten 
Behörden zu beantragen. Für die Feststellung, 
ob der bisher erreichte Eingliederungsstand im 
Hinblick auf die früheren wirtschaftlichen und 
sozialen Verhältnisse zumutbar ist, kommt es 
nach den Richtlinien nicht darauf an, daß das 
frühere Einkommen wieder in voller Höhe er- 
reicht ist. „Es muß aber der Teil des früheren 
Einkommens erreicht werden, der nachhaltig zur 
Bestreitung des Lebensunterhalts verbraucht 
wurde, d. h, es muß der frühere Lebensstandard 
in etwa wieder erreicht sein. Es wird hierbei 
aber nur der Lebenszuschnitt zu berücksichtigen 
sein, der im allgemeinen dem betreffenden Exi- 
stenz-Typus entspricht. Ungewöhnliche Ver- 
hältnisse, insbesondere dem allgemeinen Durch- 
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schnitt gegenüber wesentlich überhöhte Lebens- 
haltungsaufwendungen werden nicht zu berück- 
sichtigen sein." 

Die Landesflüchtlingsverwaltungen haben die 
Anträge der Finanzämter häufig mit der Be- 
gründung abgelehnt, daß der Berechtigte noch 
nicht eingegliedert sei. Das ist z. B. geschehen, 
obwohl der Begünstigte in einem Falle bei 
einem jährlichen Enkommen von etwa 75 000 
DM bereits wieder ein Vermögen von 178 000 
DM, in einem anderen Falle bei einem jähr- 
lichen Einkommen von 130 000 DM ein Ver- 
mögen von 82 000 DM erworben hatte. Derartige 
Entscheidungen entsprechen nach Auffassung 
des Bundesrechnungshofes nicht dem BVFG und 
den Richtlinien. Bei dem Vergleich der heutigen 
mit den früheren wirtschaftlichen und sozialen 
Verhältnissen des Betroffenen müssen die all- 
gemeinen Folgen, die auch die einheimische Be- 
völkerung durch den Krieg und die Besatzung 
erlitten hat, zu seinen Ungunsten in Rechnung 
gestellt werden. Auch ist zu würdigen, ob der 
Vertriebene eine Stellung im Erwerbsleben er- 
langt hat, die ihm erlaubt, sein Leben unter zu- 
mutbaren Umständen zu führen. 

Im übrigen ziehen sich die Entscheidungen der 
Landesflüchtlingsverwaltungen über die An- 
träge oft lange hinaus. So haben im Bereich 
eines Landes, wie der zuständige Landesmini- 
ster in einem Erlaß an die Regierungspräsiden- 
ten bemängelt hat, im Dezember 1958 über 800 
Anträge auf Verfahren gemäß § 13 BVFG Vor- 
gelegen, während bis dahin seit dem Inkraft- 
treten des BVFG am 5. Juni 1953 nur etwa 50 
Anträge entschieden worden waren. 

Die Praxis der Landesflüchtlingsverwaltung ist 
nicht ohne Einfluß auf die Finanzbehörden ge- 
blieben. Einzelne Oberfinanzdirektionen haben 
bei der Beurteilung des Eingliederungsstandes 
zum Vorteil der Begünstigten Maßstäbe ange- 
legt, die nach den Richtlinien des Bundesmini- 
sters nicht gerechtfertigt sind. Eine Oberfinanz- 
direktion will z. B. in den Anträgen der Finanz- 
ämter die Krisenfestigkeit der Unternehmen in 
besonderem Maße berücksichtigt wissen und 
sieht als Voraussetzung dafür ein Eigenkapital 
von mindestens 48 v. H. der Bilanzsumme als 
notwendig an. Ein solcher allgemein verbind- 
licher Hundertsatz ist nicht zu rechtfertigen. Er 
führt zu einer ungleichmäßigen Behandlung der 
Steuerpflichtigen. Der Bedarf an Eigenkapital 
ist bei den einzelnen Geschäftszweigen sehr 
unterschiedlich. Der Unternehmer kann das Ver- 
hältnis zwischen Fremd- und Eigenkapital 
außerdem durch die Aufnahme von Fremdkapi- 
tal willkürlich verschieben. 

Die Schwierigkeiten bei der Beurteilung der 
Voraussetzungen, der oft schleppende Gang des 
Verfahrens und die Ablehnung vieler Anträge 
halten die Finanzämter davon ab, neue Anträge 
zu stellen oder bereits laufende mit dem nöti- 
gen Nachdruck zu verfolgen. Daher erhalten 
viele Steuerpflichtige trotz günstiger Wirt- 
schaftslage jahrelang steuerliche Sonderver- 


günstigungen, die mit rückwirkender Kraft 
nicht aberkannt werden können. 

Die Vergünstigungen der §§ 7e und 10a EStG 
sind bis 1961 befristet. Der Bundesrechnungshof 
hat im Hinblick auf die bisherige Verlängerung 
ihrer Geltungsdauer den Bundesminister der 
Finanzen über seine Prüfungsfeststellungen von 
besonderer Bedeutung unterrichtet. Er hat 
außerdem die Oberfinanzdirektionen im Zusam- 
menhang mit den örtlichen Prüfungen der Fi- 
nanzämter gebeten, auf eine Beschleunigung 
des Verfahrens nach § 13 BVFG hinzuwirken. 

* 

ERP-Sondervermögen 
Bundesminister für den Marshallplan 

(Einzelplan V, außerordentlicher Haushalt 
Kapitel 1 a Titel 22 
für das Rechnungsjahr 1952) 

ERP-Wirtschaftsplan 

(Kapitel 2 Titel 8 für das Rechnungsjahr 1955) 

108. Der Bundesminister für den Marshallplan ge- 
währte aus dem ERP-Sondervermögen in den 
Rechnungsjahren 1952 und 1955 der Bank für 
Vertriebene und Geschädigte, der späteren 
Lastenausgleichsbank (LAB), Darlehen von ins- 
gesamt 4,4 Mio DM. Dieser Betrag sollte zur 
Stützung kapitalschwacher Vertriebenen-Unter- 
nehmen eingesetzt werden. 

Die Durchführung der Hilfsmaßnahmen oblag 
der Treuhandgesellschaft der Vertriebenen 
mbH (Treuhandgesellschaft), die der Zentral- 
verband der vertriebenen Deutschen (ZvD) und 
die LAB mit Billigung des Bundesministers für 
den Marshallplan und des Bundesministers der 
Finanzen im Oktober 1952 gegründet hatten. 
Das dem ERP-Darlehen entnommene Stamm- 
kapital der Treuhandgesellschaft von 100 000 
DM hielt bis 1956 zu 25 v. H. die LAB und zu 
75 V. H. der ZvD, dem die LAB hierfür ein Dar- 
lehen in entsprechender Höhe gegeben hatte. 
Seit Mai 1956 ist die LAB nach Erwerb der 
Stammeinlage des ZvD alleiniger Gesellschaf- 
ter, 

Die Treuhandgesellschaft hatte nur einen Ge- 
schäftsführer. Der ZvD hatte diesen vorgeschla- 
gen; das Verlangen der LAB nach Bestellung 
eines weiteren Geschäftsführers hatte er abge- 
lehnt. Dem Aufsichtsrat der Treuhandgesell- 
schaft gehörten fünf vom ZvD benannte Mit- 
glieder und zwei Vorstandsmitglieder der LAB 
an. 

In Erfüllung ihrer Aufgaben sollte die Treu- 
handgesellschaft, der die LAB den aus dem 
ERP-Darlehen nach Abzug des Stammkapitals 
verbliebenen Betrag von 4,3 Mio DM als Dar- 
lehen weitergegeben hatte, Kapitalbeteiligun- 
gen an Vertriebenen- und Flüchtlings-Unter- 
nehmen erwerben. 

Nach dem zwischen dem Bund, der LAB und 
der Treuhandgesellschaft bestehenden Verein- 
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barungen treffen die Verluste der Treuhandge- 
sellschaft das ERP-Sondervermögen. 

Die erste Auswahl der förderungswürdigen Fir- 
men hatte der Geschäftsführer der Treuhandge- 
sellschaft vorzunehmen. Dabei war er in jedem 
einzelnen Falle an die Zustimmung des Auf- 
sichtsrates gebunden. Die von diesem geneh- 
migten Beteiligungsprojekte wurden sodann zur 
endgültigen Entscheidung einem Interministe- 
riellen Bewilligungsausschuß (IB), bestehend 
aus Vertretern der Bundesminister für den Mar- 
shallplan, für Vertriebene, Flüchtlinge und 
Kriegsgeschädigte, für Wirtschaft und der 
Finanzen, vorgelegt. 

Die Treuhandgesellschaft entwickelte sich schon 
hald ungünstig. Bis Juli 1955 gingen von 24 Be- 
teiligungen mit zusammen 2 157 000 DM 11 Be- 
teiligungen mit 1 045 000 DM, mithin 48,4 v. H. 
verloren. Drei weitere Beteiligungen mit ins- 
gesamt 279 000 DM waren gefährdet. Der im 
Herbst 1955 drohende Zusammenbruch der 
Treuhandgesellschaft konnte nur durch den Ein- 
schuß weiterer ERP-Mittel abgewendet werden. 
Wegen der hohen Ausfälle hat der Bundesmini- 
ster für wirtschaftliche Zusammenarbeit im 
März 1955 eine Prüfung der bisherigen Ge- 
schäftstätigkeit der Treuhandgesellschaft durch 
die Deutsche Revisions- und Treuhand AG 
(Treuarbeit) veranlaßt. Diese hat ergeben, daß 
die Treuhandgesellschaft bei der Auswahl der 
Beteiligungsprojekte nicht sorgfältig genug ver- 
fahren ist. 

Auf Grund des Berichts der Treuarbeit hat der 
Bundesrechnungshof im Februar 1956 den Bun- 
desminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
um Prüfung gebeten, ob an dem Verfahren be- 
teiligte Organe der Treuhandgesellschaft oder 
der LAB für die Verluste verantwortlich und 
gebenenfalls haftbar zu machen sind. 

Eine abschließende Stellungnahme des Bundes- 
ministers für wirtschaftlichen Besitz des Bun- 
des liegt trotz wiederholter Erinnerung bis jetzt 
nicht vor. Nach der letzten Mitteilung dieses 
Bundesministers war der Bundesminister für 
Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte 
an Hand eines Berichts des Vorsitzenden des IB 
und einer Gegenäußerung der LAB mit einer 
Stellungnahme befaßt, die der Bundesminister 
für wirtschaftlichen Besitz des Bundes noch ab- 
warten wollte. Der Bundesrechnungshof hält 
eine weitere Verzögerung für nicht vertretbar. 

* 

Rückwirkende Übernahme der Haftung für 
Flüchtlingssiedlungskredite durch ein Kredit- 
institut 

109. Der Bundesminister für den Marshallplan hat in 
den Rechnungsjahren 1951 bis 1953 aus Mitteln 
des ERP-Sondervermögens insgesamt 27 Mio 
DM zur Förderung von Siedlungsvorhaben für 
Flüchtlinge und Vertriebene zur Verfügung ge- 
stellt, die der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten auf die Länder auf- 
geteilt hat. In den Ländern haben die Siedlungs- 


behörden die einzelnen Kredite an die Siedler 
bewilligt und hierbei die bei der Vergabe ein- 
zuschaltenden Kreditinstitute bestimmt, denen 
die Lastenausgleichsbank die abgerufenen Kre- 
ditmittel zu überweisen hatte. 

Nach den Richtlinien des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten für 
Flüchtlingssiedlungskredite vom 10. Juli 1951 
waren die Kredite dinglich zu sichern. Die 
Kreditinstitute hatten die Haftung für die Dar- 
lehen in Höhe bis zu der für sie zulässigen 
Beleihungshöchstgrenze zu übernehmen. Für die 
Verwaltung dieser Kreditteile erhielten sie ver- 
einbarungsgemäß eine höhere Vergütung als 
für die der übrigen. 

Ein Kreditinstitut hat die Haftung nicht erst vom 
Tage der Haftungserklärung an übernommen, 
sondern in die Haftung auch die Zeit vom Tage 
der Sicherung bis zum Tage der Haftungserklä- 
rung einbezogen. Es hat dementsprechend die 
höhere Vergütung vom Tage der Sicherung an 
in Anspruch genommen und mit der Lastenaus- 
gleichsbank abgerechnet. Dadurch ist für den 
Bund eine Mehrbelastung von rd. 9700 DM 
entstanden. 

Der Bundesrechnungshof hat die höhere Ver- 
gütung beanstandet, weil die Bank bei dieser 
Art von „rückwirkender" Haftungsübernahme 
kein Risiko zu tragen hatte. Er hat daher die 
Rückforderung der ungerechtfertigt beanspruch- 
ten Vergütung verlangt. Der Bundesminister für 
wirtschaftlichen Besitz des Bundes hat sich der 
Auffassung des . Bundesrechnungshofes ange- 
schlossen und die Lastenausgleichsbank auf- 
gefordert, für den Ausgleich zu sorgen. Hierauf 
ist der Betrag im Oktober 1960 zurückgezahlt 
worden. 

* 


Sondervermögen Deutsche Bundespost 

HO. In meinen Denkschriften vom 19. August 1958 
und 24. Oktober 1959 über die hauptsächlichsten 
Prüfungsergebnisse des Bundesrcchnungshofes 
(vgl. Drucksache 554 der 3. Wahlperiode, S. 88 
und Drucksache 1518 der 3. Wahlperiode, S. 113) 
habe ich auf Grund der Geschäftsberichte der 
Deutschen Bundespost zu ihrer Finanzlage Stel- 
lung genommen. Inzwischen hat der Bundes- 
rechnungshof die Jahresabschlüsse für diese 
Rechnungsjahre geprüft. Wesentliche Beanstan- 
dungen haben sich nicht ergeben. 

111. Die günstigere Entwicklung, die die Gewinn- 
und Verlustrechnung der Deutschen Bundespost 
für das Rechnungsjahr 1958 gegenüber 1957 
kennzeichnet, hat sich im Rechnungsjahr 1959 
fortgesetzt, das mit einem Gewinn von 38,6 Mio 
DM abgeschlossen hat. Der Eigenkapitalanteil 
ist allerdings im Laufe des Rechnungsjahres 
1959 von 33,4 v. H. auf 31,6 v. H. weiter abge- 
sunken. Die Struktur des Fremkapitals hat sich 
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spürbar zugunsten der längerfristigen Verbind- 
lichkeiten verändert. 

Das Rechnungsjahr 1960 hat mit einem Gewinn 
von 70,6 Mio DM geschlossen. Die Erfolgs- 
rechnung für das Rechnungsjahr 1961 dürfte 
allerdings durch die Erhöhung der Beamten- 
gehälter und Versorgungsbezüge zum 1. Januar 
1961 und die zu erwartende Erhöhung der Ver- 
gütungen und Löhne der Vertragsbediensteten 
merklich belastet werden. 


Schlußbemerkung 

112. Der Darstellung der Prüfungs- und Unter- 
suchungsergebnisse sowie ihrer rechtlichen 
Würdigung hat der Große Senat des Bundes- 
rechnungshofes zugestimmt. 


Frankfurt am Main, den 5. April 1961 


Der Präsident 
des Bundesrechnungshofes 

Dr. Hertel 
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Anlage E 


Abschrift 


Erklärung 

des Unterausschusses des Haushaltsausschusses 
des Deutschen Bundestages 
und 

des Präsidenten des Bundesrechnungshofes 
als Grundlage für die Entlastung der Bundesregierung 

Wir haben die 

Jahresrechnung über Einnahmen und Ausgaben des 
Bundesnachrichtendienstes, 

die nach dem Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1957 
nur der Prüfung durch den Unterausschuß des Haushaltsaus- 
schusses des Deutschen Bundestages und den Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes unterliegt, geprüft (§ 89 RHO). 

Die Prüfung der Jahresrechnung 1957 ist durch den Präsi- 
denten des Bundesrechnungshofes vorbereitet worden. Die 
Niederschrift hierüber diente als Grundlage für die heutige 
Prüfung. 

Das zur Erledigung der Prüfungsmitteilungen Erforderliche ist 
veranlaßt worden. 

München, den 16. Juni 1959 

Der Unterausschuß 

des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages 
gez. Schoettle 
gez. Dr. Rudolf Vogel 
gez. Hans Lenz (Trossingen) 
gez. Dr. Heinrich Schild 


Der Präsident des Bundesrechnunghofes 

gez. Dr. Hertel 
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Abschrift 


Erklärung 

des Unterausschusses des Haushaltsausschusses 
des Deutschen Bundestages 
und 

des Präsidenten des Bundesrechnungshofes 
als Grundlage für die Entlastung der Bundesregierung 

Wir haben die 

Jahresrechnung über die Einnahmen und Ausgaben 
des Bundesnachrichtendienstes 

auf Grund des Wirtschaftsplanes für das Rj. 1958, 

die nach dem Budeshaushaltsplan nur der Prüfung des Unter- 
ausschusses des Haushaltsausschusses des Bundestages und 
des Präsidenten des Bundesrechnungshofes unterliegt, geprüft 
Die Rechnungsprüfung durch den Präsidenten des Bundesrech- 
nungshofes ist vorausgegangen. Die Niederschrift hierüber 
diente als Grundlage für die heutige Prüfung. 

Das zur Erledigung der Prüfungsmitteilungen Erforderliche ist 
veranlaßt worden. 

München, den 6. Juli 1960 


Der Unterausschuß 

des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages 
gez. Lenz (Trossingen) 
gez. Dr. Vogel 
gez. Schoettle 
gez. Dr. Schild 

Der Präsident des Bundesrechnungshofes 
gez. Dr. Hertel 
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Abschrift 


Der Präsident 
des Bundesrechnungshofes 

Pr 1/Allg — 1330/2a (1957/1958) — 229/61 


Frankfurt a. M., den 13. April 1961 
Berliner Straße 51 


Erklärung 

als Grundlage für die Entlastung der Bundesregierung 

Ich habe folgende Jahresrechnungen, die nach dem Bundes- 
haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1957 nur meiner Prüfung 
unterliegen, geprüft (§ 89 RHO) : 

Rechnungen der Bundeshauptkasse über Ausgaben bei 

Kapitel 04 01 Titel 300 — Zur Verfügung des Bundes- 
kanzlers zu allgemeinen Zwek- 
ken 

Kapitel 04 03 Titel 300 — Zur Verfügung des Bundes- 
kanzlers zur Förderung des 
Informationswesens 

Kapitel 14 01 Titel 302 — Zur Verfügung des Bundes- 
ministers für Verteidigung für 
Zwecke des militärischen Ab- 
schirmdienstes 

Rechnungen der Bundeshauptkasse und der Amtskasse des 

Bundesamtes für Verfassungsschutz in Köln über Aus- 
gaben bei Kapitel 06 09 Titel 300 — Für Zwecke des Ver- 
fassungsschutzes. 

Das zur Erledigung meiner Prüfungsmitteilungen Erforderliche 
ist veranlaßt worden. 


gez. Dr. Hertel 
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Abschrift 


Der Präsident 
des Bundesrechnungshofes 

Pr 1/Allg — 1330/2a (1957/1958) — 230/61 


Frankfurt a. M., den 13. April 1961 
Berliner Straße 51 


Erklärung 

als Grundlage für die Entlastung der Bundesregierung 

Ich habe folgende Jahresrechnungen, die nach dem Bundes- 
haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1958 nur meiner Prüfung 
unterliegen, geprüft (§ 89 RHO): 

Rechnungen der Bundeshauptkasse über Ausgaben bei 

Kapitel 04 01 Titel 300 — Zur Verfügung des Bundes- 
kanzlers zu allgemeinen Zwek- 
ken 

Kapitel 04 03 Titel 300 — Zur Verfügung des Bundes- 
kanzlers zur Förderung des 
Informationswesens 

Kapitel 14 01 Titel 302 — Zur Verfügung des Bundes- 
ministers für Verteidigung für 
Zwecke des militärischen Ab- 
schirmdienstes 

Rechnungen der Bundeshauptkasse und der Amtskasse des 

Bundesamtes für Verfassungsschutz in Köln über Aus- 
gaben bei Kapitel 06 09 Titel 300 — Für Zwecke des Ver- 
fassungsschutzes. 

Das zur Erledigung meiner Prüfungsmitteilungen Erforderliche 
ist veranlaßt worden. 


gez. Dr. Hertel 
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Anlage F 


Fundstellenverzeichnis 


Aktiengesetz 

Gesetz über Aktiengesell- 
schaften und Kommanditge- 
sellschaften auf Aktien (Ak- 
tiengesetz) 

vom 30. Januar 1937 RGBl I S. 107, 588 


yVrtikel 131 des Grundgesetzes 

Gesetz zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter 
Artikel 131 GG fallenden 
Personen (G 131) 

vom 11. Mai 1951 BGBl I S. 307 

Neufassung vom 1. Septem- 
ber 1953 BGBl I S. 1288 

Neufassung vom 11. Septem- 
ber 1957 BGBl I S. 1292 

Bekanntmachung der Neufas- 
sung der Ersten, Zweiten, 

Dritten, Vierten und Sechsten 
Verordnung zur Durchführung 
des Gesetzes zur Regelung 
der Rechtsverhältnisse der 
unter Artikel 131 GG fallen- 
den Personen 

vom 10. Juni 1955 BGBl I S. 279 


Bemerkungen des Bundesrech- 
nungshofes zu der Bundeshaus- 
haltsrechnung für das Rech- 
nungsjahr 1954 (einschließlich 
Vermögensrechnung) 


Bemerkungen des Bundesrech- 
nungshofes zu der Bundeshaus- 
haltsrechnung für das Rech- 
nungsjahr 1955 (einschließlidi 
Vermögensrechnung) 


Bemerkungen des Bundesrech- 
nungshofes zu der Bundeshaus- 
haltsrechnung für das Rech- 
nungsjahr 1956 (einschließlich 
Vermögensredinung) 


Bericht 

Bericht des Bundesrechnungs- 
hofes nach § 107 Abs. 2 RHO 
über die Prüfung von Unter- 
nehmen mit eigener Rechts- 
persönlichkeit 

vom 31. Oktober 1955 


Bemerkungen 

Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshofes zu den Bun- 

deshaushaltsredinungen für 
die Rechnungsjahre 1949 und 
1950 Drucksadle 396 

Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 1953 

Bemerkungen des Bundes- 

rechnungshofes zur Bundes- 
haushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1951 Drucksache 1140 

Deutsdier Bundestag 
2. Wahlperiode 1953 

Bemerkungen des Bundes- 

rechnungshofes zur Bundes- 
haushaltsredinung für das 
Rechnungsjahr 1952 Drucksache 1892 

Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 1953 


Bemerkungen des Bundesrech- 
nungshofes zu der Bundeshaus- 
haltsrechnung für das Rech- 
nungsjahr 1953 (einschließlich 
Vermögensrechnung) Drucksache 3033 

Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 1953 


vom 4. Juli 1957 


vom 24. Oktober 1959 


Organisations- und Wirt- 
schaftlichkeitsprüfungen des 
Präsidenten des Bundesrech- 
nungshofes, zugleich in sei- 
ner Eigenschaft als Bundes- 
beauftragter für Wirtschaft- 
lichkeit in der Verwaltung 
vom 29. Juni 1956 


Bericht über die Tätigkeit des 
Präsidenten des Bundesredi- 
nungshofes als Bundesbeauf- 
tragter für Wirtschaftlichkeit 
in der Verwaltung 
vom 4. Juli 1957 


Drucksache 84 
Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 554 
Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 1518 
Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 1892 
Deutsdier Bundestag 

2. Wahlperiode 1953 

Drucksache 84 
Deutscher Bundestag 

3. Wahlperiode 

Drucksache 1518 
Anlage B 

Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 2660 
Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 1953 
Anlage 


Drucksache 84 
Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 
Anlage C 
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Bericht des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes vom 
19. August 1958 über seine 
Tätigkeit als Bundesbeauf- 
tragter für Wirtschaftlichkeit 
in der Verwaltung Drucksache 554 

Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 
Anlage C 

Bericht des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes vom 
24. Oktober 1959 über seine 
Tätigkeit als Bundesbeauf- 
tragter für Wirtschaftlichkeit 
in der Verwaltung Drucksache 1518 

Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 
Anlage D 

Bundesbeamtengesetz 

in der Fassung vom 18 .Sep- 
tember 1957 BGBl I S. 1337 

Zustimmung des Bundesmini- 
sters der Finanzen nach § 36 a 
RHO 

vom 25. Januar 1955 MinBlFin S. 84 

Bundesbesoldungsgesetz 

(BBesG) 

vom 27. Juli 1957 BGBl I S. 993 

Bundesfernverkehrsstraßen 

Bundesfernstraßengesetz 

vom 6. August 1953 BGBl I S. 903 

Gesetz über den Ausbauplan 

für die Bundesfernstraßen 

vom 27. Juli 1957 BGBl I S. 1189 

Gesetz über die vermögens- 
rechtlichen Verhältnisse der 
Bundesautobahnen und son- 
stigen Bundesstraßen des 
Fernverkehrs (BStrVermG) 
vom 2. März 1951 BGBl I S. 157 

Bundesgrenzschutz 

Allgemeine Verwaltungsvor- 
schriften über die Dienstbe- 
kleidung der Vollzugsbeam- 
ten im Bundesgrenzschutz 

vom 9. Juni 1958 GMBl S. 229 

Bundeshaushaltsplan 

siehe Haushaltsgesetze 

Bundesrechnungshof 

Gesetz über die Errichtung 
und Aufgaben des . , . (BRH) 

vom 27. November 1950 BGBl I S. 765 

Bundesriditlinien 1953 zu § 64 a 

RHO siehe Zuwendungen 

Bundesversorgungsgesetz 

Gesetz über die Versorgung 
der Opfer des Krieges 

vom 20. Dezember 1950 BGBl I S. 791 

Bundesverwaltungsamt 

Gesetz über die Errichtung 
des Bundesverwaltungsarats 
vom 28. Dezember 1959 BGBl I S. 829 


Bundesvertriebenengesetz 

in der Fassung vom 14. Au- 
gust 1957 

Denkschrift 

Denkschrift des Präsidenten 
des Bundesrechnungshofes zu 
den Bundeshaushaltsrechnun- 
gen für die Rechnungsjahre 
1949 und 1950 


Denkschrift des Präsidenten 
des Bundesrechnungshofes zur 
Bundeshaushaltsrechnung für 
das Rechnungsjahr 1951 
vom 21. Dezember 1954 


Denkschrift des Präsidenten 
des Bundesrechnungshofes zur 
Bundeshaushaltsrechnung für 
das Rechnungsjahr 1952 
vom 31. Oktober 1955 


Denkschrift des Bundesrech- 
nungshofes über die Ergeb- 
nisse seiner Prüfungstätigkeit 
im Rechnungsjahr 1956 
vom 29. Juli 1956 


Denkschrift des Präsidenten 
des Bundesrechnungshofes zu 
der Bimdeshaushaltsrechnung 
für das Rechnungsjahr 1954 
vom 4. Juli 1957 


Denkschrift des Präsidenten 
des Bundes rechnungshofes 
vom 19. August 1958 über die 
hauptsächlichsten Prüfungs- 
ergebnisse des Bundesrech- 
nungshofes 


Denkschrift des Präsidenten 
des Bundesrechnungshofes 
vom 24. Oktober 1959 über 
die hauptsächlichsten Prü- 
fungsergebnisse des Bundes- 
rechnungshofes 


Dienstkraftfahrzeuge 

Verkauf gebrauchter Dienst- 
kraftfahrzeuge 

Erlaß vom 10. Januar 1955 

Einkommensteuer 
Einkommensteuergesetz in der 
Fassung 

vom 15. September 1953 
Ersatzdienst 

Gesetz über den zivilen Er- 
satzdienst 

vom 15. Januar 1960 


BGBl I S. 1215 


Drucksache 396 
Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 1953 


Drucksache 1140 
Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 1953 


Drucksache 1892 
Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 1953 


Drucksache 2660 
Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 1953 


Drucksache 84 
Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 554 
Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 1518 
Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


MinBlFin S. 82 


BGBl I S. 1355 


BGBl I S. 10 
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Finanzvertrag 

(in der gemäß Liste III zu dem 
am 23. Oktober 1954 in Paris 
Unterzeichneten Protokoll über 
die Beendigung des Besat- 
zungsregimes in der Bundes- 
republik Deutschland geän- 
derten Fassung) BGBl II 1955 S. 381 

Geldversorgung 

. . . von Stellen außerhalb der 
öffentlichen Verwaltung aus 
Bewilligungen des Bundes- 
haushalts 

Rundschreiben vom 31. Au- 
gust 1958 MinBlFin S. 832 

Grundgesetz für die Bundes- 
republik Deutschland 

vom 23. Mai 1949 BGBl I S. 1 


Häftlingshilfegesetz 

Gesetz über Hilfsmaßnahmen 
für Personen, die aus politi- 
schen Gründen in Gebieten 
außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland und Berlins 
(West) in Gewahrsam genom- 
men wurden 

(Häftlingshilfegesetz 
— HHG) 

in der Fassung vom 25. Ju- 
li 1960 BGBl I S. 579 


Haushaltsgesetze 

für das Rechnungsjahr 1957 
vom 26. Juni 1957 

Nachtrag dazu 
vom 24. Juli 1958 

für das Rechnungsjahr 1958 
vom 24. Juli 1958 

für das Rechnungsjahr 1959 
vom 6. Juli 1959 

für das Rechnungsjahr 1960 


BGBl II S. 509 

BGBl II S. 230 

BGBl II S. 234 

BGBl II S. 793 
BGBl II S. 1545 


Haushaltsrecht 

Reichshaushaltsordnung 

(RHO) 

vom 31. Dezember 1922 
in der Fassung der Bekannt- 
machung 

vom 14. April 1930 
nebst Änderungen 

vom 13. Dezember 1933 

vom 23. März 1934 
vom 17. Juni 1936 
vom 30. April 1938 
vom 14. Juli 1957 
vom 27. Juli 1957 


RGBl II S. 693 

RGBl II S. 1007 
RGBl II S. 232 
RGBl II S. 209 
RGBl II S. 145 
BGBl I S. 551 
BGBl I S. 993 


Konsulargesetz 

Gesetz betreffend die Organi- 
sation der Bundeskonsulate, 
sowie die Amtsrechte und 
Pflichten der Bundeskonsuln 

vom 8. November 1867 Bundesgesetzblatt 

des Norddeutschen 
Bundes S. 137 


Kriegsgräber 

Gesetz über die Sorge für die 
Kriegsgräber (Kriegsgräber- 
gesetz) 

vom 27. Mai 1952 

Kriegsgefangenenentschä- 

digungsgesetz 

Gesetz über die Entschädigung 
ehemaliger Kriegsgefangener 
(Kriegsgefangenenentschä- 
digungsgesetz “ KgfEG) in 
der Fassung 

vom 8. Dezember 1956 

Kriegsfolgengesetz 

Gesetz zur allgemeinen Rege- 
lung durch den Krieg und den 
Zusammenbruch des Deutschen 
Reiches entstandener Schä- 
den (Allgemeines Kriegsfol- 
gengesetz) 

vom 5. November 1957 

Milch- und Fettgesetz 

Gesetz über den Verkehr mit 
Milch, Milcherzeugnissen und 
Fetten (Milch- und Fettgesetz) 
in der Fassung 

vom 10. Dezember 1952 

Preisbildung 

Verordnung PR Nr. 8/55 über 
die Preise bei öffentlichen 
Aufträgen für Bauleistungen 
vom 19, Dezember 1955 

Verordnung PR Nr. 66/50 über 
die Gebühren für Architekten 
vom 13. Oktober 1950 

Rechnungslegungsordnung für 

das Reich (RRO) 
vom 3. Juli 1929 

Reichsabgabenordnung 
vom 22. Mai 1931 

Reichshaushaltsordnung (RHO), 

siehe Haushaltsrecht 

Reichskassenordnung (RKO) 
vom 6. August 1927 
in der Fassung 
vom 8. Januar 1931 


Seelotswesen 

Gesetz über das Seelotswesen 
vom 13. Oktober 1954 

Tarifordnung 

Tarifordnung A für Ange- 
stelle im öffentlichen Dienst 
(TO.A) 

vom 1. April 1938 
in der Fassung 
vom 1. November 1943 


Überleitungsgesetz 
in den Fassungen 
vom 31. Januar 1952 


BGBl I S. 320 


BGBl I S. 908 


BGBl I S. 1747 


BGBl I S. 811 


Bundesanzeiger Nr. 249 

Bundesanzeiger Nr. 216 

Reichsministerialblatt 
S. 439 

RGBl I S. 161 

Reichsministerialblatt 
S. 7 


BGBl II S. 1035 


Reichshaushalts- und 
Besoldungsblatt 1244 
S. 22 

BGBl IS. 115 
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vom 20. Dezember 1952 
vom 28. März 1953 

Drittes Gesetz zur Änderung 
des Dritten Überleitungsge- 
setzes 

vom 11. Mai 1956 

Verkehrsfinanzgesetz 1955 
vom 6. April 1955 

Vermögen des Bundes 

Entwurf der Buchführungs- 
und Rechnungslegimgs- 
ordnung für das Vermögen 
des Bundes (VBRO) 
vom 16. März 1953 

Wirtschaftsbestimmungen für 

die Reichsbehörden (RWB) 
vom 11. Februar 1929 


BGBl I S. 228 
BGBl I S. 88 

BGBl I S. 420 

BGBl I S. 166 


MinBlFin S. 166 


Reichsministeriablatt 
S. 49 


Wohnrecht 

Gesetz über den Abbau der 
Wohnungszwangswirtschaft 
und über ein soziales Miet- 
und Wohnrecht 

vom 23. Juni 1960 BGBl I S. 389 

Zuwendungen des Bundes an 
außerhalb der Bundesverwal- 
tung stehende Stellen 
Richtlinien der Bundesregie- 
rung betr. . . . und für den 
Nachweis der Verwendung 
der Mittel nach § 64 a Abs. 1 
RHO 

vom 1. April 1953 MinBlFin S. 269 

Geldversorgung von Stellen 
außerhalb der öffentlichen 
Verwaltung aus Bewilligun- 
gen des Bundeshaushalts 
Rundschreiben vom 31. Au- 
gust 1958 MinBlFin S. 832 
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AG 

AktG 

Art. 

BBesG 

Bemerkungen 

1949/1950 


Bemerkungen 

1951 


Bemerkungen 

1952 


Bemerkungen 

1953 


Bmerkunqen 

1954 


Bemerkungen 

1955 


Bemerkungen 

1956 


BGBl 

BRHG 

BVFG 

Bundesrichtlinien 
1953 zu § 64 a 
RHO 


BVG 

BZH 

DAAD 


Verzeichnis der Abkürzungen 


Aktiengesellschaft 

Gesetz über Aktiengesellschaften und 
Kommanditgesellschaften auf Aktien 
(Aktiengesetz) 

Artikel 

Bundesbesoldungsgesetz 

Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes zu den Bundeshaushaltsrechnun- 
gen für die Rechnungsjahre 1949 und 
1950, Drucksache 396, Deutscher Bun- 
destag, 2. Wahlperiode 1953 

Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes zur Bundeshaushaltsrechnung 
für das Rechnungsjahr 1951, Druck- 
sache 1140, Deutscher Bundestag, 
2. Wahlperiode 1953 

Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes zur Bundeshaushaltsrechnung 
für das Rechnungsjahr 1952, Druck- 
sache 1892, Deutscher Bundestag, 
2. Wahlperiode 1953 

Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes zu der Bundeshaushaltsrechnung 
für das Rechnungsjahr 1953 (einschließ- 
lich Vermögensrechnung), Drucksache 
3033, Deutscher Bundestag, 2. Wahl- 
periode 1953 

Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes zu der Bundeshaiishaltsrechnung 
für das Rechnungsjahr 1954 (einschließ- 
lich Vermögensrechnung), Drucksache 
84, Deutscher Bundestag, 3. Wahl- 
periode 

Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes zu der Bundeshaushaltsrechnung 
für das Rechnungsjahr 1955 (einschließ- 
lich Vermögensrechnung), Drucksache 
554, Deutscher Bundestag, 3. Wahl- 
periode 

Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes zu der Bundeshaushaltsrechnung 
für des Rechnungsjahr 1956 (einschließ- 
lich Vermögensrechnung), Drucksache 
1518, Deutscher Bundestag, 3. Wahl- 
periode 

Bundesgesetzblatt 

Gesetz über Errichtung und Aufgaben 
des Bundesrechnungshofes 

. Bundesvertriebenengesetz 

Richtlinien der Bundesregierung vom 
1. April 1953 betr. Zuwendungen des 
Bundes an außerhalb der Bundesver- 
waltung stehende Stellen und für den 
Nachweis der Verwendung der Mittel 
nach § 64 a Abs. 1 RHO 

Bundesversorgungsgesetz 
Bundeszentrale für Heimatdienst 

Deutscher Akademischer Austausch- 
dienst e. V. 


Denkschrift 

Denkschrift des Präsidenten des Bun- 

1951 

desrechnungshofes zur Bundeshaus- 
haltsrechnung für das Rechnungsjahr 
1951 vom 21. Dezember 1954, Druck- 
sache 1140, Deutscher Bundestag, 
2. Wahlperiode 1953 

Denkschrift 

Denkschrift des Präsidenten des Bun- 

1955 

desrechnungshofes vom 19. August 
1958 über die hauptsächlichsten Prü- 
fungsergebnisse des Bundesrechnungs- 
hofes, Drucksache 554, Deutscher Bun- 
destag, 3. Wahlperiode 1957 

DRK 

Deutsches Rotes Kreuz 

EAG 

Europäische Atomgemeinschaft 

ERP 

European Recovery Program (Euro- 
päisches Wiederaufbauprogramm) 

ERP-SV 

ERP-Sondervermögen 

EVSt 

Einfuhr- und Vorratsstelle 

EWG 

Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 

FStrG 

Bundesfernstraßengesetz 

GG 

Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland 

GGO I 

Gemeinsame Geschäftsordnung der 
Bundesministerien — Allgemeiner 

Teil — 

GGO II 

Gemeinsame Geschäftsordnung der 
Bundesministerien — Besonderer 

Teil — 

G 131 

Gesetz zur Regelung der Rechtsver- 
hältnisse der unter Artikel 131 GG 
fallenden Personen 

GmbH 

Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

GmbH i. L. 

Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
in Liquidation 

GMBl 

Gemeinsames Ministerialblatt 

LAB 

Lastenausgleichsbank 

Mio 

Million(en) 

Mrd 

Milliarde(n) 

NATO 

North Atlantic Treaty Organization 
, (Nordatlantikpakt-Organisation) 

RGBl 

Reichsgesetzblatt 

RHO 

Reichshaushaltsordnung 

RKO 

Reichskassenordnung 

RRO 

Rechnungslegungsordnung für das 
Reich 

GDO-Reich 

Gemeinsame Dienstordnung für die 
Angestellten der Verwaltungen und 
Betriebe des Reichs 

RWB 

Wirtschaftsbestimmungen für die 

Reichsbehörden 

SLG 

Gesetz über das Seelotswesen 

TO.A 

Tarifordnung A für Angestellte im 
öffentlichen Dienst 

UdSSR 

Union der Sozialistischen Sowjetrepu- 
bliken 

VOB 

Verdingungsordnung für Baulei- 

stungen 

VOL 

Verdingungsordnung für Leistungen 
(ausgenommen Bauleistungen) 

ZvD 

Zentral verband der vertriebenen 

Deutschen 
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